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Bern und Zürich, 24. April 2018 


 


Vernehmlassungsantwort 


Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum über die Präsenz von juristi-


schen Personen und den Informationsaustausch im Bericht zur Phase 2 des der 


Schweiz 


Sehr geehrter Herr Bundesrat Maurer 


Sehr geehrte Damen und Herren 


Alliance Sud, die entwicklungspolitische Arbeitsgemeinschaft von Swissaid, Fastenopfer, Brot für alle 


Caritas, Helvetas und Heks, und Public Eye begrüssen in ihrer gemeinsamen Stellungnahme zur vor-


liegenden Vernehmlassungsvorlage die Stossrichtung des Bundesrates zur „Umsetzung der Empfeh-


lungen des Global Forum über die Präsenz von juristischen Personen und den Informationsaustausch 


im Bericht zur Phase 2 der Schweiz“.  Würde die Schweiz diese Empfehlungen des „Global Forum on 


Transparency and Exchange of Information for Tax Purposes (Global Forum)“ nicht umsetzen, wäre ihr 


in Phase 3 des Länderexamens eine ungenügende Note auf sicher. 


Der  Gebrauch von  juristischen  Strukturen  (wie  Briefkastenfirmen oder  Trusts) ist  ein gängiges  Mittel  


der  internationalen  Wirtschaftskriminalität,  um  Vermögen  aus  Delikten  zu  verbergen.  Neuere  Fälle, 


zuletzt die Enthüllungen im Rahmen der Panama und Paradise Papers, haben  gezeigt,  dass  sich  


auch  hinter  Schweizer  Firmen mitunter politisch exponierte Personen (PEP) oder kriminelle Netzwerke 


verstecken. Vor allem die Recherchen des „International Consortium of Investigative Journalists“ (ICIJ) 


im Rahmen der Panama Papers haben gezeigt, dass die Schweiz nach wie vor als zentrale Drehscheibe 


für aus- und inländische Offshoregelder fungiert. Findige Schweizer Anwaltskanzleien helfen Steuer-


flüchtlingen aus aller Welt, ihre Gelder über komplizierte Geflechte aus Briefkastenfirmen und Trusts in 


Steueroasen zu verschieben und vor dem Fiskus ihres Landes zu verstecken. Darunter leiden nicht 


zuletzt auch die chronisch unterfinanzierten öffentlichen Dienste in Entwicklungsländern stark. Jährlich 


entzieht ihnen das globale Offshoresystem Steuersubstrat in mindestens dreistelliger Milliardenhöhe. 


Neuste Schätzungen des Washingtoner Think-Tanks „Global Financial Integrity“ gehen sogar davon 


aus, dass aus den Entwicklungsländern jährlich bis zu eine Billion Dollar in Form von unlauteren Finanz-


flüssen abfliesst.1 Um im  Fall  von  Korruption  oder Steuerbetrug  kriminelle oder unlautere  Gelder  zu  


                                                           
1http://www.gfintegrity.org/report/illicit-financial-flows-to-and-from-developing-countries-2005-2014/ 
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waschen  oder  zu  verstecken,  braucht  es  rechtliche  Strukturen,  die  es  erlauben,  die  tatsächlichen  


wirtschaftlich  Berechtigten  der  unrechtmässigen  Vermögen  zu entlarven.  


Unlautere Finanzflüsse zeitigen weltweit verheerende wirtschaftliche, soziale und politische Folgen. Der 


Schweizer Finanzplatz spielt im globalen Offshoresystem, von dem unlautere Finanzflüsse stark profi-


tieren nach wie vor eine sehr prominente Rolle.2 Die Schweiz trägt hier deshalb eine spezielle globaler 


Verantwortung. Die vorliegenden Umsetzungsvorschläge des Bundesrates zu den Empfehlungen des 


Global Forum sind aus der Sicht von Alliance Sud und Public Eye eine weitere verpasste Chance für 


die Schweiz, dieser Verantwortung gerecht zu werden und in diesem Bereich endlich griffige Regulie-


rungen einzuführen. Aus entwicklungspolitischer und menschenrechtlicher Sicht gehen die vom Bun-


desrat vorgesehenen Transparenzbestimmungen, Aufsichtspflichten und Sanktionsmechanismen für 


Unternehmen deshalb viel zu wenig weit. Alliance Sud und Public Eye bezweifeln auch die Nachhaltig-


keit der Umsetzungsvorschläge, dienen sie doch in einzelnen Punkten vor allem dazu, eine knapp ge-


nügende Note in der nächsten Phase des Länderexamens zu erreichen. Sie bringen kaum substantielle 


Verbesserungen im Schweizer Abwehrdispositiv von Geldern aus Geldwäscherei, Korruption und inter-


nationaler Steuervermeidung.  


Im Folgenden nehmen wir ausführlich Stellung zu einzelnen Umsetzungsvorschlägen des Bundesrates 


und danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Änderungsvorschläge in der weiteren Bearbeitung 


der Vorlage. 


 


Mit freundlichen Grüssen, 


    


Dominik Gross   Andreas Missbach  


Steuer- und Finanzpolitik Alliance Sud       Geschäftsleitung Public Eye 
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Empfehlungen betreffend Transparenz und Aufsicht 


Empfehlung 1: „Die Schweiz hat ein Meldesystem vorzusehen, das die Identifikation von 
Inhaberaktionären in jedem Fall sicherstellt.“ 
 
Der Bundesrat schlägt zur Umsetzung dieser Empfehlung die Abschaffung der Inhaberaktien und ihre 
Umwandlung in Namensaktien vor. Alliance Sud und Public Eye begrüssen diese Massnahme. Damit 
wird ein Wertpapier abgeschafft, das bisher auf Grund der Anonymität, die es für die wirtschaftlich Be-
rechtigten bietet, zu mannigfaltigen Missbräuchen im Bereich der Geldwäscherei und der Steuerhinter-
ziehung, der Terrorfinanzierung und der unlauteren Bereicherung von politisch exponierten Personen 
(PEP) beiträgt. Substantiell erhöht sich damit aber die Transparenz im Bereich der wirtschaftlich Be-
rechtigten von in der Schweiz tätigen Firmen nicht. Das macht auch der Bundesrat in seinem erläutern-
den Bericht zur Vorlage deutlich. Er zeigt auf, dass sich die Rechte und Pflichten der wirtschaftlich 
Berechtigten von Inhaber- und Namensaktien durch die seit 2015 und der Umsetzung der entsprechen-
den Empfehlungen der „Financial Action Task Force“ (FATF) geltenden Bestimmungen kaum mehr un-
terscheiden. Der Mangel an Transparenz bei den wirtschaftlich Berechtigten liegt nicht allein bei der 
Existenz von Inhaberaktien begründet. Ihre Abschaffung alleine löst dementsprechend auch die beste-
henden Probleme nicht. Es braucht weitergehende Massnahmen, die wir in der Folge erläutern werden. 
Dazu gehört ein öffentliches Zentralregister für wirtschaftlich Berechtigte. 


 
Empfehlung 2: „Die Schweiz hat eine wirksame Aufsicht über Aktiengesellschaften und 


Kommanditaktiengesellschaften sicherzustellen.“ 


Ein Gesetz ist nur so wirksam, wie die Aufsicht, die dessen Vollzug überwacht. Entsprechend begrüssen 


Alliance Sud und Public Eye einerseits die Sanktionsmechanismen, die der Bundesrat für Verletzungen 


von gesellschaftsrechtlichen Pflichten zur Meldung von wirtschaftlich berechtigten Personen (Stufe Ge-


sellschafter) und der Führung von entsprechenden Verzeichnissen (Stufe Gesellschaft) vorschlägt. Be-


dingung für die Möglichkeit der Sanktionierung von entsprechenden Verletzungen der 


gesellschaftsrechtlichen Pflichten ist aber eine griffige und mit entsprechenden Kompetenzen ausge-


statte unabhängige Aufsicht. Die Aufsichtsmechanismen, die der Bundesrat vorschlägt, sind allerdings 


völlig unzureichend. Die Aufdeckung zahlreicher Fälle von unlauteren Finanzflüssen in den Panama 


Papers tangierten Schweizer Finanzintermediäre direkt. Und sie zeigten, dass die Selbstaufsicht in die-


sem Bereich versagt hatte und die behördliche Aufsicht entsprechender Akteure in der Schweiz völlig 


ungenügend ist. Zurecht steht die Schweiz in diesem Punkt auch seit längerem unter dem Druck des 


Global Forum und der FATF. Der Bundesrat schlägt hier nun eine indirekte Kontrolle der Finanzinter-


mediäre durch die Schweizer Banken vor. Gesellschaften sollen von ihren Finanzintermediären, mit 


denen sie in ein vertragliches Verhältnis treten, verpflichtet werden, über ein Konto bei einer in der 


Schweiz niedergelassenen Bank zu verfügen. Damit schiebt der Bundesrat den Compliance-Abteilun-


gen der Banken (also einer dritten Privatpartei) eine Verantwortung zu, die prinzipiell eine staatliche 


Kernaufgaben betrifft: nämlich die Überprüfung der Einhaltung von gesetzlichen Bestimmungen. Auch 


die geltenden selbstregulativen Sorgfaltsplichten der Schweizer Banken haben sich in der jüngsten Ver-


gangenheit immer wieder als ungenügend erwiesen. Sie haben erwiesenermassen nicht zur Abwehr 


von  Geschäftspraktiken geführt, die im Zusammenhang mit Geldwäscherei, Korruption oder Steuerbe-


trug und -vermeidung stehen. Auch im Hinblick auf diese Erfahrungen auf dem Finanzplatz sind die 


Vorschläge des Bundesrates sehr befremdlich. 


Umgekehrt hätte die vorgeschlagene Kontopflicht den begrüssenswerten Effekt, dass die entsprechen-


den Kontodaten der Vertragspartner von Finanzintermediären in den Geltungsbereich des automati-


schen Informationsaustausches über Finanzkonten (AIA) fallen. Angesichts der Tatsache, dass die 


Schweiz den AIA aber mindestens mittelfristig mit den allermeisten Entwicklungsländern nicht einführen 


wird, ist dieses Transparenz- und Überwachungsverfahren aus entwicklungspolitischer und menschen-


rechtlicher Sicht völlig ungenügend. 


Zahlreiche zivilgesellschaftliche Organisationen aus dem In- und Ausland, die sich im Bereich der Be-


kämpfung von Geldwäscherei, Korruption und Steuerflucht engagieren, fordern deshalb schon lange 







die Schaffung elektronischer Zentralregister für wirtschaftlich Berechtigte. Just diese verwirft der Bun-


desrat aber in seinem erläuternden Bericht zur Vorlage. Nur sie würden allerdings eine griffige und 


unabhängige Aufsicht der hier zur Debatte stehenden Geschäftspraktiken ermöglichen und entsprechen 


mittlerweile folgerichtig auch den internationalen Standards. Die EU zum Beispiel verlangt seit längerem 


von ihren Mitgliedstaaten die Führung solcher Register.3 Aus weltinnenpolitischer Sicht wäre gar die 


Veröffentlichung dieser Register zwingend. Dies würde zivilgesellschaftlichen Akteuren in südlichen 


Herkunftsländern von Offshoregeldern, die bisher nicht in den Genuss einer institutionalisierten Amts-


hilfe in Steuersachen oder des AIA kommen, ermöglichen, von ihren Regierungen und den betroffenen 


wirtschaftlichen Berechtigten Rechenschaft über ihre Geschäftspraktiken zu verlangen, ohne auf ent-


sprechende Auskünfte der Behörden vor Ort angewiesen zu sein. Die EU-Institutionen haben im Rah-


men ihrer kürzlich verabschiedeten Revision der 4. Geldwäschereirichtlinie die Einführung öffentlicher 


Register für wirtschaftlich Berechtigte auf nationalstaatlicher Ebene verabschiedet.4 Die reformierte 


Richtlinie wird Ende 2019 in Kraft treten. Sie wird entsprechend auch den Druck auf die Schweiz erhö-


hen, hier in eine ähnliche Richtung wie die EU-Länder zu gehen. 


Empfehlung 3: „Die Schweiz hat sicherzustellen, dass Eigentums und Identitätsinfor-


mationen von ausländischen Gesellschaften mit tatsächlicher Verwaltung und Nieder-


lassung in der Schweiz erhältlich sind.“ 


Wir begrüssen die vorgeschlagene Massnahme zur Umsetzung dieser Empfehlung, fordern aber die 


Ausweitung der Informationspflicht auf alle ausländischen Gesellschaften, die in der Schweiz eine Be-


triebstätte haben. Bleibt die Informationspflicht auf Gesellschaften mit Zweigniederlassungen in der 


Schweiz beschränk, bieten sich auf dem Niveau der reinen Betriebsstätten zahlreiche neue Schlupflö-


cher für unlautere Finanzflüsse. Nur eine solche generelle Auskunftsplicht für ausländische Gesellschaf-


ten würde ausserdem die Empfehlungen des Global Forum vollständig erfüllen. 


Empfehlung betreffend Informationsaustausch 


„Die Schweiz hat sicherzustellen, dass die Vorgaben des internationalen Standards zur 


Vertraulichkeit eingehalten werden.“ 


Alliance Sud und Public Eye sind sich bewusst, dass sich die Schweiz an ihre geltenden Gesetze be-


züglich Auskunftspflichten bei Amtshilfeersuchen gegenüber beschwerdeberechtigten Personen halten 


muss. Sie ergeben sich aus dem Aktieneinsichtsrecht. Wir konstatieren aber auch, dass viele Partner-


staaten der Schweiz diesbezüglich viel restriktiver agieren, als das die Schweiz tut. Gleichzeitig besteht 


grundsätzlich die Gefahr, dass auskunfts- und beschwerdeberechtigte Personen ihre entsprechenden 


Rechte missbrauchen, um durch langwierige Gerichtsprozesse den Informationsaustausch im Rahmen 


der Amtshilfe unsachgemäss hinauszuzögern oder gänzlich zu verhindern. Wir erwarten deshalb vom 


Bundesrat, dass er im Rahmen seiner Möglichkeiten bei der rechtlichen Umsetzung dieser Empfehlung 


des Global Forum sicherstellt, dass das Risiko für solche Umgehungen des Informationsaustausches 


über die Gerichte so klein wie möglich ausfällt. Gleichzeitig ist uns natürlich bewusst, dass der Vollzug 


entsprechender Massnahmen letztendlich in der Verantwortung der zuständigen gerichtlichen Instanzen 


liegt. 


Empfehlung betreffend gestohlene Daten 


„Die Schweiz hat ihr Recht und ihre Praxis dahingehend anzupassen, dass sie ihren 


Verpflichtungen nach dem Standard für den Informationsaustausch nachkommen 


kann.“ 


Alliance Sud und Public Eye konstatieren, dass dieser Punkt nicht Teil der vorliegenden Vernehmlas-


sung, wohl aber der kommenden Botschaft zum Gesetz des Bundesrates ist. Wir betonen hier deshalb 


trotzdem, dass wir in diesem Punkt an unserer bisherigen und bereits vielfach geäusserten Position 


                                                           
3 http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32015L0849&from=EN 
 
4 http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20180411IPR01527/geldwasche-bekampfung-offenle-
gung-der-wahren-eigentumer-von-unternehmen 
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festhalten. Der Widerstand der Schweiz im Bereich der Amtshilfe bei Gesuchen auf der Basis „gestoh-


lener“ Daten ist endlich aufzugeben und den entsprechenden internationalen Standards und Erwartun-


gen zahlreicher Partnerstaaten vollumfänglich nachzukommen. 
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Vernehmlassung zur Umsetzung  der  Empfehlungen  des Global Forum  über  die 
Transparenz juristischer Personen und  den  Informationsaustausch im Bericht 
zur  Phase 2 der  Schweiz 


Sehr geehrte Damen und Herren Bundesrätinnen und Bundesräte 
Sehr geehrte Damen und Herren 


Wir danken Ihnen für  die  Gelegenheit, eine Vernehmiassungsantwort zum Entwurf  des  Bundesgesetzes 
zur Umsetzung  von  Empfehlungen  des Global Forum  über  die  Transparenz juristischer Personen und 
den  Informationsaustausch für Steuerzwecke  (der  Gesetzesentwurf) und zum erläuternden Bericht zur 


Umsetzung  der  Empfehlungen  des Global Forum  über  die  Transparenz juristischer Personen und  den 
Informationsaustausch im Bericht zur  Phase 2 der  Schweiz vom  17.  Januar  2018 (der  Erläuternde 
Bericht) einreichen zu können. 


Gerne möchten wir diese Gelegenheit  in  zweifacher Hinsicht nutzen: 


Einerseits werden wir kurz zu  den  wichtigsten vorgeschlagenen Neuerungen Stellung nehmen. 


2.  Andererseits gibt  es  unter geltendem Recht verschiedene Unklarheiten und angesichts  der 
automatischen Sanktionen (Stimmrechts- und Vermögensverlust) auch  in  verfassungsrechtlicher 


Hinsicht Überarbeitungsbedarf. Diese Unklarheiten und Probleme sowie mögliche Lösungen 







2 1 9 


wurden  in der  Literatur intensiv diskutiert.' Daher regen wir  an, die  anstehende Revision auch zur 
Klärung und Verbesserung  des  bisherigen Rechts zu nutzen, womit  die  Regelungen letztlich auch 
effektiver würden. 


Wir konzentrieren uns  in  dieser Vernehmlassungsantwort auf  die  wesentlichsten Punkte und 
unterbreiten zwar Lösungsvorschläge, verzichten aber mit einer Ausnahme auf konkrete 
Gesetzesformulierungen. Gerne können wir solche bei Bedarf nachreichen. 


A. Meldepflicht bei indirekten Beteiligungen 


1. Gestaffelte Besitzverhältnisse (einschliesslich Fondsbeteiligungen) 


Art. 697j OR  auferlegt  die  Pflicht zur Meldung  des  wirtschaftlich Berechtigten dem formalrechtlichen 
Erwerber und nicht dem wirtschaftlich Berechtigten, wie  es  im Bereich  des  Börsenrechts  der  Fall ist.2 


Gemeldet werden muss aber  der  wirtschaftlich Berechtigte.  Da  sich auch  die  Meldeschwelle  von 25% 
(bzw. eine einzelne Aktie bei Inhaberaktien) auf  den  formalrechtlichen Erwerb bezieht, gibt  es  beim 
indirekten Erwerb Unklarheiten: Einerseits wäre  der  wirtschaftlich Berechtigte,  der  über eine 
Zwischengesellschaft  10%  erwirbt und über eine andere  20%  dem Gesetzeswortlaut nach nicht zu 
melden, obschon er zusammengenommen indirekt  30%  erwirbt. Andererseits wäre  der 2%-Aktionär 
einer Familienholding oder  der in  einen Anlagefonds investierende Anleger  (der  oft nicht einmal weiss, 
in  welche Aktien investiert wird) dem Wortlaut nach zu melden, wenn  die  Familienholding oder  der 
Anlagefonds als direkter Erwerber  die  Meldegrenze erreicht. 


Beides entspricht nicht  Sinn  und  Zweck  der  Regelungen, doch fehlt  es an  einer gesetzlichen Klärung. 
Wir regen daher  an,  diese Probleme wie im Börsenrecht  und  im deutschen Gesetz zur Umsetzung  der 
GAFI-  I Global Forum  - Empfehlungen  durch das Abstellen auf  die  Kontrolle  des  direkten Erwerbers 
bzw.  der  durch diesen gehaltenen Anteile zu beheben (vgl.  den  konkreten Änderungsvorschlag unten 
Ziff. 3). 


2. Tochtergesellschaften einer börsenkotierten Gesellschaft 


Eine Gesetzeslücke besteht auch bezüglich  der  Ausnahme  von der  Meldepflicht bei börsenkotierten 
Gesellschaften. Diese bezieht sich dem Gesetzeswortlaut nach nur auf  die  Meldung auf Stufe  der 
börsenkotierten Gesellschaft, nicht auf Gesellschaften,  an  welchen sie beteiligt ist. Kombiniert  mit  dem 
oben unter  Ziff. A.1  erwähnten Problem würde  dies  dazu führen, dass sämtliche Aktionäre  der 


Statt vieler DIETER GERICKEIDANIEL KUHN: Neue Meldepflichten bezüglich Aktionären, Gesellschaftern und wirtschaftlich 
Berechtigten -  die  «société  anonyme» ist Geschichte, AJP  2015, S. 849 if. 


2 Vgl.  Art. 10  Abs.  i  FinfraV-FINMA. 
Gesetz zur Umsetzung  der  Vierten EU-Geldwäscherichtlinie, zur Ausführung  der  EU-Geldtransferverordnung und zur 
Neuorganisation  der  Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen, BGBl.  I, S. 1822.  Das Gesetz ist  am 26.  Juni  2017 
in Kraft  getreten. 
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börsenkotierten Gesellschaft auf Stufe  der  Tochtergesellschaften,  an  welchen  die  kotierte Gesellschaft 
mindestens  25%  hält, zu melden wären. 


In der Praxis  hat sich daher  die  Meinung durchgesetzt, dass diese Gesetzeslücke so zu füllen ist, dass 
auch auf unteren Ebenen keine Meldepflicht besteht, soweit Anteile direkt oder indirekt durch eine 
börsenkotierte Gesellschaft gehalten werden .  


Die  Statuierung einer Ausnahme  der  Meldepflicht bei Tochtergesellschaften  von  börsenkotierten 
Gesellschaften entspricht auch  den  Regeln gemäss GwG. Nach  Art. 4  Abs.  i  Satz  2  GwG kann auf  die 
Feststellung  der  wirtschaftlich berechtigten Person verzichtet werden, wenn  es  sich um eine 


börsenkotierte Gesellschaft oder eine  von  einer solchen Gesellschaft mehrheitlich kontrollierte 
Tochtergesellschaft handelt. 


Wir regen deshalb  an,  diese Ausdehnung  der  Ausnahme im Gesetzestext explizit zu verankern.  Die 


Börsenkotierung  der  Konzernmuttergesellschaft würde somit  von der  Pflicht zur Meldung  der 
wirtschaftlich berechtigten Personen auf allen Konzernstufen befreien. 


Auch unter dem  in Deutschland  geltenden Geldwäschegesetz (das D-GwG)5, welches mit dem  OR 


vergleichbare Meldepflichten vorsieht, werden börsenkotierte Gesellschaften  von der  Meldepflicht 
betreffend  die  wirtschaftlich berechtigte Person  in der  Regel ausgenommen.', 


3. Konkreter Lösungsvorschlag 


Eine einfache Lösung  der  oben unter  Ziff. A.1  und  2  angesprochenen Punkte sähe wie folgt aus: 


Änderung  von Art. 697j OR  wie folgt [Änderungen  rot  Lind kursiv]: 


Wer allein oder  in  gemeinsamer Absprache mit Dritten Aktien einer Gesellschaft, deren 
Aktien Beteiligungspapiere nicht  an  einer Börse kotiert sind, erwirbt und dadurch  den 
Grenzwert  von 25  Prozent  des  Aktienkapitals oder  der  &immen Stimmrechte erreicht oder 
überschreitet, muss  der  Gesellschaft innert Monatsfrist  den  Vor- und  den  Nachnamen und 
die  Adresse  der  natürlichen Person melden, für  die  er letztendlich handelt (wirtschaftlich 
berechtigte Person). 


2 Der  Aktionär muss  der  Gesellschaft jede Änderung  des  Vor- oder  des  Nachnamens oder 
der  Adresse  der  wirtschaftlich berechtigten Person melden. 


Ist  der  Aktionär eine juristische Person, eine Personengesellschaft oder eine Gesellschaft 
oder ein  Instrument  zur Kollektivanlage, gilt als wirtschaftlich berechtigte Person  die 
natürliche Person,  die den  Aktionär  in  sinngemässer Anwendung  von Art. 963  Abs.  2 OR 


Statt vieler BSK OR-DETTWILER EMANUELIHESS  MARKUS,  N.  63 if.  zu  Art. 697j OR. 
Gesetz  über  das Aufspüren  von  Gewinnen aus schweren Straftaten (Geldwäschegesetz - GwG) vom  23.  Juni  2017  (BGBl. 
IS.  1822). 
Vgl. §  20  Abs.  2 Ziff. 5  D-GwG. 
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kontrolliert. Besteht keine solche wirtschaftlich berechtigte natürliche Person, muss keine 
Meldung erstattet werden. 


Ist  der  Aktionär eine Gesellschaft, deren Beteiligungsrechte  an  einer Börse kotiert sind, 


oder wird er  von  einer solchen Gesellschaft im Sinne  von Art. 963  Abs.  2 OR  kontrolliert, 
so entfällt  die  Meldepflicht, wenn Beteiligungen  an der  börsenkotierten Gesellschaft  den 
Meldepflichten gemäss  Art. 120 if. des  Bundesgesetzes über  die  Finanzmarkt-


infra stru kturen und das Marktverhalten im Effekten- und Derivatehandel (Finanzmarkt-
infra strukturgesetz,  Fin  fra  G)  oder gleichwertigen ausländischen Vorschrift unterstehen. 


35 Die  Meldepflicht besteht nicht, wenn  die  Aktien nach dem Bucheffektengesetz vom 


3.  Oktober  2008  als Bucheffekten ausgestaltet sind.  Die  Gesellschaft bezeichnet  die 
Verwahrungsstelle, bei  der die  Aktien hinterlegt oder ins Hauptregister eingetragen werden; 
die  Verwahrungsstelle muss  in der  Schweiz sein. 


Art. 790a OR  wäre entsprechend (unter Berücksichtigung  des  Rechts  der  GmbH) anzupassen. 


B. Sanktionen bei Nichteinhaltung  der  Meldepflicht betreffend  die  wirtschaftlich berechtigte Person 


1. Streichung  der  gesellschaftsrechtlichen Sanktionen bei Einführung  der  strafrechtlichen 
Sanktion  (Art. 697m OR) 


Mit  der  Revision soll  die  Verletzung  der  Meldepflicht betreffend  die  wirtschaftlich berechtigte Person 
gemäss  Art. 327  E-StGB mit  Busse  bestraft werden.  Die  Einführung  von  strafrechtlichen Sanktionen 
wird als unabdingbar angesehen, um  den  Empfehlungen  des Global Forum  gerecht zu werden .7 


Gemäss dem Gesetzesentwurf sollen  die  heute geltenden gesellschaftsrechtlichen Sanktionen gemäss 
Art. 697m OR  (Ruhen  der  Mitgliedschaftsrechte; Verwirken  von  Vermögensrechten) trotz Einführung 


der  strafrechtlichen Sanktion beibehalten werden.  Die  insgesamt dreifache Sanktionierung  der 
Nichteinhaltung einer zunächst nur formellen Pflicht wie  der  Meldung  der  wirtschaftlich berechtigten 
Person, unabhängig davon, ob diese zwecks Geldwäscherei oder Steuerhinterziehung verletzt wurde 


oder einfach vergessen ging, erscheint unverhältnismässig. Wir regen deshalb  an,  bei Einführung  der 
strafrechtlichen Sanktion gemäss  Art. 327  E-StGB  die  heute geltenden gesellschaftsrechtlichen 
Sanktionen gemäss  Art. 697m OR  zu streichen.  Dies  umso mehr als  die  gesellschaftsrechtlichen 


Sanktionen heute offenbar als nicht griffig genug angesehen werden'  und  rechtsstaatlich problematisch 
sind (dazu unten  Ziff. B.2).  Werden strafrechtliche Sanktionen eingeführt, sollte für Bagatellfälle eine 
blosse Ordnungsbusse vorgesehen werden. 


Erläuternder Bericht,  S. 9. 
Erläuternder Bericht,  S. 8 f. 







5 1 9 


Auch unter dem D-GwG wird  die  Nichteinhaltung  der  Meldepflicht betreffend  die  wirtschaftlich 


berechtigte Person nicht zusätzlich zu  den  strafrechtlichen Sanktionen mit Verlust  von  Rechten oder 


Verwirkung  von  Vermögenswerten wegen nicht ordnungsgemäss gemeldeten wirtschaftlich 


berechtigten Personen geahndet.9 


Solche mehrfachen Sanktionen werden zudem auch nicht  von den  GAFI-  I Global Forum-Empfehlungen 


verlangt. 


2. Überarbeitung  der  Regelung  der  gesellschaftsrechtlichen Sanktionen  (Art. 697m OR) 


Sollten  die  gesellschaftsrechtlichen Sanktionen entgegen  der  vorstehenden Empfehlung beibehalten 


werden, müssten sie unseres Erachtens grundsätzlich überarbeitet werden, um sie klarer zu gestalten 


und  in  einen rechtsstaatlich überzeugenden Rahmen einzubetten. 


Die  gesellschaftsrechtlichen Sanktionen, welche immerhin einer stimmen- und vermögensmässigen 


Enteignung gleichkommen, greifen heute bei Nichteinhaltung  der  Meldepflicht automatisch,  von 


Gesetzes wegen und ohne dass ein Verfahren zur Auferlegung oder Überprüfung  der  Sanktionen zur 


Verfügung stünde. Weder geht  den  Sanktionen ein rechtsstaatliches Verfahren voraus,  in  welchem  die 


Nichteinhaltung  der  Meldepflicht festgestellt und  die  Sanktionen unter Berücksichtigung  der  Umstände 


auferlegt würden, noch steht ein Rechtsmittelverfahren zur Verfügung,  in  welchem  die  Auferlegung  von 


Sanktionen gerichtlich beanstandet werden könnte. 


Dieser Automatismus verletzt das Verhältnismässigkeitsgebot sowie  die  Rechtsweggarantie. 


Namentlich ist er rechtsstaatlich bedenklich, da  die  Umstände  des  Einzelfalls unberücksichtigt bleiben 


und keine Sanktionsinstanz für  die  Sanktionierung einstehen und sich  der  gerichtlichen Überprüfung 


stellen muss. Selbst das Verschulden  der  nichtmeldenden Person, eine zentrale Voraussetzung 


rechtlicher Verantwortlichkeit, bleibt unberücksichtigt. So ist  die  dauerhafte Verwirkung  von 


Vermögensrechten  in  geringfügigen Fällen (etwa bei nur kurz verspäteter Meldung oder Untauglichkeit 


der  Nichtmeldung zur Begehung  von  Geldwäscherei- oder Steuerdelikten oder bei schlichtem 


Vergessen) zu weitreichend und unverhältnismässig. 


Überdies hat dieser Automatismus, zumal gepaart  mit  den  Unklarheiten bei indirekter Beteiligung (vgl. 


oben  Ziff. A.),  bereits bisher zu erheblicher Rechtsunsicherheit  in der Praxis  geführt  und  der 


Standortattraktivität Schaden zugefügt: Kann ein Erwerber einer Gesellschaft oder ein Konkursverwalter 


diese Gesellschaft dazu anhalten, früher bezahlte Dividenden zurückfordern, wenn sich zeigt, dass  die 


Meldepflicht damals nicht erfüllt war?  Sind  Beschlüsse, bei welchen jemand mitgewirkt hat, dessen 


Stimmrechte möglicherweise suspendiert waren, ungültig? Was bedeutet  die 


Stimmrechtssuspendierung z.B. für  die  Gültigkeit  von  Rechtshandlungen  von  Verwaltungsräten,  die  mit 


suspendierten Stimmrechten gewählt worden waren? Was ist  mit  Kapitalerhöhungen, müssen sie 


rückgängig gemacht werden? Wie kann  die  Rechtssicherheit wiederhergestellt werden? 


Vgl. 56D-GwG. 
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Faktisch sind vor allem Aktionäre  von  KMUs  von  diesen Sanktionen betroffen, da ihre Gesellschaften 


weder börsenkotiert sind noch eine Rechtsabteilung aufweisen, welche  die  Aktionäre auf diese Pflichten 


aufmerksam machen und bei deren Einhaltung unterstützen kann. 


Die  gesellschaftsrechtlichen Sanktionen wirken auch im Vergleich zur Rechtslage im Börsenrecht als 


unverhältnismässig. Im Börsenrecht besteht zwar neben  der  Strafbarkeit  die  Möglichkeit einer 


Stimmrechtssuspendierung sowie eines Zukaufsverbots.111  Auch stehen weitere Aufsichtsinstrumente, 


wie  die  Gewinneinziehung, zur Verfügung.11  Allerdings gilt kein Automatismus, sondern  die  Sanktionen 


ergehen  in  einem geregelten und rechtsstaatlichen Verfahren, welches  in der  formellen Eröffnung  der 


Sanktionen mittels anfechtbarer Verfügung endet. 12  Zudem können Stimmrechtssuspendierung und 


Zukaufsverbot nur als vorsorgliche Massnahmen während eines Verfahrens auferlegt werden, nicht als 


dauerhafte Sanktionen. 


Es  verwundert nicht, dass solche Rechtsfolgen und  die  Auferlegung im verschuldensunabhängigen 


Automatismus auch nicht  von  GAFI  I Global Forum  verlangt oder  von  anderen westlichen Ländern 


vorgesehen wird. 


Die  jetzige Revision bietet  die  Möglichkeit,  die  gesellschaftsrechtlichen Sanktionen durch  die 


strafrechtlichen Sanktionen  in  ihrer Gesamtheit zu ersetzen oder sie verhältnismässig und 


rechtsstaatlich auszugestalten, einschliesslich eines Sanktionsverfahrens. 


3. Feststellung  des  Bestehens  I  Nichtbestehens einer Meldepflicht 


Unabhängig davon, welcher Weg bei  den  Sanktionen eingeschlagen wird, regen wir im Interesse  der 


Rechtssicherheit und  des  Vermeidens  von  Rechtsverletzungen  an,  eine Möglichkeit vorzusehen, um  in 


unklaren Fällen sowohl das Bestehen als auch das Nichtbestehen einer Meldepflicht behördlich rasch 


und verbindlich feststellen zu können. Im Börsenrecht können  die  Offenlegungsstelle bzw.  die 


Übernahmekommission  in  einem einfachen und raschen Verfahren innert weniger Tage verbindliche 


(und anfechtbare) Feststellungen zum Bestehen oder Nichtbestehen einer Meldepflicht erlassen. Diese 


Möglichkeiten werden rege genutzt, gerade weil sich  die  Investoren gesetzeskonform verhalten 


möchten, aber oft rasch gehandelt werden muss. Zudem führt  die  so entwickelte Entscheidpraxis zu 


mehr Rechtssicherheit, indem ein Präjudizienkanon zu unklaren Fragen aufgebaut wird. 


C. Abschaffung  von  Inhaberaktien  (Art. 622  Abs.  2  E-OR, Art. 3  Abs.  3  ÜbBst) 


Gemäss Gesetzesentwurf sollen nicht börsenkotierte Gesellschaften keine Inhaberaktien mehr 


ausgeben dürfen .13  Mit  der  Abschaffung  von  Inhaberaktien setze  man  ein starkes  Signal  gegenüber dem 


10 Vgl.  Art. 144  FinfraG. 
Vgl.  Art. 145  FinfraG i.V.m.  Art. 29 if.  FINMAG. 


12 Vgl.  Art. 54  FINMAG. 
13 Art. 622  Abs.  2  E-OR. 
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Global Forum,  indem dessen Empfehlungen  in  Bezug auf  die  Identifikation  von  Inhaberaktionären 
vollständig umgesetzt werden würden  .14 


Gemäss  Global Forum  hat  die  Schweiz während dem vom  Global Forum  untersuchten Zeitraum zirka 


78  Exchange  of Information  (EOI) Anfragen  in  Bezug auf Inhaberaktien erhalten.  In 85% der  Fälle 


konnte  die  Identität  der  Inhaberaktionäre erhältlich gemacht werden. Diese EOI Anfragen hat  die 
Schweiz indessen alle vor dem Inkrafttreten  des  GAFI-Gesetzes  am 1.  Juli  2015  erhalten.15  Die 


praktische Wirksamkeit  der  mit dem GAFI-Gesetz eingeführten Melde- und ldentifikationspflichten für 
Inhaberaktionäre konnte entsprechend gar noch nicht evaluiert werden. 


Eine gänzliche Abschaffung  von  Inhaberaktien bei nicht börsenkotierten Gesellschaften vor  der 
vollständigen Evaluierung  der  Wirksamkeit  des  mit dem GAFI-Gesetz eingeführten Regimes erscheint 
uns verfrüht und unverhältnismässig.  Dies  umso mehr, als bereits mit  der  geplanten Einführung  von 


strafrechtlichen Sanktionen GAFI und  Global Forum  entgegengekommen würde und deren Effekt 


ebenfalls abzuwarten wäre. 


Schliesslich würde eine Abschaffung  die  Rechtssicherheit beeinträchtigen, hat doch  der  Gesetzgeber 


eine derartige Abschaffung erst vor kurzem abgelehnt. Was damals galt, gilt auch heute noch:  Die 
Abschaffung wäre eine Radikallösung,  die  primär Tausende  von  KMUs ungeachtet  der Situation 
betreffen würde. Sie ist unseres Erachtens weder geeignet noch erforderlich um  die  Zielsetzungen  von 


GAFI und  Global Forum  zu erreichen: Diese Gesellschaften würden nach  der  Änderung dem Regime 
für Namenaktien unterstehen, wo  die  Meldegrenze höher ist. Zudem gäbe  es  auch Zwischenlösungen 
wie  die  Zulassung  von  Inhaberaktien als Bucheffekten oder ein Grandfathering bestehender 
Inhaberaktien. 


Verfassungsrechtlich bedenklich ist ferner  die in Art. 3  Abs.  3 der  Übergangsbestimmungen 


vorgesehene Rechtsfolge, wonach bestehende Inhaberaktionäre automatisch ihre Rechtsansprüche  an 


die  Gesellschaft verlieren, falls sie sich nicht fristgemäss gegenüber  der  Gesellschaft identifizieren. Sie 


würde zudem zu einer ungerechtfertigten Bevorteilung  der  Gesellschaft bzw.  der  anderen 
Gesellschafter führen (würden diese steuerpflichtig?). Auch diese Rechtsfolge würde ohne 
rechtsstaatliches Sanktionsverfahren und verschuldensunabhängig einsetzen und wohl hauptsächlich 


Kleinaktionäre treffen. Entsprechend verlangen auch GAFI  I Global Forum  keine solchen Massnahmen. 


D. Einsichtsrecht 


Die  im Entwurf vorgesehenen Einsichtsrechte  von  Behörden  und  Finanzintermediären  (Art. 686  Abs.  6, 


Art. 6971  Abs.  5, Art. 790  Abs.  4 Ziff. 2, Art. 837  Abs.  3  und  Art. 935  Abs.  3 2.  Teilsatz) sind unseres 
Erachtens nicht erforderlich bzw. gehen zu weit  und  sind zuwenig differenziert. 


Unklar ist auch, wie sich diese zu  den  besser austarierten Regelungen  der  Zwangsmassnahmen und 


14 Erläuternder Bericht,  S. 6. 
15 OECD (2016), Global Forum on Transparency and Exchange of Information for Tax Purposes Peer Reviews: Switzerland 


2016: Phase 2: Implementation of the Standard in Practice, OECD Publishing, Paris, Ziff. 149. 
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Beweismittelerhebung etwa  in der  Strafprozessordnung oder  in den  Steuergesetzen verhalten würden. 


Jene Regelungen genügen vor dem Hintergrund  des  Zwecks  der  GAFI- und  Global Forum-


Empfehlungen denn auch.  Es  wäre eine Einmaligkeit, Behörden und Privaten voraussetzungslos und 


ausserhalb rechtsstaatlicher Verfahren solche Rechte einzuräumen. 


Die  Einsichtsrechte  der  Finanzintermediäre sollen diese (gepaart mit  der  Bankkontopflicht, vgl. sogleich) 


zu verlängerten Armen  der  Steuer- und Strafbehörden machen - diese  Rolle  käme zu ihren Melde- und 


Verhaltenspflichten im Zusammenhang mit  der  Verhinderung  von  Geldwäscherei entschädigungslos 


hinzu.  Dies  Ist sachfremd und daher abzulehnen. 


E. Bankkontopflicht (Art. 9589 E-OR) 


Die  im Gesetzesentwurf vorgesehene Pflicht  von  Gesellschaften, über ein Konto bei einer inländischen 


Bank  zu verfügen, wäre  international  (mit Ausnahme  von  Indien) einmalig.16  Eine Abschätzung  der 


Konsequenzen schlägt daher fehl, doch besteht davon unbesehen  die  Gefahr, dass sich  die 


Bankkontopflicht als gewichtiger Wettbewerbsnachteil für  den  schweizerischen Wirtschaftsstandort 


entpuppen könnte. Ferner ist zu erwarten, dass  die  Bankkontopflicht für  die  betroffenen Gesellschaften 


und  die  Banken zu erheblichem Aufwand führen würde. 


Den  Banken indirekt  die  Last  der  Überprüfung  der  Verzeichnisse  der  Gesellschaften aufzuerlegen, 


erscheint unangebracht.  Der  Staat muss sich  der  Aufgabe  der  Rechtsdurchsetzung annehmen und 


diese aus Steuergeldern finanzieren.  Er  kann diese hoheitliche Aufgabe nicht Privaten aufbürden, 


welche hierfür nicht einmal entschädigt würden. 


Ausserdem ist das Bedürfnis für eine solche Regelung nicht ausgewiesen -  die  Pflicht zur Führung  der 


Verzeichnisse (namentlich  des  Verzeichnisses  der  gemeldeten wirtschaftlich berechtigten Personen) ist 


ja erst  am 1.  Juli  2015 in Kraft  getreten und  es  gibt noch keine Erhebungen zur Umsetzung. Schliesslich 


stellen sich nicht zuletzt auch Fragen praktischer Natur (z.B. wenn  die  Banken nur für diese Zwecke ein 


Konto eröffnen müssten). 


Zusammenfassend regen wir deshalb  an, den  Vorschlag  der  Einführung einer Bankkontopflicht nicht 


weiter zu verfolgen.  Die  Bankkontopflicht wäre weder sachgerecht noch zweckmässig, würde 


unbeteiligten und gesetzestreuen Privaten erheblichen Aufwand und Kosten aufbürden und überdies 


den  Wirtschaftsstandort schädigen. 


******** * *  


16 Laut dem Erläuternden Bericht  (Ziff. 3.2)  hat nur  Indien  eine solche Pflicht eingeführt. 
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Wir danken Ihnen, sehr geehrte Damen und Herren Bundesrätinnen und Bundesräte, sehr geehrte 


Damen und Herren, für  die  wohlwollende Prüfung unserer Bemerkungen und stehen Ihnen und  den 


zuständigen Stellen  in  Ihrem Departement selbstverständlich jederzeit für Fragen zur Verfügung. 


Mit vorzüglicher Hochachtung 


1m 
- 


Dieter Gericke 


/ 


/ 


- 


Kevin M-HiThacher Rafael Schoch 





		Page 1

		Page 2

		Page 3

		Page 4

		Page 5

		Page 6

		Page 7

		Page 8

		Page 9






Lionel Jeannerat 


IndéNodes Sàrl 


2000 Neuchâtel 


 


 


 


 


 


Concerne : la procédure de consultation de Mise en oeuvre des recommandations du Forum mondial 


relatives à la transparence des personnes morales et à l'échange de renseignements émises dans le 


rapport de phase 2 de la Suisse. 


 


 


 


 


Madame, Monsieur, 


 


C’est avec plaisir que je prends ma plume aujourd’hui pour participer pour la première fois à une 


consultation sur un projet de loi. Je suis fier de pouvoir collaborer à une telle procédure 


démocratique. 


 


Si je réagis aujourd’hui, c’est concernant L’OBLIGATION D’AVOIR UN COMPTE BANCAIRE. L’article 


Art 958G du code des obligations prévoit l’obligation pour les entreprises de disposer d’un compte 


bancaire. 


 


En effet, la société IndéNodes Sàrl que j’ai le plaisir d’administrer a été fondée en décembre 2017 par 


un apport en nature en Bitcoin. Nous avons fait le choix de nous passer de compte bancaire et nous 


ne souhaitons pas en ouvrir à l’avenir. 


 


Lors de la création de notre entreprise, nous avons apprécié la liberté de ne pas avoir l’obligation de 


posséder un compte bancaire. L’objectif d’IndéNodes est de s’affranchir du système bancaire et 


développer des relations d’affaire qui utilisent les technologies offertes par Bitcoin, Komodo et 


toutes les technologies financières de Pair-à-Pair. 


 


Si le texte proposé était en vigueur, il est possible que nous ayons choisi un autre pays pour s’établir 


afin de pouvoir concrétiser notre envie de nous affranchir du système bancaire. Dans tous les cas, si 


nous avions eu l’obligation d’avoir un compte bancaire, nous ne l’utiliserions jamais minimum et 


continuerions à utiliser les systèmes Pair-à-Pair pour nos transactions financières. 


 


Je pense que le projet de loi se trompe de cible dans la lutte contre le blanchiment d’argent en 


instituant une telle obligation. Elle n’apporte qu’une contrainte inutile car elle n’empêche pas les 


entreprises d’utiliser des systèmes financiers alternatifs (transactions en cash, en nature ou en 


cryptomonnaies) s’ils le souhaitent. Que l’on oblige ou non une société à avoir un compte bancaire 


ne garantit en rien la transparence. 


 







Je recommande l’abrogation pure et simple de cette mesure de l’Art. 958g, en décalage avec la 


réalité d’entreprises comme IndéNodes Sàrl. Elle est inutile dans la transparence recherchée et 


inconsidérablement contraignante pour des entreprises basant leurs activités économiques sur les 


systèmes pair-à-pair (Cryptomonnaies et blockchain). 


 


En conclusion, il est important que la Suisse trouve des solutions moins liberticides dans la lutte pour 


une meilleure transparence financière. Les évolutions technologiques dans le système financier de 


Pair-à-Pair (Monnaies et plateformes cryptographiques) lancent des nouveaux défis dans ce domaine 


qu’une contrainte illusoire ne saurait résoudre. La Suisse a clairement une carte à jouer dans le 


développement d’une législation en adéquation avec ces défis de demain. 


 


Je vous remercie, Madame, Monsieur, de prendre en compte ma contribution. 


 


La Chaux-de-Fonds, le 11 avril 2018 


Lionel Jeannerat 
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CH-3003 Berne, Forum PME 


Projet de mise en œuvre des recommandations du Forum mondial relatives à la 


transparence des personnes morales et à l’échange de renseignements  


Madame, Monsieur, 


Notre commission extraparlementaire s'est penchée, lors de sa séance du 21 mars dernier, 
sur le projet de mise en œuvre des recommandations du Forum mondial relatives à la trans-
parence des personnes morales et à l’échange de renseignements. Nous remercions M. 
l’ambassadeur Christoph Schelling, M. Matthieu Boillat et Mme Brigitte Hofstetter du SFI 
d'avoir participé à cette séance et d'y avoir présenté les différents aspects du projet mis en 
consultation. Conformément à son mandat, notre commission les a examinés du point de 
vue des petites et moyennes entreprises (PME). 
 
Le Forum PME considère qu’il est nécessaire de prendre les mesures requises afin de 
mettre en œuvre les recommandations du Forum mondial et de se conformer à la norme in-
ternationale. L'obtention d'une bonne note lors du prochain examen de la Suisse devra per-
mettre d'exclure d’éventuelles contre-mesures dommageables de la part d'autres États. 
Nous sommes cependant opposés à plusieurs des mesures proposées, car elles généreront 
des coûts réglementaires trop importants (de plus de 100 millions de francs suisses pour les 
entreprises concernées). Ces coûts sont à notre avis évitables, sans pour autant remettre en 
question l’adéquation de notre réglementation avec les standards internationaux requis. Il est 
possible, comme l’ont montré les discussions lors de notre séance, d’atteindre les mêmes 
buts sans pour autant générer de coûts excessifs pour les entreprises suisses concernées. 
 
Plusieurs pays, comme par exemple l’Allemagne, les Etats-Unis et Singapour, ont prévu des 
clauses d’antériorité (« Grandfather Clauses ») dans leurs réglementations. Les actions au 
porteur sont abolies formellement ou de fait, mais les droits acquis sont maintenus. Ainsi, en 
Allemagne, la nouvelle réglementation ne s'applique pas aux sociétés ayant été fondées 
avant le 31.12.2015. Aux Etats-Unis, l'émission d'actions au porteur fait l'objet d'une interdic-
tion générale, mais les actions au porteur existantes ne doivent pas être converties en ac-
tions nominatives.  


Par courriel 


vernehmlassungen@sif.admin.ch 


Secrétariat d'Etat aux questions financières         
internationales - SFI 
Bundesgasse 3  
3003 Berne 


 


Spécialiste: mup 


Berne, 18.04.2018 
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Demande 1: nous vous prions d’examiner dans quelle mesure une clause d’antériorité pour-
rait également être introduite dans notre droit et à quelles conditions (afin d’être conforme à 
la norme internationale) et de faire figurer des informations y-relatives dans le futur message 
à l’intention du Parlement. Un tel système permettrait de réduire sensiblement les charges 
administratives et coûts des sociétés existantes ayant actuellement des actions au porteur. 
 
Comme l’indique le rapport explicatif, l’abolition des actions au porteur n'est pas exigée par 
le Forum mondial. Il serait en lieu et place possible et admissible de prévoir un système d’im-
mobilisation des actions au porteur par consignation auprès d'une personne soumise aux 
règles relatives à la lutte contre le blanchiment d'argent. L’un de nos membres, qui est inter-
médiaire financier, estime que les coûts générés par un tel système seraient inférieurs à 
ceux induits par les mesures actuellement prévues dans le projet mis en consultation.  
Demande 2: nous vous demandons, pour ces motifs, de renoncer à la conversion des ac-
tions au porteur en actions nominatives. 
 
Demande 3: au cas où nos deux premières recommandations n’étaient pas prises en 
compte, nous vous prions d’examiner si une adaptation automatique des statuts au nouveau 
droit pourrait être effectuée en collaboration avec les offices du registre du commerce. 
L'adaptation des statuts engendrera sinon, pour les sociétés concernées, des coûts liés à 
son instrumentation en la forme authentique et à son inscription au registre du commerce. 
Nous vous prions de faire figurer des informations sur les résultats de ces analyses dans le 
futur message.  
 
Demande 4: si aucune de nos requêtes ci-dessus n’était prise en compte, nous demandons 
alternativement que le délai transitoire soit porté de deux à dix ans, afin de réduire la charge 
administrative et les coûts des sociétés concernées. Il serait ainsi possible d'exploiter, pen-
dant un plus long délai transitoire, l'occasion fournie par une modification des statuts dans un 
autre domaine (afin d’adapter ceux-ci au nouveau droit).  
 
Pour les membres du Forum PME et les entreprises concernées, il s’agit avant tout de ré-
duire autant que possible les charges administratives et coûts de mise en œuvre des recom-
mandations du Forum mondial. Ces coûts devront être aussi limités que possible et le sys-
tème devra être praticable pour les petites et moyennes entreprises. 
 
En ce qui concerne les sanctions prévues en cas de violation des obligations par la société 
ou les détenteurs de parts, nous estimons qu’elles sont beaucoup trop strictes et ne tiennent 
pas suffisamment compte de leurs besoins et réalités. Demande 5: étant donné que les dé-
tenteurs d’actions au porteur perdront automatiquement et sans dédommagement tous leurs 
droits, nous demandons qu’ils disposent d’un délai de cinq ans pour s'acquitter des obliga-
tions d'annonce (en lieu et place des 18 moins prévus). Il est en effet vraisemblable que de 
nombreux détenteurs, p.ex. des personnes résidant à l’étranger, des personnes âgées ou 
des héritiers en indivision, n'aient pas connaissance à temps des exigences strictes et des 
conséquences patrimoniales critiques de la nouvelle réglementation. 
   
Conformément à l’art. 697l, al. 1 du Code des obligations, une société sans actions cotées 
en bourse doit tenir une liste des ayants droit économiques qui lui ont été annoncés. Les pro-
jet d’articles 327 et 327a du Code pénal prévoient que sera dorénavant puni d’une amende 
quiconque, intentionnellement, ne tiendra pas correctement cette liste. Les ayants droit éco-
nomiques devront être identifiés avec la diligence requise par les circonstances. Il n’existe 
toutefois, actuellement, aucune aide/brochure permettant aux PME d’effectuer cette tâche.  
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Demande 6: nous vous prions de mettre à la disposition des PME, avant l’entrée en vigueur 
des nouvelles dispositions pénales, des instructions détaillées relatives à l’identification des 
ayants droit économiques. 
 
Espérant vivement que nos recommandations seront prises en compte, nous vous prions 
d’agréer, Madame, Monsieur, nos meilleures salutations. 


 
                                              


                                             
 


Jean-François Rime Dr. Eric Jakob 


Co-Président du Forum PME  Co-Président du Forum PME 
Conseiller national  Ambassadeur, Chef de la promotion 
 économique du Secrétariat d’Etat à l’économie  


 


 
Copies à: Commissions de l'économie et des redevances du Parlement 
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Stellungnahme zum vorgeschlagenen Bundesgesetz zur Umsetzung der Empfehlungen des 
Global Forum über die Transparenz juristischer Personen und den Informationsaustausch für 
Steuerzwecke 


Sehr geehrte Damen und Herren 


Wir danken für die Gelegenheit, uns zum Entwurf eines Bundesgesetzes zur Umsetzung der Empfeh­ 
lungen des Global Forum über die Transparenz juristischer Personen und den Informationsaustausch 
für Steuerzwecke (nachfolgend auch der "Entwurf' oder abgekürzt "E") vernehmen zu lassen. Wir 
äussern uns in der nachfolgenden Stellungnahme gerne zu einigen Aspekten des vorgelegten Ent­ 
wurfs. Wir sehen davon ab, die Vorlage umfassend oder artikelweise zu kommentieren, sondern 
konzentrieren unsere Bemerkungen auf bestimmte Bereiche und Punkte, zu denen wir Vorbehalte 
äussern oder Änderungen anregen möchten. 


Wir hoffen, dass Ihnen unsere Bemerkungen hilfreich sind und stehen bei Fragen gerne zur Verfü­ 
gung. 


Mit freundlichen Grüssen 


I 
Patrick Schleiffer 


Route de Chene 30, CH-12 II Genf 6, Tel: +41 58 450 70 00, Fax: +41 58 4507001 
Avenue de Rhodanie 58, CH-1007 Lausanne, Tel: +41 58 450 70 00, Fax: +41 58 450 70 01 


Eingetragen im kantonalen Anwaltsregister 
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Stellungnahme zum Entwurf eines Bundesgesetzes zur Umsetzung der Empfehlungen des Glo­ 
bal Forum über die Transparenz juristischer Personen und den Informationsaustausch für 
Steuerzwecke 


1. Vorgeschlagene Abschaffung von Inhaberaktien (insbes. Art. 622 Abs. 2 E-OR) 


Der Vorschlag, die Inhaberaktien bei Gesellschaften ohne börsenkotierte Aktien zu verbieten, kommt 
· etwas überraschend, hat doch das Parlament erst im Jahr 2014 nach eingehender Diskussion auf die­ 
se Abschaffung gerade verzichtet und stattdessen eine Melde- und Identifikationspflicht eingeführt. 
Es wäre u.E. sinnvoller, nun erst einmal abzuwarten, ob die Wirksamkeit dieser erst kürzlich mit der 
GAFI-Revision1 eingeführten Pflichten nicht eine Abschaffung (und damit eine weitere Einschrän­ 
kung der Gestaltungsfreiheit im Aktienrecht sowie nicht unerheblichen Änderungsaufwand der be­ 
troffenen Gesellschaften) überflüssig macht. Zumindest aber sollte jedenfalls die Ausgestaltung von 
Inhaberaktien als Bucheffekten als Möglichkeit offen stehen. Damit können die Anforderungen des 
Global Forum erfüllt werden.' Denkbar wäre auch, statt eine Umwandlung der bestehenden Inhaber­ 
aktien bloss ein Verbot der Neugründung von Gesellschaften mit Inhaberaktien vorzusehen. 


2. Meldepflicht betr. die wirtschaftlich berechtigte Person (Art. 697j bzw. Art. 790a OR) 


Bei der gegenwärtigen Regelung von Art. 697j OR (und dementsprechend Art. 790a OR) sollten u.E. 
einige Punkte geklärt und der Text leicht abgeändert und ergänzt werden. Damit würde für die 
Rechtsanwendung einiges an Klarheit gewonnen. 


2.1. Vorgeschlagener Gesetzeswortlaut 


Wir schlagen vor, Art. 697j OR wie folgt abzuändern [Änderungen kursiv]:3 


1 Wer allein oder in gemeinsamer Absprache mit Dritten Aktien einer Gesellschaft, deren Aktien 
Beteiligungspapiere nicht an einer Börse kotiert sind, erwirbt und dadurch den Grenzwert von 25 
Prozent des Aktienkapitals oder der Stimmen Stimmrechte erreicht oder überschreitet, muss der 
Gesellschaft innert Monatsfrist den Vor- und den Nachnamen und die Adresse der natürlichen 
Person melden, für die er letztendlich handelt (wirtschaftlich berechtigte Person). 


1 Bundesgesetz zur Umsetzung der 2012 revidierten Empfehlungen der Groupe d'action financiere vom 
12. Dezember 2014, in Kraft seit 1. Juli 2015. 
2 OECD, Global Forum on Transparency and Exchange of Information for Tax Purposes, Implementing the 
Tax Transparency Standards - A Handbook for Assessors and Jurisdictions, 2. Aufl., 2011, A.1.2. (verfügbar 
unter <http://dx.doi.org/10. l 787/9789264110496-en>); OECD, Global Forum on Transparency and Exchange 
of Information for Tax Purposes, 2016 Terms of Reference to monitor and review Progress towards Transpar­ 
ency and Exchange of Information on Request for Tax Purposes, 2016, A.1.2 (verfügbar unter <https://www. 
oecd. org/tax/transparency / abo ut-the- global- forum/pub I ications/terms-of-reference. pdf»). 
3 Der hier vorgeschlagene Text beruht auf einem früheren Vorschlag, der nach Inkrafttreten der GAFI-Revision 
in Zusammenarbeit mit den Kanzleien Bär & Karrer und Hamburger ausgearbeitet worden war. 
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2 Der Aktionär muss der.Gesellschaft jede Änderung des Vor- oder des Nachnamens oder der 
Adresse der wirtschaftlich berechtigten Person melden. 
3 Ist der Aktionär eine juristische Person oder Personengesellschaft, gilt als wirtschaftlich be­ 
rechtigte Person die natürliche Person, die den Aktionär in sinngemässer Anwendung von 
Art. 963 Abs. 2 OR kontrolliert. Besteht keine solche wirtschaftlich berechtigte Person, muss kei­ 
ne Meldung erstattet werden. 
4 Ist der Aktionär eine Gesellschaft, deren Beteiligungsrechte an einer Börse kotiert sind, oder 
wird er von einer solchen Gesellschaft im Sinne von Art. 963 Abs. 2 OR kontrolliert, so entfällt 
die Meldepflicht, wenn Beteiligungen an der borsenkotierten Gesellschaft den Meldepflichten 
gemäss Art. 120 ff. des Bundesgesetzes über die Finanzmarktinfrastrukturen und das Marktver­ 
halten im Effekten- und Derivatehandel ( Flnanzmarktinfrastrukturgesetz; FinfraG) oder gleich­ 
wertigen ausländischen Vorschriften unterstehen. Der Aktionär muss der Gesellschaft die Firma 
und den Sitz der Gesellschaft mitteilen, deren Beteiligungsrechte an einer Börse kotiert sind. 
Js Die Meldepflicht besteht nicht, wenn die Aktien nach dem Bucheffektengesetz vom 3. Oktober 
2008 als Bucheffekten ausgestaltet sind. Die Gesellschaft bezeichnet die Verwahrungsstelle, bei 
der die Aktien hinterlegt oder ins Hauptregister eingetragen werden; die Verwahrungsstelle muss 
in der Schweiz sein. 


Art. 790a OR wäre entsprechend (unter Berücksichtigung des Rechts der GmbH) anzupassen. 


2.2. Begriffliche Präzisierungen 


Im oben vorgeschlagenen Text wird der Begriff der "Stimmen" durch "Stimmrechte" ersetzt, womit 
klargestellt wird, dass es nicht um die Stimmen geht, die tatsächlich an einer General- bzw. Gesell­ 
schafterversammlung abgegeben werden, sondern um die Stimmmöglichkeit." Auch das FinfraG 
knüpft für die Pflicht zur Offenlegung von Beteiligungen an den Begriff der "Stimmrechte" an 
(Art. 120 Abs. 1 FinfraG). Weiter wird "Aktien" bei der zweiten Verwendung durch "Beteiligungs­ 
papiere" ersetzt, womit auch hier der Gleichlauf mit Art. 120 Abs. 1 FinfraG erreicht wird. (Bereits 
die Kotierung einer Art von Beteiligungspapieren führt zur Anwendbarkeit der Offenlegungspflicht 
nach Art. 120 FinfraG auf sämtliche Beteiligungspapiere der Gesellschaft.' deshalb können sämtli­ 
che Gesellschaften mit kotierten Beteiligungspapieren vom Anwendungsbereich des Art. 697j OR 
ausgenommen werden.) 


2.3. Klarstellung, dass bei mehrstufigen Beteiligungen die Kontrolle das massgebende Kriteri­ 
um ist 


Bei mehrstufigen Beteiligungsstrukturen, also immer dann, wenn der erwerbende und daher grund­ 
sätzlich meldepflichtige Aktionär selbst eine juristische Person oder eine Personengesellschaft ist, 
und insbesondere bei Konzernsachverhalten, führt die Meldepflicht nach Art. 697j bzw. Art. 790a 


4 Vgl. DETIWILERIHESS, in: HonsellNogt/Watter (Hrsg.), Basler Kommentar, Obligationenrecht II, 5. Aufl., 
Basel 2016, Art. 697j N 4. 
5 TSCHÄNI/GABERTHÜEL, in: Sester/Brändli/Bartholet/Schiltknecht (Hrsg.), St. Galler Handbuch zum Schwei­ 
zer Finanzmarktrecht, Finanzmarktaufsicht und Finanzmarktinfrastrukturen, Zürich/St. Gallen 2018, § 23 
N 16. 
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OR in der Praxis zu Unklarheiten.6 Wenn am oberen Ende der "Kontrollkette" eine natürliche Person 
steht, die an den Gesellschaften zwischen ihr und der am unteren Ende der "Kontrollkette" stehenden 
Gesellschaft (auf welche sich die Meldepflicht bezieht) nicht zu 100% direkt oder indirekt beteiligt 
ist, fragt es sich, ob bzw. unter welchen Voraussetzungen jene natürliche Person als wirtschaftlich 
berechtigte Person im Sinne von Art. 697j bzw. Art. 790a OR qualifiziert. Der oben wiedergegebene 
Vorschlag knüpft dabei an das Kriterium der Kontrolle an, wobei sinngemäss auf den Kontrollbegriff 
von Art. 963 Abs. 2 OR abgestellt werden kann. Dies dürfte sich mit dem Verständnis von Art. 2a 
Abs. 3 GwG nach der Interpretation der VSB 16 und des Kommentars dazu decken.7 Gibt es keine 
natürliche Person, welche die Aktionärin, die mit einem direkten Aktienerwerb den 25%­ 
Schwellenwert überschritten hat, kontrolliert, so gibt es keine wirtschaftlich berechtigte Person im 
Sinne von Art. 697j OR und entsprechend sollte die Meldepflicht entfallen. Denkbar wäre in diesem 
Fall auch eine Pflicht zu einer "Negativmeldung". 


2.4. Klarstellung hinsichtlich börsenkotierter Erwerber und ihrer Tochtergesellschaften 


Handelt es sich beim Erwerber (also bei dem direkten Aktionär bzw. Gesellschafter) der 25%­ 
Beteiligung, welche die Meldepflicht nach Art. 697j bzw. Art. 790a OR auslöst, um eine börsenko­ 
tierte Gesellschaft oder um eine Tochtergesellschaft einer börsenkotierten Gesellschaft, müsste der 
Erwerber gemäss dem Wortlaut von Art. 697j bzw. Art. 790a OR alle Aktionäre jener börsenkotier­ 
ten Gesellschaft" als wirtschaftlich berechtigte Personen melden. Dies ist weder praktikabel noch 
sinnvoll. Es sollte eine klarstellende Ausnahme vorgesehen werden, falls der erwerbende Aktionär 
bzw. Gesellschafter (dessen Meldepflicht in Frage seht) selbst eine börsenkotierte Gesellschaft ist 
oder falls er von einer börsenkotierten Gesellschaft kontrolliert wird (wobei auf den Kontrollbegriff 
von Art. 963 Abs. 2 OR abgestellt werden kann), allerdings unter der Voraussetzung, dass Beteili­ 
gungen an jener börsenkotierten Gesellschaft dem Offenlegungsregime von Art. 120 ff. FinfraG oder 
gleichwertigen ausländischen Vorschriften unterstehen. In diesen Fällen wird die Transparenz über 
die wirtschaftlich berechtigten Personen durch jene börsenrechtlichen Offenlegungsvorschriften aus­ 
reichend gewährleistet, was auch der Regelung von Art. 4 Abs. 1 Satz 2 GwG entspricht. Allerdings 
sollte der Aktionär bzw. Gesellschafter in diesen Fällen jene börsenkotierte Gesellschaft nennen 
müssen. Falls sowohl der hier vorgeschlagene Abs. 3 als auch der hier vorgeschlagene Abs. 4 über­ 
nommen werden, hat letzterer vor allem dann noch Bedeutung, wenn jene börsenkotierte Gesell­ 
schaft von einer natürlichen Person kontrolliert wird, was in der Schweiz nicht selten der Fall ist. 


3. Strafrechtliche Sanktionen sollten die "gesellschaftsrechtlichen" Sanktionen ersetzen 
und nicht zusätzlich gelten (Art. 697m OR) 


Wir stimmen der Einführung von strafrechtlichen Sanktionen für den Fall vorsätzlicher Verletzungen 
der Meldepflicht nach Art. 697j bzw. Art. 790a OR zu, weil damit die Verfolgung und Beurteilung 


6 Die Lehre ist sich zu der Frage, wie in solchen Konstellationen die wirtschaftlich berechtigte Person zu be­ 
stimmen ist, nicht einig, s. die Darstellung bei DEITWILERIHESS a.a.O., Art. 697j N 43 ff. 
7 DEITWILERIHESS, a.a.O. N 47. 
8 Sowie auch allfällige weitere Aktionäre der Tochtergesellschaften (vgl. DEITWILERIHESS, a.a.O., N 43). 
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solcher Rechtsverletzungen in die Hände der Strafverfolgungsbehörden und des Strafrichters gelegt 
werden, was sachgerecht erscheint. Damit wird wenigstens die Sanktion am richtigen Ort und im 
richtigen Rahmen geregelt; den aus der Bekämpfung der Geldwäscherei (sowie teilweise fiskalischer 
Interessen) motivierten Meldepflichten kommt ohnehin kein echter gesellschaftsrechtlicher Charak­ 
ter zu. Die in Art. 697m OR vorgesehenen "gesellschaftsrechtlichen" Sanktionen (Ruhen der Mit­ 
gliedschaftsrechte, Sistierung und ggf. Verwirkung der Vermögensrechte) sollten gestrichten wer­ 
den. Die in Art. 697m OR vorgesehenen "gesellschaftsrechtlichen" Sanktionen sind schon aus ver­ 
fahrensrechtlichen bzw. rechtsstaatlichen Aspekten fragwürdig. Sie sind ausserdem unverhältnismäs­ 
sig hart und lassen keine Differenzierung nach der Schwere der Tat, dem Vorsatz und weiteren Um­ 
ständen zu. Weiter besteht die Gefahr ihres Missbrauchs bei Streitigkeiten zwischen Aktionären oder 
um einen unerwünschten Aktionär auszuschalten (und die anderen Aktionäre zu stärken und indirekt 
zu bereichern). Die neuen strafrechtlichen Sanktionen dürften ausreichend sein und eine doppelte 
Sanktionierung ist u.E. weder zur Erfüllung der Empfehlungen des Global Forum noch zur Bekämp­ 
fung von Verletzungen der Meldepflicht erforderlich.9 


4. "Bankkontopflicht" in der Schweiz (Art. 958 g E-OR) 


Die in Art. 958g E-OR vorgesehene Pflicht, über ein Konto bei einem dem BankG unterstellten Insti­ 
tut zu verfügen, ist unseres Erachtens nicht sachgerecht, wenig zweckmässig, sie würde Aufwand 
und Kosten verursachen und ihre Überprüfung ist unklar. Dieser Vorschlag sollte daher nicht weiter 
verfolgt werden.l" 


Vorab ist zu bemerken, dass eine solche Pflicht international beinahe einmalig ist, 11 schon darum 
lassen sich ihre Konsequenzen nicht zuverlässig abschätzen. Sicher ist, dass Mehraufwand sowohl 
für die betroffenen Gesellschaften wie auch für die Banken entstehen würde: Die Gesellschaften 
einerseits müssten schon bei der Gründung den Aufwand für die Kontoeröffnung bei einer schweize­ 
rischen Bank in jedem Fall auf sich nehmen, auch wenn sie ihr regelmässig verwendetes Geschäfts­ 
konto bei einer ausländischen Bank (z.B. bei der Bank der Muttergesellschaft bzw. des Konzerns) 
führen lassen. Die Eröffnung eines Kontos durch eine Gesellschaft ist relativ zeitintensiv und verur­ 
sacht Kosten, beispielsweise weil Dokumente beschafft und Unterschriften und Beglaubigungen 
eingeholt werden müssen. Das Verfahren der Gründung einer (Tochter-)Gesellschaft in der Schweiz 
ist auch schon ohne diese neue Pflicht im internationalen Vergleich eher zu aufwändig. Besonderer 
Aufwand und Kosten entstehen für Gesellschaften mit Bezügen zu bestimmten Ländern (z.B. den 
USA oder Russland), weil Banken in solchen Fällen zusätzliche Informationen (und zuweilen höhere 


9 Vgl. OECD, Global Forum on Transparency and Exchange of Information for Tay Purposes, Peer Review 
Report Phase 2 - Implementation of the Standard in Practice - Switzerland, 2016, Rz. 146, 150, wo vor allem 
"criminal or administrative sanctions" gefordert werden. 
10 Ebenfalls kritisch zur Bankkontopflicht mit zum Teil ähnlichen Argumenten URBACH/MAIER, Schweizer 
Bankkontopflicht für Gesellschaften, Jusletter 9. April 2018. 
11 Laut dem erläuternden Bericht (Ziff. 3.2) hat nur Indien eine solche Pflicht eingeführt (unklar ist, ob dies vor 
dem Hintergrund der Geldwäschereibekämpfung geschehen ist). Die Pflicht, die Kapitaleinzahlungen bei der 
Gründung oder einer Kapitalerhöhung einer Kapitalgesellschaft auf ein Konto bei einer Schweizerischen Bank 
einzubezahlen, entspricht nicht einer solchen allgemeinen Bankkontopflicht (dazu etwa URBACH/MAIER, 
a.a.O., Rz. 22 ff. 
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Kontoführungsgebühren) verlangen. Schliesslich kommt es auch vor, dass Banken Kontobeziehun­ 
gen ablehnen. (Eine Kontrahierungspflicht besteht für Banken nicht). 


Die Banken andererseits müssten Ressourcen darauf verwenden, die gesellschaftsrechtlich vorge­ 
schriebenen Verzeichnisse (in welche sie in der Praxis wohl Einsicht nehmen müssten, um ihrer 
Sorgfaltspflicht zu genügen) auf ihre Übereinstimmung mit den ihnen gelieferten Informationen zu 
überprüfen. Diese Kosten werden auf die Kunden abgewälzt werden. Schwierigkeiten verursacht bei 
dieser Prüfung überdies der Umstand, dass sich der Begriff der wirtschaftlich berechtigten Person in 
den gesellschaftsrechtlichen Transparenzbestimmungen (Art. 697j bzw. 790a OR) nicht exakt mit 
dem Begriff der wirtschaftlich berechtigten Person im GwG bzw. der VSB deckt. 


Ferner scheint uns die in Art. 958g E-OR vorgesehene Lösung wenig zielgerichtet: Eine Kontrolle 
über die zu führenden Verzeichnisse (insbes. der gemeldeten wirtschaftlich berechtigten Personen) 
würde einfacher durch eine externe Prüfung (z.B. die Revisionsstelle) sichergestellt. 


Schliesslich bleibt bei der vorgesehenen Regelung offen, wer die Einhaltung der Bankkontopflicht 
überprüfen sollte. 


5. Einsichtsrecht in Verzeichnisse (Art. 686 Abs. 6 E-OR und weitere) 


Wir empfehlen, auf die im Entwurf vorgesehenen Einsichtsrechte von Behörden und Finanzinterme­ 
diären zu verzichten (Art. 686 Abs. 6, Art. 6971 Abs. 5, Art. 790 Abs. 4 Ziff. 2, Art. 837 Abs. 3 und 
Art. 935 Abs. 3 2. Teilsatz). Ein Einsichtsrecht der Steuerbehörden kann in einem steuerrechtlichen 
Erlass vorgesehen werden, falls ein solches Recht nicht schon besteht. Ein umfassendes Einsichts­ 
recht von Behörden und Finanzintermediären wird von den Global Forum-Empfehlungen nicht ver­ 
langt und erscheint unnötig überschiessend. Zudem ergibt sich bereits aus den Prozessordnungen, 
welchen Behörden Einsichtsrechte zukommen, was insbesondere bei Strafverfolgungsbehörden der 
Fall ist. Finanzintermediäre benötigen kein Einsichtsrecht. Sie können die zur Erfüllung ihrer gesetz­ 
lichen Pflichten nötigen Dokumente und Informationen von ihren (prospektiven) Vertragspartnern 
einfordern und verweigern bei Nichterfüllung die Aufnahme oder Weiterführung einer Geschäftsbe­ 
ziehung sowie erstatten ggf. eine Meldung nach Art. 9 GwG an die Meldestelle für Geldwäscherei. 
Dies entspricht bereits gegenwärtiger Praxis und Rechtslage. 


6. Massnahmen bei nicht rechtmässiger Führung des Aktienbuches oder des Verzeichnis­ 
ses über die gemeldeten wirtschaftlich berechtigten Personen (Art. 731b Abs. 4 OR) 


Auf die im Entwurf vorgesehene Änderung von Art. 731b OR sollte unseres Erachtens verzichtet 
werden. Die in Art. 327a E-OR vorgesehene strafrechtliche Verantwortung der handelnden Personen 
bei Verletzung der Pflichten zur korrekten Führung der Verzeichnisse sowie die Organverantwort- 
1 ichkeit bei Schädigung dürften genügen, um die zuständigen Organe zur korrekten Führung des 
Aktien- bzw. Anteilbuchs und des Verzeichnisses über die wirtschaftlich berechtigten Personen an­ 
zuhalten. Zudem wäre die in Art. 731b Abs. 2 Ziff. 3 E-OR vorgesehene Möglichkeit, die Gesell­ 
schaft aufgrund einer unrechtmässigen Führung ihrer Verzeichnisse aufzulösen, unverhältnismässig. 
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Die praktische Bedeutung der vorgesehenen Änderungen wäre u.E. wohl ohnehin gering: Aktionäre 
haben nur beschränkte Möglichkeit, in das Aktienbuch Einsicht zu nehmen, Gläubiger haben über­ 
haupt kein Einsichtsrecht. 12 Auch der Handelsregisterführer wird in der Praxis kaum Einsicht in das 
Aktienbuch nehmen. Die zur Erhebung einer Klage nach Art. 731 b OR berechtigten Personen haben 
typischerweise also gar keine Kenntnis davon, ob das Aktien- bzw. Anteilbuch und das Verzeichnis 
der gemeldeten wirtschaftlich berechtigten Personen rechtmässig und korrekt geführt werden. Aktio­ 
näre und Gläubiger dürften auch kaum je ein echtes Interesse an einer solchen Klage haben, es sei 
denn aus sachfremden und missbräuchlichen Motiven (z.B. bei Streitigkeiten über die Kontrolle), um 
den Verwaltungsrat unter Druck zu setzen oder um an die Identitäten der Aktionäre zu gelangen. 


7. Übergangsbestimmungen (Art. 2 und 3 Übest) 


Die in Art. 3 Abs. 3 E-OR vorgesehene Rechtsfolge, dass bestehende Inhaberaktionäre automatisch 
ihre Rechtsansprüche verlieren, falls sie sich nicht fristgemäss gegenüber der Gesellschaft identifi­ 
zieren, stellt der Sache nach eine verfassungswidrige entschädigungslose Enteignung dar und sie 
führt indirekt zu einer ungerechtfertigten Bevorteilung der anderen Gesellschafter. Eine derart dra­ 
konische Rechtsfolge (welche auch eine unverschuldete Unterlassung erfassen würde) ist unverhält­ 
nismässig, insbesondere auch darum, weil in dem von der Bestimmung erfassten Fall ja die Straf­ 
norm von Art. 327 E-StGB zur Anwendung käme (weil der Aktionär seiner Meldepflicht nach 
Art. 697j bzw. Art. 790a OR nicht nachgekommen ist.) Eine solche Rechtsfolge wird auch nicht von 
den Global Forum-Empfehlungen verlangt. 


Zudem kann die vorgesehene Rechtsfolge zu erheblichen Unklarheiten und Ungereimtheiten führen: 
So sieht der Entwurf nicht vor, was mit den eigenen Aktien geschehen soll, die der Verwaltungsrat 
anstelle der nichtigen Aktien ausgegeben hat. Die Gesellschaft hielte dann allenfalls seltsam hohe 
Bestände an eigenen Aktien, welche ihr ohne Gegenleistung zugekommen sind. Diese könnten (bei 
gegebenen Voraussetzungen) im Rahmen einer Kapitalherabsetzung vernichtet oder bei bestehenden 
Aktionären oder Dritten platziert und verkauft werden, doch würde dies zur endgültigen ungerecht­ 
fertigten Bevorteilung der Mitaktionäre des fehlbaren Inhaberaktionärs führen. 


* * * * * * * 


12 Vgl. Du PASQUIER/WOLF/ÜERTLE, in: Honsell/Vogt/Watter (Hrsg.), Basler Kommentar, Obligationenrecht 
II, 5. Aufl., Basel 2016, Art. 686 N 8 m.w.H. 
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Schweizer Bankkontopflicht für Gesellschaften 
 


Aspekte des Gesetzesentwurfs zur Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum  
 
DR. GUIDO E. URBACH, Rechtsanwalt und Partner bei Kohli & Urbach Rechtsanwälte / CÉCILE MAIER, 
juristische Mitarbeiterin bei Kohli & Urbach Rechtsanwälte 
 
Am 17. Januar 2018 eröffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zur Umsetzung der Empfehlungen des 
Global Forum. Der Gesetzesentwurf schlägt unter anderem die Einführung eines zwingenden Bankkontos 
für Schweizer Gesellschaften vor. Der vorliegende Beitrag erklärt den Hintergrund sowie den angestrebten 
Sinn und Zweck dieser beabsichtigten Gesetzesbestimmung und beleuchtet Alternativmassnahmen.  Des 
Weiteren werden diesbezügliche Probleme und Unklarheiten aufgezeigt. Schliesslich wird ein alternativer 
Lösungsansatz präsentiert. 


I. Einleitung 


1. Am 17. Januar 2018 hatte der Bundesrat das Eidgenössische Finanzdepartement („EFD“) beauftragt, 
ein Vernehmlassungsverfahren zum vorgeschlagenen Bundesgesetz zur Umsetzung der 
Empfehlungen des Global Forum on Transparency and Exchange of Information for Tax Purposes 
(„Global Forum“) durchzuführen. Die Vernehmlassung dauert bis zum 24. April 2018. Der 
Gesetzesentwurf schlägt die Abschaffung der Inhaberaktien beziehungsweise ihre Umwandlung in 
Namenaktien (Art. 622 Abs. 1, 2 , 2bis und 2ter E-OR) sowie strafrechtliche Sanktionen bei der 
Verletzung der Pflicht zur Meldung der wirtschaftlich berechtigten Person und der Führung der 
entsprechenden Verzeichnisse vor (Art. 327 E-StGB sowie Art. 327a E-StGB). Weiter sollen 
Gesellschaften zwingend über ein Konto bei einer Schweizer Bank verfügen müssen (Art. 958g E-
OR). Gestützt auf die Ergebnisse der Vernehmlassung soll der Gesetzesentwurf gegebenenfalls 
überarbeitet und zusammen mit der Botschaft im Winter 2018/2019 in die parlamentarische Beratung 
kommen. Nachfolgend konzentrieren sich die Autoren auf die vorgesehene Einführung der 
zwingenden Bankkontopflicht für Schweizer Gesellschaften. 


II. Entwurf Gesetzesbestimmung 


1. Art. 958g E-OR 
2. „Einzelunternehmen mit mindestens 100 000 Franken Umsatzerlös im letzten Geschäftsjahr, 


Personengesellschaften, juristische Personen und Zweigniederlassungen von Unternehmen mit 
Hauptsitz im Ausland müssen über ein Konto bei einem dem Bankengesetz vom 8. November 1934 
unterstellten Institut verfügen.“1 


3. Mit genannter Bestimmung (Art. 958g E-OR) mit der Marginalie „Bankkonto“ soll neu die zwingende 
Führung eines Schweizer Bankkontos für Gesellschaften gesetzlich verankert werden. Die 
vorgesehenen Eingliederung in den Titel über die kaufmännische Buchführung und Rechnungslegung 
(Art. 957 ff. OR) soll sicherstellen, dass die beabsichtigte Regelung alle Gesellschaftsformen erfasst, 
nämlich die im Handelsregister eingetragenen Einzelunternehmen, Personengesellschaften, 
Kapitalgesellschaften, Vereine, Stiftungen und Zweigniederlassungen von ausländischen 
Unternehmen.2 


                                                        
1 Entwurf des Bundesgesetzes zur Umsetzung von Empfehlungen des Global Forum über die 
Transparenz juristischer Personen und den Informationsaustausch für Steuerzwecke 
(https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/51075.pdf, zuletzt besucht am 17. März 
2018). 
2 Vgl. Erläuternder Bericht vom 17. Januar 2018 des EFD «Erläuternder Bericht zur Umsetzung der 
Empfehlungen des Global Forum über die Transparenz juristischer Personen und den 
Informationsaustausch im Bericht zur Phase 2 der Schweiz» 
(https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/51076.pdf, zuletzt besucht am 17. März 
2018). 
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2. Hintergrund  
4. Hintergrund erwähnter Gesetzesbestimmung bilden die jeweiligen Empfehlungen, welche aus den 


Länderexamen der internationalen Gremien wie dem Global Forum und der Financial Action Task 
Force beziehungsweise der Group d’action financière („GAFI“) resultierten.  


5. Beim Global Forum handelt es sich um ein im Jahr 2000 gegründetes und unter der Aufsicht der OECD 
und der G20 stehendes Gremium, welches internationale Standards hinsichtlich Transparenz und 
Informationsaustausch zu Steuerzwecken auf internationaler Ebene formuliert und deren Einhaltung 
und Umsetzung überwacht. Das Global Forum unterzieht seinen 149 Mitgliedern regelmässig 
sogenannte Peer Reviews (= „Länderüberprüfungen“).3 


6. Am 26. Juli 2016 hatte das Global Forum den Bericht zur Umsetzung der Standards in der Schweiz, 
den sogenannten Peer Review Report, Phase 2, Implementation of the Standard in Practice / 
Switzerland veröffentlicht.4 Die Schweiz erhielt in dieser zweiten Phase der Länderüberprüfung die 
insgesamt positive Gesamtnote „largely compliant“ (= „weitgehend konform“). Nur zwei der zehn 
geprüften Elemente wurden mit dem Beurteilungskriterium „partially compliant“ (= „teilweise konform“) 
bewertet und sind somit Gegenstand entsprechender Empfehlungen.5  


7. Die GAFI wurde 1989 anlässlich des G7-Gipfels in Paris gegründet und veröffentlicht seither ebenso 
regelmässig Empfehlungen, welche von den Teilnehmerländern als internationale Standards im 
Bereich der Bekämpfung von Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung verwendet werden.6 Einen 
Teil der Empfehlungen, welche aus dem vierten Länderbericht vom 7. Dezember 2016 der GAFI zur 
Schweiz stammen, decken sich mit den Empfehlungen des Global Forum.7 


8. Die drei Empfehlungen des Global Forum zu einem der zehn geprüften Beurteilungskriterien bei der 
letzten Länderüberprüfung betreffen die (i) Identifikation von Inhaberaktionäre (ii) die Aufsicht über 
Aktien- und Kommanditaktiengesellschaften sowie (iii) die Erhältlichkeit von Eigentumsinformationen 
über im Ausland errichtete Gesellschaften mit tatsächlicher Verwaltung und Niederlassung in der 
Schweiz.8 


9. Vorliegend ist die zweite Empfehlung – welche sich mit den GAFI-Empfehlungen aus dem vierten 
Länderbericht deckt – von Relevanz: „Die Schweiz hat eine wirksame Aufsicht über 
Aktiengesellschaften und Kommanditaktiengesellschaften sicherzustellen.“9 


10. Um die Schweizer Gesetzgebung den geltenden Standards des Global Forum sowie der GAFI 
anzupassen, stellte das EFD ein Massnahmepaket vor. Eine der drei vorgeschlagenen Massnahmen 
ist die Einführung eines zwingenden Schweizer Bankkontos für Gesellschaften (Art. 958g  E- OR).10 


III. Beabsichtigter Sinn und Zweck der vorgesehenen Gesetzesbestimmung 


1. Sicherstellung wirksamer Aufsicht über die Verzeichnisse der Gesellschaften 
11. Gemäss EFD soll diese Massnahme beziehungsweise der beabsichtigte Bankkontozwang, nebst 


weiteren im Gesetzesentwurf vom 17. Januar 2018 enthaltenen Bestimmungen, der Umsetzung der 
erwähnten zweiten Empfehlung des Global Forum dienen und damit eine noch bessere 


                                                        
3 Insgesamt hat das Global Forum 149 Mitglieder (http://www.oecd.org/tax/transparency/about-the-global-
forum/members/, zuletzt besucht am 17. März 2018). 
4 Vgl. Online Version vom 26. Juli 2016 des Berichts «Peer Review Report, Phase 2, Implementation oft 
the Standard in Practice / Switzerland» (https://www.keepeek.com//Digital-Asset-
Management/oecd/taxation/global-forum-on-transparency-and-exchange-of-information-for-tax-purposes-
peer-reviews-switzerland-2016_9789264258877-en#page1, zuletzt besucht am 17. März 2018). 
5 Bericht (Fn. Fehler! Textmarke nicht definiert.), 1.1. 
6 Siehe http://www.fatf-gafi.org/fr/ (zuletzt besucht am 17. März 2018). 
7 Online-Version vom 7. Dezember 2016 des «Mutual Evaluation Report» der GAFI (http://www.fatf-
gafi.org/publications/mutualevaluations/documents/mer-switzerland-2016.html, zuletzt besucht am 17. 
März 2018); Bericht (Fn. Fehler! Textmarke nicht definiert.), 1.2. 
8 Bericht (Fn. Fehler! Textmarke nicht definiert.), 2.2. 
9 Bericht (Fn. Fehler! Textmarke nicht definiert.), 1.2 und 2.2.2 ff.; vgl. ebenfalls Online Version vom 26. 
Juli 2016 des Berichts «Peer Review Report, Phase 2, Implementation oft the Standard in Practice / 
Switzerland» (https://www.keepeek.com//Digital-Asset-Management/oecd/taxation/global-forum-on-
transparency-and-exchange-of-information-for-tax-purposes-peer-reviews-switzerland-
2016_9789264258877-en#page1, S. 144 ff., zuletzt besucht am 17. März 2018). 
10 Bericht (Fn. Fehler! Textmarke nicht definiert.), 2.2.2, insb. 2.2.2.2.2. 
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Gesamtbeurteilung der Schweiz bei der nächsten Länderüberprüfung sicherstellen.11 Diese beginnt 
bereits Mitte 2018.12 


12. Denn der Bericht des Global Forum zur Phase 2 der Schweiz13 empfiehlt, die Verbesserung (i) der 
Kontrolle der Einhaltung der Pflicht für Aktiengesellschaften und Kommanditaktiengesellschaften ein 
Aktienbuch zu führen sowie (ii) der Wirksamkeit der entsprechenden Durchsetzungsmassnahmen. Da 
gemäss Global Forum mit den heute geltenden Bestimmungen (iii) klare Sanktionen für den Fall eines 
Regelverstosses fehlen würden.14 


13. Mit Art. 958g  E- OR würde es der Bank ermöglicht,15 mit einem ebenfalls neu vorgeschlagenem 
Einsichtsrecht,16 eine Kontrolle über die gesellschaftsrechtlich zu führenden Verzeichnisse 
auszuüben. Dabei soll die Bank die inhaltliche Übereinstimmung der entsprechenden Verzeichnisse 
mit den aus der Identifizierung der Vertragspartei und der Feststellung der wirtschaftlich berechtigten 
Person gewonnen Informationen prüfen. Gemäss EFD würden dadurch die Gesellschaften vermehrt 
zur Führung von korrekten Verzeichnissen angehalten, was deren Verlässlichkeit verbessert und die 
Feststellung allfälliger Pflichtverletzungen vereinfacht.17 Somit wäre gemäss EFD eine noch bessere 
Benotung beim kommenden Länderexamen absehbar.18  


2. Verworfene Alternativmassnahmen  
14. Das EFD hat sich auch mit Alternativmassnahmen zur vorgesehenen (indirekten) Kontrolle der 


Gesellschaftsverzeichnisse durch die Banken auseinandergesetzt, wobei alle geprüften Möglichkeiten 
hauptsächlich aus Kostengründen verworfen worden sind.  


a. Kein Elektronisches Zentralregister 
15. Als Alternativmassnahme zur Sicherstellung einer wirksameren Aufsicht über Aktien- und 


Kommanditaktiengesellschaften19 stand ein elektronisches Zentralregister über die Inhaber von Aktien 
und wirtschaftlich Berechtigten zur Diskussion. Denn bei rund der Hälfte der europäischen Staaten 
führt das Handelsregisteramt eine Art Zentralregister beziehungsweise ein Verzeichnis über das 
Aktionariat der Gesellschaften.20 


16. Gemäss EFD wäre die Einführung nur sinnvoll, wenn gleichzeitig die Namensaktionäre sowie die 
wirtschaftlich Berechtigten erfasst werden würden. Eine Erfassung Ersterer wird allerdings zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt als überschiessend beurteilt. Vor allem aber wäre der Aufbau und Betrieb 
eines Zentralregisters mit hohen Kosten verbunden, was schliesslich der Grund war, weshalb man 
von dieser Möglichkeit absah.21 Ein Zentralregister, welches all diese Informationen beinhaltet, hätte 
allerdings den Vorteil, dass eine direkte staatliche Kontrolle relativ einfach ausgeübt werden könnte 
und nicht der Bankensektor mit zusätzlichen Aufsichtsaufgaben belastet würde.  


17. Mittels Anwendung moderner Technologien – welche das EFD in Ihrem Bericht nicht in Betracht 
gezogen hat – könnten unseres Erachtens nebst einer differenzierten Erfassung beziehungsweise 
Zugriffsberechtigung vor allem die Kostenfolgen moderat gehalten werden.22 Zudem wäre auch eine 
abgestufte Variante denkbar, wie sie zum Beispiel in Grossbritannien umgesetzt worden ist. Dort ist 
ein Opting out bei kleineren Gesellschaften möglich, welche ihre Daten nicht an das Companies 
House, dem Handelsregister des Vereinigten Königreichs, liefern müssen. Sie sind selber für die 
Korrektheit der Daten verantwortlich, was die Kosten ebenfalls reduzieren würde.23  


b. Keine Einreichung der Verzeichnisse mit der Steuererklärung 
18. Das EFD erkannte als weitere Möglichkeit zur Umsetzung der Sicherstellung der Führung korrekten 


gesellschaftsrechtlichen Verzeichnisse deren Einreichung mit der Steuererklärung. Dies könnte auch 


                                                        
11 Siehe dazu Rz. 9. 
12 Bericht (Fn. 2Fehler! Textmarke nicht definiert.), 1.1. 
13 Siehe Näheres Rz. 6. 
14 Vgl. Peer Review Report (Fn. 4) S. 150. 
15 Vgl. Art. 2 Abs. 2 lit. a i.V.m. Art. 3 f. GwG. 
16 Art. 686 Abs. 6 E-OR, Art. 697l Abs. 4 E-OR; Bericht (Fn. Fehler! Textmarke nicht definiert.), 
2.2.2.2.3. 
17 Bericht (Fn. Fehler! Textmarke nicht definiert.), 2.2.2.2.2. 
18 Bericht (Fn. 2), 2.2.2.1. 
19 Vgl. Rz. 9. 
20 Bericht (Fn. Fehler! Textmarke nicht definiert.), 2.2.2.3.1. 
21 Bericht (Fn. Fehler! Textmarke nicht definiert.), 2.2.2.3.1. 
22 Siehe Näheres dazu unten Rz. 57. 
23 Bericht (Fn. 2), 2.2.2.3.1. 
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mit einer Vor-Ort-Kontrolle durch die Steuerverwaltung kombiniert werden. Eine ähnliche Umsetzung 
wurde in Deutschland gewählt.24 


19. Gemäss EFD steht diese Massnahme jedoch im Widerspruch zu den Kernaufgaben der 
Steuerverwaltung und ist zu radikal. Zusätzlich wäre es gemäss EFD fraglich, ob und wie die Kantone 
dazu verpflichtet werden könnten und wie die Nichterfüllung der Pflicht sanktioniert werden würde. 
Schliesslich führe diese Alternativmassahme zu beträchtlichen Mehrkosten, welche zulasten der 
Kantone gehen würden, ohne dass diese daraus einen Mehrwert gewinnen können.25 


c. Keine Prüfung der Verzeichnisse durch einen Revisor 
20. Ebenso wurde auch die Prüfung der Verzeichnisse durch einen Revisor verworfen. Die Ablehnung ist 


damit begründet worden, dass das seit 1. Januar 2008 in Kraft getretene Revisionsrecht, mit unter 
anderem dem Zweck der Kostenreduktion, dadurch teilweise wieder rückgängig gemacht werden 
würde. Denn die Gesellschaften, welche aktuell keine gesetzlich vorgeschriebene Revisionsstelle 
benötigen und entsprechend auf eine Revisionsstelle verzichten (Opting-out-Möglichkeit), müssten 
eigens zur Prüfung der Verzeichnisse einen Revisor beiziehen.26 Und dies hätte wiederum direkte 
Kostenfolgen.  


d. Fazit 
21. Zusammenfassend lässt sich somit feststellen, dass die vom EFD vorgesehene Umsetzung der 


Empfehlung via Schweizer Bankkontopflicht hauptsächlich aus Kostenüberlegungen gewählt worden 
ist. Allerdings hat diese Variante Nachteile wie nachfolgend noch ausgeführt wird.  


IV. Würdigung 


1. Vorbemerkungen 
22. Eine zwingende Bankkontopflicht ist grundsätzlich dem Schweizer Aktien- beziehungsweise 


Gesellschaftsrecht nicht ganz fremd. Sie besteht beispielsweise bei der Bargründung und im Falle 
einer Kapitalerhöhung bei Aktiengesellschaften. Dadurch soll sichergestellt werden, dass sämtliche 
Aktiennennbeträge gedeckt sind.27 Die Hinterlegung bei der Bargründung gemäss Art. 633 Abs. 1 OR 
muss zwingend bei einem Schweizer Bankinstitut erfolgen, welches über eine schweizerische 
Bankbewilligung verfügt und damit der FINMA28 unterstellt ist.29 Dadurch soll sichergestellt werden, 
dass sämtliche Aktiennennbeträge gedeckt sind.30 Weiter muss die Identität der Gründer 
beziehungsweise Eröffner von den Banken festgestellt werden.31 


23. Sobald die Gesellschaft im Handelsregister eingetragen ist,32 wird gemäss Art. 633 Abs. 2 i.V.m. 640 
OR der Betrag von der Bank an die Gesellschaft zu dessen freien Verfügung freigegeben. Allerdings 
sehen die Banken – ohne zwingende gesetzliche Bestimmung – vor, dass das Kapital nur zu Gunsten 
eines auf die in der Bestätigung aufgeführten Gesellschaft lautendes Konto überwiesen werden kann. 
Diese von den Banken auferlegte Vorgabe findet sich in der Regel in dessen jeweiligen vertraglichen 
Bedingungen.33 Somit bleibt den Gründern keine andere Wahl, als den Geschäftsbedingungen 
zuzustimmen, ansonsten ihnen die Gründung einer Gesellschaft verwehrt bleibt. 


24. Weitere Zwänge mit Bezug auf ein Schweizer Bankkonto im Zusammenhang mit einer Gesellschaft 
gibt es gegenwärtig nicht. Dies bedeutet, dass die Gesellschaft nach Ihrer Gründung frei über ihre 
Gelder verfügen kann. Sie kann beispielsweise ein eröffnetes Schweizer Bankkonto wieder 
schliessen, ein neues Konto bei einer ausländischen Bank eröffnen oder die Gelder in bar beziehen. 
Mit der nun geplanten zwingenden Bankkontopflicht soll die Schliessung des Schweizer Bankkontos 


                                                        
24 Bericht (Fn. Fehler! Textmarke nicht definiert.), 2.2.2.3.2. 
25 Bericht (Fn. Fehler! Textmarke nicht definiert.), 2.2.2.3.2. 
26 Bericht (Fn. Fehler! Textmarke nicht definiert.), 2.2.2.3.3. 
27 PETER BÖCKLI, Schweizer Aktienrecht, 4. Aufl., Zürich 2009, § 1 Rz. 356. 
28 Vgl. Art. 3 Abs. 1 BankG; ferner Art. 98 BV und Finanzmarktaufsichtsgesetz vom 22. Juni 2007. 
29 BGE 132 III 668, 673; siehe auch BÖCKLI (Fn. 27), § 1 Rz. 356; PETER FORSTMOSER/ARTHUR MEIER-
HAYOZ/PETER NOBEL, Schweizerisches Aktienrecht, Bern 1996, § 14 Rz. 19; FRANZ SCHENKER, in: Basler 
Kommentar Obligationenrecht II, 5. Aufl., Basel 2016, Art. 633 Rz. 1. 
30 BÖCKLI (Fn. 27), § 1 Rz. 356. 
31 Art. 3 GwG und Art. 15 VSB 16. 
32 Ab diesem Zeitpunkt und nicht erst mit der Publikation der Firmengründung im Schweizerischen 
Handelsblatt. 
33 Siehe dazu die jeweiligen AGB’s beziehungsweise Angaben bei den Anträgen zur Eröffnung eines 
Kapitaleinzahlungskontos der schweizerischen Finanzinstitute; vgl. ebenso Art. 6 Abs. 2 lit c. und Art. 7 
GwG. 
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zugunsten eines ausländischen Kontos oder einer Barauszahlung nicht mehr möglich sein. Eine 
solche Beschränkung macht allerdings keinen Sinn wie nachfolgend noch aufgezeigt wird.  


2. Unnötiges gesetzgeberisches Experiment 
25. Zunächst gilt es zu beachten, dass die Empfehlungen des Global Forum sogenanntes internationales 


Soft Law bilden. Es handelt sich somit um keine Rechtsnormen, welche in der Schweiz automatisch 
gelten beziehungsweise Anwendung finden. Es bedarf für ihre Bindungswirkung eines nationalen 
Transformationsaktes im Rahmen eines formellen Gesetzgebungsverfahrens.34 Somit dient die hier 
gegenständliche Empfehlung35 in erster Linie als Vorlage und Richtschnur des staatlichen 
Gesetzgebungsprozesses, kann diesen aber nicht rechtsverbindlich steuern. 


26. Dies hat zur Folge, dass im Falle einer möglichen Unterschreitung von internationalen Standards kein 
Sanktionsregime greift. Die meisten Länder sind dennoch bestrebt, die Empfehlungen – in Anbetracht 
von allfälligen indirekten Sanktionen anderer Staaten und ihrem Ansehen – einzuhalten.36 Dem kann 
jedoch entgegengehalten werden, dass in der Schweiz im letzten Jahrzehnt eine beträchtliche 
Entwicklung, beinahe schon eine Harmonisierung mit dem europäischen Finanzmarkrecht 
beziehungsweise dem Gesellschaftsrecht hinsichtlich Steuertransparenz und 
Geldwäschereiprävention stattfand.37 Ferner ist das schweizerische Recht, das im Rahmen dieses 
autonomen Nachvollzuges geschaffen wurde, europarechtskonform zu interpretieren.38 Deshalb wird 
die Schweiz auch weiterhin – ohne voreilige und unbedachte Revisionen – ihre Bedeutung und ihren 
Zugang zum europäischen Finanzmarkt beibehalten. Denn sie bietet aufgrund ihren bisherigen bereits 
beachtlichen Reformen und der positiven Gesamtnote des letzten Peer Review39 sicherlich keine 
Gründe für allfällige Defensivmassnahmen anderer Staaten oder gar eine Herabsetzung ihrer 
Glaubwürdigkeit in internationalen Gremien. 


27. Darum sollten unseres Erachtens die Entwicklungen rund um diese internationalen Empfehlungen, im 
Interesse der Vermeidung einer unnötigen Schwächung des eigenen Finanzplatzes, genau verfolgt 
und vor allem sollte der nationale Ermessensspielraum bei einer allfälligen Umsetzung optimal genutzt 
werden. 


28. Im internationalen Vergleich fällt weiter sogleich auf, dass eine Umsetzung, wie hier vom EFD 
vorgeschlagen, praktisch einmalig wäre. Weltweit hat bisher nur Indien eine Bankkontopflicht 
eingeführt. Jedoch standen hierbei nicht die entsprechenden GAFI beziehungsweise Global Forum 
Empfehlungen im Vordergrund. 40 


29. Nachdem bislang kein Land solche GAFI beziehungsweise Global Forum Empfehlung mittels 
Bankkontopflicht umgesetzt hat, würde sich hier die Schweiz einem gesetzgeberischen Experiment 
aussetzen, welches weitreichende nicht absehbare Konsequenzen haben kann.41 


3. EFD bestätigt selber Unklarheiten 
30. Ebenfalls beachtenswert ist, dass auch das EFD in seiner Vorlage vom 17. Januar 201842 selbst 


erkennt, dass noch viele Unklarheiten rund um den Gesetzesentwurf bestehen.43 
31. Insbesondere deckt sich der Begriff der wirtschaftlich berechtigten Person in den 


Transparenzbestimmungen (Art. 697j und Art. 790a OR) nicht mit dem gleichen Begriff im 
Geldwäschereigesetz und der VSB 16. Dies würde somit nicht nur die den Banken zugedachte 
Kontrollfunktion erschweren, sondern mangels einheitlicher Gesetzesdefinition, auch dem 
Legalitätsprinzip bei einer Sanktion nicht standhalten. 


32. Schliesslich bleibt offen, wie und durch wen der Bankkontozwang kontrolliert werden sollte 
beziehungsweise wie eine Missachtung überhaupt festgestellt werden kann. Faktisch würde ein 
Verstoss nur indirekt den Steuerbehörden bekannt werden und somit wäre es unabdinglich, dass eine 
Meldung durch sie erfolgen müsste. Dies würde in der Konsequenz wiederum bedeuten, dass die 
kantonalen Steuerbehörden ebenfalls mit einer Aufsichtsfunktion belastet wären. Somit fallen 


                                                        
34 Siehe dazu BGE 143 II 162, 173 f. 
35 Siehe Rz. 9. 
36 Zum Beispiel wurde die Schweiz im September 2009 von der OECD in die „weisse Liste“ in Sachen 
Amtshilfe Steuersachen aufgenommen; siehe auch Online Versionen div. Berichte der OECD «Progress 
Reports» der OECD (http://www.oecd.org/tax/transparency/about-the-global-forum/g20/, zuletzt besucht 
am 17. März 2018). 
37 Vgl. Näheres dazu Rz. 52 f. 
38 Vgl. BGE 129 III 335, 350. 
39 Vgl. Rz. 6. 
40 Bericht (Fn. Fehler! Textmarke nicht definiert.), 3.2 Abs. 1. 
41 Siehe Näheres dazu Rz. 39 ff. 
42 Siehe dazu Rz. 1. 
43 Bericht (Fn. Fehler! Textmarke nicht definiert.), 2.1.  
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aufgrund der zwingenden Schweizer Bankkontopflicht trotzdem zusätzliche Kosten bei den 
Steuerbehörden an, was das EFD ursprünglich verhindern wollte.44 


33. Entsprechend führt die Delegation dieser Aufsichtspflicht an die Banken zu keiner effektiven 
staatlichen Aufsicht und die Massnahme bringt folglich wenig, wenn die Banken selbst diesbezüglich 
wieder überprüft werden müssten. Wenn schon das EFD nicht von ihrer eigenen Umsetzung 
überzeugt ist, so hätte dieser Vorschlag schon gar nicht Eingang in den Gesetzgebungsentwurf finden 
dürfen.  


4. Wesens- und sachfremde Kontroll- und Aufsichtspflicht der Banken 
34. Mit Art. 958g E-OR wird ein spezifischer Bezug zwischen Gesellschaftsrecht und Finanzmarktrecht 


(Geldwäschereiprävention) geschaffen, da mit vorgesehener Gesetzesbestimmung die Banken 
ermächtigt werden, eine indirekte Kontrollfunktion über Gesellschaften auszuüben. 


35. Grundsätzlich findet durch die Bank bei der Aufnahme einer Geschäftsbeziehung eine Identifikation 
der Vertragspartei nach Art. 3 GwG statt und es wird die wirtschaftlich berechtigte Person nach 
Massgabe von Art. 4 GwG festgestellt. Die Bank untersteht zudem – unter Androhung einer Busse – 
den Meldepflichten bei Geldwäschereiverdacht (Art. 9 GwG und Art. 305ter Abs. 2 StGB) und muss 
gegebenenfalls nach erfolgter Verdachtsmeldung Informationen der gesamten Geschäftsbeziehung 
herausgeben (Art. 11a GwG). Weiter müssen die Informationen des Vertragspartners 
wahrheitsgemäss sein (Formular A), ansonsten strafrechtliche Sanktionen wie zum Beispiel eine 
Urkundefälschung (Art. 251 StGB) vorliegen kann. Folglich ist die Sicherstellung der Erhältlichkeit von 
Informationen über wirtschaftlich berechtigte Personen mit der Beziehung zu einer den Regeln der 
Geldwäscherei unterstehenden Bank gegeben. 


36. Es erstaunt daher umso mehr, dass nun auch eine Bank für die Überprüfung der Übereinstimmung 
der nach den Regeln zur Geldwäschereibekämpfung erhobenen Informationen45 und den 
Informationen in den Verzeichnissen46 ermächtigt werden sollte. Bislang haben Banken im 
Gesellschaftsrecht jedenfalls keine Überprüfungsfunktion und es ist nicht ersichtlich, weshalb ihr dies 
nun zugestanden werden solle.  


37. Zu beachten ist auch, dass die Banken mit Bezug auf die korrekte Wahrnehmung dieser 
Überprüfungspflichten wiederum selbst überprüft werden müssten. Sie wären somit diesbezüglich zu 
beaufsichtigen. Die bisherige Bankenaufsicht, das heisst die FINMA, scheint dafür allerdings nicht die 
richtige Instanz. Viel eher wären es die Steuerbehörden, welchen diese Funktion zugestanden werden 
müsste.47  


38. Zusammenfassend ist eine Kontroll-, beziehungsweise Aufsichtsfunktion über die rechtmässige 
Führung der Aktienverzeichnisse gemäss Obligationenrecht durch die Banken sach- und 
wesensfremd, weshalb sie abzulehnen ist.  


 


5. Mögliche negative Konsequenzen für die Schweizer Wirtschaft und den 
Finanzmarkt 


39. Des Weiteren kann die Einführung eines Bankkontozwanges negative Konsequenzen für die 
Schweizer Wirtschaft und den Finanzmarkt haben.  


40. Dies beispielsweise im Fall einer durch die Bank veranlassten Kündigung und Schliessung eines 
Bankkontos, wenn einer Gesellschaft keine unmittelbaren Schweizer Kontoausweichmöglichkeiten 
mehr bleiben. Denn die Suche nach einem neuen Konto in der Schweiz könnte sich, mangels einer 
dem Bankkontozwang gegenübergestellten Pflicht zur Übernahme beziehungsweise Annahme einer 
Kontobeziehung einer Gesellschaft, schwierig gestalten. Die Option „ausländisches Bankkonto“ wäre 
demnach einer Gesellschaft schon verbaut.  In der Konsequenz könnte sie somit durch die Bank zur 
Geschäftsaufgabe gezwungen werden, was ein direkter Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit bedeutet.  


41. Dieses Risiko muss bei der internationalen Evaluierung von Standortfaktoren mitberücksichtigt 
werden. Es ist damit zu rechnen, dass damit die Attraktivität der Schweiz als Standort für neue 
Gesellschaften sinkt; allenfalls sogar bestehende Gesellschaften ins Ausland abwandern.  


42. Des Weiteren ist an eine Gebührenerhöhung der Banken aufgrund eines Bankkontozwanges zu 
denken, da zunächst zusätzliches Personal zur Wahrnehmung der kontinuierlichen Kontrollfunktion 
benötigt würde. Aufgrund der Abschaffung der ausländischen Bankkonkurrenz mittels der Einführung 
eines Schweizer Bankkontozwanges wären die erhöhten Gebühren auch einfacher durchzusetzen. 
Eine Marktabschottung kann die Folge sein.   


                                                        
44 Siehe dazu Rz. 18 f. 
45 Siehe dazu Rz. 35. 
46 Siehe auch Rz. Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden. ff. 
47 Siehe auch Rz. 18 f. und 32. 
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43. Dadurch würde die internationale Wettbewerbsfähigkeit des Schweizer Finanzmarktes eingeschränkt, 
was sicherlich nicht im Interesse der Banken beziehungsweise des Finanzsektors sein kann.  


6. Bereits genügende Kontrollen der Gesellschaftsverzeichnisse bzw. Sanktionen 
44. Grundsätzlich bedarf es keinen weiteren Kontrollen beziehungsweise entsprechenden Sanktionen im 


Zusammenhang mit den Gesellschaftsverzeichnissen.  
45. Denn das Aktienbuch muss bereits so geführt werden, dass die Schweizer Behörden jederzeit Einsicht 


nehmen können (vgl. Art. 686 OR). Zudem muss das Aktienbuch während zehn Jahren nach der 
Löschung der Gesellschaft an einem sicheren Ort aufbewahrt werden – und zwar so, dass in der 
Schweiz ebenfalls jederzeit darauf zugegriffen werden kann (Art. 747 OR). Analoges gilt bezüglich 
dem Verzeichnis über die Inhaberaktionäre (Art. 697i OR) und über die (gemäss Art. 697j OR) 
gemeldeten wirtschaftlich berechtigten Personen (Art. 697l Abs. 1 OR).  


46. Weiter sind bereits mit Inkrafttreten des  Bundesgesetzes zur Umsetzung der 2012 revidierten 
Empfehlungen der Groupe d’action financière („GAFI-Gesetz“)48 per 1. Juli 2015 eine Vielzahl 
verschärfter Vorschriften mit Bezug auf die Transparenz bei juristischen Personen umgesetzt 
worden.49 Das GAFI-Gesetz sah insbesondere die zwingenden Meldepflichten der Aktionäre, 
Gesellschaftern und wirtschaftlich Berechtigten (Art. 697i ff. OR) vor. Ebenso wird die Nichteinhaltung 
sanktioniert; beispielsweise mittels Ruhen der Mitgliedschaftsrechte und der Verwirkung der 
Vermögensrechte der Aktionäre (Art. 697m OR). Ferner besitzt das Aktienverzeichnis 
Urkundecharakter50 und unterliegt demnach einer strafrechtlichen Ahndung.51 


47. Damit sind die Aktionäre und die Verwaltungsräte aufgrund der einschneidenden, pönalen Natur des 
Sanktionsregimes bereits heute dazu angehalten ihren vorgesehenen Meldepflichten (Stufe 
Gesellschafter) beziehungsweise der Pflicht zur korrekten Führung des Aktienbuches respektiv der 
Verzeichnisse (Stufe Gesellschaft) nachzukommen.  


48. Aufgrund dieser bereits bestehenden zwingenden Vorschriften besteht keine Notwendigkeit einer 
Verbesserung einer wirksamen Aufsicht über Gesellschaften. Denn mit Inkrafttreten des GAFI-
Gesetzes wurde das gesetzgeberische Ziel, „effiziente, verhältnismässige und abschreckende 
Sanktionen“52 vorzusehen, verwirklicht. Die angedrohte grundsätzlich unwiderrufliche Verwirkung der 
Vermögenswerte der Aktionäre,53 ist bereits abschreckend genug.54 Nicht minder gravierend sind die 
genannten Folgen, mit denen der Verwaltungsrat – als Garant – bei Verletzung seiner Pflichten zu 
rechnen hat.  


49. Ferner wurde in der parlamentarischen Beratung zur soeben diskutierten Sache im damaligen 
Gesetzesentwurf zur Umsetzungen der Empfehlungen der GAFI, ebenfalls die Sistierung 
beziehungsweise Verwirkung der Vermögensrechte des Aktionärs für den Fall der Nichteinhaltung der 
Meldepflicht als ausreichend erachtet.55 Der Bundesrat beziehungsweise das EFD fordert nun das 
Parlament auf, auf den ursprünglichen Entscheid zurückzukommen. Somit ungeachtet der Tatsache, 
dass das GAFI-Gesetz erst knapp 2.5 Jahre alt ist, ist es unverhältnismässig, dass die relevanten 
Gesetzesbestimmungen wieder abgeändert und nochmals verschärft werden sollten. 


50. Betrachtet man somit den Status Quo des schweizerischen Finanzmarktrechtes, so hat die Schweiz 
bisher nicht nur ein gut organisiertes, sicheres und rechtskonformes System erreicht, sondern es 
besteht bereits ein „Regeln-Einhaltung-Kontrolle-Sanktionen-System“.56  


51. Bevor weitere Massnahmen ergriffen werden, sollte somit die Wirksamkeit der bereits bestehenden 
Regulierungen in diesem Bereich abgewartet werden. Es handelt sich bei der vorgeschlagenen 
Empfehlung nämlich um eine weitere – vom Ausland angeregte – internationale 
Transparenzmassnahme.  


                                                        
48 Vgl. BBl 2014 9689 ff. 
49 BBl 2014 606, 611, 615 f. und 639 f. 
50 Vgl. BGer 6B_1105/2013 vom 18. Juli 2014; MARKUS BOOG, in: Basler Kommentar Strafrecht II, 3. Aufl., 
Basel 2013, Art. 251 Rz. 163. 
51 Vgl. Art. 251 StGB. 
52 BBl 2014 662. 
53 MARKUS HESS/EMANUEL DETTWILER, in: Basler Kommentar Obligationenrecht II, 5. Aufl., Basel 2016, 
Art. 697m Rz. 17 ff. 
54 Die verfassungsmässige Eigentumsgarantie (Art. 26 BV) erstreckt sich ebenfalls auf beschränkt 
dingliche und obligatorische Rechte, siehe auch: KLAUS A. VALLENDER/PETER HETTICH, in: Die 
Schweizerische Bundesverfassung, St. Galler Kommentar, Band 2, 3. Aufl., Zürich 2014, Art. 26 BV, Rz. 
15. 
55 BBl 2014 640 f.; 2014 712. 
56 Vgl. ebenfalls Abbildung Aufsichtsstruktur, SABINE KILGUS, in: Finanzmarktaufsicht und 
Finanzmarktstrukturen, St. Galler Handbuch zum Schweizer Finanzmarktrecht, § 30 Rz. 37. 
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52. Die Schweiz – nur um einige wichtige Eckpunkte zu nennen – hat in Sachen internationale 
Steuerhinterziehung bereits am 3. März 2009 ihren Vorbehalt zu Art. 26 des OECD-MA 
zurückgezogen und in der Folge mit mehreren Staaten DBA abgeschlossen. Seit Februar 2013 sind 
ebenso Gruppenanfragen zulässig. Gestützt auf die Unterzeichnung des FATCA-Abkommens mit der 
USA wurde das FATCA-Gesetz erlassen, wie ebenso in Bezug auf den internationalen 
Informationsaustausch das AIAG und StAhiG. Auch in Sachen Geldwäschereibekämpfung agierte die 
Schweiz international vorbildlich: Unter anderem ist seit 1. Januar 2016 das – an die GAFI-
Empfehlungen von 2012 angepasste – GwG in Kraft, mit welchem die GwV-FINMA, die VSB 16 sowie 
alle SRO-Reglemente angepasst wurden. Ebenso wurde die GwV und die FINMS RS 2011/1 
revidiert.57 Das Schweizerische Strafgesetzbuch bietet zudem mit geldwäschereirelevanten 
Tätigkeiten (Art. 305bis StGB, welcher ebenfalls verschärft wurde)58 und mangelnder Sorgfalt bei 
Finanzgeschäften (Art. 305ter StGB) die Grundlagen, um auch auf strafrechtlicher Ebene die 
Geldwäscherei zu bekämpfen.  


53. Noch nicht abschätzen lässt sich der Output dieser Vielzahl von bereits eingeführten neuen 
Regulierungen. Es sollte darum grundsätzlich über den autonomen Nachvollzug in dem hier 
diskutierten Bereich nachgedacht werden. Anstatt unbedacht und schnellstmöglich wieder eine 
angeblich unaufschiebbare notwendige gesetzgeberische Antwort zu erlassen, sollte wenigstens 
vorab eine nüchterne Kosten-Nutzen-Analyse unterzogen werden. Mit einer klaren Regulierungs-
Wirkungs-Analyse wäre auch dem Verhältnismässigkeitsprinzip und der Vermeidung einer Doppelt-
Compliance-Strategie gedient. Angesichts dieser Aspekte sei sodann darauf hinzuweisen, dass 
bereits eine weitere Revision des GwG beziehungsweise der GwV-FINMA von der FINMA in Aussicht 
gestellt wurde.59 Ebenso muss der, gezwungenermassen mit der Kreation und Pflege der 
vorgeschlagenen weiteren neu einhergehenden Regelungen, personelle und finanzielle Mehraufwand 
nicht nur beachtet, sondern auch kritisch hinterfragt beziehungsweise gegenüber dem angestrebten 
Ziel – der korrekten Führung der Verzeichnisse – oder besser dem faktisch effektiven Nutzen 
abgewogen werden. 


V. Möglicher Lösungsansatz 


54. Ungeachtet der Frage der Notwendigkeit einer Umsetzung der weiteren internationalen Transparenz-
, Kontroll- und Sanktionsbestrebungen, wäre – wie bereits erwähnt – die Zweckerreichung mittels 
Einführung einer Art Zentralregister am ehesten zu erreichen 


55. Gemäss EFD sprechen offenbar vor allem die hohen Kosten gegen dessen Einführung. Ein solches 
Zentralregister muss jedoch nicht komplett neu implementiert werden, sondern kann dem bereits 
bestehenden Handelsregister angehängt werden, welches bereits alle relevanten Gesellschaften 
umfasst. Es bedarf hier – falls überhaupt – einzig noch der Ergänzung wie dies zum Beispiel bereits 
beim Companies House existiert und offenbar auch funktioniert. 


56. Die kantonalen Handelsregisterämter wären unseres Erachtens auch die richtigen Stellen um 
gesellschaftsrechtliche Verzeichnisse zu kontrollieren und allfällig Verstösse zu ahnden. 


57. Weiter würde der Kostenaspekt mittels moderner Technologie an Relevanz verlieren. Dazu sollte 
vermehrte Aufmerksamkeit dem Blockchain gewidmet werden. Bereits in Genf wurde ein 
diesbezügliches Pilotprojekt Mitte 2017 lanciert, welches die Einführung eines digitalen 
Handelsregisters auf Blockchain-Technologie beinhaltet. Damit könnten Kosten mangels zusätzlicher 
Infrastruktur, Prozesse und der Organisation für Datenintegration gesenkt werden. Die Aktualität und 
Korrektheit von Informationen würde gesteigert werden, denn die Behörden könnten ihre eigenen 
Informationen in die Blockchains einstellen und Dritte je nach Bedarf und Berechtigung zu dessen 
Zugriff autorisieren. Die relevanten Sachverhalte liegen sofort für andere Berechtigte vor und können 
ausgewertet werden. Datenschutz und Datensicherheit wird durch Kryptografie gewährleistet, 
Einträge werden nur durch Aktualisierung ergänzt aber nicht gelöscht, was beispielsweise für die 
Nachvollziehbarkeit der jeweiligen Einträge in den Verzeichnissen von grosser Relevanz ist. Mit 
Blockchain kann somit nicht nur die mit den Verzeichnissen einhergehende Publikations-, Beweis-, 
Kontroll- und Schutzfunktion erfüllt werden, sondern es kann bei Bedarf vor allem sehr einfach und 
effizient Informationstransparenz geschaffen werden. 


                                                        
57 KILGUS (Fn. 56), § 30 Rz. 33 ff., siehe v.a. Abbildungen in Rz. 35 und 37. 
58 RENÉ SCHWAB/ERIC STUPP, in: Börsengesetz, Finanzmarktaufsichtsgesetz, 2. Aufl., Basel 2011, Art. 
305bis StGB Rz. 6. 
59 Vgl. Medienmitteilung vom 4. September 2017 «FINMA eröffnet Anhörung zur Teilrevision der 
Geldwäschereiverordnung-FINMA» (https://www.finma.ch/de/news/2017/09/20170904-mm-
geldwaeschereiverordnung-finma/; zuletzt besucht am 17. März 2018). 
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VI. Schlusswort 


58. Insgesamt geht die vorgeschlagene Einführung eines Bankkontozwangs für Gesellschaften 
offensichtlich zu weit und birgt unabsehbare Risiken. Zudem werden den Banken dadurch weitere 
sachfremde Aufsichtspflichten aufgebunden, weshalb der diesbezügliche Gesetzesentwurf 
abzulehnen ist.  


59. Grundsätzlich bedarf es unseres Erachtens im Lichte der bereits bestehenden entsprechenden 
Regulierungsdichte keiner zusätzlichen Transparenz und Sanktionierung. Die heutige Gesetzgebung 
setzt die Empfehlungen des Global Forums bereits genügend um. Es braucht keinen Swiss Finish. 


60. Aus diesem Grunde ist der Gesetzesentwurf abzulehnen. 
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I. Einleitung


[Rz 1] Am 17. Januar 2018 hatte der Bundesrat das Eidgenössische Finanzdepartement («EFD»)
beauftragt, ein Vernehmlassungsverfahren zum vorgeschlagenen Bundesgesetz zur Umsetzung
der Empfehlungen des Global Forum on Transparency and Exchange of Information for Tax Purpo-
ses («Global Forum») durchzuführen. Die Vernehmlassung dauert bis zum 24. April 2018. Der
Gesetzesentwurf schlägt die Abschaffung der Inhaberaktien beziehungsweise ihre Umwandlung
in Namenaktien (Art. 622 Abs. 1, 2, 2bis und 2ter E-OR) sowie strafrechtliche Sanktionen bei
der Verletzung der Pflicht zur Meldung der wirtschaftlich berechtigten Person und der Führung
der entsprechenden Verzeichnisse vor (Art. 327 E-StGB sowie Art. 327a E-StGB). Weiter sollen
Gesellschaften zwingend über ein Konto bei einer Schweizer Bank verfügen müssen (Art. 958g
E-OR). Gestützt auf die Ergebnisse der Vernehmlassung soll der Gesetzesentwurf gegebenenfalls
überarbeitet und zusammen mit der Botschaft im Winter 2018/2019 in die parlamentarische Be-
ratung kommen. Nachfolgend konzentrieren sich die Autoren auf die vorgesehene Einführung
der zwingenden Bankkontopflicht für Schweizer Gesellschaften.


II. Entwurf Gesetzesbestimmung


1. Art. 958g E-OR


[Rz 2] «Einzelunternehmen mit mindestens 100 000 Franken Umsatzerlös im letzten Geschäftsjahr,
Personengesellschaften, juristische Personen und Zweigniederlassungen von Unternehmen mit Haupt-
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sitz im Ausland müssen über ein Konto bei einem dem Bankengesetz vom 8. November 1934 unterstell-
ten Institut verfügen.»1


[Rz 3] Mit genannter Bestimmung (Art. 958g E-OR) mit der Marginalie «Bankkonto» soll neu die
zwingende Führung eines Schweizer Bankkontos für Gesellschaften gesetzlich verankert werden.
Die vorgesehene Eingliederung in den Titel über die kaufmännische Buchführung und Rech-
nungslegung (Art. 957 ff. des Obligationenrechts [OR]) soll sicherstellen, dass die beabsichtigte
Regelung alle Gesellschaftsformen erfasst, nämlich die im Handelsregister eingetragenen Einzel-
unternehmen, Personengesellschaften, Kapitalgesellschaften, Vereine, Stiftungen und Zweignie-
derlassungen von ausländischen Unternehmen.2


2. Hintergrund


[Rz 4] Hintergrund erwähnter Gesetzesbestimmung bilden die jeweiligen Empfehlungen, welche
aus den Länderexamen der internationalen Gremien wie dem Global Forum und der Financial
Action Task Force beziehungsweise der Group d’action financière («GAFI») resultierten.


[Rz 5] Beim Global Forum handelt es sich um ein im Jahr 2000 gegründetes und unter der Auf-
sicht der OECD und der G20 stehendes Gremium, welches internationale Standards hinsichtlich
Transparenz und Informationsaustausch zu Steuerzwecken auf internationaler Ebene formuliert
und deren Einhaltung und Umsetzung überwacht. Das Global Forum unterzieht seine 150 Mit-
glieder regelmässig sogenannten Peer Reviews (= «Länderüberprüfungen»).3


[Rz 6] Am 26. Juli 2016 hatte das Global Forum den Bericht zur Umsetzung der Standards in der
Schweiz, den sogenannten Peer Review Report, Phase 2, Implementation of the Standard in Practice
/ Switzerland veröffentlicht.4 Die Schweiz erhielt in dieser zweiten Phase der Länderüberprüfung
die insgesamt positive Gesamtnote «largely compliant» (= «weitgehend konform»). Nur zwei der
zehn geprüften Elemente wurden mit dem Beurteilungskriterium «partially compliant» (= «teil-
weise konform») bewertet und sind somit Gegenstand entsprechender Empfehlungen.5


[Rz 7] Die GAFI wurde 1989 anlässlich des G7-Gipfels in Paris gegründet und veröffentlicht
seither ebenso regelmässig Empfehlungen, welche von den Teilnehmerländern als internationale
Standards im Bereich der Bekämpfung von Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung verwen-


1 Entwurf des Bundesgesetzes zur Umsetzung von Empfehlungen des Global Forum über die Transparenz
juristischer Personen und den Informationsaustausch für Steuerzwecke (https://www.newsd.admin.ch/newsd/
message/attachments/51075.pdf, alle Websites zuletzt besucht am 4. April 2018).


2 Vgl. Erläuternder Bericht vom 17. Januar 2018 des EFD «Erläuternder Bericht zur Umsetzung der Empfehlungen
des Global Forum über die Transparenz juristischer Personen und den Informationsaustausch im Bericht zur Phase
2 der Schweiz» (https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/51076.pdf).


3 Siehe einzelne Mitglieder des Global Forum unter (http://www.oecd.org/tax/transparency/about-the-global-
forum/members/).


4 Vgl. Online Version vom 26. Juli 2016 des Berichts «Peer Review Report, Phase 2, Implementation oft the Standard
in Practice / Switzerland» (https://www.keepeek.com//Digital-Asset-Management/oecd/taxation/global-forum-
on-transparency-and-exchange-of-information-for-tax-purposes-peer-reviews-switzerland-2016_9789264258877-
en).


5 Bericht (Fn. 2), 1.1.
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det werden.6 Einen Teil der Empfehlungen, welche aus dem vierten Länderbericht vom 7. Dezem-
ber 2016 der GAFI zur Schweiz stammen, decken sich mit den Empfehlungen des Global Forum.7


[Rz 8] Die drei Empfehlungen des Global Forum zu einem der zehn geprüften Beurteilungskrite-
rien bei der letzten Länderüberprüfung betreffen (i) die Identifikation von Inhaberaktionären, (ii)
die Aufsicht über Aktien- und Kommanditaktiengesellschaften sowie (iii) die Erhältlichkeit von
Eigentumsinformationen über imAusland errichtete Gesellschaftenmit tatsächlicher Verwaltung
und Niederlassung in der Schweiz.8


[Rz 9] Vorliegend ist die zweite Empfehlung – welche sich mit den GAFI-Empfehlungen aus dem
vierten Länderbericht deckt – von Relevanz: «Die Schweiz hat eine wirksame Aufsicht über Aktien-
gesellschaften und Kommanditaktiengesellschaften sicherzustellen.»9


[Rz 10] Um die Schweizer Gesetzgebung den geltenden Standards des Global Forum sowie der
GAFI anzupassen, stellte das EFD ein Massnahmepaket vor. Eine der drei vorgeschlagenen Mass-
nahmen ist die Einführung eines zwingenden Schweizer Bankkontos für Gesellschaften (Art. 958g
E-OR).10


III. Beabsichtigter Sinn und Zweck der vorgesehenen Gesetzesbestimmung


1. Sicherstellung wirksamer Aufsicht über die Verzeichnisse der Gesell-
schaften


[Rz 11] Gemäss EFD soll diese Massnahme beziehungsweise der beabsichtigte Bankkontozwang,
nebst weiteren im Gesetzesentwurf vom 17. Januar 2018 enthaltenen Bestimmungen, der Umset-
zung der erwähnten zweiten Empfehlung des Global Forum dienen und damit eine noch bessere
Gesamtbeurteilung der Schweiz bei der nächsten Länderüberprüfung sicherstellen.11 Diese be-
ginnt bereits Mitte 2018.12


[Rz 12] Denn der Bericht des Global Forum zur Phase 2 der Schweiz13 empfiehlt, die Verbesse-
rung der Kontrolle (i) der Einhaltung der Pflicht für Aktiengesellschaften und Kommanditak-
tiengesellschaften, ein Aktienbuch zu führen, sowie (ii) der Wirksamkeit der entsprechenden
Durchsetzungsmassnahmen. Da gemäss Global Forum mit den heute geltenden Bestimmungen
(iii) klare Sanktionen für den Fall eines Regelverstosses fehlen würden.14


6 Siehe http://www.fatf-gafi.org/fr/.
7 Online-Version vom 7. Dezember 2016 des «Mutual Evaluation Report» der GAFI (http://www.fatf-


gafi.org/publications/mutualevaluations/documents/mer-switzerland-2016.html); Bericht (Fn. 2), 1.2.
8 Bericht (Fn. 2), 2.2.
9 Bericht (Fn. 2), 1.2 und 2.2.2 ff.; vgl. ebenfalls Peer Review Report (Fn. 4), S. 144.
10 Bericht (Fn. 2), 2.2.2, insb. 2.2.2.2.2.
11 Siehe dazu Rz. 5 f.
12 Bericht (Fn. 2), 1.1.
13 Siehe Näheres Rz. 6.
14 Vgl. Bericht (Fn. 2), 2.2.2.2.1.; Peer Review Report (Fn. 4), S. 31 ff., 144.
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[Rz 13] Mit Art. 958g E- OR würde es der Bank ermöglicht,15 mit einem ebenfalls neu vorge-
schlagenem Einsichtsrecht,16 eine Kontrolle über die gesellschaftsrechtlich zu führenden Ver-
zeichnisse auszuüben. Dabei soll die Bank die inhaltliche Übereinstimmung der entsprechenden
Verzeichnisse mit den aus der Identifizierung der Vertragspartei und der Feststellung der wirt-
schaftlich berechtigten Person gewonnenen Informationen prüfen. Gemäss EFD würden dadurch
die Gesellschaften vermehrt zur Führung von korrekten Verzeichnissen angehalten, was deren
Verlässlichkeit verbessert und die Feststellung allfälliger Pflichtverletzungen vereinfacht.17 So-
mit wäre gemäss EFD eine noch bessere Benotung beim kommenden Länderexamen absehbar.18


2. Verworfene Alternativmassnahmen


[Rz 14] Das EFD hat sich auch mit Alternativmassnahmen zur vorgesehenen (indirekten) Kon-
trolle der Gesellschaftsverzeichnisse durch die Banken auseinandergesetzt, wobei alle geprüften
Möglichkeiten hauptsächlich aus Kostengründen verworfen worden sind.


a) Kein elektronisches Zentralregister


[Rz 15] Als Alternativmassnahme zur Sicherstellung einer wirksameren Aufsicht über Aktien-
und Kommanditaktiengesellschaften19 stand ein elektronisches Zentralregister über die Inhaber
von Aktien und die wirtschaftlich Berechtigten zur Diskussion. Denn bei rund der Hälfte der
europäischen Staaten führt das Handelsregisteramt eine Art Zentralregister beziehungsweise ein
Verzeichnis über das Aktionariat der Gesellschaften.20


[Rz 16] Gemäss EFD wäre die Einführung nur sinnvoll, wenn gleichzeitig die Namensaktionäre
sowie die wirtschaftlich Berechtigten erfasst werden würden. Eine Erfassung Ersterer wird aller-
dings zum gegenwärtigen Zeitpunkt als überschiessend beurteilt. Vor allem aber wäre der Aufbau
und Betrieb eines Zentralregisters mit hohen Kosten verbunden, was schliesslich der Grund war,
weshalb man von dieser Möglichkeit absah.21 Ein Zentralregister, welches alle diese Informatio-
nen beinhaltet, hätte allerdings den Vorteil, dass eine direkte staatliche Kontrolle relativ einfach
ausgeübt werden könnte und nicht der Bankensektor mit zusätzlichen Aufsichtsaufgaben belas-
tet würde.


[Rz 17] Mittels Anwendung moderner Technologien – welche das EFD in ihrem Bericht nicht
in Betracht gezogen hat – könnten unseres Erachtens nebst einer differenzierten Erfassung bezie-
hungsweise Zugriffsberechtigung vor allem die Kostenfolgen moderat gehalten werden.22 Zudem
wäre auch eine abgestufte Variante denkbar, wie sie zum Beispiel in Grossbritannien umgesetzt
worden ist. Dort ist ein Opting out bei kleineren Gesellschaften möglich, welche ihre Daten nicht


15 Vgl. Art. 2 Abs. 2 lit. a i.V.m. Art. 3 f. des Bundesgesetzes über die Bekämpfung der Geldwäscherei und der Terro-
rismusfinanzierung vom10. Oktober 1997 (Geldwäschereigesetz, GwG; SR 955.0).


16 Art. 868 Abs. 6 E-OR und Art. 697l Abs. 5 E-OR (Fn. 1); Bericht (Fn. 2), 2.2.2.2.3.
17 Bericht (Fn. 2), 2.2.2.2.2.
18 Bericht (Fn. 2), 2.2.2.1.
19 Vgl. Rz. 9.
20 Bericht (Fn. 2), 2.2.2.3.1.
21 Bericht (Fn. 2), 2.2.2.3.1.
22 Siehe Näheres dazu unten Rz. 57.
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an das Companies House, das Handelsregister des Vereinigten Königreichs, liefern müssen. Sie
sind selber für die Korrektheit der Daten verantwortlich, was die Kosten ebenfalls reduzieren
würde.23


b) Keine Einreichung der Verzeichnisse mit der Steuererklärung


[Rz 18] Das EFD erkannte als weitere Möglichkeit zur Umsetzung der Sicherstellung der Führung
korrekter gesellschaftsrechtlicher Verzeichnisse deren Einreichung mit der Steuererklärung. Dies
könnte auch mit einer Vor-Ort-Kontrolle durch die Steuerverwaltung kombiniert werden. Eine
ähnliche Umsetzung wurde in Deutschland gewählt.24


[Rz 19] Gemäss EFD steht diese Massnahme jedoch im Widerspruch zu den Kernaufgaben der
Steuerverwaltung und ist zu radikal. Zusätzlich wäre es gemäss EFD fraglich, ob und wie die
Kantone dazu verpflichtet werden könnten und wie die Nichterfüllung der Pflicht sanktioniert
werden würde. Schliesslich führe diese Alternativmassahme zu beträchtlichen Mehrkosten, wel-
che zulasten der Kantone gehen würden, ohne dass diese daraus einen Mehrwert gewinnen kön-
nen.25


c) Keine Prüfung der Verzeichnisse durch einen Revisor


[Rz 20] Ebenso wurde auch die Prüfung der Verzeichnisse durch einen Revisor verworfen. Die
Ablehnung ist damit begründet worden, dass das seit 1. Januar 2008 in Kraft getretene Revisions-
recht, mit unter anderem dem Zweck der Kostenreduktion, dadurch teilweise wieder rückgängig
gemacht werden würde. Denn die Gesellschaften, welche aktuell keine gesetzlich vorgeschriebe-
ne Revisionsstelle benötigen und entsprechend auf eine Revisionsstelle verzichten (Opting-out-
Möglichkeit), müssten eigens zur Prüfung der Verzeichnisse einen Revisor beiziehen.26 Und dies
hätte wiederum direkte Kostenfolgen.


d) Fazit


[Rz 21] Zusammenfassend lässt sich somit feststellen, dass die vom EFD vorgesehene Umsetzung
der Empfehlung via Schweizer Bankkontopflicht hauptsächlich aus Kostenüberlegungen gewählt
worden ist. Allerdings hat diese Variante Nachteile wie nachfolgend noch ausgeführt wird.


IV. Würdigung


1. Vorbemerkungen


[Rz 22] Eine zwingende Bankkontopflicht ist grundsätzlich dem Schweizer Aktien- beziehungs-
weise Gesellschaftsrecht nicht ganz fremd. Sie besteht beispielsweise bei der Bargründung und
im Falle einer Kapitalerhöhung bei Aktiengesellschaften. Dadurch soll sichergestellt werden,


23 Bericht (Fn. 2), 2.2.2.3.1.
24 Bericht (Fn. 2), 2.2.2.3.2.
25 Bericht (Fn. 2), 2.2.2.3.2.
26 Bericht (Fn. 2), 2.2.2.3.3.
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dass sämtliche Aktiennennbeträge gedeckt sind.27 Die Hinterlegung bei der Bargründung gemäss
Art. 633 Abs. 1 OR muss zwingend bei einem Schweizer Bankinstitut erfolgen, welches über eine
schweizerische Bankbewilligung verfügt und damit der FINMA28 unterstellt ist.29 Dadurch soll
sichergestellt werden, dass sämtliche Aktiennennbeträge gedeckt sind.30 Weiter muss die Identi-
tät der Gründer beziehungsweise Eröffner von den Banken festgestellt werden.31


[Rz 23] Sobald die Gesellschaft im Handelsregister eingetragen ist,32 wird gemäss Art. 633 Abs. 2
i.V.m. 640 OR der Betrag von der Bank an die Gesellschaft zu deren freien Verfügung freigegeben.
Allerdings sehen die Banken – ohne zwingende gesetzliche Bestimmung – vor, dass das Kapital
nur zu Gunsten eines auf die in der Bestätigung aufgeführten Gesellschaft lautendes Konto über-
wiesen werden kann. Diese von den Banken auferlegte Vorgabe findet sich in der Regel in deren
jeweiligen vertraglichen Bedingungen.33 Somit bleibt den Gründern keine andere Wahl, als den
Geschäftsbedingungen zuzustimmen, ansonsten ihnen die Gründung einer Gesellschaft verwehrt
bleibt.


[Rz 24] Weitere Zwänge mit Bezug auf ein Schweizer Bankkonto im Zusammenhang mit einer
Gesellschaft gibt es gegenwärtig nicht. Dies bedeutet, dass die Gesellschaft nach ihrer Gründung
frei über ihre Gelder verfügen kann. Sie kann beispielsweise ein eröffnetes Schweizer Bankkon-
to wieder schliessen, ein neues Konto bei einer ausländischen Bank eröffnen oder die Gelder
in bar beziehen. Mit der nun geplanten zwingenden Bankkontopflicht soll die Schliessung des
Schweizer Bankkontos zugunsten eines ausländischen Kontos oder einer Barauszahlung nicht
mehr möglich sein. Eine solche Beschränkung macht allerdings keinen Sinn wie nachfolgend
noch aufgezeigt wird.


2. Unnötiges gesetzgeberisches Experiment


[Rz 25] Zunächst gilt es zu beachten, dass die Empfehlungen des Global Forum sogenanntes inter-
nationales Soft Law bilden. Es handelt sich somit um keine Rechtsnormen, welche in der Schweiz
automatisch gelten beziehungsweise Anwendung finden. Es bedarf für ihre Bindungswirkung
eines nationalen Transformationsaktes im Rahmen eines formellen Gesetzgebungsverfahrens.34


Somit dient die hier gegenständliche Empfehlung35 in erster Linie als Vorlage und Richtschnur
des staatlichen Gesetzgebungsprozesses, kann diesen aber nicht rechtsverbindlich steuern.


27
Peter Böckli, Schweizer Aktienrecht, 4. Aufl., Zürich 2009, § 1 Rz. 356.


28 Vgl. Art. 3 Abs. 1 des Bundesgesetzes über die Banken und Sparkassen vom 8. November 1934 (Bankengesetz,
BankG; SR 952.0); ferner Art. 98 der Schweizerischen Bundesverfassung vom 18. April 1999 (BV; SR 101) und
das Bundesgesetz über die Eidgenössische Finanzmarktaufsicht vom 22. Juni 2007 (Finanzmarktaufsichtsgesetz,
FINMAG; SR 956.1).


29 BGE 132 III 668, 673; siehe auch Böckli (Fn. 27), § 1 Rz. 356; Peter Forstmoser/Arthur Meier-Hayoz/Peter


Nobel, Schweizerisches Aktienrecht, Bern 1996, § 14 Rz. 19; FranzSchenker, in: Basler Kommentar Obligationen-
recht II, 5. Aufl., Basel 2016, Art. 633 Rz. 1.


30
Böckli (Fn. 27), § 1 Rz. 356.


31 Art. 3 GwG und Art. 15 der Vereinbarung über die Standesregeln zur Sorgfaltspflicht der Banken vom 1. Juni 2015
(VSB 16).


32 Ab diesem Zeitpunkt und nicht erst mit der Publikation der Firmengründung im Schweizerischen Handelsblatt.
33 Siehe dazu die jeweiligen AGB’s beziehungsweise Angaben bei den Anträgen zur Eröffnung eines Kapitaleinzah-


lungskontos der schweizerischen Finanzinstitute; vgl. ebenso Art. 6 Abs. 2 lit c. und Art. 7 GwG.
34 Siehe dazu BGE 143 II 162, 173 f.
35 Siehe Rz. 9.
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[Rz 26] Dies hat zur Folge, dass im Falle einer möglichen Unterschreitung von internationalen
Standards kein Sanktionsregime greift. Die meisten Länder sind dennoch bestrebt, die Empfeh-
lungen – in Anbetracht von allfälligen indirekten Sanktionen anderer Staaten und ihrem Anse-
hen – einzuhalten.36 Dem kann jedoch entgegengehalten werden, dass in der Schweiz im letzten
Jahrzehnt eine beträchtliche Entwicklung, beinahe schon eine Harmonisierung mit dem europäi-
schen Finanzmarkrecht beziehungsweise dem Gesellschaftsrecht hinsichtlich Steuertransparenz
und Geldwäschereiprävention stattfand.37 Ferner ist das schweizerische Recht, das im Rahmen
dieses autonomen Nachvollzuges geschaffen wurde, europarechtskonform zu interpretieren.38


Deshalb wird die Schweiz auch weiterhin – ohne voreilige und unbedachte Revisionen – ihre
Bedeutung und ihren Zugang zum europäischen Finanzmarkt beibehalten. Denn sie bietet auf-
grund ihrer bisherigen bereits beachtlichen Reformen und der positiven Gesamtnote des letzten
Peer Review39 sicherlich keine Gründe für allfällige Defensivmassnahmen anderer Staaten oder
gar eine Herabsetzung ihrer Glaubwürdigkeit in internationalen Gremien.


[Rz 27] Darum sollten unseres Erachtens die Entwicklungen rund um diese internationalen Emp-
fehlungen, im Interesse der Vermeidung einer unnötigen Schwächung des eigenen Finanzplatzes,
genau verfolgt und vor allem sollte der nationale Ermessensspielraum bei einer allfälligen Um-
setzung optimal genutzt werden.


[Rz 28] Im internationalen Vergleich fällt weiter sogleich auf, dass eine Umsetzung, wie hier
vom EFD vorgeschlagen, praktisch einmalig wäre. Weltweit hat bisher nur Indien eine Bank-
kontopflicht eingeführt. Jedoch standen hierbei nicht die entsprechenden GAFI beziehungsweise
Global Forum Empfehlungen im Vordergrund.40


[Rz 29] Nachdem bislang kein Land solche GAFI beziehungsweise Global Forum Empfehlung
mittels Bankkontopflicht umgesetzt hat, würde sich hier die Schweiz einem gesetzgeberischen
Experiment aussetzen, welches weitreichende, nicht absehbare Konsequenzen haben kann.41


3. EFD bestätigt selber Unklarheiten


[Rz 30] Ebenfalls beachtenswert ist, dass auch das EFD in seiner Vorlage vom 17. Januar 201842


selbst erkennt, dass noch viele Unklarheiten rund um den Gesetzesentwurf bestehen.43


[Rz 31] Insbesondere deckt sich der Begriff der wirtschaftlich berechtigten Person in den Transpa-
renzbestimmungen (Art. 697j und Art. 790a OR) nicht mit dem gleichen Begriff im Geldwäsche-
reigesetz und der Vereinbarung über die Standesregeln zur Sorgfaltspflicht der Banken (VSB 16).
Dies würde somit nicht nur die den Banken zugedachte Kontrollfunktion erschweren, sondern


36 Zum Beispiel wurde die Schweiz im September 2009 von der OECD in die «weisse Liste» in Sachen Amtshilfe
Steuersachen aufgenommen; siehe auch Online Versionen div. Berichte der OECD «Progress Reports» der OECD
(http://www.oecd.org/tax/transparency/about-the-global-forum/g20/).


37 Vgl. Näheres dazu Rz. 52 f.
38 Vgl. BGE 129 III 335, 350.
39 Vgl. Rz. 6.
40 Bericht (Fn. 2), 3.2 Abs. 1.
41 Siehe Näheres dazu Rz. 39 ff.
42 Siehe dazu Rz. 1.
43 Bericht (Fn. 2), 2.1.
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mangels einheitlicher Gesetzesdefinition, auch dem Legalitätsprinzip bei einer Sanktion nicht
standhalten.


[Rz 32] Schliesslich bleibt offen, wie und durch wen der Bankkontozwang kontrolliert werden
sollte beziehungsweise wie eineMissachtung überhaupt festgestellt werden kann. Faktisch würde
ein Verstoss nur indirekt den Steuerbehörden bekannt werden und somit wäre es unabdinglich,
dass eineMeldung durch sie erfolgenmüsste. Dies würde in der Konsequenz wiederum bedeuten,
dass die kantonalen Steuerbehörden ebenfalls mit einer Aufsichtsfunktion belastet wären. Somit
fallen aufgrund der zwingenden Schweizer Bankkontopflicht trotzdem zusätzliche Kosten bei
den Steuerbehörden an, was das EFD ursprünglich verhindern wollte.44


[Rz 33] Entsprechend führt die Delegation dieser Aufsichtspflicht an die Banken zu keiner ef-
fektiven staatlichen Aufsicht und die Massnahme bringt folglich wenig, wenn die Banken selbst
diesbezüglich wieder überprüft werden müssten. Wenn schon das EFD nicht von ihrer eigenen
Umsetzung überzeugt ist, so hätte dieser Vorschlag schon gar nicht Eingang in den Gesetzge-
bungsentwurf finden dürfen.


4. Wesens- und sachfremde Kontroll- und Aufsichtspflicht der Banken


[Rz 34] Mit Art. 958g E-OR wird ein spezifischer Bezug zwischen Gesellschaftsrecht und Finanz-
marktrecht (Geldwäschereiprävention) geschaffen, da mit vorgesehener Gesetzesbestimmung die
Banken ermächtigt werden, eine indirekte Kontrollfunktion über Gesellschaften auszuüben.


[Rz 35] Grundsätzlich findet durch die Bank bei der Aufnahme einer Geschäftsbeziehung eine
Identifikation der Vertragspartei nach Art. 3 des Geldwäschereigesetzes (GwG) statt und es wird
die wirtschaftlich berechtigte Person nach Massgabe von Art. 4 GwG festgestellt. Die Bank un-
tersteht zudem – unter Androhung einer Busse – den Meldepflichten bei Geldwäschereiverdacht
(Art. 9 GwG und Art. 305ter Abs. 2 des Schweizerischen Strafgesetzbuches [StGB]) und muss ge-
gebenenfalls nach erfolgter Verdachtsmeldung Informationen der gesamten Geschäftsbeziehung
herausgeben (Art. 11a GwG). Weiter müssen die Informationen des Vertragspartners wahrheits-
gemäss sein (Formular A), ansonsten strafrechtliche Sanktionen wie zum Beispiel eine Urkunden-
fälschung (Art. 251 StGB) vorliegen kann. Folglich ist die Sicherstellung der Erhältlichkeit von
Informationen über wirtschaftlich berechtigte Personen mit der Beziehung zu einer den Regeln
der Geldwäscherei unterstehenden Bank gegeben.


[Rz 36] Es erstaunt daher umso mehr, dass nun auch eine Bank für die Überprüfung der Überein-
stimmung der nach den Regeln zur Geldwäschereibekämpfung erhobenen Informationen45 und
den Informationen in den Verzeichnissen46 ermächtigt werden sollte. Bislang haben Banken im
Gesellschaftsrecht jedenfalls keine Überprüfungsfunktion und es ist nicht ersichtlich, weshalb
ihnen dies nun zugestanden werden solle.


[Rz 37] Zu beachten ist auch, dass die Banken mit Bezug auf die korrekte Wahrnehmung dieser
Überprüfungspflichten wiederum selbst überprüft werden müssten. Sie wären somit diesbezüg-
lich zu beaufsichtigen. Die bisherige Bankenaufsicht, das heisst die FINMA, scheint dafür aller-


44 Siehe dazu Rz. 18 f.
45 Siehe dazu Rz. 35.
46 Siehe auch Rz. 45 ff.
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dings nicht die richtige Instanz. Viel eher wären es die Steuerbehörden, welchen diese Funktion
zugestanden werden müsste.47


[Rz 38] Zusammenfassend ist eine Kontroll- beziehungsweise Aufsichtsfunktion über die recht-
mässige Führung der Aktienverzeichnisse gemäss Obligationenrecht durch die Banken sach- und
wesensfremd, weshalb sie abzulehnen ist.


5. Mögliche negative Konsequenzen für die Schweizer Wirtschaft und
den Finanzmarkt


[Rz 39] Des Weiteren kann die Einführung eines Bankkontozwanges negative Konsequenzen für
die Schweizer Wirtschaft und den Finanzmarkt haben.


[Rz 40] Dies beispielsweise im Fall einer durch die Bank veranlassten Kündigung und Schliessung
eines Bankkontos, wenn einer Gesellschaft keine unmittelbaren Schweizer Kontoausweichmög-
lichkeiten mehr bleiben. Denn die Suche nach einem neuen Konto in der Schweiz könnte sich,
mangels einer dem Bankkontozwang gegenübergestellten Pflicht zur Übernahme beziehungswei-
se Annahme einer Kontobeziehung einer Gesellschaft, schwierig gestalten. Die Option «auslän-
disches Bankkonto» wäre demnach einer Gesellschaft schon verbaut. Sofern die entsprechende
Gesellschaft über keine weiteren Bankkonten mehr verfügt, würde ihr somit die wirtschaftliche
Tätigkeit unterbunden werden. Denn Zahlungen könnten nicht mehr getätigt und ausstehende
Forderungen nicht mehr eingetrieben werden. In der Konsequenz könnte sie somit durch die
Bank zur Geschäftsaufgabe gezwungen werden, was ein direkter Eingriff in die Wirtschaftsfrei-
heit bedeutet.


[Rz 41] Dieses Risiko muss bei der internationalen Evaluierung von Standortfaktoren mitberück-
sichtigt werden. Es ist damit zu rechnen, dass damit die Attraktivität der Schweiz als Standort für
neue Gesellschaften sinkt; allenfalls sogar bestehende Gesellschaften ins Ausland abwandern.


[Rz 42] Des Weiteren ist an eine Gebührenerhöhung der Banken aufgrund eines Bankkonto-
zwanges zu denken, da zunächst zusätzliches Personal zur Wahrnehmung der kontinuierlichen
Kontrollfunktion benötigt würde. Aufgrund der Abschaffung der ausländischen Bankkonkurrenz
mittels der Einführung eines Schweizer Bankkontozwanges wären die erhöhten Gebühren auch
einfacher durchzusetzen. Eine Marktabschottung kann die Folge sein.


[Rz 43] Dadurch würde die internationale Wettbewerbsfähigkeit des Schweizer Finanzmarktes
eingeschränkt, was sicherlich nicht im Interesse der Banken beziehungsweise des Finanzsektors
sein kann.


6. Bereits genügende Kontrollen der Gesellschaftsverzeichnisse bzw.
Sanktionen


[Rz 44] Grundsätzlich bedarf es keiner weiteren Kontrollen beziehungsweise entsprechender
Sanktionen im Zusammenhang mit den Gesellschaftsverzeichnissen.


[Rz 45] Denn das Aktienbuch muss bereits so geführt werden, dass die Schweizer Behörden je-
derzeit Einsicht nehmen können (vgl. Art. 686 OR). Zudem muss das Aktienbuch während zehn


47 Siehe auch Rz. 18 f. und 32.
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Jahren nach der Löschung der Gesellschaft an einem sicheren Ort aufbewahrt werden – und zwar
so, dass in der Schweiz ebenfalls jederzeit darauf zugegriffen werden kann (Art. 747 OR). Analo-
ges gilt bezüglich demVerzeichnis über die Inhaberaktionäre (Art. 697i OR) und über die (gemäss
Art. 697j OR) gemeldeten wirtschaftlich berechtigten Personen (Art. 697l Abs. 1 OR).


[Rz 46] Weiter sind bereits mit Inkrafttreten des Bundesgesetzes zur Umsetzung der 2012 revidier-
ten Empfehlungen der Groupe d’action financière («GAFI-Gesetz»)48 per 1. Juli 2015 eine Vielzahl
verschärfter Vorschriften mit Bezug auf die Transparenz bei juristischen Personen umgesetzt wor-
den.49 Das GAFI-Gesetz sah insbesondere die zwingenden Meldepflichten der Aktionäre, Gesell-
schafter und wirtschaftlich Berechtigten (Art. 697i ff. OR) vor. Ebenso wird die Nichteinhaltung
sanktioniert; beispielsweisemittels Ruhen derMitgliedschaftsrechte und der Verwirkung der Ver-
mögensrechte der Aktionäre (Art. 697m OR). Ferner besitzt das Aktienverzeichnis Urkundecha-
rakter50 und unterliegt demnach einer strafrechtlichen Ahndung.51


[Rz 47] Damit sind die Aktionäre und die Verwaltungsräte aufgrund der einschneidenden, pöna-
len Natur des Sanktionsregimes bereits heute dazu angehalten, ihren vorgesehenen Meldepflich-
ten (Stufe Gesellschafter) beziehungsweise der Pflicht zur korrekten Führung des Aktienbuches
respektiv der Verzeichnisse (Stufe Gesellschaft) nachzukommen.


[Rz 48] Aufgrund dieser bereits bestehenden zwingenden Vorschriften besteht keine Notwendig-
keit einer Verbesserung einer wirksamen Aufsicht über Gesellschaften. Denn mit Inkrafttreten
des GAFI-Gesetzes wurde das gesetzgeberische Ziel, «effiziente, verhältnismässige und abschrecken-
de Sanktionen»52 vorzusehen, verwirklicht. Die angedrohte, grundsätzlich unwiderrufliche Ver-
wirkung der Vermögenswerte der Aktionäre53 ist bereits abschreckend genug.54 Nicht minder
gravierend sind die genannten Folgen, mit denen der Verwaltungsrat – als Garant – bei Verlet-
zung seiner Pflichten zu rechnen hat.


[Rz 49] Ferner wurde in der parlamentarischen Beratung zur soeben diskutierten Sache im dama-
ligen Gesetzesentwurf zur Umsetzungen der Empfehlungen der GAFI ebenfalls die Sistierung be-
ziehungsweise Verwirkung der Vermögensrechte des Aktionärs für den Fall der Nichteinhaltung
der Meldepflicht als ausreichend erachtet.55 Der Bundesrat beziehungsweise das EFD fordert nun
das Parlament auf, auf den ursprünglichen Entscheid zurückzukommen. Somit ungeachtet der
Tatsache, dass das GAFI-Gesetz erst knapp 2 1/2 Jahre alt ist, ist es unverhältnismässig, dass die
relevanten Gesetzesbestimmungen wieder abgeändert und nochmals verschärft werden sollten.


48 Vgl. Bundesgesetz zur Umsetzung der 2012 revidierten Empfehlungen der Groupe d’action financière vom 12. De-
zember 2014, BBl 2014 9689 ff.


49 Botschaft zur Umsetzung der 2012 revidierten Empfehlungen der Groupe d’action financière (GAFI) vom 13. De-
zember 2013, BBl 2014 605, 606, 611, 615 f. und 639 f.


50 Vgl. Urteil des Bundesgerichts 6B_1105/2013 vom 18. Juli 2014; Markus Boog, in: Basler Kommentar Strafrecht II,
3. Aufl., Basel 2013, Art. 251 Rz. 163.


51 Vgl. Art. 251 des Schweizerischen Strafgesetzbuches vom 21. Dezember 1937 (StGB; SR 311.0).
52 BBl 2014 605 (Fn. 49), 662.
53


Markus Hess/Emanuel Dettwiler, in: Basler Kommentar Obligationenrecht II, 5. Aufl., Basel 2016, Art. 697m
Rz. 17 ff.


54 Die verfassungsmässige Eigentumsgarantie (Art. 26 BV) erstreckt sich ebenfalls auf beschränkt dingliche und ob-
ligatorische Rechte, siehe auch: Klaus A. Vallender/Peter Hettich, in: Die Schweizerische Bundesverfassung,
St. Galler Kommentar, Band 2, 3. Aufl., Zürich 2014, Art. 26 BV, Rz. 15.


55 BBl 2014 605 (Fn. 49), 640 f.; Entwurf des Bundesgesetzes zur Umsetzung der 2012 revidierten Empfehlungen der
Groupe d’action financière, BBl 2014 705, 712.
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[Rz 50] Betrachtet man somit den Status Quo des schweizerischen Finanzmarktrechtes, so hat
die Schweiz bisher nicht nur ein gut organisiertes, sicheres und rechtskonformes System erreicht,
sondern es besteht bereits ein «Regeln-Einhaltung-Kontrolle-Sanktionen-System».56


[Rz 51] Bevor weitere Massnahmen ergriffen werden, sollte somit die Wirksamkeit der bereits
bestehenden Regulierungen in diesem Bereich abgewartet werden. Es handelt sich bei der vor-
geschlagenen Empfehlung nämlich um eine weitere – vom Ausland angeregte – internationale
Transparenzmassnahme.


[Rz 52] Die Schweiz – nur um einige wichtige Eckpunkte zu nennen – hat in Sachen interna-
tionale Steuerhinterziehung bereits am 3. März 2009 ihren Vorbehalt zu Art. 26 des OECD-
Musterabkommens zurückgezogen und in der Folge mit mehreren Staaten Doppelbesteuerungs-
abkommen abgeschlossen. Seit Februar 2013 sind ebenso Gruppenanfragen zulässig. Gestützt
auf die Unterzeichnung des FATCA-Abkommens mit der USA wurde das Bundesgesetz über die
Umsetzung des FATCA-Abkommens zwischen der Schweiz und den Vereinigten Staaten (FATCA-
Gesetz) erlassen, wie ebenso in Bezug auf den internationalen Informationsaustausch das Bundes-
gesetz über den internationalen automatischen Informationsaustausch in Steuersachen (AIAG)
und das Steueramtshilfegesetz (StAhiG). Auch in Sachen Geldwäschereibekämpfung agierte die
Schweiz international vorbildlich: Unter anderem ist seit 1. Januar 2016 das – an die GAFI-
Empfehlungen von 2012 angepasste – GwG in Kraft, mit welchem die Geldwäschereiverordnung-
FINMA (GwV-FINMA), die Vereinbarung über die Standesregeln zur Sorgfaltspflicht der Banken
(VSB 16) sowie alle Reglemente für Selbstregulierungsorganisationen (SRO-Reglemente) ange-
passt wurden. Ebenso wurden die Geldwäschereiverordnung (GwV) und das FINMA RS 2011/01
revidiert.57 Das Schweizerische Strafgesetzbuch bietet zudemmit geldwäschereirelevanten Tätig-
keiten (Art. 305bis StGB, welcher ebenfalls verschärft wurde)58 und mangelnder Sorgfalt bei Fi-
nanzgeschäften (Art. 305ter StGB) die Grundlagen, um auch auf strafrechtlicher Ebene die Geld-
wäscherei zu bekämpfen.


[Rz 53] Noch nicht abschätzen lässt sich der Output dieser Vielzahl von bereits eingeführten
neuen Regulierungen. Es sollte darum grundsätzlich über den autonomen Nachvollzug in dem
hier diskutierten Bereich nachgedacht werden. Anstatt unbedacht und schnellstmöglich wie-
der eine angeblich unaufschiebbare notwendige gesetzgeberische Antwort zu erlassen, sollte we-
nigstens vorab eine nüchterne Kosten-Nutzen-Analyse vorgenommen werden. Mit einer klaren
Regulierungs-Wirkungs-Analyse wäre auch dem Verhältnismässigkeitsprinzip und der Vermei-
dung einer Doppelt-Compliance-Strategie gedient. Angesichts dieser Aspekte sei sodann darauf
hinzuweisen, dass bereits eine weitere Revision des GwG beziehungsweise der GwV-FINMA von
der FINMA in Aussicht gestellt wurde.59 Ebenso muss der, gezwungenermassen mit der Krea-
tion und Pflege der vorgeschlagenen weiteren neu einhergehenden Regelungen, personelle und
finanzielle Mehraufwand nicht nur beachtet, sondern auch kritisch hinterfragt beziehungsweise


56 Vgl. ebenfalls Abbildung Aufsichtsstruktur, Sabine Kilgus, in: Finanzmarktaufsicht und Finanzmarktstrukturen,
St. Galler Handbuch zum Schweizer Finanzmarktrecht, § 30 Rz. 37.


57
Kilgus (Fn. 56), § 30 Rz. 33 ff., siehe v.a. Abbildungen in Rz. 35 und 37.


58
René Schwab/Eric Stupp, in: Börsengesetz, Finanzmarktaufsichtsgesetz, 2. Aufl., Basel 2011, Art. 305bis StGB
Rz. 6.


59 Vgl. Medienmitteilung vom 4. September 2017 «FINMA eröffnet Anhörung zur Teilrevision der
Geldwäschereiverordnung-FINMA» (https://www.finma.ch/de/news/2017/09/20170904-mm-
geldwaeschereiverordnung-finma/).
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gegenüber dem angestrebten Ziel – der korrekten Führung der Verzeichnisse – oder besser dem
faktisch effektiven Nutzen abgewogen werden.


V. Möglicher Lösungsansatz


[Rz 54] Ungeachtet der Frage der Notwendigkeit einer Umsetzung der weiteren internationalen
Transparenz-, Kontroll- und Sanktionsbestrebungen, wäre – wie bereits erwähnt – die Zwecker-
reichung mittels Einführung einer Art Zentralregister am ehesten zu erreichen.


[Rz 55] Gemäss EFD sprechen offenbar vor allem die hohen Kosten gegen dessen Einführung. Ein
solches Zentralregister muss jedoch nicht komplett neu implementiert werden, sondern kann
dem bereits bestehenden Handelsregister angehängt werden, welches bereits alle relevanten Ge-
sellschaften umfasst. Es bedarf hier – falls überhaupt – einzig noch der Ergänzung wie dies zum
Beispiel bereits beim Companies House existiert und offenbar auch funktioniert.


[Rz 56] Die kantonalen Handelsregisterämter wären unseres Erachtens auch die richtigen Stellen,
um gesellschaftsrechtliche Verzeichnisse zu kontrollieren und allfällig Verstösse zu ahnden.


[Rz 57] Weiter würde der Kostenaspekt mittels moderner Technologie an Relevanz verlieren. Da-
zu sollte vermehrte Aufmerksamkeit dem Blockchain gewidmet werden. In Genf wurde ein dies-
bezügliches Pilotprojekt bereits Mitte 2017 lanciert, welches die Einführung eines digitalen Han-
delsregisters auf Blockchain-Technologie beinhaltet. Damit könnten Kosten mangels zusätzlicher
Infrastruktur, Prozesse und der Organisation für Datenintegration gesenkt werden. Die Aktua-
lität und Korrektheit von Informationen würden gesteigert werden, denn die Behörden könnten
ihre eigenen Informationen in die Blockchains einstellen und Dritte je nach Bedarf und Berech-
tigung um Zugriff autorisieren. Die relevanten Sachverhalte liegen sofort für andere Berechtigte
vor und können ausgewertet werden. Datenschutz und Datensicherheit wird durch Kryptografie
gewährleistet, Einträge werden nur durch Aktualisierung ergänzt aber nicht gelöscht, was bei-
spielsweise für die Nachvollziehbarkeit der jeweiligen Einträge in den Verzeichnissen von gros-
ser Relevanz ist. Mit Blockchain kann somit nicht nur die mit den Verzeichnissen einhergehende
Publikations-, Beweis-, Kontroll- und Schutzfunktion erfüllt werden, sondern es kann bei Bedarf
vor allem sehr einfach und effizient Informationstransparenz geschaffen werden.


VI. Schlusswort


[Rz 58] Insgesamt geht die vorgeschlagene Einführung eines Bankkontozwangs für Gesellschaf-
ten offensichtlich zu weit und birgt unabsehbare Risiken. Zudem werden den Banken dadurch
weitere sachfremde Aufsichtspflichten aufgebunden, weshalb der diesbezügliche Gesetzesent-
wurf abzulehnen ist.


[Rz 59] Grundsätzlich bedarf es unseres Erachtens im Lichte der bereits bestehenden entspre-
chenden Regulierungsdichte keiner zusätzlichen Transparenz und Sanktionierung. Die heutige
Gesetzgebung setzt die Empfehlungen des Global Forums bereits genügend um. Es braucht kei-
nen Swiss Finish. Die Autoren werden den weiteren Verlauf dieses Gesetzgebungsprojekts verfol-
gen.
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Dr. Guido E. Urbach, Rechtsanwalt und Partner bei Kohli & Urbach Rechtsanwälte /
Cécile Maier, juristische Mitarbeiterin bei Kohli & Urbach Rechtsanwälte.
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Swiss Association
of Trust Companies


Per Email(vernehm¡assunqen )
Eidgenössisches Finanzdepartement
Staatssekretariat für lnternationale Finanzfragen
Bundesgasse 3
3003 Bern


Basel/Neuchåtel, den 24. April 2018


Stellungnahme Vernehmlaesung zum Bundesegetz zur Umcetzung von Empfohlungcn do¡
Global Forum ilbor dle Traneparenz juristlscher Peroonon und den lnformatlon¡eu¡teu¡ch fflr
Steuezwecke


Sehr geehrte Damen und Herren


Hiermit möchten wir zu diejenigen Bestimmungen des oben erwåhnten Gesetzesentwurf Stellung
nehmen, welche unseres Erachtens für die Schweizer Trust-lndustrie besonders relevant sind.


ln Bezug auf die (formelle) Abschaffung der lnhaberaktien ftir Gesellschaften, deren Aktien nicht
börsenkotiert sind, nehmen wir zur Kenntnis, dass das lnstitut der lnhaberaktie auf internationaler
Ebene seit einigen Jahren in Frage gestellt wird und in seiner herkömmlichen Form mit den heutigen
gesetzlichen Anforderungen namentlich im Bereiche der GeldwäschereL und
Terrorismusbekämpfung schwer zu vereinbaren ist. Die vollståndige Venrirkung der Rechte für
lnhaberaktionäre die es versåumen, sich binnen der 18-monatigen Frist bei der Gesellschaft
anzumelden, erachten wir jedoch als sehr einschneidend und mit der Eigentumsgarantie kaum
vereinbar. Eine Nachfrist sollte zumindest beiVorliegen zureichender Gründe gegeben sein.


Ernsthafte Bedenken haben wir was die vorgeschlagene Massnahme zur Einschränkung des
Einsichtsrechts im Steueramtshilfeverfahren betrifft. Der damit verbundene Eingriff in den
verfassungsmässigen Anspruch auf rechtliches Gehör und die fundamentalen Verfahrensgarantien
unserer Rechtsordnung ist unverhältnismässig und kann nicht mit dem blossen Verweis auf die
Erwartungen von ersuchenden Staaten in diesem Bereich gerechtfertigt werden. Das Bundesgericht
hat dazu bereits Stellung genommen und die Massgeblichkeit der verfassungmäss¡gen
Verfahrensgarantien bestätigt (BGer 2C_11212015, Erw. 2 und 5 sowie weitere Verweise).


SATC
Postfach 616
Neugasse 12
6301 Zug
Phone: +41 (O)41 727 0525
Fax: +41 (0)41 727 0521
www.satc.ch







Selbst die (umshittene) Bestimmung von Art.42a Abs. 4 FINMAG, welche den gleichen Zweck wie
der vorgeschlagenen Art. 15 Abs. 3 Steueramtshilfegesetz verfolgt, sieht vor, dass die FINMA von
der Übermittlung der lnformationen nur ausnahmsweise absehen kann, wenn die in dieser
Bestimmung vorgesehenen Griinde gegeben sind. Der im vorgeschlagenen neuen Art. 15 Abs. 3
Steueramtshilfegesetz vorgesehene automatische Ausschluss des Einsichtsrechts, wenn die
ersuchende auslåndische Behörde nicht zustimmt, geht wesentlich weiter, da die ESIV dabei nicht
einmal eine lnteressenabwägung vornehmen muss.


Die existierenden Bestimmungen in Art. 27 Verwaltungsverfahrensgesetz und in Art. 15 Abs. 2
Steueramtshilfegesetz tragen den Geheimhaltungsbedürfnissen der ausländischen ersuchenden
BehÖrden genilgend Rechnung.


Aus diesen Gründen lehnen wir den vorqeschlaoenen neuen Art. 15 Abs, 3 Steueramtshllfeoesetz


Sollte diese Bestimmung trotzdem beibehalten werden, wtlrden wir subsidiär anregen, dass sie
inhaltlich dem Art. 42a Abs.4 FINMAG angeglichen wird.


Mit freundlichen


re von Heeren Philippe de Salis


Vorstandsmitglied


ab.
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RR/js 312 Berne, le 24 avril  2018    
 
 
Prise de position de la Fédération Suisse des Avocats dans la consultation sur la mise en 
œuvre des recommandations du Forum mondial sur la transparence des personnes 
morales et l’échange d’informations fiscales 
 
Monsieur le Conseiller fédéral, 
Mesdames, Messieurs, 
 
La Fédération Suisse des Avocats (FSA/SAV) vous remercie de la procédure de consultation 
susmentionnée. 
La FSA présente plusieurs remarques spécifiques, s’agissant des modifications du Code des 
obligations (CO) d’abord.  
 


1. Actions au porteur – ad art. 622 CO : 
 
 
ad art. 622 al. 1 :  
 
La FSA est d’accord avec cette modification. A titre de clarification, nous proposerions de viser 
les sociétés dont les « titres de participation »/ « Beteiligungspapiere » (et non seulement 
les actions) sont cotés en bourse. Il serait en effet opportun d’employer la même terminologie 
que pour la publicité des participations au sens de l’art. 120 al. 1 LIMF. Cette approche permet 
aussi d’éviter une application concurrente de deux régimes visant à identifier l’ayant droit 
économique d’actionnaires. 
 
ad art. 622 al. 2 :  


La FSA s’oppose à la suppression des actions au porteur, alors que le parlement a manifesté 
sa volonté de conserver ce type de titres en 2014 et a imposé aux sociétés désirant conserver ce 
type de titre l’obligation de tenir une liste des actionnaires.  
A titre subsidiaire, si le Conseil fédéral devait suivre cette voie, il devrait en tout cas être possible 
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de maintenir les actions au porteur sous forme de titres intermédiés :  
« Dans les sociétés dont les titres de participation ne sont pas cotés en bourse, les actions au 
porteur doivent être émis sous forme de titres intermédiés au sens de la loi sur les titres 
intermédiés du 3 octobre 2008. La société désigne le dépositaire auprès duquel les actions sont 
déposées ou le registre principal doit être tenu ; le dépositaire doit être en Suisse. La livraison des 
papiers-valeurs aux actionnaires est exclue. » /  


« Bei Gesellschaften ohne börsenkotierte Beteiligungspapiere müssen Inhaberaktien als 
Bucheffekten im Sinne des Bucheffektengesetzes vom 3. Oktober 2008 ausgestaltet werden. Die 
Gesellschaft bezeichnet die Verwahrungsstelle, bei der die Inhaberaktien hinterlegt oder ins 
Hauptregister eingetragen werden; die Verwahrungsstelle muss in der Schweiz sein. Die 
Auslieferung von Wertpapieren an Aktionäre ist ausgeschlossen. »  


 
ad art. 622 al. 2bis :  
La FSA propose une modification d’ordre avant tout formelle :  
« Si tous les titres de participation sont décotés, […] » / « Werden sämtliche Aktien dekotiert ».  


En effet, la société n’est pas directement impliquée dans le commerce boursier (sous réserve 
des éventuels rachats d’action propres). En revanche, c’est elle qui demande la décotation de ses 
titres (cf. aussi art. 698 al. 2 ch. 8 AP-CO, FF 2017 625).  
Il serait plus cohérent d’exiger de la société qui requiert sa décotation de déterminer préalablement 
si ses actions au porteur qui ne sont pas intermédiées, doivent être transformées en actions 
nominatives ou être intermédiées. Un délai de 6 mois ne nous paraît pas nécessaire. Dans ce 
contexte, il faut rappeler que le projet de révision du droit de la société anonyme envisage de faire 
de la décotation une compétence exclusive de l’assemblée générale ; il ne devrait dès lors plus 
être nécessaire de conférer au conseil d’administration la tâche d’adapter les statuts. La 
disposition pourrait ainsi avoir le libellé suivant : 
« Si tous les titres de participation sont décotés, la société doit émettre les actions au porteur sous 
forme de titres intermédiés ou les convertir en actions nominatives lors de la décotation. » / 


« Werden sämtliche Beteiligungspapiere dekotiert, hat die Gesellschaft bestehende Inhaberaktien 
bei der Dekotierung entweder als Bucheffekten auszugestalten oder in Namenaktien 
umzuwandeln. Der Verwaltungsrat beschliesst die Umwandlung und passt die Statuten an.» 


 
2. Registre des actions – ad art. 686 CO : 


 
ad art. 686 al. 6 CO :  
La FSA a une objection fondamentale à cette disposition quant aux garanties de procédure. Il est 
nécessaire de prévoir les garanties procédurales usuelles de la procédure administrative. 
Sinon cette disposition deviendrait une carte blanche pour tout contrôle. Le registre des actions 
en droit des sociétés est un registre privé qui doit demeurer un registre privé conformément au 
droit des sociétés ; il ne doit en aucun cas devenir un registre public à l’instar du registre du 
commerce (RC) auquel les tiers ont un accès automatique.  
Ainsi, cette disposition telle que libellée en termes aussi larges dans le projet permettrait par 
exemple un accès des autorités pour vérifications, ce même à des fins de curiosité mal placée. 
De plus, elle permet même l’accès à tous les intermédiaires financiers, y compris par exemple à 
de petites sociétés fiduciaires soumises seulement à la LBA (et non pas à une surveillance 
prudentielle selon la LB, la LBVM, la LSA ou la LPCC). Par hypothèse, un intermédiaire financier 
pourrait souhaiter, par pure curiosité, avoir accès à un registre d’actions alors qu’il n’aurait pas de 
besoin réel.  
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En réalité, cette norme est mal conçue. Elle n’appartient pas au CO, mais à la procédure 
administrative fiscale. En effet, l’art. 686 al. 6 proposé va d’ailleurs bien au-delà de ce que 
demande le Forum mondial qui requiert seulement que les autorités (fiscales) compétentes saisies 
d’une demande d’entraide en matière fiscale soient en mesure de répondre à l’autorité requérante. 
Le siège de la matière n’est dès lors pas le droit des sociétés, mais le droit de l’entraide en matière 
fiscale. Il suffirait donc de régler le droit d’accès de l’AFC dans la loi fédérale sur l'assistance 
administrative internationale en matière fiscale du 28 septembre 2012 (Loi sur l'assistance 
administrative fiscale, LAAF ; RS 651.1). 
Dans cette optique, il n’est ni nécessaire ni utile d’étendre l’accès au registre des actions à d’autres 
acteurs. En matière pénale, le droit d’accès des autorités est largement reconnu moyennant le 
respect des cautèles fixées par le CPP. D’ailleurs, le rapport d’évaluation mutuel du GAFI n’a 
pas soulevé de grief à ce propos (FATF, Mutual Evaluation Report of Switzerland, 2016, p. 127 
et ch. 406 ss.). Un droit d’accès d’autres autorités civiles ou pénales n’est pas recommandé par 
le Forum mondial ou le GAFI. Cette question peut donc continuer à être réglée par le droit de 
procédure administrative ou civile applicable. 
S’agissant du droit d’accès des intermédiaires financiers, il nous semble être le résultat d’une 
confusion des genres : Dans le cadre de l’évaluation du régime prévalant en Allemagne, le Forum 
mondial s’est effectivement basé sur le régime de lutte contre le blanchiment d’argent afin de 
considérer que, grâce au contrôle opéré par les intermédiaires financiers, la transparence requise 
était garantie. Cependant, cette approche était rendue nécessaire par l’absence d’un régime établi 
d’identification de l’ayant droit économique en droit des sociétés – l’Allemagne venait d’introduire 
ce régime à l’époque où l’évaluation par les pairs avait été effectuée (OECD, Global Forum on 
Transparency and Exchange of Information for Tax Purposes: Germany 2017 (Second Round), 
OECD 2017, p. 9). Dans la mesure où le régime de droit des sociétés est satisfaisant et effectif, il 
n’est pas nécessaire de conférer aux intermédiaires financiers un droit d’accès aux documents 
sociaux.  
Cela étant, les intermédiaires financiers pourront demander à avoir accès à ces documents 
dans le cadre de leur devoir de diligence particulière prévus aux articles 6 LBA et 15, 16 et 17 
OBA-FINMA et les dispositions analogues des normes prévues par les OAR, sans qu’il ne soit 
nécessaire de leur conférer un droit d’accès au registre. Si une société leur refuse ledit accès, ils 
pourront en tirer les conclusions qui s’imposent et ne pas entretenir de relation d’affaires, 
voire annoncer le cas au MROS selon l’art. 9 LBA. 
Dans ce contexte, l’article 686 alinéa 6 CO se veut dispositif (cf. « Kann-Vorschrift ») vu qu’il 
dispose que « les autorités et les intermédiaires financiers au sens de l'art. 2, al. 2 et 3, de la loi 
du 10 octobre 1997 sur le blanchiment d'argent (LBA) peuvent consulter le registre des actions 
dans la mesure où cette consultation sert à l'accomplissement de leurs tâches légales ». Cela 
étant, le législateur devra veiller, si elle est effectivement introduite, à ce que cette disposition ne 
devienne pas impérative (cf. « Muss-Vorschrift ») et ne représente pas un devoir systématique 
lourd pour les intermédiaires financiers. Cela doit rester tout au plus un outil parmi d’autres 
pour vérifier la plausibilité des informations données sur les actionnaires et ayants-droit 
économique dans le cadre du principe de la compliance basée sur l’approche des risques (risks 
based approach) . 
A la lumière de ces explications, en conclusion, la FSA estime que l’art. 686 CO al. 6 est superflu 
et doit être biffé. Si tant est qu’il faille des dispositions supplémentaires, celles-ci doivent être 
prises dans les lois spécifiques telles que la LBA ou la LAAF.  
 
Remarque générale ad art. 686 CO :  
 
In der Praxis zeigen sich häufig Unklarheiten und Unstimmigkeiten im Zusammenhang mit 
dem Aktienbuch. Während dieses früher in der Regel in physischer Form und in einem 
gebundenen Buch geführt wurde, führen viele Gesellschaften das Aktienbuch heute bloss noch 
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elektronisch, beispielsweise als Excel Datei. Anders als früher ist die Historie des Aktieneigentums 
und der Aktienübertragungen daher häufig nicht mehr hieb- und stichfest anhand des 
Aktienbuches rekonstruierbar.  
Nachdem das Aktienbuch und auch das Verzeichnis über die wirtschaftlich berechtigten Personen 
eine immer grössere Bedeutung erlangt und strenge und strafbewehrte Anforderungen an deren 
Inhalt, Nachführung und Aufbewahrung gestellt werden, drängt sich die Prüfung auf, ob nicht klare 
gesetzliche Vorgaben betreffend dessen Führung sinnvoll und hilfreich wären. 


Eine ähnliche Problematik betrifft die Aktientitel; häufig wissen die Gesellschaften in der Praxis 
nicht einmal mehr, ob je Aktientitel ausgegeben wurden. Wurden keine ausgegeben, kann sich 
der aktuelle Aktionär nur legitimieren, wenn er die Zessionskette bis zu den Gründeraktionären 
lückenlos nachweisen kann (vgl. BGer 4A_314/2016). 
In diesem Zusammenhang müsste man prüfen, ob nicht eine andere Regelung betreffend 
Ausgabe von Aktientiteln als die geltende Bestimmung des Art. 644 OR angezeigt wäre. Denn 
gerade weil Aktientitel beim Gründungsakt nicht ausgegeben werden dürfen, entsteht 
diesbezüglich häufig bereits im Gründungsstadium eine unsichere Situation, die den Gründern 
nicht bewusst ist und die die spätere Rekonstruktion oft schwierig oder gar unmöglich macht. Eine 
Regelungsmöglichkeit bestünde beispielsweise darin, dass die Anlegung des Aktienbuches 
sowie des Verzeichnisses über die wirtschaftlich berechtigten Personen im Rahmen des 
Gründungsaktes erfolgt; dasselbe könnte man bezüglich Ausgabe von Aktientiteln vorsehen, 
wobei diese dann bis zur Eintragung der Gesellschaft beim Notar zu hinterlegen wären. 
Bezüglich der Aktientitel an schon bestehenden Gesellschaften könnte man erwägen, den 
Anwendungsbereich des Kraftloserklärungsverfahrens zu erweitern auf Sachverhalte, bei 
welchen die Berechtigung an der Aktie glaubhaft gemacht werden kann, nicht aber die 
Existenz und der Besitz der Urkunde. 
Allenfalls könnten diese Fragen auch bereits im Rahmen der laufenden Beratung zur 
Aktienrechtsrevision aufgegriffen werden. 
 


3. Actions au porteur, liste des ayants droit économiques – ad art. 697l CO :  
 


La FSA constate que la transparence a déjà été introduite en droit suisse pour tenir compte des 
recommandations du Forum mondial sur la transparence et l’échange de renseignements à des 
fins fiscales et qu’à ce titre l’obligation de tenir des listes des actionnaires et des ayants-droit 
économiques existe déjà en droit suisse. De ce fait, l’anonymat n’existe d’ailleurs plus. Dans les 
circonstances du cadre juridique actuel, la FSA salue l’objectif général de transparence et de 
cohérence du droit en la matière. Elle estime qu’il n’y a pas de raison de s’opposer aux 
modifications prévues concernant les actions au porteur. En effet, d’éventuels avantages de 
flexibilité et d’anonymat contre la tenue de listes des actionnaires et des ayants-droit économiques 
ne sont pas pertinents.  
ad art. 697l al. 5 : cf. remarques sous chiffre 2 ad art. 686 : Ce point ne doit pas être réglé dans 
le CO, mais dans la lex specialis, la LBA.  
 


4. Registre des ayants droit économiques – ad art. 697j CO : 
 


L’avant-projet ne modifie pas l’art. 697j CO en vigueur. Pourtant, il serait essentiel de pourvoir une 
définition plus précise de ce qu’il y a lieu d’entendre par ayant droit économique, notamment 
lorsque les actions sont détenues par une société, laquelle n’est pas, en bout de chaîne, détenue 
par une seule personne physique (ou des personnes physiques agissant de concert).  
La doctrine reconnaît ainsi que l’exception prévue par l’article 697j al. 1 CO s’étend aussi aux 
sociétés contrôlées directement ou indirectement par une société cotée ou, plus précisément, 
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qu’une société cotée, ainsi qu’une société anonyme contrôlée directement ou indirectement par 
une telle société, ne doit pas procéder à l’annonce de son ayant droit économique. Cette solution 
est conforme aux exigences du GAFI et est déjà reconnue en matière de LBA et CDB 161. Il en 
va de même pour les sociétés contrôlées directement ou indirectement par une fondation à but 
idéal, une association ou une collectivité publique. 
De même, la doctrine, malgré certaines controverses, tend à reconnaître qu’en cas de détention 
indirecte, il importe que la personne physique détienne le contrôle sur la société qui détient la 
participation de 25%. Cette approche aurait l’avantage d’aligner le régime légal sur celui 
applicable en matière de LBA et en droit européen2. Dans cette optique, il nous semble que la 
notion de contrôle peut être définie par analogie avec celle du droit comptable (cf. art. 963 al. 2 et 
3 CO), ce qui a l’avantage de la clarté.  
Enfin, il nous semblerait opportun de clarifier que dans le contexte de l’art. 697j CO il n’est pas 
nécessaire d’identifier un ayant droit économique de dernier ressort (c’est-à-dire les dirigeants 
dans le régime de la LBA et de la CDB 16), puisqu’en matière de lutte contre le blanchiment, 
l’intermédiaire ne s’intéresserait pas, dans ce cas, aux organes dirigeants de l’actionnaire, mais 
aux organes de son partenaire contractuel, c’est-à-dire la société anonyme3. 
 
« 3 Sont réputés ayant droit économique d’une personne morale ou d’une société de personnes, 
la personne physique ou les personnes physiques agissant de concert qui contrôle(nt) la société 
au sens de l’article 963 alinéa 2 CO appliqué par analogie. A défaut d’un tel contrôle, aucune 
annonce n’est requise. 
 
4 Aucune annonce n’est requise si l’actionnaire ou la personne qui le contrôle au sens de l’article 
963 alinéa 2 ou 3 CO est une société dont les titres de participation sont cotés en bourse, une 
fondation à but idéal, une association ou une collectivité publique. » / 
 
« 3 Ist der Aktionär eine juristische Person oder Personengesellschaft, gilt als wirtschaftlich 
berechtigte Person die natürliche Person, die den Aktionär in analoger Anwendung von Art. 963 
Abs. 2 oder 3 OR kontrolliert. Besteht keine solche wirtschaftlich berechtigte Person, muss keine 
Meldung erstattet werden. 
 
4 Ist der Aktionär eine Gesellschaft, deren Beteiligungsrechte an einer Börse kotiert sind, eine 
gemeinnützige Stiftung, ein Verein oder eine öffentlich-rechtliche Körperschaft oder wird der 
Aktionär von einer Gesellschaft, deren Beteiligungsrechte an einer Börse kotiert sind, einer 
gemeinnützigen Stiftung, einem Verein oder einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft im Sinne von 
Art. 963 Abs. 2 oder 3 OR kontrolliert, muss keine Meldung erstattet werden.» 


 
5. Sanction en cas de non-respect – ad art. 697m CO : 


 
La FSA propose de supprimer l’article 697m CO dans la mesure où l’avant-projet prévoit des 
sanctions pénales en cas de violation du devoir d’annonce. Il nous apparaît en effet que cette 
disposition recèle un potentiel d’abus trop important de la part du conseil d’administration, 
                                                 
1 Art. 4 al. 1 i.f. LBA; art. 63 al. 4 LBA-FINMA; Voir aussi le Commentaire de la Convention de diligence des 
banques (CDB 16), 2016, ad Art. 22, p. 21-22. FATF, FATF Recommendations, Interpretative Note to 
Recommendation 10, Rz 8 : “Where the customer or the owner of the controlling interest is a company listed 
on a stock exchange and subject to disclosure requirements (either by stock exchange rules or through law 
or enforceable means) which impose requirements to ensure adequate transparency of beneficial 
ownership, or is a majority-owned subsidiary of such a company, it is not necessary to identify and verify the 
identity of any shareholder or beneficial owner of such companies.” 
2 Voir l’art. 3 al. 6 (a) (i) de la directive 2015/849 du 20 mai 2015. 
3 Art. 20 al. 1 à 4 CDB 16 et art. 2 lit. f OBA-FINMA. Voir aussi FATF, FATF Recommendations, Interpretative 
Note to Recommendation 10, Rz 8 (b)(i.iii); 
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qui peut avoir intérêt à reprocher à un actionnaire de ne pas avoir annoncé correctement (le 
changement de) l’ayant droit économique d’une participation pour l’exclure de l’exercice de ses 
droits sociaux et patrimoniaux.  
En 2014, cette approche semblait constituer un moyen de ne pas recourir aux sanctions pénales. 
Les rapports d’évaluation mutuelle témoignent du scepticisme face aux instruments de droit 
civil. Nous ne voyons dès lors plus l’intérêt de cette norme qui, d’ailleurs, constitue un corps 
étranger en droit des sociétés anonymes. 
En outre, la péremption des droits prévue par l’article 697m CO conduit de fait à une expropriation 
automatique des droits des actionnaires sans que l’exproprié ne bénéficie d’aucune garantie 
procédurale et sans qu’il ne puisse d’aucune manière faire valoir le caractère excusable de son 
omission. Le but poursuivi par le GAFI ou le Forum mondial ne justifie en aucun cas de sanctionner 
aussi durement la veuve ou l’orphelin qui, par ignorance des dispositions légales, laissent passer 
le délai prévu par l’article 697m CO. 
 


6. Mesures nécessaires en cas de carences – ad art. 731b CO : 
 
ad art. 731b al. 1 ch. 4 CO:  
La FSA est contre cette disposition dans la mesure où il n’existe pas de garde-fous contre les 
abus en pratique. Dans la mesure où ni les actionnaires, ni les créanciers, ni le préposé au RC 
n’ont accès au registre des actions ou à la liste des ayants droit économiques, on ne comprend 
pas comment ils pourraient de bonne foi initier une action. D’ailleurs, d’un point de vue pratique, il 
faut se demander quel est l’intérêt d’un créancier de veiller à la bonne tenue du registre des 
actions. Quant au préposé, il ne lui appartient pas de vérifier la bonne tenue du registre des actions 
ou la liste des ayants droit économiques auquel il n’a pas accès dans le cours normal de ses 
activités. Cette disposition risque d’être utilisée à mauvais escient. Au surplus, la sanction de la 
dissolution apparaît comme manifestement disproportionnée en cas d’omission de tenue du 
registre, respectivement de la liste. La FSA propose donc de laisser l’art. 731b CO en l’état, 
surtout si des sanctions pénales sont introduites. 
 


7. Consultation du registre des parts sociales – ad art. 790 al. 4 :  
 
La FSA fait remarquer qu’historiquement la liste des associés à déposer au RC a été supprimée. 
La FSA ne voit pas d’objection au ch. 1 dans la mesure où cela correspond au droit actuel. 
Par contre, la FSA s’oppose au ch. 2 pour les mêmes raisons que celles susmentionnées sous 
chiffre 2 ad art. 686 CO.  
 


8. Consultation de la liste – ad art. 837 CO : 
 
La FSA s’oppose à l’al. 3 pour les mêmes raisons que celles susmentionnées sous chiffre 2 ad 
art. 686 CO.  
 


9. Succursales suisses – ad art. 935 al. 3 CO : 
 
La FSA propose de limiter le champ d‘application de cette norme aux seules succursales de 
sociétés qui ont leur administration de fait en Suisse. En effet, dans la version soumise à 
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consultation, cette disposition va bien au-delà des recommandations du Forum mondial. Ce 
dernier ne concerne que les sociétés qui ont leur administration de fait en Suisse. Or, c’est 
une chose pour une société étrangère que d’avoir une administration de fait en Suisse (qui peut 
d’ailleurs exister indépendamment d’une succursale en Suisse), c’est tout autre chose que d’y 
avoir une succursale. Dans sa formulation actuelle, la norme affecterait l’ensemble des 3'626 
succursales de sociétés étrangères, alors que la plupart d’entre elles n’ont pas l’administration de 
fait de la société en Suisse. Par exemple, de nombreux établissements financiers de droit étranger 
disposent de succursales en Suisse sans que leur administration effective soit en Suisse (ce que 
la législation suisse ne permettrait d’ailleurs pas). Il en va aussi de même pour les autres sociétés 
commerciales dont le siège et l’administration effective est à l’étranger, mais qui disposent d’une 
succursale en Suisse. 
Par ailleurs, l’obligation du fondé de procuration de la succursale de déclarer les actionnaires et 
ayants droit économiques de la société étrangère posera problème dans tous les cas où le 
droit étranger n’a pas prévu de possibilité pour connaître ces informations, qu’il a prévu un 
autre régime de transparence ou qu’il définit tout autrement la notion d’ayant droit économique. Il 
nous semble ainsi disproportionné de demander à une société étrangère de se plier aux exigences 
du droit suisse du seul fait qu’elle ouvre une succursale en Suisse (alors qu’elle maintient son 
siège et son administration effective ailleurs).  
Enfin, les informations relatives à l’actionnariat d’une société ou à ses ayants droit économiques 
sont des informations sensibles, qu’il ne se justifie pas de confier à des personnes (fondés de 
procuration) qui n’ont que des fonctions subordonnées au sein d’une société. 
Il n'appartient pas au CO de préciser à qui le fondé de procuration doit transmettre ses 
informations. C'est pourquoi la FSA propose de biffer la fin de la phrase comme suit à l’art. 935 
al.3 CO du projet : 


« Si la société a son administration effective en Suisse, le Le fondé de procuration doit 
avoir accès aux noms, prénoms et adresses des actionnaires ou associés du siège 
principal à l'étranger ainsi que des ayants droit économiques et pouvoir transmettre ces 
informations aux autorités et intermédiaires financiers au sens de l'art. 2, al. 2 et 3, LBA.»/ 
« Wird das Unternehmen tatsächlich in der Schweiz verwaltet, muss der  Der Bevollmächtigte 
muss Zugriff auf Namen, Vornamen und Adressen der Aktionäre oder Gesellschafter sowie der 
wirtschaftlich berechtigten Personen haben und diese Informationen den Behörden und 
Finanzintermediären nach Artikel 2 Absätze 2 und 3 GwG weiterleiten können. » 


 
10. Compte bancaire – ad art. 958g CO :  


 
La FSA remet cette disposition en cause vu qu’elle constitue une atteinte grave à la liberté 
économique. On ne comprend guère pourquoi une entreprise individuelle ou société qui exerce 
l’essentiel voire l’ensemble de son activité hors de Suisse devrait impérativement avoir un 
compte auprès d’une banque suisse. Il devrait ainsi être possible d’entretenir une relation avec 
un autre intermédiaire financier suisse ou avec une banque établie dans un autre Etat soumis à 
une réglementation équivalente.  
En suggérant un registre décentralisé avec un accès pour les autorités, le Forum mondial a pour 
but de garantir un accès des autorités fiscales aux informations sur la propriété des actions y 
compris sur les ayant-droit économiques. Or, l’intermédiaire financier suisse n’est pas un 
agent fiscal en vertu du droit suisse : Ce passage par l’intermédiaire financier n’est pas 
nécessaire en Suisse pour accéder à ces informations.  
La FSA estime que le système actuel prévu en droit suisse permet déjà la transparence et 
l’accès des autorités fiscales par les instruments suivants aux fins d’information et de contrôle. 
Celles-ci peuvent en effet saisir directement la société contrôlée conformément à la loi sur 
l’entraide en matière fiscale. S’il existe un doute quant au respect des obligations de transparence, 
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les sanctions pénales seront mieux à même d’assurer le respect du droit. En effet, une banque 
n’a pas pour obligation de vérifier systématiquement le respect des obligations de transparence.  
Au demeurant, nous nous posons la question de savoir si l’exigence prévue par l’avant-projet 
confèrerait un droit à ces sociétés de contracter avec une banque suisse. Les banques 
suisses ont jusqu’ici été libres de refuser de contracter avec des sociétés ayant leur siège en 
Suisse, dont elles estiment ne pas pouvoir suffisamment apprécier la conformité des activités avec 
les exigences imposées par notre législation (LBA, règles applicables en cas de sanctions 
internationales, etc.).  
 


11. Dispositions transitoires de la nouvelle législation : 
 
La FSA relève qu’il est nécessaire de prévoir des délais transitoires suffisamment longs vu 
les lourdes conséquences légales et économiques à l’échéance des délais.  
La FSA propose que tous les délais transitoires soient uniformément fixés à deux ans, soit 24 
mois, comme à l’art. 4 al. 1 du projet de loi.  
ad art. 1 : Pas de remarque.  
ad art. 2 :  
Pas de remarque, sinon qu’il convient de revoir le texte afin de l’aligner sur notre proposition de 
modification de l’art. 622 al. 2 AP-CO. Si le Conseil fédéral devait proposer l’immobilisation des 
actions au porteur, il conviendrait de prévoir un délai pour immobiliser les actions au porteur 
sous forme de titres intermédiés ou les convertir en actions nominatives.  
A titre de solution complémentaire, il serait envisageable de prévoir en cas de conversion une 
solution analogue à celle prévue en droit allemand au § 73 AktG.  
« La Société requiert l’annulation judiciaire des titres qui ne lui sont pas soumis en vue de leur 
échange ou destruction. A cette fin, elle publie au moins trois fois dans la Feuille officielle suisse 
du commerce et, au surplus, en la forme prévue par les statuts, une invitation à soumettre les titres 
en vue de leur modification ou suppression en impartissant aux actionnaires un nouveau délai 
d'un mois au moins à compter de la dernière publication. L’annulation est publiée dans la Feuille 
officielle suisse du commerce et, au surplus, en la forme prévue par les statuts. La société 
consigne les actions émises en remplacement des titres annulés. » 
ad art. 3 al. 1 et al. 2 : Pas de remarque.  


ad art. 3 al. 3 :  
La FSA s’y oppose car cette disposition introduit une expropriation matérielle et formelle ipso 
facto sans garanties procédurales des actionnaires qui ne se seraient pas identifiés dans le 
délai de 18 mois, ce qui est contraire à l’article 26 Cst. Cette disposition est à même de frapper 
les personnes les moins sophistiquées : Le conseil d’administration n’a aucune obligation 
d’informer ou de mettre en garde l’actionnaire avant l’expiration du délai de 18 mois et d’avertir du 
risque d’expropriation l’actionnaire qui aurait omis de s’annoncer.  
La FSA fait remarquer que dans certaines circonstances, une société pourrait même devenir son 
propre actionnaire. 
La FSA rappelle que face à une attitude purement réfractaire des actionnaires ou ayants-droit 
économiques, il sera possible de dénoncer le cas aux autorités pénales. Par ailleurs, dans 
telle situation, les intermédiaires financiers pourront le cas échéant en tirer les conséquences et, 
si nécessaire, devront dénoncer l’affaire au MROS conformément à l’article 9 LBA. Si l’origine 
des fonds est illicite, les autorités pénales pourront requérir la confiscation des avoirs 
moyennant le respect des exigences légales dans le cadre d’une procédure pénale. 
ad art. 4 : Pas de remarque.  
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12. Code pénal - sanctions pénales : 
 
La FSA ne s’oppose pas aux sanctions pénales si elles ont lieu d’être en cas de violation des 
obligations du droit des sociétés, telle que l’obligation d’annoncer l’ayant droit économique ou de 
tenir les listes et registres.  
La FSA souligne que si des sanctions pénales sont introduites en droit suisse, alors il ne doit pas 
y avoir double sanction, partant il ne doit pas y avoir de sanctions civiles (cf. chiffre 5).  
ad art. 327 CP : Pas de remarque. 
ad art. 327a CP : La FSA est d’accord avec cette disposition à condition que l’intention de 
violer ces obligations soit prouvée.  
Ces dispositions pénales sont approuvées dans leur principe. Dans la mesure où il incombe 
seulement au Conseil d’administration de tenir le registre sans avoir pour autant à contrôler 
l’exactitude des annonces faites par les actionnaires. D’ailleurs, le fait d’avoir un doute sur ce 
point ne signifie pas forcément que le registre ne soit pas correctement tenu.  


 
13. Loi fédérale du 28 septembre 2012 sur l'assistance administrative fiscale : 


 
ad art. 15 LAAF :  
Accès au dossier : L’introduction d’un nouvel alinéa 3 à l’article 15 LAAF empêchant les personnes 
habilitées à recourir de consulter la demande et la correspondance avec l’autorité étrangère ne se 
justifie en aucune manière. La transparence ne saurait être « à sens unique » et il convient de 
respecter les principes fondamentaux de la pratique administrative et notamment les exigences 
en matière de droit d’être entendu.  
  
La FSA vous remercie de prendre en compte ses remarques et vous prie d’agréer, Monsieur le 
Conseiller fédéral, Mesdames, Messieurs, l’expression de sa considération distinguée. 
 


                                                                 
 
Président FSA Secrétaire général FSA 
Urs Haegi René Rall 
 





		Prise de position de la Fédération Suisse des Avocats dans la consultation sur la mise en œuvre des recommandations du Forum mondial sur la transparence des personnes morales et l’échange d’informations fiscales
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Betreff Stellungnahme zum Vernehmlassungsverfahren zur Umsetzung der Empfehlungen des
Global Forum über die Transparenz juristischer Personen und den
Informationsaustausch im Bericht zur Phase 2 der Schweiz


Sehr geehrte Damen und Herren


Mit Schreiben vom 17. Januar 2018 haben Sie im Auftrag des Bundesrates ein
Vernehmlassungsverfahren zur Umsetzung der Empfehlungen des Global Transaction Forum
on Transparency and Exchange of Information for Tax Purposes (Global Forum) im Bericht zur
Phase 2 der Schweiz ("Global Forum Empfehlungen") eröffnet und eingeladen, zur Vorlage
des Bundesgesetzes zur Umsetzung von Empfehlungen des Global Forum über die
Transparenz juristischer Personen und den Informationsaustausch für Steuerzwecke
("Vorlage") sowie den dazugehörigen Vernehmlassungsunterlagen bis zum 24. April 2018
Stellung zu nehmen.


Wir danken für diese Gelegenheit und präsentieren Ihnen gerne unsere Stellungnahme zu
ausgewählten Punkten der Vorlage. Dabei handelt es sich um die Meinung der
Unterzeichnenden, wobei wir einzelne Themen mit einem weiteren Kreis von Anwältinnen und
Anwälten unserer Kanzlei erörtert haben und die in dieser Stellungnahme vertretenen
Positionen somit auch deren Meinungen wiederspiegeln.
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1. Generelle Bemerkungen zur Vorlage


Seit die mittels GAFI-Gesetz1 eingeführten neuen Bestimmungen zur Transparenz
juristischer Personen im Obligationenrecht am 1. Juli 2015 in Kraft getreten sind, sind
nun fast drei Jahre vergangen. In dieser Zeit haben wir uns eingehend und fast täglich
mit Fragen rund um die korrekte Anwendung der neuen gesetzlichen
Transparenzbestimmungen auseinandergesetzt.


Heute ziehen wir anlässlich dieser Stellungnahme ein Zwischenfazit und stellen fest,
dass die bestehende gesetzliche Regelung in verschiedener Hinsicht lückenhaft und
widersprüchlich und die Abstimmung der obligationenrechtlichen Bestimmungen mit dem
Geldwäschereigesetz ungenügend ist. Wir führen dies in erster Line darauf zurück, dass
das ursprüngliche GAFI-Gesetz aufgrund des internationalen Drucks in einem für den
schweizerischen Gesetzgebungsprozess unüblich schnellen, ja überhasteten, Verfahren
erlassen wurde.


Zahlreiche praktische Probleme bei der Anwendung der Transparenzbestimmungen
stellen sich schon bei der auf den ersten Blick einfachen Frage, ob eine Meldepflicht
nach Art. 697i oder 697j OR überhaupt ausgelöst wurde, wer in welchen Konstellationen
gemeldet werden muss und wie das Verzeichnis über die wirtschaftlich berechtigten
Personen zu führen ist.2


Einigkeit zur Beantwortung dieser Unklarheiten herrscht weder unter Rechtsberatern
noch in der Lehre und man sucht bis anhin vergebens nach verbindlichen Antworten in
den Materialien und der Rechtsprechung.


Diese Rechtsunsicherheit hat in der Praxis zu einer höchst uneinheitlichen Umsetzung
des Gesetzes geführt, womit dem gesetzgeberischen Ziel, klare Transparenz über die
hinter Gesellschaften stehenden natürlichen Personen zu schaffen und damit den Kampf
gegen die Geldwäscherei zu unterstützen, im Ergebnis nicht wirklich gedient ist.


Die Einführung von strafrechtlichen Sanktionen für Verstösse gegen das GAFI-Gesetz
zusätzlich zu den bereits bestehenden ernsthaften zivilrechtlichen Sanktionen (Sistierung
von Mitgliedschaftsrechten und Verwirkung von Vermögensrechten) erachten wir ohne
gleichzeitige Konkretisierung der geltenden Bestimmungen als rechtsstaatlich höchst
bedenklich und nicht verantwortbar. Die vorgeschlagene Umsetzung der zweiten Global
Forum Empfehlung würde einem Verstoss gegen das althergebrachte und rechtsstaatlich
tief verankerte Legalitätsprinzip (nulla poena sine lege) bzw. das damit einhergehende
Bestimmtheitsgebot (nulla poena sine lege certa) verstossen.


1 Bundesgesetz vom 12. Dezember 2014 zur Umsetzung der 2012 revidierten Empfehlungen der
Groupe d'action financière (AS 2015 1389 ff.; GAFI-Gesetz).


2 Eine Auflistung unklarer Einzelfragen findet sich in Ziffer 2.4 unten.







SW-05371527 3 / 6


Die Global Forum Empfehlungen können unserer Meinung nach nur zufriedenstellend
und zielführend umgesetzt werden, wenn zugleich auch die dringend notwendige Klärung
offener und in der Lehre und Praxis umstrittener Fragen auf Gesetzesstufe erfolgt. Nur so
ist die Durchsetzbarkeit neuer strafrechtlicher Sanktionen ohne die Verletzung des
Legalitätsprinzips und Bestimmtheitsgebots möglich.


2. Bemerkungen zu ausgewählten Bestimmungen der Vorlage


2.1 Art. 622 Abs. 1, 2, 2bis und 2ter E-OR


Die vorgeschlagene Abschaffung der Inhaberaktien für nicht börsenkotierte
Gesellschaften erscheint als geeignete Massnahme zur Erhöhung der Transparenz
juristischer Personen im Sinne der Empfehlungen.


Zu verdeutlichen wäre allerdings, ob indirekt börsenkotierte Gesellschaften, also
Gesellschaften, die von einer direkt oder indirekt börsenkotierten Gesellschaft gehalten
werden, als "Gesellschaften mit börsenkotierten Aktien" im Sinne von Art. 622 Abs. 1 E-
OR oder als "Gesellschaften ohne börsenkotierten Aktien" im Sinne von Art. 622 Abs. 2
E-OR zu erachten sind.


Für den Fall der Dekotierung einer Gesellschaft nach Art. 622 Abs. 2bis E-OR wäre ferner
klarzustellen, ob die Umwandlung von Inhaber- in Namenaktien einen
meldepflichtauslösenden Erwerb im Sinne von Art. 697j Abs. 1 OR darstellt und wenn ja,
ab wann die Meldefrist zu laufen beginnt.


2.2 Art. 686 Randtitel und Abs. 6 E-OR


Dass Behörden und Finanzintermediäre im Sinne des Geldwäschereigesetzes Einsicht in
das Aktienbuch nehmen dürfen sollen, soweit dies der Erfüllung ihrer gesetzlichen
Aufgaben im Rahmen des GAFI-Gesetzes dient, ist im Grundsatz nachvollziehbar.


Allerdings muss präzisiert werden, was Behörden im Sinne dieses Artikels sind und wie
sich beurteilt, ob die Einsicht in das Aktienbuch der Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben
dient. Das kann nicht dem Ermessen der Behörde oder Finanzintermediäre überlassen
sein.


Gleiches gilt sinngemäss für die Artikel 697l Abs. 5, 790 Abs. 4 Ziff. 2 und 837 Abs. 3 E-
OR.


2.3 Aufhebung von Art. 697i OR und Art. 697k OR


Die Aufhebung von Art. 697i OR und Art. 697k OR ist vor dem Hintergrund der
Abschaffung der nicht an der Börse gehandelten Inhaberaktien folgerichtig.


2.4 Art. 697j Randtitel E-OR


Die vorgeschlagene Änderung des Randtitels ist sachgerecht.
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Zusätzlich wäre es aber begrüssenswert, den Wortlaut von Art. 697j OR nochmals
genauer unter die Lupe zu nehmen und die Gelegenheit der geplanten Gesetzesrevision
dafür zu nutzen, die bei Erlass des GAFI-Gesetzes leider offen gelassenen, aber in der
Praxis der Gesetzesanwendung höchst relevanten Fragestellungen auf der Stufe des
Gesetzes zu präzisieren.


So sollte der Gesetzgeber in diesem Zusammenhang ausdrücklich die folgenden Punkte
klarstellen:


· Entstehung der Meldepflicht:
Wann und unter welchen konkreten Umständen ist ein Aktienkauf als Erwerb "in
gemeinsamer Absprache mit Dritten" zu qualifizieren? Liegt beispielsweise eine
gemeinsame Absprache mit Dritten vor, wenn Aktionäre anlässlich eines
Aktienkaufs einen Aktionärbindungsvertrag abschliessen, der jedoch keine
Stimmbindungsbestimmungen enthält? Und wird die Meldepflicht im
umgekehrten Fall ausgelöst, wo sich ein Aktionärbindungsvertrag nicht auf den
gemeinsamen Erwerb bezieht, sondern nur die gemeinsame Ausübung von
Stimmrechten bzw. gegenseitige Vorkaufsrechte im Fall eines geplanten
Verkaufs von Aktien durch einen Aktionär regelt?


· Ausnahmen von der Meldepflicht:
Greifen die Ausnahmen von Art. 697j Abs. 1 und 3 OR (Erwerb von
börsenkotierten oder als Bucheffekten ausgestalteten Aktien) auch, wenn die
Aktien des Erwerbers oder die Aktien einer direkten oder indirekten
Muttergesellschaft des Erwerbers an einer Börse gehandelt werden oder als
Bucheffekten ausgestaltet sind? Sollten zudem diese Ausnahmen nicht auch für
Fondsstrukturen mit breitem Investorenkreis gelten?


· Gegenstand der Meldung:
Wie stellt man bei mehrstufigen Beteiligungsstrukturen fest, ob der
massgebende Schwellenwert von 25% des Kapitals und/oder der Stimmrechte
erreicht bzw. überschritten ist? Wenn zum Beispiel eine natürliche Person 25%
einer Muttergesellschaft hält, die 25% an einer Tochter- und diese wiederum
25% an der Zielgesellschaft hält, kontrolliert dann die natürliche Person die
Zielgesellschaft zu 25% (De-Minimis Regel), zu 6.25% (Multiplikationsmethode)
oder gar nicht (Mehrheitsmethode)?


Wie stellt man bei Fondstrukturen und Trusts fest, wer die wirtschaftlich
berechtigte Person im Sinne von Art. 697j OR ist?


· Art der Meldung:


Wie muss das Fehlen wirtschaftlich berechtigter Personen im Sinne des
Gesetzes der Gesellschaft gemeldet werden?


o Ist hier der Gesellschaft im Sinne einer Negativmeldung lediglich
mitzuteilen, dass keine wirtschaftlich berechtigten Personen existieren
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(zum Beispiel weil niemand mehr als 25% der Aktien/Stimmen
kontrolliert) oder ist der Gesellschaft vielmehr ersatzweise das Mitglied
des obersten Leitungsorgans zu melden (Ersatzmeldung)?


Sofern eine Ersatzmeldung zu erstatten ist, muss


(a) das oberste Leitungsorgan der Gesellschaft, von welcher Aktien
gekauft wurden, oder


(b) das oberste Leitungsorgan der am Ende einer Beteiligungskette
stehenden Gesellschaft


gemeldet werden?


· Sind Fälle, in welchen die wirtschaftlich berechtigten Personen nicht ausfindig
gemacht werden können, gleich wie diejenigen Fälle zu handhaben, in welchen
keine wirtschaftlich berechtigten Personen existieren?


· Was muss in all diesen Konstellationen im Verzeichnis gemäss Art. 697l OR
stehen?


Müssen Ausnahmen von der Meldepflicht (Erwerb von börsenkotierten oder als
Bucheffekten ausgestalteten Aktien) der Gesellschaft im Sinne einer Negativmeldung
mitgeteilt werden? Muss die Gesellschaft in solchen Fällen trotzdem ein Verzeichnis der
wirtschaftlich berechtigten Person führen?


Eine Klarstellung dieser offenen Fragen auf Gesetzesstufe drängt sich namentlich im
Hinblick auf die vorgeschlagene Einführung von Art. 327 und 327a E-StGB auf.
Ansonsten würden die Artikel 327 und 327a E-StGB, wie bereits einleitend erwähnt,
gegen das Bestimmtheitsgebot (nulla poena sine lege certa) und gegen das
Legalitätsprinzip (nulla poena sine lege) verstossen.


2.5 Art. 697l E-OR


Die vorgeschlagene Änderung ist im Hinblick auf die Abschaffung der nicht an der Börse
gehandelten Inhaberaktien folgerichtig.


Zu begrüssen wäre es, wenn Art. 697l E-OR zusätzlich klarstellen würde, ob die
wirtschaftlich berechtigte Person zusätzlich auch eine Pass- oder ID-Kopie einreichen
muss, da dies zur Zeit aufgrund der fehlenden Vorgaben des Gesetzgebers in der Praxis
nicht einheitlich gehandhabt wird.


Bezüglich der Begriffe in Art. 397l Abs. 5 E-OR wird auf die Ausführungen in Ziffer 2.2
oben verwiesen.


2.6 Art. 731b E-OR


Diese Neuerung ist insofern zu begrüssen, dass sie es dem Aktionär ermöglicht, neu
gegen die Gesellschaft vorzugehen, wenn das Aktienbuch oder Verzeichnis über die
gemeldeten wirtschaftlich berechtigten Personen nicht rechtmässig geführt wird.
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2.7 Art. 935 Abs. 3 E-OR


Auch wenn diese Bestimmung nur als Ordnungsvorschrift eingeführt werden soll, ist nicht
nachvollziehbar, wieso die Bevollmächtigten von Zweigniederlassungen in der Schweiz
verpflichtet werden sollten, Zugriff auf ausländische Informationen zu erhalten, fällt doch
die Meldepflicht der Aktionäre ausländischer Gesellschaften nicht unter den örtlichen und
sachlichen Anwendungsbereich des Schweizer Rechts. Die vorgeschlagene Bestimmung
ist daher nochmals grundlegend zu überdenken.


2.8 E-Übergangsbestimmung Art. 3


Der endgültige Verlust nicht gemeldeter Aktien und das Anfallen der Einlagen nicht
gemeldeter Aktien an die Gesellschaft sind abzulehnen, weil besonders letzteres im
Widerspruch zu zahlreichen grundlegenden aktienrechtlichen Prinzipien steht und neben
juristischen auch praktische Fragen aufwirft: Was geschieht, wenn eine Gesellschaft nur
einen Aktionär hat? Hält dann die Gesellschaft ihre Aktien selbst? Muss sie aufgelöst
werden? An wen geht der Liquidationserlös? Was geschieht, wenn der Aktionär seiner
Pflicht, sich zu identifizieren, zwar nicht mehr fristgerecht, aber immerhin verspätet
nachkommt?


2.9 Art. 327 und 327a E-StGB


Weil die Einführung dieser Strafnormen ohne die gleichzeitige Klärung der sich in Bezug
auf Art. 697j OR stellenden Rechtsunsicherheiten ein Verstoss gegen das rechtsstaatlich
tief verankerte Legalitätsprinzip (nulla poena sine lege) bzw. das damit einhergehende
Bestimmtheitsgebot (nulla poena sine lege certa) darstellen würde (vgl. Ausführungen
unter Ziffern 1 und 2.4 oben), ist diese Neuerung aus grundsätzlichen Überlegungen
abzulehnen.


***


Mit bestem Dank für Ihre Kenntnisnahme und mit vorzüglicher Hochachtung


Martin Weber Zlatina Iliev
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An den Vorsteher des Eidgenössischen
Finanzdepartementes
Herr Bundesrat Ueli Maurer
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Stellungnahme zur Vorlage betr. Umsetzung von Empfehlungen des Global Forum über die
Transparenz juristischer Personen und den lnformationsaustausch für Steuerzwecke


Sehr geehrter Herr Bundesrat


Der Schweizerische Leasingverband (SLV) führt eine der 12 Selbstregulierungsorganisationen zur


Bekämpfung der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung in der Schweiz. Die oben erwähnte
Vorlage berührt die Rechte und Pflichten der bei uns angeschlossenen Finanzintermediäre (,,F1").


Gerne nehmen wir die Gelegenheit wahr, im Rahmen der eröffneten Vernehmlassung der Vorlage


zur Umsetzung von Empfehlungen des Global Forum über die Transparenz juristischer Personen


und den lnformationsaustausch für Steuerzwecke (,,Global Forum") innert Frist Stellung zu nehmen


Der Einfachheit halber sprechen wir nachstehend von der,,Global Forum-Vorlage"


Schweizerischer Leasingverband I Association Suisse des Soci6t€s de Leasing
Rärnistrasse5iPostfachlCH-80242ürichlT+4I 4425A49 90 1F 141 4425O 4999 lwww.leasingverband.clr


Zusammenfassung


1. Um eine kohärente Gesetzgebung zu gewährleisten, sind die Umsetzungen der Empfehlun-
gen des Global Forum und der FATF aus den beiden Länderberichten 2016 in einer Vorlage
zu vereinigen. lnsbesondere ist der Begriff des wirtschaftlich Berechtigten in Art.697j E-
OR und Art. 2a Abs. 3 GwG vom Gesetzgeber einheitlich und so festzulegen, dass er interna-
tionalkompatibel ist.


2. Die Einführung von Bussen als Ersatz der heutigen zivilrechtlichen Sanktionen für die
Verletzung der Meldepflichten der Erwerber von lnhaberaktien von nicht börsenkotierten
Gesellschaften ist ausreichend und adäquat, um den Empfehlungen des Global Forum zu ge-
nügen. Eine Abschaffung der lnhaberaktien ist weder nötig noch hinreichend.


3. Die Pflicht von Gesellschaften zur Führung eines Kontos bei einer inländischen Bank ist
abzulehnen.


Den Finanzintermediären ist kein Einsichtsrecht in die von den Gesellschaften zu führenden
Register der Aktionäre und wirtschaftlich berechtigten Personen einzuräumen. Sie werden
sonst zu Aufsehern von Gesellschaften, wozu sie weder verpflichtet noch in der Lage sind.
Eventualiter muss ein solches Recht auch der FINMA und ausdrücklich den SRO eingeräumt
werden, damit diese ihre Aufsicht ausüben können.
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1 Forderung nach einer kohärenten Gesetzgebung


Aufgabe und Sichtweise des Global Forum und der FATF sind unterschiedlich. Dennoch er-
geben sich Berührungspunkte, namentlich im Bereich der Transparenz bei juristischen Perso-
nen und Personengesellschaften und damit bei der Definition der wirtschaftlich berechtigten
Person (,,w8"). So verweist das Global Forum in seinen Terms of Reference 2016 auf die De-


finition des BeneficialOwners der FATF (vgl. ToR A.l inZiffer 11.A.12., FN 8 auf S. 3 der
Terms of Reference 2016).


Die Vorlage zu einem,,Bundesgesetzzur Umsetzung der 2012 revidierten GAFI-Empfeh-
lungen" (nachstehend ,,GAFl-Vorlage" resp. ,,GAFl-Gesetz") orientierte sich (wie schon der
ungewöhnliche Gesetzestitel klar zum Ausdruck bringt) inhaltlich vor allem an den im Jahre
2012 revidierten 40 GAF|-Empfehlungen, jedoch auch an den Vorgaben des Global Forums
(Botschaft GAFI, 8B12014,605-704, insbesondere 606,611, 615 und 650 f.). Die handels-
rechtlichen Regelungen über die Meldepflichten für den Erwerb von lnhaberaktien sowie der
wirtschaftlich berechtigten Personen (Art. 697i und 697 j OR), sollten als Hauptinformations-
quelle zur Erfüllung der neuen Pflichten zur Feststellung des wB darstellen und so gewisser-


massen als Gegenstück zu Art.2a Abs. 3 GwG. Die Finanzintermediäre sollten sich auf die
wB-Register der Unternehmen verlassen können (vgl. Botschaft GAFI, 8B12014,659 und 683


f.).


Dies hätte vorausgesetzt, dass der Begriff der wirtschaftlich berechtigten Person einheitlich


und klar definiert wird. Ein Blick auf Art. 697j OR und Arl.2a Abs. 3 GwG zeigt, dass dies
nicht erfolgte (vgl. Darstellung im Anhang, S. 6 unten). Es bestehen Unsicherheiten nament-
lich mit Bezug auf den im Aufsichtsrecht nunmehr so genannten Kontrollinhaber an juristi-


schen Personen und Personengesellschaften (vgl. dazu u.a. Art. 56 GwV-FINMA). Der Begriff
wurde auf Stufe der Umsetzung des GwG eingeführt, um jene Person(en) zu bezeichnen,
welche an einer juristischen Person oder Personengesellschaft25 o/o oder mehr Kapital- oder


Stimmenanteil besitzen oder diese auf andere Weise beherrschen. Der Kontrollinhaber ist von
dem wirtschaftlich am Vermögen der juristischen Person oder Personengesellschaft Berech-


tigten zu unterscheiden, falls die juristische Person oder Personengesellschaft das Vermögen


für einen Dritten treuhänderisch hält. Bei gestuften Beteiligungsverhältnissen wurde bei der
Umsetzung aufsichtsrechtlich ein so genannter Zurechnungsansatz gewählt, wonach ab der
zweiten Beteiligungsstufe jene Personen als Kontrollinhaber gelten, die mehr als 50 Prozent


an Kapital- oder Stimmbeteiligung halten (vgl. zur Erläuterung die Beispiele im Anhang zum
Kommentar zur VSB 16 unter http://www.swissbanking.org/library/richtlinien/kommentar-zur-


vsb-1 6).


Unterdessen hat sich unsere Befürchtung bewahrheitet, dass sich der gewählte Zurech-
nungsgrundsatz anstelle einer mathematischen Berechnung der Anteile von mindestens 25


Prozent Kapital- oder Stimmenanteilen weder in der Schweiz konsequent durchgesetzt wer-


den kann noch mit der Auslegung im Ausland kompatibel ist. Bei internationalen Verhältnis-


sen kann demnach je nach angewendetem Recht eine andere Person als wirtschaftlich be-


rechtigt erscheinen. So hat vorab die Finanzmarktaufsicht Liechtenstein in ihrer FMA Mittei-


lung 201517 (dort Ziffer. 3) den mathematischen Ansatz gewählt.


Die Verwendung verschiedener Begriffe auf Gesetzes- und Verordnungsstufe führt zu Verwir-
rungen bei den Rechtsunterworfenen. Es geht sodann nicht an, dass sich der Gesetzgeber
nicht um eine kohärente Gesetzgebung bemüht und keine klaren Begriffe schafft, soweit die-
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se die Grundlage für eine wesentliche, international streng beobachtete und via Peer-Reviews
geprüfte Regulierung bilden. Es muss Klarheit über die gesetzliche Pflicht geschaffen werden,
indem insbesondere handels- und aufsichtsrechtlich identischen Begriffe verwendet und in-


haltlich gleich verstanden werden. Es ist nicht Aufgabe von Aufsichtsbehörden, hier Lücken
zu schliessen. Denn diese haben vor allem die Aufgabe, klare Anforderungen zur Erfüllung


der aufsichtsrechtlich zu prüfenden Sorgfaltspflichten an die Beaufsichtigten abzugeben. Dies


muss nicht deckungsgleich sein mit den sich aus internationalem Softlaw ergebenden Forde-


rungen an die staatliche Gesetzgebung.


Das SiF arbeitet derzeit im Follow-up des GAFI-Länderberichtes eine weitere Vorlage zu einer
(weiteren) Teilrevision des GwG aus. Unter anderem sollen die wirtschaftlich berechtigten
Personen nicht mehr nur festgestellt, sondern verifiziert und die Kundeninformationen aktuali-
siert werden. Der Gesetzgeber wird sich also demnächst in einer weiteren Vorlage wiederum
mit dem Begriff des wB beschäftigen müssen. Es wird von den Fl, aber auch von den SRO
erwartet, dass die heute zu kommentierende und die demnächst erwartete Vorlage zusam-
men bearbeitet werden. Zumindest ist sicherzustellen, dass sich keine Widersprüche ergeben


und bestehende Unklarheiten definitiv ausgeräumt werden. Wir fordern mit Nachdruck eine in


sich kohärente Gesetzgebung, die international kompatibel ist.


Keine Abschaffung der lnhaberaktien von nicht börsenkotierten Gesellschaften


Das Global Forum verlangt keineswegs die Abschaffung der lnhaberaktien von nicht börsen-
kotierten Aktiengesellschaften. Es vermisst hingegen eine strafrechtliche Sanktion für die
Nichtmeldung des Erwerbs von lnhaberaktien und des wB von lnhaber- und Namenaktien.


Die Suspendierung und ggf. der Verlust der Stimm- und Vermögensrechte haben nicht über-


zeugt. Unterdessen wurden in der juristischen Literatur aufgezeigt, dass die eingeführten zivil-
rechtlichen Sanktionen in der Praxis zu komplexen Fragestellungen führen und unter gewis-


sen Umständen zum Rechtsmissbrauch geradezu einladen (vgl. BSK OR ll-Hess/Dettwiler, zu


Art. 697m OR). Heute ist deshalb die Gelegenheit wahrzunehmen, eine Busse für die Verlet-


zung besagter Meldepflichten einzuführen und die untauglichen zivilrechtlichen Sanktionen


aufzuheben. Damit kann von einer Abschaffung der lnhaberaktien abgesehen werden.


Ein solches Vorgehen würde auch die vielen aufwändigen Bemühungen von Aktiengesell-


schaften honorieren, die in Zusammenhang mit der Erstellung der Register entstanden. Es


wäre auch ein absehbar zähes Ringen im Parlament um den Erhalt der lnhaberaktien unnötig.


Ablehnung einer Pflicht zur Führung eines Kontos bei einer inländischen Bank


lm Erläuterungsbericht wird mit Blick auf die nächste Peer-Review des Global Forums und mit


Verweis auf Länderberichte aus dem Jahre 2017 (u.a. für Deutschland) ausgeführt, das Glo-


bal Forum prüfe nunmehr, ob zur Sicherstellung der Erhältlichkeit von lnformationen über den
wB eine dauernde Beziehung zu einer den Regeln der Geldwäschereibekämpfung unterste-


henden Person vorhanden sei(vgl. Erläuterungsbericht, S. 10/31 mit Verweisen in FN 36). Al-
lerdings finden sich in den ToR und in der seit 2016 geltenden Methodologie keine solchen
Prüfpunkte oder Handlungsanweisungen an die Prüfer (vgl. die entsprechenden Dokumente


unter folgendem Link:


http://www.oecd.org/tax/transparencv/about{he-qlobal-forum/publications/kevdocuments.htm.
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Vielmehr ergab sich ganz offensichtlich aus der Evaluation aller regulatorischen und auf-
sichtsrechtlichen Elemente der einzelnen Staaten, dass für die der Bekämpfung der Geldwä-
scherei unterstellten Personen klare Vorgaben zur Feststellung des wB bestehen. Soweit die-


se Regeln mit einer genügenden Aufsicht auch wirklich durchgesetzt werden können, schei-
nen sie dem Global Forum zur Herstellung der geforderten Transparenz grundsätzlich zu ge-


nügen (was in Deutschland zwar betreffend die Bankenaufsicht zutraf, nicht aber für die Auf-
sicht über Notare, Anwälte etc.;vgl. Länderbericht Deutschland vom August 2017, S. 29,R2.
57). Offensichtlich wäre dann auch eine gesetzliche Pflicht zu einer dauernden Beziehung mit


einer dem Geldwäschereiabwehrdispositiv unterstellten Person ausreichend zur Sicherstel-
lung der Transparenz betreffend dem wB. Das Global Forum führte dazu folgendes aus:


,,While the AML obligations should ensure that beneficial ownership is available in many in-
stances, there is currently no legal requirement that all German legal entities and arrange-
ments have a relationship with an AML obligated person at all times" (Zitat aus Länderbericht
Deutschland 2017,5.28, Rz. 56).


Der Bundesrat nimmt diesen Gedankengang auf und will nun alle Gesellschaften verpflichten,


bei einer inländischen Bank ein Konto zu führen. Damit wäre eine dauernde Geschäftsbezie-
hung zu einem dem GwG unterstellten lnstitut hergestellt. ln der Tat ist davon auszugehen,


dass die meisten Geseltschaften bereits heute über ein Bankkonto bei einer solchen Bank


verfügen. Mit Blick auf die rasanten Entwicklungen im Fintech-Sektor, ist die angestrebte Lö-


sung dennoch in dreifacher Hinsicht nicht überzeugend:


Einerseits lässt der vom Global Forum gewählte (oben zitierte)Wortlaut in den Länderbe-


richten auch dauernde Beziehungen zu anderen Fl zu, welche der GwG-Aufsicht unter-


stehen. Es wird nicht explizit eine Bankbeziehung gefordert. Dies liesse offen, weitere,


dem GwG unterstellte Fl als dauernde Geschäftspartner von Gesellschaften genügen zu


lassen (so zum Beispiel auch Leasinggesellschaften, Vermögensverwalter, etc.). Ent-


scheidend ist für das Global Forum offenbar eine Pflicht für Gesellschaften, eine dauern-
de Geschäftsbeziehung zu einem dem GwG unterstellten Fl zu unterhalten.


Eine ausdrückliche Pflicht zur Eröffnung eines Bankkontos verletzt sodann das Gebot der


Technologieneutralität. Es müsste zulässig sein, nebst herkömmlichen Geschäftsbezie-
hungen, wie zum Beispiel Bank-, Kredit und Leasingbeziehungen, aus der Fintech-und


Startup-Szene neu entstehende, dem GwG unterstellte finanzintermediärische Tätigkei-


ten als ausreichend anzusehen, sofern sie zu einer dauernden Beziehung zwischen Ge-


sellschaften und Fl führen.


Unnötig einschränkend wäre sodann die Vorgabe, dass das Konto bei einer inländischen


Bank geführt werden müsse. Zumindest Banken, welche einer gleichwertigen GwG-
Aufsicht unterstehen (und damit sicher Banken in den EU-Ländern und im Fürstentum


Liechtenstein) müssten ebenfalls für solche dauernden Geschäftsbeziehungen in Frage


kommen. Diese Möglichkeit wäre schon deshalb von praktischer Relevanz, weil laut
Pressemitteilungen Startups, welche einen ICO durchführen wollen, heute u.a. wegen


regulatorischen Unsicherheiten keine Konten bei inländischen Banken eröffnen können,


hingegen im nahen Ausland schon. Solche Situationen haben sich schon in anderen Zu-


sammenhängen ergeben und sind auch künftig zu erwarten, da inländische Banken zu


sehr restriktiven Praxen neigen.
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Letztendlich sind aber die Pflicht zur Führung eines Bankkontos und auch eine Pflicht zur Auf-
rechterhaltung einer dauernden Beziehung zu einem dem GwG unterstellten Fl aber aus ganz
grundsätzlichen Erwägungen abzulehnen:


lm Erläuterungsbericht selbst wird ausgeführt, dass ausser lndien kein Staat bisher die Pflicht
zur Führung eines Bankkontos kennt (Erläuterungsbericht, S. 18). Andere Staaten haben zur
Herstellung von Transparenz Lösungen über staatliche Register gewählt. Dies scheint uns der


einzig richtige Ansatz. Es ist unverständlich, weshalb nicht die Schaffung von Registern der
Aktionäre und wirtschaftlich berechtigten Personen bei den Handelsregisterämtern vorge-
schlagen wird. Auch wenn dies angesichts der föderalen Strukturen in der Schweiz nicht ein-
fach umzusetzen ist, so darf der Staat diese hoheitliche Aufgabe der Schaffung von Transpa-
renz beijuristischen Personen und Personengesellschaften nicht an Private auslagern, die
weder verpflichtet noch wirklich in der Lage sind, Transparenz herzustellen. Angesichts der
nicht kohärenten Gesetzgebung (vgl. dazu die Ausführungen unter Zifler l oben und die Dar-


stellung im Anhang) darf nicht davon ausgegangen werden, dass die Banken tatsächlich die
angestrebte indirekte Kontrolle ausüben können. Denn gerade der wB ist handelsrechtlich


wohl in einigen Fällen nicht derselbe, wie er nach der GwG-Aufsichtspraxis festzustellen ist.


So ist der in Anwendung der GwG-Regularien ersatzweise als Kontrollinhaber festgestellte


CEO einer Gesellschaft kaum je der wB der Gesellschaft.


Die Banken (und auch andere Fl) sind rein objektiv nicht wirklich in der Lage, auch nur eine
indirekte Kontrolle der Gesellschaftsregister sicherzustellen, wie dies im Erläuterungsbericht
(dort S. 10) angenommen wird. Zusammen mit der richtigen Bemerkung, dass die Banken zu


einer Kontrolle auch nicht verpflichtet sind (vgl. Erläuterungsbericht zu Art. 686 Abs. 6 E-OR),


wird sich von solchen Regelungen deshalb auch das Global Forum kaum beeindrucken las-


sen. Es besteht somit die ganz reale Gefahr, dass wieder eine ungenügende Note und


schlussendlich weitere Empfehlungen folgen.


4. lm Besonderen: Kein Einsichtsrecht für Finanzintermediäre


Laut Erläuterungsbericht kann der Finanzintermediär eine indirekte Kontrolle über die durch


die Gesellschaft zu führenden Verzeichnisse ausüben, wenn er prüft, ob die nach den Regeln
zur Geldwäschereibekämpfung erhobenen lnformationen über die Vertragspartei und die wirt-


schaftlich berechtigten Personen mit den lnformationen in den Verzeichnissen übereinstim-
men (vgl. Erläuterungsbericht, S. 10). Es wird darauf gesetzt, dass durch Nachfragen der Fl


die Gesellschaften angehalten werden, die Verzeichnisse sorgfältig und korrekt zu führen.
Den Fl soll deshalb in einem neuen Art. 686 Abs. 6 und 697lAbs. 5 E-OR (resp. Art. 790 Abs.
4 Ziffer 2. E-OR für die GmbH, etc.) ein Einsichtsrecht in das Aktienbuch und die Verzeichnis-


se über die wB eingeräumt werden. ln Zusammenhang mit der Kommentierung von Art. 686


Abs. 6 E-OR wird ergänzend dazu richtigerweise ausgeführt, die Fl hätten keine Pflicht zur


Einsichtnahme in das Aktienbuch und würden einen risikobasierten Ansatz verfolgen (vgl. Er-


läuterungsbericht, S. 19 oben).


Eine eigentliche Kontrolle von Aktienbuch und Verzeichnissen der wB findet demnach nicht


statt und soll auch nicht stattfinden. Die Banken (oder allenfalls andere Fl) brauchen deshalb


auch kein Einsichtsrecht in die von den Gesellschaften geführten Register. Der damit verbun-


dene Auftrag an die Banken, Aufseher der Gesellschaften zu werden, ist abzulehnen. Die
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vom Global Forum geforderte Transparenz ist (wie bereits unter Ziff. 3 oben ausgeführt) über
staatliche Register sicherzustellen.


Sollte der Gesetzgeber entgegen unserer Ansicht dennoch ein solches Einsichtsrecht einfüh-
ren, so müsste dieses eventualiter auch auf die FINMA und explizit auf die SRO's ausge-


dehnt werden:


Der Erläuterungsbericht zählt in der Kommentierung von Art. 686 Abs. 6 E-OR einzelne Be-
hörden auf, welchen ein Einsichtsrecht in das Aktienbuch und das Verzeichnis des wB zu-
stehen soll. lnteressanterweise werden weder die FINMA noch die SRO erwähnt, obwohl sie
die Aufsicht über die Fl haben, denen das Einsichtsrecht primär eingeräumt werden soll. Es


stellt sich die Frage, ob der Wortlaut der Gesetzesvorlage, welcher ganz allgemein von ,,Be-
hörden" spricht ausreichend ist, um sicherzustellen, dass sicher die FINMA ein Einsichtsrecht
hat. Ob die SRO als,,Behörden" in einem allgemeinen Sinne gelten, ist derzeit ungeklärt. Sie
müssten zumindest explizit erwähnt werden, damit sie in einem Einzelfall die von Fl festge-
stellten wB verifizieren können. Wir fordern deshalb, den SRO sowie ggf. der FINMA ebenfalls
ein Einsichtsrecht in Aktienbuch und Verzeichnis des/r wB einzuräumen.


Gerade hier zeigt sich das Bedürfnis nach einer kohärenten Gesetzgebung nochmals sehr
deutlich: Die Pflichten der Fl zur Verifizierung des wB und zur Aktualisierung der Kundenin-
formationen sollen im Rahmen des Follow-up des FATF-Länderberichtes gesetzlich festgelegt
werden. Es ist für alle Beteiligten wesentlich, dass die Massnahmen sowohl aus der Optik der
Transparenz (Global Forum) als auch aus geldwäscherei- und damit aufsichtsrechtlicher Sicht
(FATF) dem vom Gesetzgeber immer wieder bemühten Leitmotiv genügen: so viel wie nötig
und so wenig wie möglich.


Die Schweiz will die Empfehlungen des Global Forum umsetzen. Aus unerfindlichen Gründen wer-
den aber Massnahmen vorgeschlagen, die kompliziert sind und das Ziel mit grosser Wahrschein-
lichkeit dennoch nicht erreichen. Wir bitten Sie, sehr geehrter Herr Bundesrat, aus diesen Gründen,
unseren Anliegen Rechnung zu tragen. Für Rückfragen und weitere Erläuterungen oder Diskussio-
nen stehen wir jederzeit gerne zur Verfügung.


Mit ndli Grüssen


Dr. Markus Hess
Geschäftsfü h rer S LV und Sekretär S RO-Kommission


Dr. Cornelia ngel
StV Geschäftsführerin SLV


)/
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ANHANG


Zusammenstellung Gesetzestexte zum wB


Art. 697jAbs 7 OR


Wer allein oder in gemeinsamer Absprache mit Dritten Aktien einer Gesellschaft, deren Aktien nicht
an einer Börse kotiert sind, erwirbt und dadurch den Grenzwert von 25 Prozent des Aktien-kapitals
oder der Stimmen erreicht oder überschreitet, muss der Gesellschaft innert Monatsfrist den Vor- und
den Nachnamen und die Adresse der natürlichen Person melden,
(wirtschaftlich berechtigte Person).


\ft.2a Äbs.3 GwG


Als wirtschaftlich berechtigte Personen einer o en uristischen Person gelten die natürli-
dass sie direkt oderchen Personen, welche die juristische Person


indirekt, allein oder in gemeinsamer Absprache mit Dritten, mit mindestens 25 Prozent des Kapitals
oder des Stimmenanteils an dieser beteiligt sind oder sie auf andere Weise kontrollieren. Können
diese nicht festgestellt werden, so ist die ldentität des obersten Mitglieds des leitenden Organs fest-
zustellen.


Legende


Grün unterlegt Unterschiede aufgrund anderer Stossrichtung der Tätigkeit von Global Forum
und FATF


Gelbunterlegt: inhaltlicheUnterschiede
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Vernehmlassung zur vorgesehenen Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum 
über die Transparenz juristischer Personen und den Informationsaustausch im Bericht 
zur Phase 2 der Schweiz  


Sehr geehrter Herr Bundesrat  
Sehr geehrte Damen und Herren  


 
Vorbemerkungen  


Das Global Forum hat der Schweiz im Rahmen seiner Länderüberprüfungen zur Umsetzung 


des Informationsaustauschs diverse Empfehlungen betreffend die Transparenz juristischer 


Personen sowie zum Informationsaustausch selbst vorgestellt. Der vorliegende Entwurf hat 


die Umsetzung dieser Empfehlungen zum Ziel.  


 


Gemäss der ersten Empfehlung des Global Forums hat die Schweiz ein Meldesystem zur 


Identifikation von Inhaberaktionären sicherzustellen. Der Entwurf kommt dieser Empfehlung 


nach, indem er für nicht börsenkotierte Gesellschaften eine grundsätzliche Abschaffung von 


Inhaberaktien bzw. deren zeitnahe Umwandlung in Namenaktien vorsieht. Auf diese Weise 


wäre eine Identifizierung der Aktionäre sichergestellt und weitergehende spezifische Mass-


nahmen betreffend Inhaberaktien damit nicht mehr notwendig.  


Die Frist zur Umwandlung der Inhaber- in Namenaktien soll 18 Monate ab Inkrafttreten des 


neuen Rechts betragen. Dabei sieht der Entwurf von Art. 3 Abs. 3 der Übergangsbestimmun-


gen vor, dass jene Aktionäre, die es verabsäumen, sich innert der Frist entsprechend den 


Bestimmungen des alten Rechts zu identifizieren, entschädigungslos sämtliche Rechte an 


ihren Aktien verlieren sollen. Die betreffenden Inhaberaktien sollen als nichtig erklärt werden, 


der Verwaltungsrat soll an ihrer Stelle neue Aktien als eigene Aktien der Gesellschaft ausge-


ben. 


 


Die zweite Empfehlung des Global Forums sieht die Sicherstellung einer wirksamen Aufsicht 


über Aktien- und Kommanditgesellschaften vor. Der Entwurf kommt dieser Empfehlung der-


gestalt nach, indem er ein Sanktionssystem für den Fall von Pflichtverletzungen sowohl auf 


Stufe der Gesellschafter als auch auf Stufe der Gesellschaft vorsieht. Zudem sollen künftig 


sämtliche Gesellschaften verpflichtet werden, über ein Konto bei einer schweizerischen Bank 


zu verfügen. Des Weiteren sieht der Entwurf ein Einsichtsrecht in die gesellschaftsrechtlich 


zu führenden Verzeichnisse für Finanzintermediäre und Behörden im Rahmen der Erfüllung 


ihrer gesetzlichen Aufgaben vor. 


Eidg. Finanzdepartement  
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Gemäss der dritten Empfehlung sind die Eigentums- und Identitätsinformationen von auslän-


dischen Gesellschaften mit tatsächlicher Verwaltung und Niederlassung in der Schweiz si-


cherzustellen. Der Entwurf kommt dieser Empfehlung nach, indem einerseits schweizerische 


Zweigniederlassungen von ausländischen Gesellschaften Zugriff auf Informationen über Akti-


onäre bzw. Gesellschafter des ausländischen Hauptsitzes sowie auf die wirtschaftlich be-


rechtigten Personen haben sollen und sie diese zudem an jene Behörden oder Finanzinter-


mediäre, die von Gesetzes wegen Anspruch auf derartige Informationen haben, weiterleiten 


sollen. Zudem sollen schweizerische Zweigniederlassungen von ausländischen Gesellschaf-


ten über ein Konto bei einer schweizerischen Bank verfügen müssen. 


 


Der Entwurf sieht zudem die Umsetzung der Empfehlungen betreffend den Informationsaus-


tausch vor. So sollen der Austausch von Informationen über verstorbene Personen, die Ein-


haltung der Vorgaben des internationalen Standards zur Vertraulichkeit sowie die Einhaltung 


des Standards zum Informationsaustausch sichergestellt werden. 


 
Stellungnahme 


Die Städtische Steuerkonferenz hat vor dem Hintergrund der internationalen Entwicklungen, 


welche eine starke Tendenz zu einer kritischen Betrachtung von Inhaberaktien zeigen, gegen 


deren vorgesehene Abschaffung bzw. Umwandlung in Namenaktien grundsätzlich keine Ein-


wände, äussert sich jedoch kritisch gegenüber den in Art. 3 Abs. 3 der Übergangsbestim-


mungen verankerten entschädigungslosen Rechtsverlust eines säumigen Inhaberaktionärs. 


Um eine Identifizierung innert nützlicher Frist zu gewährleisten, sind gewisse Sanktionsmass-


nahmen ohne Zweifel unumgänglich. Dies ist bereits zur Vermeidung von Phantomaktien, 


welche sich allenfalls negativ auf die Beschlussfähigkeit der Gesellschaft auswirken, ange-


zeigt. Ein entschädigungsloser Rechtsverlust an Inhaberaktien mutet indes ungebührlich hart 


an und weist klare Parallelen zu einem enteignungsgleichen Eingriff auf, der nicht nur unter 


verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten abzulehnen ist. Zudem ist die vorgesehene Neuaus-


gabe der betreffenden Aktien als eigene Aktien durch die Gesellschaft aktienrechtlich nicht 


unproblematisch. Die Städtische Steuerkonferenz regt an, die in Art. 3 Abs. 3 der Übergangs-


bestimmungen verankerte Massnahme nochmals zu überdenken und allfällige Möglichkeiten 


des Wiederauflebens der Vermögensrechte der Aktionäre auch nach verspäteter Erfüllung 


der Meldepflichten zu prüfen. Allenfalls wäre die Einführung einer Entschädigung für die be-


troffenen Aktionäre denkbar. Gegen eine zusätzliche Einführung von gegebenenfalls gestaf-


felten Bussen hat die Städtische Steuerkonferenz keine Einwendungen, wobei jedoch sicher-


gestellt werden sollte, dass diese im Falle des fehlenden Verschuldens nicht die Gesell-


schaft, sondern lediglich den säumigen Gesellschafter treffen.  


Gegen die gemäss der zweiten Empfehlung vorgesehenen Sanktionsmassnahmen hat die 


Städtische Steuerkonferenz grundsätzlich keine Einwendungen. Es wird zudem begrüsst, 


dass die zunächst angedachte Verpflichtung der Gesellschaft, die gesellschaftsrechtlich zu 


erstellenden Verzeichnisse ihrer Steuererklärung beizulegen, keinen Einzug in den Entwurf 


gefunden hat, da diese Massnahme aus steuersystematischen Gründen kontraindiziert wäre. 


Problematisch dürfte sich allenfalls die vorgesehene strafrechtliche Sanktionierung einer Ver-


letzung der Pflicht zur Meldung der wirtschaftlich berechtigten Personen erweisen. Wie auch 


der Erläuternde Bericht darlegt, ist die Identifikation einer wirtschaftlich berechtigten Person 


unter Umständen problematisch. Insbesondere vor dem Hintergrund des strafrechtlichen Be-


stimmtheitsgebots sollte diese Regelung noch einmal überdacht werden. 
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Gegen die Verpflichtung, ein Konto bei einer schweizerischen Bank zu führen, hat die Städti-


sche Steuerkonferenz grundsätzlich keine Einwendungen. Allenfalls wären klarstellende Aus-


führungen dazu, wie die Einhaltung dieser Pflicht überprüft werden soll, wünschenswert. 


Hinsichtlich der vorgesehenen Umsetzung der weiteren Empfehlungen hat die Städtische 


Steuerkonferenz keine Einwände. 


 
 


 


 


Vorzügliche Hochachtung  


 
Dr. Bruno Fässler  


Präsident Städtische Steuerkonferenz  
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Baar, 24. April 2018 


 


Vernehmlassung zur Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum on Transpa-


rency and Exchange of Information for Tax Purposes  


Sehr geehrte Damen und Herren 


Am 17. Januar 2018 hat das Eidgenössische Finanzdepartement (EFD) die Vernehmlassung 


zur Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum on Transparency and Exchange of Infor-


mation for Tax Purposes (Global Forum) eröffnet. Gerne nimmt der Schweizer Verband der In-


vestmentgesellschaften (SVIG) namens seiner Mitglieder zum vorgelegten Vernehmlassungs-


entwurf Stellung. Für die Gelegenheit zur Meinungsäusserung danken wir Ihnen bestens. 


Der SVIG ist ein im Handelsregister des Kantons Zug eingetragener Verband schweizerischen 


Rechts, welcher anfangs März 2004 gegründet worden ist und welcher gemäss seiner statutari-


schen Zielsetzung die Interessen der in der Schweiz ansässigen oder tätigen Investment-, Be-


teiligungs- und Holdinggesellschaften wahrnimmt. Dem SVIG gehören zurzeit die grosse Mehr-


heit der börsenkotierte und eine grössere Anzahl an nicht-börsenkotierte Investment- oder Be-


teiligungsgesellschaften sowie Vermögensverwaltungsgesellschaften von Investment- oder Be-


teiligungsgesellschaften an. Die im SVIG organisierten Mitglieder machen unter dem Aspekt 


Marktkapitalisierung die überwiegende Mehrheit sämtlicher an der im Investment-Index der SIX 


Swiss Exchange kotierten Investmentgesellschaften aus. So sind von insgesamt 12 im Invest-


ment-Index der SIX Swiss Exchange kotierten Investmentgesellschaften 10 Investmentgesell-


schaften durch den SVIG vertreten. 


Der SVIG reicht hiermit eine Stellungnahme zu den Vernehmlassungsentwürfen ein, die vom 


Vorstand des Verbandes verfasst wurde. Gerne hoffen wir, Ihnen mit diesen Angaben zu die-


nen. Für weitere Auskünfte stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.  


Per E-Mail 
 
Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 
 
vernehmlassungen@sif.admin.ch 
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I. Vorbemerkungen 


In der nachfolgenden Stellungnahme gehen wir auf einzelne Elementen der geplanten Revision 


ein, die für den SVIG von besonderem Interesse sind. Dabei wird jeweils direkt auf die einzel-


nen Empfehlungen des Global Forums und die dazugehörigen Umsetzungsmassnahmen Be-


zug genommen. 


II. Erste Empfehlung: Meldesystem zur Identifikation von Inhaberaktio-
nären 


Der SVIG ist der Ansicht, dass die geplante generelle Abschaffung der Inhaberaktie für Gesell-


schaften ohne börsenkotierte Aktien in Anbetracht der bereits heute geltenden Transparenzvor-


schriften zu weit greift. Im Übrigen wurde die Abschaffung von Inhaberaktien vom Global Forum 


gar nicht verlangt. 


1. Umwandlung der Inhaberaktien in Namenaktien (formelle Abschaffung der 


Inhaberaktien) 


Die Anonymität der Inhaberaktionäre ist bereits seit dem 1. Juli 2015 (Umsetzung der GAFI-


Empfehlungen) aufgehoben. Auch nach geltendem Obligationenrecht müssen sich Inhaberakti-


onäre gegenüber der Gesellschaft identifizieren. Die automatische Umwandlung der Inhaberak-


tien in Namenaktien erscheint deshalb als zu grobschlächtiger, schematischer und unverhält-


nismässiger Ansatz zur Lösung eines (vermeidlichen) Problems, das eigentlich bereits im Jahr 


2015 behoben wurde und im Rahmen der damals schon eingeführten Problemlösung bereits zu 


viel Aufwand für die betroffenen Unternehmen geführt hat. 


2. Übergangsbestimmungen betreffend im Umlauf befindliche Inhaberaktien 


Die Sanktion für das Versäumnis der übergangsrechtlichen Pflicht zur Identifikation innert 18 


Monaten erscheint als unverhältnismässig und stellt die Gesellschaften vor Probleme. Der end-


gültige Verlust aller an die Aktien geknüpften Mitgliedschafts- und Vermögensrechte betrifft 


nicht nur die absichtlich im Verborgenen bleibenden Aktionäre, sondern auch all jene Aktionäre, 


die aus anderen Gründen von der erneuten Revision des schweizerischen Aktienrechts zu spät 


erfahren. Dies stellt somit eine Enteignung von Aktionären dar, der aufgrund des im Jahr 2015 


eingeführten und damit bereits bestehenden Meldesystems gemäss Art. 697i f. OR kein öffentli-


ches Interesse entgegensteht und die aus denselben Gründen als unverhältnismässig qualifi-


ziert werden muss. 


Die vorgesehene Neuausgabe der Aktien säumiger Inhaberaktionäre zwingt die Gesellschaften 


zudem spätestens bei Überschreiten der 10 % Schwelle für eigene Aktien zum Verkauf der Ak-


tien bzw. zur Vernichtung mittels Kapitalherabsetzung, was zusätzlichen Aufwand für die Ge-


sellschaften generiert und je nach Unternehmens- bzw. Finanzierungsstrategie unerwünscht 


sein kann. 
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III. Zweite Empfehlung: Wirksame Aufsicht über Aktiengesellschaften 
und Kommanditaktiengesellschaften 


Der SVIG ist der Ansicht, dass die derzeit im Obligationenrecht vorgesehenen Massnahmen ei-


ne genügend wirksame Aufsicht über Gesellschaften sicherstellen und vom Erlass von Strafbe-


stimmungen abzusehen ist. 


1. Sanktionssystem für den Fall der Pflichtverletzung 


Die vorgesehenen Strafbestimmungen sind insbesondere unter dem Aspekt des strafrechtli-


chen Bestimmtheitsgebots fragwürdig und zur Verfolgung des angestrebten Zwecks unverhält-


nismässig. In der Praxis ist es regelmässig unklar, wer die wirtschaftlich berechtigte Person ist 


bzw. ob es eine solche überhaupt gibt. Die  derzeit geltenden Regeln zur Transparenz bei Ge-


sellschaften im Obligationenrecht sind auslegebedürftig und somit nicht hinreichend bestimmt, 


um deren Missachtung mit Strafe zu bewehren. Sollte an den Strafbestimmungen festgehalten 


werden, so ist die Einführung einer schlüssigen gesetzlichen Definition der wirtschaftlich be-


rechtigten Person zu fordern, die genügend bestimmt ist, um dem Legalitätsprinzip gerecht zu 


werden.  


Im Falle der Einführung einer strafrechtlichen Sanktionierung wäre das Schweizer Sanktions-


system im Vergleich zu den Forderungen des Global Forum stark überschiessend, da eine Ku-


mulation von straf- und zivilrechtlichen Sanktionen stattfindet. Ein solcher Ansatz ist weder ver-


hältnismässig noch vom Global Forum gefordert und es müssten somit im Gegenzug die zivil-


rechtlichen Sanktionen der Suspendierung bzw. Verwirkung der Mitgliedschafts- und/oder Ver-


mögensrechte ersatzlos gestrichen werden. 


Schliesslich erscheint auch die Aufnahme des Tatbestands des „nicht rechtmässigen Führens 


des Aktienbuchs oder des Verzeichnisses über die der Gesellschaft gemeldeten wirtschaftlich 


berechtigten Personen“ in die Liste der Organisationsmängel als deplatziert. Das Organisati-


onsmängelverfahren sollte angesichts der damit verbundenen drakonischen Rechtsfolgen – Lö-


schung der Rechtseinheit im Aktienregister und anschliessend konkursmässige Liquidation der 


Aktiven und Passiven, damit faktisch Entzug der Verfügungsmacht und der Vermögenswerte, 


welche die Aktien repräsentieren – für grundlegende organisatorische Mängel vorbehalten blei-


ben, die es im Interesse eines funktionierenden Rechtsverkehrs zu beheben gilt. Hierzu zählt 


ein fehlendes Aktienbuch nicht.  


2. Pflicht der Gesellschaft, über ein Konto bei einer schweizerischen Bank 


zu verfügen 


Die Pflicht zur Führung eines schweizerischen Bankkontos ist international praktisch einmalig. 


Zwar kann davon ausgegangen werden, dass die Mehrheit der von der neuen Bestimmung er-


fassten Gesellschaften bereits heute über eine Kontoverbindung bei einer schweizerischen 


Bank verfügt. Dennoch scheint die vorgeschlagene Massnahme dem Schweizer Recht wesens-


fremd und könnte die Kundenbeziehung zwischen Banken und Unternehmen belasten. Unklar 


ist zudem auch wie und durch wen die Einhaltung dieser Pflicht kontrolliert werden soll. 
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Die Massnahme scheint zudem geeignet zu sein, die Entwicklung der derzeit aufblühenden 


FinTech-Industrie stark und empfindlich zu bremsen. Gerade bei jungen Unternehmen, deren 


Geschäftsmodell sich an der Schnittstelle zwischen Technologie und Finanz befindet, sind Ban-


ken bereits heute sehr zurückhaltend mit der Eröffnung von Gesellschaftskonten mit der Folge, 


dass einzelne Gesellschaften gezwungen sind, auf ausländische Banken zurückzugreifen. Dies 


wirft einerseits die Frage auf, warum nicht auch ein Konto bei einer ausländischen Bank, welche 


in einem Land mit gemäss der FATF gleichwertiger Aufsicht in Bezug auf Geldwäschereibe-


kämpfung und Terrorismusfinanzierung domiziliert und beaufsichtigt ist, eröffnet werden darf. 


Anderseits müsste dies in konsequenter, aber eher absurd anmutender Weise dazu führen, 


dass als Gegenstück zur Bankkontoführungspflicht durch Schweizer Gesellschaften eine Bank-


kontoeröffnungspflicht bzw. Kundenannahmepflicht durch Schweizer Banken gesetzlich vorge-


schrieben werden müsste, auch um der verfassungsmässig verankerten Handels- und Gewer-


befreiheit nachzuleben. Dies widerspräche jedoch wiederum der Wirtschafts- und Vertragsfrei-


heit der Banken, weshalb wiederum konsequenterweise beide Eingriffe durch den Gesetzgeber 


zu unterlassen sind. 


Schliesslich ist darauf hinzuweisen, dass der Begriff der wirtschaftlich berechtigten Person in 


den Transparenzbestimmungen im Obligationenrecht nicht vollständig identisch ist mit dem 


gleichen Begriff im Geldwäschereigesetz bzw. den Standesregeln zur Sorgfaltspflicht der Ban-


ken, was die den Banken zugedachte Kontrollfunktion erschwert. 


3. Einsichtsrecht von Behörden und Finanzintermediären 


Der SVIG ist gegen die Einführung eines Einsichtsrechts ins Aktienbuch und die gemäss Art. 


697l OR geführten Verzeichnisse durch Schweizer Aktiengesellschaften (inklusive äquivalente 


Verzeichnisse anderer Gesellschaftsformen), da insbesondere die Konsequenzen einer solchen 


indirekten Kontrolle nicht klar sind, weder für die Finanzintermediäre noch für die Gesellschaft.  


 


Freundliche Grüsse 
 
Schweizerischer Verband der Investmentgesellschaften (SVIG) 
 
Der Präsident:    Der Sekretär: 
 


 
 
 
 


Erwin Troxler    Dr. Alexander Vogel 
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Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum über die Transparenz juristischer Personen und den Informationsaustausch 
für Steuerzwecke im Bericht zur Phase 2 der Schweiz 


Die Notwendigkeit zur Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum betreffend die Transparenz juristischer Personen und den Informationsaustausch für 
Steuerzwecke ist unbestritten. Allerdings vernachlässigt die Vernehmlassungsvorlage, dass die Empfehlungen des Global Forum vor allem steuerrechtliche Zwecke 
verfolgen. Die Transparenz juristischer Personen wird nicht als selbständiger Zweck postuliert, sondern für Steuerzwecke gefordert.1 Vor diesem Hintergrund geht 
die Vernehmlassungsvorlage unnötigerweise und weit über die internationalen Empfehlungen hinaus. Zudem sind die vorgeschlagenen Massnahmen im Obligati-
onenrecht (OR) nicht richtig verortet, sondern sollten, wenn überhaupt, in andere Erlasse wie Steuergesetze, das Geldwäschereigesetz (GwG) und die prozess-
rechtlichen Erlasse aufgenommen werden. 


Unsere wichtigsten Anliegen in unserer Funktion als praktizierende Rechtsanwälte lassen sich wie folgt zusammenfassen: 


a. Generelles: 


o Die Umsetzung in der Schweiz sollte nicht über die internationalen Empfehlungen und deren Umsetzung in Ländern wie z.B. Deutschland und 
Grossbritannien hinausgehen. 


o Bei jeder Massnahme ist zu prüfen, ob das OR der passende Erlass für die Massnahme ist. 


o Bei jeder Massnahme ist zu prüfen, wie hoch die mit der Massnahme verbundenen Kosten sind und ob diese Kosten in einem vernünftigen 
Verhältnis zum verfolgten Ziel stehen. 


b. Der Begriff des wirtschaftlich Berechtigten ist bereits heute ein zentraler Begriff für die Anwendung der bestehenden Meldepflichten (Art. 697i ff. OR). Allerdings 
definiert das Gesetz selber diesen Begriff nicht, was in der Praxis zu erheblicher Rechtsunsicherheit führt. Die Revision sollte genutzt werden, um den Begriff 
zu definieren. 


c. Die vorgeschlagene Abschaffung der Inhaberaktien für Gesellschaften ohne börsenkotierte Aktien ist sehr fragwürdig. Erstens beeinträchtigt es die Rechtssi-
cherheit, hat doch die Bundesversammlung erst kürzlich (2014) die Abschaffung ausführlich diskutiert und abgelehnt. Zweitens hätte die Umwandlung sämt-
licher Inhaberaktien in Namenaktien erhebliche Auswirkungen auf kleinere und mittlere Unternehmen, wie z.B. den Aufwand für die Umwandlung und Anpas-
sung ihrer Statuten. Dies steht im Widerspruch zum Ruf nach Abbau von Bürokratie. Gesellschaften ohne börsenkotierte Aktien sollten mindestens dann 
weiterhin Inhaberaktien ausgeben dürfen, wenn die Aktien als Bucheffekte ausgestaltet sind. Dieser Lösungsansatz ist ausdrücklich als adäquat anerkannt.2 


d. Die Übergangsregelung zur Umwandlung von Inhaber- in Namenaktien käme einer Enteignung von Mitgliedschaftsrechten gleich. Die allgemeinen Grundsätze 
eines Rechtsstaats (insbesondere die verfassungsmässig garantierte Eigentumsgarantie) verbieten eine entschädigungslose Enteignung. Diese Übergangs-
regelung sollte daher ersatzlos gestrichen werden. 


                                                      
1  OECD, 2016 Terms of Reference to Monitor and Review Progress Towards Transparency and Exchange of Information for Tax Purposes, 2016, Rz 11 zur Abgrenzung zwischen den Empfehlungen 


der FATF (GAFI) und denjenigen des Global Forum.  
2  OECD, 2016 Terms of Reference to Monitor and Review Progress Towards Transparency and Exchange of Information for Tax Purposes, 2016, A.1.2. 
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e. Falls strafrechtliche Sanktionen eingeführt werden, müssten die bestehenden Sanktionen gemäss Art. 697m OR gestrichen werden.  


Zu den einzelnen Bestimmungen: 


Artikel Vorgeschlagene Änderung Begründung 


Obligationenrecht 


Art. 622 1 Bei Gesellschaften mit börsenkotierten Aktien Beteiligungspapieren 
können die Aktien auf den Namen oder den Inhaber lauten. Beide Ar-
ten von Aktien können in einem durch die Statuten bestimmten Ver-
hältnis nebeneinander bestehen. 
2 Bei Gesellschaften ohne börsenkotierte Beteiligungspapiere müssen 
Inhaberaktien als Bucheffekten im Sinne des Bucheffektengesetzes 
vom 3. Oktober 2008 ausgestaltet werden. Die Gesellschaft bezeich-
net die Verwahrungsstelle, bei der die Inhaberaktien hinterlegt oder ins 
Hauptregister eingetragen werden; die Verwahrungsstelle muss in der 
Schweiz sein. Die Auslieferung von Wertpapieren an Aktionäre ist aus-
geschlossen. 
2bis Werden sämtliche Beteiligungspapiere dekotiert, hat die Gesell-
schaft bestehende Inhaberaktien bei der Dekotierung entweder als 
Bucheffekten auszugestalten oder in Namenaktien umzuwandeln. Der 
Verwaltungsrat beschliesst die Umwandlung und passt die Statuten 
an. 


 Das Verhältnis zwischen Abs. 2 und Abs. 2ter ist unklar.  


 Die vorgeschlagene Abschaffung der Inhaberaktien für Gesellschaften 
ohne börsenkotierte Aktien ist sehr fragwürdig. Erstens beeinträchtigt 
es die Rechtssicherheit, hat doch die Bundesversammlung erst kürzlich 
(2014) die Abschaffung ausführlich diskutiert und abgelehnt. Zweitens 
hätte die Umwandlung sämtlicher Inhaberaktien in Namenaktien erheb-
liche Auswirkungen auf kleinere und mittlere Unternehmen, wie z.B. den 
Aufwand für die Umwandlung und Anpassung ihrer Statuten. Dies steht 
im Widerspruch zum Ruf nach Abbau von Bürokratie. 


 Gesellschaften können ein Interesse daran haben, Inhaberaktien aus-
zugeben, da deren Übertragung nicht einem Zustimmungsvorbehalt der 
Gesellschaft unterstellt werden kann. Die Empfehlungen des Global Fo-
rum und der GAFI können mit der Ausgestaltung der Aktien als Buchef-
fekten umgesetzt werden.3 Folglich sollten auch Gesellschaften ohne 
börsenkotierte Aktien Inhaberaktien ausgeben dürfen, sofern die Inha-
beraktien als Bucheffekte ausgestaltet sind. Die Ausgestaltung von In-
haberaktien in Form von Wertpapieren kann statutarisch untersagt wer-
den (vgl. Art. 7 Abs. 2 BEG und Art. 8 Abs. 2 BEG). 


 Soll die Bestimmung gemäss Vernehmlassungsvorlage beibehalten 
werden, sollte klargestellt werden, was unter "Gesellschaften mit bör-
senkotierten Aktien" verstanden wird. Es gibt mehrere Gesellschaften, 
die bloss eine Kategorie von Aktien an der Börse kotiert haben. In An-
lehnung an die börsenrechtliche Meldepflicht nach Art. 120 FinfraG 
wäre es von Vorteil, wenn das relevante Kriterium die Kotierung von 


                                                      
3  OECD, GLOBAL FORUM ON TRANSPARENCY AND EXCHANGE OF INFORMATION FOR TAX PURPOSES, Implementing the Tax Transparence Standards: A Handbook for Assessors and Jurisdictions, 2. Aufl. 


2011, A.1.2.; OECD, 2016 Terms of Reference to Monitor and Review Progress Towards Transparency and Exchange of Information for Tax Purposes, 2016, A.1.2. 
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Artikel Vorgeschlagene Änderung Begründung 


Beteiligungspapieren und nicht bloss von Aktien wäre. Gesellschaften, 
die Partizipationsscheine aber nicht ihre Aktien kotiert haben, unterste-
hen ebenfalls der börsenrechtlichen Meldepflicht. 


 Die Umwandlung in Namenaktien sollte im Zeitpunkt der Dekotierung 
erfolgen und nicht im Zeitpunkt der "Einstellung des Börsenhandels der 
Aktien". Die Gesellschaft kann die Dekotierung bestimmen. Hingegen 
hat sie keinen direkten Einfluss über den Börsenhandel selber. 


 Mit der Statutenanpassung sollten die Aktien automatisch als Namen-
aktien gelten, auch wenn die Wertpapiere noch als Inhaberaktien aus-
gestaltet im Umlauf sind. Namenaktionäre können ihre Rechte in jedem 
Fall erst ab Eintrag ins Aktienbuch ausüben. 


 Gemäss Art. 698 Abs. 2 Ziff. 8 E-OR (BBl 2017 683) soll die Dekotierung 
eine unübertragbare Kompetenz der Generalversammlung sein. Ent-
sprechend erübrigt es sich, den Verwaltungsrat für den Beschluss der 
Umwandlung zu ermächtigen. 


Art. 686 
Randti-
tel und 
Abs. 6  


Streichen  Gemäss den Grundsätzen des Aktienrechts haben sogar Aktionäre 
selbst lediglich eingeschränkte Einsicht in das Aktienbuch. Es ist unbe-
stritten, dass die Steuerbehörde gemäss den Anforderungen des Global 
Forums Einsicht in das Aktienbuch haben sollte. Ein umfassendes Ein-
sichtsrecht von Behörden und Finanzintermediären wird jedoch nicht 
verlangt.  


 Den Grundsätzen des Global Forums wäre genüge getan, wenn das 
Einsichtsrecht zugunsten der EStV im Steueramtshilfegesetz vom 
28. September 2012 vorgesehen würde.  


 Inwieweit weitere Behörden ein Einsichtsrecht haben sollten, muss nicht 
im OR geregelt werden. Dies kann weiterhin gemäss dem anwendbaren 
Verfahrensrecht bzw. Prozessordnung bestimmt werden. Im Rahmen 
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Artikel Vorgeschlagene Änderung Begründung 


des FATF Peer Review wurde ausdrücklich anerkannt, dass die zustän-
digen Behörden bei Bedarf Zugang zu den notwendigen Unterlagen ha-
ben.4  


 Es ist nicht klar, warum die Finanzintermediäre ein Einsichtsrecht haben 
sollen. Insbesondere ist nicht ersichtlich, inwieweit ein solches Ein-
sichtsrecht geeignet sein soll, um den offenbar damit angestrebten 
Zweck der korrekten Führung des Aktienbuchs zu gewährleisten. Be-
reits heute können Finanzintermediäre im Rahmen ihrer zusätzlichen 
Abklärungen bei erhöhten Risiken Einsicht in das Aktienbuch und ins 
Verzeichnis der wirtschaftlich berechtigten Personen verlangen. Ver-
weigert der Vertragspartner die Einsicht, kann der Finanzintermediär die 
Geschäftsbeziehung ablehnen bzw. abbrechen und eine Meldung nach 
Art. 9 GwG erstatten. Sofern die Absicht besteht, eine Pflicht für Finanz-
intermediäre einzuführen, in systematischer Weise Einsicht in das Ak-
tienbuch zu nehmen, wäre diese Pflicht in die relevanten Erlasse über 
die Identifikation der Vertragspartei aufzunehmen (wie die VSB oder die 
GwV-FINMA). Allerdings wäre u.E. eine solche Verpflichtung unverhält-
nismässig. 


Art. 697i - Gemäss unserem Vorschlag zu Art. 622 OR würde Art. 697i Abs. 4 OR in 
Art. 622 Abs. 2 E-OR übernommen. 


Art. 697j 1 Wer allein oder in gemeinsamer Absprache mit Dritten Aktien einer 
Gesellschaft, deren Aktien Beteiligungsrechte nicht an einer Börse ko-
tiert sind, erwirbt und dadurch den Grenzwert von 25 Prozent des Ak-
tienkapitals oder der Stimmen Stimmrechte erreicht oder überschrei-


Die Revision soll klarstellen,  


(a) dass das massgebende Element für die Meldepflicht die Kontrolle der 
ist (vgl. Änderung in Abs. 3). Dies steht insbesondere in Übereinstim-
mung mit der Umsetzung der GAFI Richtlinien in der Europäischen 
Union ( EU Richtlinie 2015/849 vom 20. Mai 2015)5; und  


                                                      
4  FATF, Mutual Evaluation Report of Switzerland, 2016, S. 127 und Rz 406 ff. 
5  Die Richtlinie definiert "wirtschaftlicher Eigentümer" als "alle natürlichen Personen, in deren Eigentum oder unter deren Kontrolle der Kunde letztlich steht, und/oder die natürliche(n) Person(en), in 


deren Auftrag eine Transaktion oder Tätigkeit ausgeführt wird" und präzisiert in Art. 3 (6)(a) (i) für Gesellschaften das Folgende: "Hält eine natürliche Person einen Aktienanteil von 25 % zuzüglich 
einer Aktie oder eine Beteiligung von mehr als 25 % am Kunden, so gilt dies als Hinweis auf direktes Eigentum. Hält eine Gesellschaft, die von einer oder mehreren natürlichen Personen kontrolliert 
wird, oder halten mehrere Gesellschaften, die von derselben natürlichen Person oder denselben natürlichen Personen kontrolliert werden, einen Aktienanteil von 25 % zuzüglich einer Aktie oder eine 
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Artikel Vorgeschlagene Änderung Begründung 


tet, muss der Gesellschaft innert Monatsfrist den Vor- und den Nach-
namen und die Adresse der natürlichen Person melden, für die er letzt-
endlich handelt (wirtschaftlich berechtigte Person). 
2 Der Aktionär muss der Gesellschaft jede Änderung des Vor- oder des 
Nachnamens oder der Adresse der wirtschaftlich berechtigten Person 
melden. 
3 Ist der Aktionär eine juristische Person oder Personengesellschaft, 
gilt als wirtschaftlich berechtigte Person die natürliche Person, die den 
Aktionär in analoger Anwendung von Art. 963 Abs. 2 oder 3 OR kon-
trolliert. Besteht keine solche wirtschaftlich berechtigte Person, muss 
keine Meldung erstattet werden. 
4 Ist der Aktionär eine Gesellschaft, deren Beteiligungsrechte an einer 
Börse kotiert sind, oder wird der Aktionär von einer Gesellschaft, deren 
Beteiligungsrechte an einer Börse kotiert sind, im Sinne von Art. 963 
Abs. 2 oder 3 OR kontrolliert, muss keine Meldung erstattet werden. 
5  Die Meldepflicht besteht nicht, wenn die Aktien nach dem Bucheffek-
tengesetz vom 3. Oktober 2008 als Bucheffekten ausgestaltet sind. 
Die Gesellschaft bezeichnet die Verwahrungsstelle, bei der die Aktien 
hinterlegt oder ins Hauptregister eingetragen werden; die Verwah-
rungsstelle muss in der Schweiz sein. 


(b) wer im Fall von mehrstufigen Beteiligungsstrukturen als meldepflichtige, 
wirtschaftlich berechtigte Person gilt (vgl. vorgeschlagener Absatz 3); 


(c) dass Gesellschaften mit börsenkotierten Aktien ihren Tochtergesell-
schaften gegenüber keine Meldung erstatten müssen (vgl. vorgeschla-
gener Absatz 4).  


Zum vorgeschlagenen Abs. 3:  


 Wie beim direkten Erwerber sollte klargestellt werden, dass die Kon-
trolle über eine Gesellschaft relevant ist, was dem Konzept von VSB 16 
und GwV-FINMA, sowie den Empfehlungen der FATF6 und deren Um-
setzung in der EU7 entspricht. Generell liegt die Kontrolle über eine Ge-
sellschaft dann vor, wenn die im Hintergrund stehende natürliche Per-
son eine Gesellschaft tatsächlich beherrscht bzw. kontrolliert, also ins-
besondere die Unternehmenspolitik steuern und/ 
oder die gesetzlichen Vertreter und Organe bestimmen kann 
(vgl. Art. 963 Abs. 2 OR). Dementsprechend gilt als wirtschaftlich be-
rechtigte Person die natürliche Person, die (a) direkt oder indirekt die 
Mehrheit der Stimmrechte am Aktionär hält, (b) direkt oder indirekt über 
das Recht verfügt, die Mehrheit der Mitglieder des obersten Leitungs- 
oder Verwaltungsorgans des Aktionärs zu bestellen oder abzuberufen, 
oder (c) aufgrund der Statuten, der Stiftungsurkunde, eines Vertrags o-
der vergleichbarer Instrumente einen beherrschenden Einfluss auf dem 
Aktionär ausüben kann. In der Lehre wird soweit ersichtlich auch mehr-
heitlich dieser Ansatz vertreten. Aufgrund der strafrechtlichen Sanktio-
nen ist eine Klarstellung notwendig.  


 Auf Stufe der Aktionäre ist es nicht notwendig, ersatzweise die Identität 
der geschäftsführenden Personen festzustellen, wenn es keine natürli-


                                                      
Beteiligung von mehr als 25 % am Kunden, so gilt dies als Hinweis auf indirektes Eigentum. Dies gilt unbeschadet des Rechts der Mitgliedstaaten zu beschließen, dass ein niedrigerer Prozentsatz als 
Hinweis auf Eigentum oder Kontrolle gelten kann." (Hervorhebungen durch die Verfasser). 


6  FATF, Guidance on Transparency and Beneficial Ownership, 2014, Rz. 33 (a) und (b), deuten darauf hin, dass der 25%-Ansatz nur auf Stufe Aktionär gelten muss und bei einer indirekten Beteiligung 
andere Kriterien zur Anwendung kommen: Vgl. (a) "The natural person(s) who directly or indirectly holds a minimum percentage of ownership interest in the legal person (the threshold approach)” und 
(b) "Shareholders who exercise control alone or together with other shareholders, including through any contract, understanding, relationship, intermediary or tiered entity (a majority interest approach).” 


7  Art. 3 (6)(a) der  EU Richtlinie 2015/849 vom 20. Mai 2015. 
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Artikel Vorgeschlagene Änderung Begründung 


che Person gibt, welche indirekt über 25% oder mehr Stimmrechte ver-
fügt, oder auf andere erkennbare Weise die Kontrolle über die Gesell-
schaft ausübt. In solchen Fällen wird bei der Aufnahme einer Geschäfts-
beziehung mit der Gesellschaft die geschäftsführende Person dieser 
Gesellschaft und nicht diejenige des Aktionärs als Kontrollinhaber be-
trachtet.8 


 Zum vorgeschlagenen Abs. 4: Bei börsenkotierten Gesellschaften ist 
die Transparenz über die Identität der wirtschaftlich berechtigten Person 
durch die börsenrechtliche Meldepflicht nach Art. 120 ff. FinfraG sicher-
gestellt. FATF anerkennt die börsenrechtliche Meldepflicht ausdrücklich 
als geeignete Methode für die Feststellung der wirtschaftlich berechtig-
ten Person.9 Die bestehende Regelung folgt diesem Ansatz und 
schliesst Gesellschaften, deren Aktien an einer Börse kotiert sind, vom 
Anwendungsbereich von Art. 697j aus. Allerdings sieht das OR bisher 
nicht ausdrücklich vor, dass die Meldepflicht auch dann nicht zur An-
wendung kommt, wenn eine börsenkotierte Gesellschaft selber direkt 
oder indirekt eine wesentliche Aktionärin einer nicht-kotierten Gesell-
schaft ist. Dieser Ansatz entspricht VSB 16 und dem GwG, sowie den 
Empfehlungen der FATF10 und hat sich mittlerweile in der Lehre durch-
gesetzt. Aufgrund der strafrechtlichen Sanktionen wäre eine Klarstel-
lung zu begrüssen. 


Art. 697l 
Abs. 5 


Streichen vgl. Begründung zu Art. 686 Abs. 6 betreffend Einsichtsrecht 


Art. 
697m 


Streichen  Die Vernehmlassungsvorlage sieht strafrechtliche Massnahmen bei 
Nichteinhaltung der Meldepflichten vor. Von doppelten Sanktionen ist 


                                                      
8  Art. 26 Abs. 1 bis 4 VSB 16 und Art. 2 lit. f GwV-FINMA. S.a. FATF, FATF Recommendations, Interpretative Note to Recommendation 10, Rz 8 (b)(i.iii). 
9  FATF, FATF Recommendations, Interpretative Note to Recommendation 24, Rz 8 (c)(iv); FATF, Guidance on Transparency and Beneficial Ownership, 2014, Rz. 40 (c) (iv). 
10 Art. 4 Abs. 1 i.f. GwG; 63 Abs. 4 GwV-FINMA; Siehe auch Kommentar zur Vereinbarung über die Standesregeln zur Sorgfaltspflicht der Banken (VSB 16), 2016, ad Art. 22, S. 21-22. FATF, FATF 


Recommendations, Interpretative Note to Recommendation 10, Rz 8 : "Where the customer or the owner of the controlling interest is a company listed on a stock exchange and subject to disclosure 
requirements (either by stock exchange rules or through law or enforceable means) which impose requirements to ensure adequate transparency of beneficial ownership, or is a majority-owned 
subsidiary of such a company, it is not necessary to identify and verify the identity of any shareholder or beneficial owner of such companies.” 
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Artikel Vorgeschlagene Änderung Begründung 


abzusehen, weshalb bei strafrechtlichen Massnahmen die aktienrecht-
lichen Massnahmen gemäss Art. 697m OR zu streichen sind.  


 Falls Art. 697m OR beibehalten würde, sollte dem betroffenen Aktionär 
ein Mindestmass an prozessualen Garantien zugestanden werden, so 
dass sich dieser für seine Unterlassung rechtfertigen kann. Angesichts 
der Schwere der Sanktion und dem Zweck der Meldepflichten über-
zeugt die bestehende Bestimmung in Art. 697m OR nicht. 


 Im Minimum sollte ausdrücklich klargestellt werden, dass Sanktionen in 
jedem Fall erst nach Ablaufen der Monatsfrist ab Vollzug des Erwerbs 
erfolgen (vgl. Art. 697j). 


Art. 
731b 


Streichen (bzw. gemäss bisherigem Recht lassen)  Gemäss den Grundsätzen des Aktienrechts haben sogar Aktionäre 
selbst lediglich eingeschränkte Einsicht in das Aktienbuch. Gläubiger 
haben kein Recht, Einsicht in das Aktienbuch zu nehmen. Deshalb ist 
die praktische Bedeutung dieser Bestimmung gering, weil weder die Ak-
tionäre noch die Gläubiger davon Kenntnis haben, inwieweit das Aktien-
buch korrekt geführt wird. 


 Darüber hinaus stellt sich die Frage, weshalb ein Aktionär oder ein 
Gläubiger von seinem Anspruch auf Einsicht Gebrauch machen sollte. 
Das Interesse dürfte bei ihnen gering sein, die Gesellschaft aufgrund 
eines nicht korrekt geführten Aktienbuches aufzulösen. Demgegenüber 
ist das Missbrauchspotenzial gross. So kann dieser Anspruch auf Ein-
sicht dazu verwendet werden, die Gesellschaft im Rahmen eines Ver-
fahrens vor Gericht zur Offenlegung ihres Aktienbuches als Beweismit-
tel gegenüber der Gegenpartei zu zwingen.  


 Der Handelsregisterführer hat im Rahmen seiner ordentlichen Ge-
schäfte keinen Anlass, Einsicht in das Aktienbuch zu nehmen. Deshalb 
wird dieser Anspruch in der Praxis kaum Bedeutung haben und die Be-
stimmung wohl toter Buchstabe bleiben.  


 Die Auflösung der Gesellschaft aufgrund eines nicht korrekt geführten 
Aktienbuches bzw. Verzeichnisses ist klar unverhältnismässig. 
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Artikel Vorgeschlagene Änderung Begründung 


Art. 790 
Abs. 4 


Streichen vgl. Begründung zu Art. 686 Abs. 6 betreffend Einsichtsrecht. 


Art. 837 
Abs. 3 


Streichen vgl. Begründung zu Art. 686 Abs. 6 betreffend Einsichtsrecht. 


Art. 935 
Abs. 3 


Wird das Unternehmen tatsächlich in der Schweiz verwaltet, muss der 
Der Bevollmächtigte muss Zugriff auf Namen, Vornamen und Adres-
sen der Aktionäre oder Gesellschafter sowie der wirtschaftlich berech-
tigten Personen haben und diese Informationen den Behörden und Fi-
nanzintermediären nach Artikel 2 Absätze 2 und 3 GwG weiterleiten 
können.  


 Die Vernehmlassungsvorlage geht über die Empfehlungen des Global 
Forum hinaus. 


 Die Empfehlungen des Global Forums beziehen sich ausschliesslich 
auf ausländische Gesellschaften mit tatsächlicher Verwaltung und Nie-
derlassung in der Schweiz und nicht auf sämtliche Zweigniederlassun-
gen ausländischer Gesellschaften. In dieser Hinsicht ist die Vernehm-
lassungsvorlage überschiessend und sollte nicht auf Zweigniederlas-
sungen ausländischer Unternehmen, die ihre tatsächliche Verwaltung 
und Niederlassung im Ausland haben, anwendbar sein. 


 Die Pflicht des Bevollmächtigten, Aktionäre und wirtschaftlich Berech-
tigte zu deklarieren, kann im Spannungsverhältnis zu ausländischem 
Recht stehen, wenn dieses keine ähnlichen Informationsmöglichkeiten 
kennt oder ein anderes Verständnis des wirtschaftlich Berechtigten ent-
hält. Es wäre unverhältnismässig, eine solche Pflicht ausländischen Ge-
sellschaften aufzuerlegen, die eine Zweigniederlassung in der Schweiz 
errichten und ihre Hauptverwaltung und -niederlassung im Ausland bei-
behalten. 


 Informationen über Aktionäre und wirtschaftlich Berechtigte sind sen-
sible Informationen der Gesellschaft. Bevollmächtigte erhalten nicht 
ohne Weiteres Zugang zu diesen Informationen. Es wäre aus dieser 
Überlegung heraus ebenfalls unverhältnismässig, ausländischen Ge-
sellschaften eine solche Pflicht aufzuerlegen, die eine Zweigniederlas-
sung in der Schweiz errichten und ihre Hauptverwaltung und -niederlas-
sung im Ausland beibehalten. 







 


 
 
 
Vernehmlassungsantwort - Bär & Karrer AG, Rechtsanwälte 9/13 


Artikel Vorgeschlagene Änderung Begründung 


Art. 
958g 


Streichen  Die Vernehmlassungsvorlage geht über die Empfehlungen des Global 
Forum hinaus und führt einen Kontrahierungszwang für Banken ein.  


 Obwohl davon auszugehen ist, dass die Mehrheit der im Handelsregis-
ter eingetragenen Unternehmen eine Beziehung zu einer Bank nach 
BankG haben, können wir nicht ausschliessen, dass in gewissen Fällen 
nur eine Beziehung mit einer Bank im Ausland besteht. Darüber hinaus 
stellen wir vermehrt fest, dass Banken zurückhaltend sind, Beziehungen 
mit Unternehmen einzugehen, die Bezug zu gewissen Ländern 
(z.B. USA) oder Branchen (z.B. Startups im FinTech-Bereich, welche 
mit Blockchain-Technologie arbeiten) haben. 


 Es ist nicht zu erwarten, dass die Einhaltung dieser Bestimmung über-
prüft wird. Ausserdem trägt die Bestimmung nicht zur Einhaltung der 
Meldepflichten bei. Die Finanzintermediäre müssen die Vollständigkeit 
der Information nicht überprüfen und sind darüber hinaus bei einer Ver-
letzung der aktienrechtlichen Meldepflicht bzw. der Pflicht, ein Aktien-
buch und Verzeichnis der wirtschaftlich berechtigten Personen zu füh-
ren, nicht anzeigepflichtig (ausser im Zusammenhang mit Art. 9 GwG). 


 Die Überprüfung von Beziehungen mit GwG-Unterstellten durch die Fi-
nanzintermediäre besteht gemäss dem Global Forum nur, soweit diese 
im Rahmen der Aufnahme von Vertragsbeziehungen die Identität der 
wirtschaftlich Berechtigten feststellen müssen.11 Dies muss sich nicht 
zwingend auf Banken beschränken. So kennt Deutschland keine Pflicht, 
wonach alle Gesellschaften ein Bankkonto in Deutschland führen müs-
sen. Im schweizerischen System muss die Gesellschaft ihr Verzeichnis 
von wirtschaftlich berechtigten Personen grundsätzlich selber führen. 
Die Informationen über die wirtschaftlich Berechtigten sind damit grund-
sätzlich verfügbar. Deutschland führte diesen Grundsatz der selbstän-
digen Führung des Verzeichnisses zeitgleich mit der Durchführung des 
Peer Review neu ein.12 Die Experten des Global Forum konnten sich 
daher nicht dazu äussern, inwieweit dies der Vorgabe des Global Forum 


                                                      
11  OECD, Global Forum on Transparency and Exchange of Information for Tax Purposes: Germany 2017 (Second Round), OECD 2017, p. 38-39. 
12  OECD, Global Forum on Transparency and Exchange of Information for Tax Purposes: Germany 2017 (Second Round), OECD 2017, p. 9.  
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hinsichtlich der Verfügbarkeit der Informationen über die wirtschaftlich 
Berechtigten einer Gesellschaft genügt. 


 Überdies ist darauf hinzuweisen, dass nach deutschem Recht keine 
Pflicht besteht, ein Bankkonto bei einer deutschen Bank zu führen. 
Diese wurde denn auch nicht bemängelt.13 


Übergangsbestimmungen zum OR 


Art. 2 1 Im Zeitpunkt des Inkrafttretens  Spätestens sechs Monate nach dem 
Inkrafttreten der Änderung vom … werden müssen Inhaberaktien von 
Gesellschaften ohne börsenkotierte Aktien von Gesetzes wegen in Na-
menaktien umgewandelt oder als Bucheffekten ausgestaltet werden. 
Dies gilt unabhängig davon, ob Aktientitel ausgegeben wurden oder 
nicht.  
2 Aktientitel, die für Inhaberaktien bereits ausgegeben wurden, müssen 
vernichtet, bei einer Verwahrungsstelle in der Schweiz hinterlegt oder 
durch den Verwaltungsrat angepasst werden. 


- 


Art. 3 Abs. 2 und 3 streichen  Abs. 2: Diese Bestimmung führt zu einer Ungleichbehandlung zwischen 
Namenaktionären, die nie Inhaberaktionäre waren, und Namenaktionä-
ren, die es erst durch die neue Bestimmung werden. Die Ungleichbe-
handlung liegt darin, dass nur Letztere innert 18 Monaten einzutragen 
und zu melden sind und ihnen schärfere Konsequenzen drohen. An-
sonsten müsste das System von Art. 686 ff überdacht werden. 


 Abs. 3: Ein endgültiger Verlust der Rechtsansprüche nach Ablauf der 
Frist (ohne prozessuale Mindestgarantien und Rechtfertigungsmöglich-
keiten!) ist stossend und verfassungswidrig. Dieser schwere Eingriff in 
die Eigentumsgarantie nach Art. 26 BV ist unverhältnismässig und 
kommt einer Enteignung (zugunsten der Gesellschaft) gleich, die nicht 
entschädigt wird. Dies ist aus Sicht eines Rechtsstaates bedenklich. Die 


                                                      
13  OECD, Global Forum on Transparency and Exchange of Information for Tax Purposes: Germany 2017 (Second Round), OECD 2017, p. 9.  
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im Rahmen der Peer Review des Global Forum verlangten Anreize zur 
rechtzeitigen Umwandlung in Namenaktien oder zur Ausgestaltung von 
Inhaberaktien als Bucheffekten werden durch die neu eingeführten 
strafrechtlichen Bestimmungen sichergestellt. Somit ist es nicht notwen-
dig, auf drakonische Massnahmen wie eine entschädigungslose Enteig-
nung zurückzugreifen. 


 Darüber hinaus ergeben sich aus dieser Bestimmung zahlreiche prakti-
sche Probleme: So kann bspw. nicht ausgeschlossen werden, dass 
eine Aktiengesellschaft sich komplett verselbständigt, wenn ihre Aktio-
näre ihre Aktien nicht rechtzeitig umwandeln. Die Gesellschaft würde im 
Extremfall zur Alleinaktionärin ihrer selbst werden. 


 Die in Art. 3 Abs. 3 vorgesehene Enteignung erfolgt von Gesetzes we-
gen. Es ist denkbar, dass der Verwaltungsrat diese Bestimmung falsch 
anwendet, neue Aktien ausgibt und in Umlauf setzt. Wird die Rechts-
widrigkeit nachträglich (gerichtlich) festgestellt, werden die Erwerber 
der nach Abs. 3 neu ausgegebenen Aktien ihre Aktionärsstellung voll-
umfänglich verlieren, auch wenn sie die Aktien gutgläubig erworben ha-
ben. Dadurch kann diese Bestimmung die Rechtssicherheit gefährden.  


 Im Übrigen ist Art. 3 Abs. 2 nicht kohärent: nach Inkrafttreten des Ge-
setzes werden Inhaberaktien gemäss der zur Vernehmlassung veröf-
fentlichten Gesetzesvorlage in Namenaktien umgewandelt. Deshalb 
kann und muss eine Meldung nach Art. 697i Abs. 2 OR nicht mehr er-
folgen. Dies umso mehr, als dass diese Bestimmung aufgehoben wer-
den soll. 


Art. 4 Streichen  Die Änderung der Statuten sollte als Pflicht des Verwaltungsrates aus-
gestaltet sein. Dieser hat die Statutenänderung innert einer kurzen Frist 
vorzunehmen (bzw. darzulegen, dass die Gesellschaft weiterhin über 
Inhaberaktien verfügen kann), damit die Dauer der Divergenz zwischen 
Realität und Statuteninhalt möglichst kurz ist. 


Kollektivanlagegesetz vom 23. Juni 2006 
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Art. 40 Abs. 1: Streichen (gemäss bisherigen Recht)  
1bis Werden die Aktien als Inhaberaktien ausgegeben, so ist Artikel 622 
Absatz 2 und 2bis des Obligationenrechts anwendbar. 


 vgl. Begründung zu Art. 622 betreffend Abschaffung der Inhaberaktien. 


 Darüber hinaus sind SICAVs (wie andere offene Kollektivkapitalanlagen 
- "public collective investment schemes") vom Anwendungsbereich der 
Empfehlungen des Global Forums ausdrücklich ausgenommen.14  


 Schliesslich besteht bei SICAVs bzw. Fondsleitungen bereits eine 
Pflicht bei der Zeichnung den Zeichner zu identifizieren und die Kontrol-
linhaberin/Kontrollinhaber oder die an Vermögenswerten wirtschaftlich 
berechtigte Person festzustellen (Art. 40 GwV-FINMA). 


Art. 46 Streichen vgl. Begründung zu Art. 686 Abs. 6 betreffend Einsichtsrecht. 


Art. 
158g 


1 Im Zeitpunkt des Inkrafttretens Spätestens sechs Monate nach dem 
Inkrafttreten der Änderung vom … werden müssen die Inhaberaktien 
der SICAV von Gesetzes wegen in Namenaktien umgewandelt oder 
als Bucheffekten ausgestaltet werden. Dies gilt unabhängig davon, ob 
Aktientitel ausgegeben wurden oder nicht. 
2 Aktientitel, die für Inhaberaktien bereits ausgegeben wurden, müssen 
vernichtet, bei einer Verwahrungsstelle in der Schweiz hinterlegt oder 
durch den Verwaltungsrat angepasst werden. 


vgl. Begründung zu den Übergangsbestimmungen zum OR. 


 


Steueramtshilfegesetz vom 28. September 2012 


Art. 15 Abs. 3: Streichen  


 


 Art. 26 Abs. 3 OECD-MA behält das innerstaatliche Verfahren vor, 
wozu auch die Wahrung der Verfahrensrechte gehört (vgl. OECD-
MK Ziff. 14.1 zu Art. 26). Das rechtliche Gehör nach Massgabe des 
innerstaatlichen Rechts zu gewähren, widerspricht dem OECD-Stan-
dard demnach nicht. 


                                                      
14  OECD, 2016 Terms of Reference to Monitor and Review Progress Towards Transparency and Exchange of Information for Tax Purposes, 2016, A.1.3, Fn. 10. 
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 Die Verweigerung der Akteneinsicht ohne Geltendmachung von Ge-


heimhaltungsinteressen durch die ausländische Behörde verstösst 
gegen die schweizerische Grundordnung im Verwaltungsverfahren 
(vgl. Art. 27 VwVG) und ist verfassungsrechtlich heikel (Art. 29 Abs. 
2 BV).  
 


 Die Gewährung der Akteneinsicht davon abhängig zu machen, ob 
der jeweilige Ersucherstaat einwilligt oder nicht, führt zudem zu einer 
Ungleichbehandlung der Betroffenen, was mit der Verfassung nicht 
vereinbar sein dürfte (Art. 8 BV, siehe insb. auch Art. 29 Abs. 1 BV: 
«gleiche und gerechte Behandlung» vor Gerichts- und Verwaltungs-
instanzen).
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Vernehmlassung zur Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum über die 


Transparenz juristischer Personen und den Informationsaustausch im Bericht zur 


Phase 2 der Schweiz 


 


 


Sehr geehrter Herr Bundesrat Maurer 


Sehr geehrte Damen und Herren 


 


Wir erlauben uns, Ihnen hiermit unsere Anmerkungen zum am 17. Januar 2018 


veröffentlichten Vorentwurf zum Bundesgesetz zur Umsetzung gewisser Empfehlungen des 


Global Forum on Transparency and Exchange of Information for Tax Purposes (Global 


Forum-Gesetz) zukommen zu lassen. 


 


Die vorliegende Stellungnahme basiert auf dem Entwurf eines zur Publikation in der 


Ausgabe 2/2018 der Schweizerischen Zeitschrift für Gesellschafts- und Kapitalmarktrecht 


sowie Umstrukturierungen (GesKR) vorgesehenen Aufsatzes der Unterzeichnenden, in 


dessen Rahmen der Vorentwurf zum Global Forum-Gesetz analysiert wird. 


 


Die nachstehenden Ausführungen beschränken sich auf die im Vorentwurf des Global 


Forum-Gesetzes vorgeschlagenen Änderungen im Gesellschafts- und Strafrecht. Bevor zu 


den vorgeschlagenen Änderungen im Einzelnen Stellung genommen wird, wird eine 


Zwischenbilanz über das thematisch eng mit der vorgesehenen Gesetzesänderung 


verknüpfte GAFI-Gesetz gezogen. Dies vor dem Hintergrund, dass es sich aus unserer 


Sicht aufdrängt, im Rahmen einer Gesetzesänderung auch die bereits bekannten Probleme 


und Unklarheiten im Zusammenhang mit den bestehenden Art. 697i–m OR auszuräumen. 


Dies ist im Vorentwurf leider nicht vorgesehen. 


Per E-Mail: vernehmlassungen@sif.admin.ch 


Eidgenössisches Finanzdepartement 


Staatssekretariat für internationale Finanzfragen SIF 


Bundesgasse 3 


3003 Bern 
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I. DAS GAFI-GESETZ: ZWISCHENBILANZ NACH KNAPP DREI JAHREN 


 


Am 1. Juli 2015 ist das Bundesgesetz vom 12. Dezember 2014 zur Umsetzung der 


2012 revidierten Empfehlungen der Groupe d'action financière (GAFI-Gesetz) in 


Kraft getreten.1 Im Zentrum des GAFI-Gesetzes stand die Einführung einer generel-


len Meldepflicht für Inhaberaktionäre2 sowie die Aufnahme einer Pflicht zur Meldung 


der wirtschaftlich berechtigten Personen beim Erwerb einer qualifizierten Beteiligung 


von 25% oder mehr der Stimmen oder des Kapitals einer AG oder einer GmbH3. 


Gegenstück dieser Meldepflichten bilden Verzeichnisführungspflichten für die be-


troffenen Gesellschaften.4 Die Nichterfüllung der Meldepflichten wird dadurch sank-


tioniert, dass die mit den meldepflichtigen Anteilen verbundenen Mitgliedschafts-


rechte für die Dauer der Nichtmeldung ruhen und die mit solchen Anteilen 


verbundenen Vermögensrechte bis zur Erfüllung der Meldepflichten sistiert sind und 


verwirken, wenn der Gesellschafter seinen Pflichten nicht innert eines Monats ab 


dem Erwerb nachkommt.5 Die Melde- und Verzeichnisführungspflichten finden we-


der Anwendung auf Anteile börsenkotierter Gesellschaften noch auf solche in der 


Form von Bucheffekten. 


 


Die Erfahrung mit den durch das GAFI-Gesetz eingeführten Pflichten zeigt, dass vie-


le betroffene Gesellschaften von diesen keine Kenntnis haben, da sie nicht rechtlich 


beraten werden und auch über keine Revisionsstelle verfügen, die sie auf die neuen 


Regeln aufmerksam machen könnte.6 Die Nichterfüllung der Transparenzvorschrif-


ten (insbesondere die fehlende Führung des Verzeichnisses über die wirtschaftlich 


berechtigten Personen) tritt bei solchen Gesellschaften in der Regel erst zu Tage, 


wenn das Unternehmen verkauft wird, Zwangsvollstreckungsmassnahmen eingelei-


tet werden oder es zu einem Streit zwischen den Anteilseignern kommt. 


 


Leider hat sich beim GAFI-Gesetz die schon im Gesetzgebungsverfahren geäusser-


te Befürchtung bestätigt, dass die betreffenden Vorschriften ungenau, lückenhaft 


und widersprüchlich sind. Konkret betreffen diese Defizite unter anderem die folgen-


den Themen: 


                                                      


1  Vgl. zum GAFI-Gesetz eingehend PHILIP SPOERLÉ, Neue Transparenz- und Offenlegungspflichten für Schweizer 


Kapitalgesellschaften und deren Anteilseigner, Expert Focus 9/2015, 733–747 (zit. SPOERLÉ, Offenlegungspflichten) 


und LUKAS GLANZMANN, Neue Transparenzvorschriften bei AG und GmbH, in: Kunz Peter V./Jörg Florian S./Arter 


Oliver (Hrsg.), Entwicklungen im Gesellschaftsrecht XI, Bern 2016, 267–312 (zit. GLANZMANN, Transparenzvorschrif-


ten). 


2  Art. 697i OR. 


3  Art. 697j OR und Art. 790a OR. 


4  Art. 697l OR und Art. 790a Abs. 3 i.V.m. Art. 697l OR. 


5  Art. 697m OR und Art. 790a Abs. 3 i.V.m. Art. 697m OR. 


6  Vgl. bereits LUKAS GLANZMANN/PHILIP SPOERLÉ, Die Inhaberaktie – leben Totgesagte wirklich länger?, Eine kritische 


Auseinandersetzung mit dem Gesetzesentwurf für ein Bundesgesetz zur Umsetzung der 2012 revidierten Empfeh-


lungen der GAFI, GesKR 1/2014, 4–21, 20. 
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̶ Meldepflichtige Titel: Die Meldepflicht nach 697j OR wird nach dem Gesetzes-


wortlaut durch den Erwerb von Inhaber- bzw. Namenaktien ausgelöst. Über 


den Verweis von Art. 656a Abs. 2 OR wird zusätzlich der Erwerb von Partizi-


pationsscheinen erfasst. Es ist fraglich, ob dies für die Erfüllung des mit dieser 


Norm verfolgten Zwecks überhaupt erforderlich ist, da Partizipationsscheine 


als «stimmrechtslose Aktien» nicht dazu taugen, die Kontrolle über eine Ge-


sellschaft auszuüben. 


 


̶ Erwerbsbegriff: Bedauerlicherweise hat der originäre Erwerb von Anteilen im 


Rahmen der Gründung oder einer Kapitalerhöhung keine ausdrückliche ge-


setzliche Regelung erfahren. Dasselbe gilt für eine ganze Reihe von Spezial-


tatbeständen wie z.B. die Umwandlung von Beteiligungstiteln, den Erwerb ei-


gener Anteile sowie die Kapitalherabsetzung. Zahlreiche Unklarheiten 


bestehen sodann in Bezug auf den Tatbestand des Erwerbs in gemeinsamer 


Absprache mit Dritten.7 Schliesslich wird in der Literatur diskutiert, ob und un-


ter welchen Voraussetzungen die Einräumung von Pfand- und weiteren Siche-


rungsrechten oder einer Nutzniessung als Erwerb im Sinne der Bestimmung 


gelten könnte.8 Die damit verbundenen Rechtsunsicherheiten sind vor dem 


Hintergrund der weitreichenden Rechtsfolgen bei einer Verletzung der Melde-


pflichten unhaltbar.9 Der Gesetzgeber hätte dieses Problem einfach lösen 


können, indem er sich bei der Umschreibung des Erwerbsbegriffs an der be-


währten Regelung von Art. 120 FinfraG sowie den dazugehörigen Verord-


nungsbestimmungen orientiert hätte.10 


 


̶ Ausnahme für Publikumsgesellschaften: Für Aktionäre von börsenkotierten AG 


besteht eine allgemeine Ausnahme von der Pflicht zur Meldung der wirtschaft-


lich berechtigten Person. Diese Ausnahmeregelung weist allerdings diverse 


Schwachpunkte auf: Erstens ist nicht klar, in welchem Umfang die Beteili-


gungspapiere der Gesellschaft an einer Börse kotiert sein müssen, damit die 


Ausnahme Anwendung findet.11 Zweitens ist unklar, ob die Ausnahme nur bei 


einer Kotierung in der Schweiz oder auch bei einer Kotierung im Ausland gilt.12 


                                                      


7  Vgl. hierzu PHILIP SPOERLÉ, Die Inhaberaktie – Ausgewählte Aspekte unter Berücksichtigung der GAFI-


Gesetzesrevision, Diss. St. Gallen, Zürich/St. Gallen 2015 (zit. SPOERLÉ, Inhaberaktie), N 886–895. 


8  Vgl. GLANZMANN/SPOERLÉ, 9; GLANZMANN, Transparenzvorschriften, 275, 287; SPOERLÉ, Inhaberaktie, N 878; DIETER 


GERICKE/DANIEL KUHN, Neue Meldepflichten bezüglich Aktionären, Gesellschaftern und wirtschaftlich Berechtigten – 


die «société anonyme» ist Geschichte, AJP 6/2015, 849–867, 854; sowie NICOLAS FACINCANI/RETO SUTTER, Melde-


pflichten des Aktionärs bei privaten Aktiengesellschaften – Auf dem Weg zum gläsernen Aktionär?, TREX 4/2015, 


216–219, 218. 


9  Vgl. hierzu ausführlich SPOERLÉ, Inhaberaktie, N 734–763 sowie N 875–885. 


10 SPOERLÉ, Inhaberaktie, N 1121. Dabei hätte er aber mit Blick auf die Komplexität der Regelung dem Umstand 


Rechnung tragen müssen, dass von den obligationenrechtlichen Meldepflichten ausschliesslich Anteilseigner von 


nicht börsenkotierten Gesellschaften betroffen sind. 


11  Vgl. hierzu ausführlich SPOERLÉ, Inhaberaktie, N 810–822 und N 943–946; vgl. auch Ziff. II.1.3. 


12  Vgl. auch SPOERLÉ, Inhaberaktie, N 807. Vgl. auch Ziff. II.1.3. 
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Schliesslich bleibt offen, ob die Ausnahme von der Meldepflicht nur besteht, 


wenn die betreffende Gesellschaft selbst eine Publikumsgesellschaft ist oder 


auch dann, wenn bei mehrstufigen Beteiligungsverhältnissen eine ihrer direk-


ten oder indirekten Aktionärinnen an einer Börse kotiert ist. Es wäre wün-


schenswert gewesen, wenn sich der Gesetzgeber diesen Fragen angenom-


men hätte. 


 


̶ Wirtschaftlich berechtigte Person: Der Begriff der wirtschaftlich berechtigten 


Person als natürliche Person, für die der Erwerber «letztendlich handelt» be-


reitet in der Praxis zahlreiche Probleme. So ist insbesondere unklar, wer in 


Konzern- bzw. Gruppenstrukturen gemeldet werden muss. Weitgehende Un-


klarheit besteht auch in Bezug auf die Interpretation des wirtschaftlich Berech-


tigten bei direkt oder indirekt von kollektiven Kapitalanlagen oder Private Equi-


ty Fonds sowie von Stiftungen und Trusts gehaltenen Aktien. Diese 


Interpretationsprobleme hätten weitgehend vermieden werden können, wenn 


bei der Beurteilung, ob der Grenzwert von 25% des Kapitals oder der Stimm-


rechte erreicht oder überschritten wurde, an die wirtschaftlich berechtigte Per-


son und nicht an den Erwerber angeknüpft worden wäre.13 Sodann wäre es 


basierend auf dem Sinn und Zweck der Meldepflicht angezeigt, dass sich der 


Begriff der wirtschaftlich berechtigten Person an der Kontrolle orientiert. Für 


die Beurteilung, wann eine kontrollierende Stellung vorliegt, hätte auf die in 


Art. 2a Abs. 3 GwG verwendete Begriffsdefinition abgestellt werden müssen, 


womit gleichzeitig auch ein Gleichlauf zwischen der Regelung im GwG und der 


aktienrechtlichen Meldepflicht hätte geschaffen werden können.14  


 


̶ Sanktionen: Der Gesetzeswortlaut von Art. 697m OR erweist sich aufgrund der 


Verwendung des Begriffs der Meldepflichten als unpräzise. Für die Suspendie-


rung der Mitgliedschaftsrechte sollte nicht die Erfüllung der Meldepflichten, 


sondern die Erstattung der erforderlichen Meldung entscheidend sein.15 Zu-


dem wäre anstelle der Verwendung des Begriffs «Mitgliedschaftsrechte» eine 


Anknüpfung an das «Stimmrecht und die mit diesem zusammenhängenden 


Rechte» sinnvoll gewesen, eine Terminologie, die im Gesellschaftsrecht be-


reits etabliert ist.16 Aus konzeptioneller Sicht ist unbefriedigend, dass die ge-


                                                      


13  Vgl. auch GERICKE/ KUHN, 856.  


14  In Art. 2a Abs. 3 GwG werden wirtschaftlich berechtigte Personen als natürliche Personen definiert, die «[...] die 


juristische Person letztendlich dadurch kontrollieren, dass sie direkt oder indirekt, allein oder in gemeinsamer Ab-


sprache mit Dritten, mit mindestens 25 Prozent des Kapitals oder des Stimmenanteils an dieser beteiligt sind oder 


sie auf andere Weise kontrollieren.» Vgl. für diesen Lösungsansatz auch SPOERLÉ, Inhaberaktie, N 923; GLANZ-


MANN, Transparenzvorschriften, 283 f.; PHILIPPE JACQUEMOUD/BENJAMIN VIGNIEU, Loi fédérale du 12 décembre 2014 


sur la mise en œuvre des Recommandations du Groupe d'action financière, révisées en 2012, Propositions de mise 


en pratique, GesKR 4/2015, 536–546, 541 f.; HENRY PETER/FEDERICA DE ROSSA GISIMUNDO, Réflexions critiques sur 


l'adoption par la Suisse des normes du GAFI en matière de transparence des sociétés: du bricolage législatif à 


l'abolition des actions au porteur?, in: SZW 3 (2017), 322–335, 326; BSK-DETTWILER/HESS, Art. 697j OR N 4. 


15  Vgl. hierzu SPOERLÉ, Inhaberaktie, N 1040. 


16  Vgl. hierzu SPOERLÉ, Inhaberaktie, N 1043–1051. 







 


 5 | 38 


  


 


sellschaftsrechtlichen Sanktionen bei einer Verletzung der Meldepflichten bei 


nicht börsenkotierten Gesellschaften wesentlich weiter gehen als bei Publi-


kumsgesellschaften.17 Unklar ist schliesslich, ob auch eine Nichtmeldung von 


Änderungen im Sinne von 697j Abs. 2 OR die Rechtsfolgen nach Art. 697m 


OR nach sich zieht. Dies wäre zum einen impraktikabel und würde zum ande-


ren dem Prinzip der Verhältnismässigkeit widersprechen.18 Eine klare Äusse-


rung des Gesetzes zu dieser Frage wäre wünschenswert. 


 


Wie bereits erwähnt, wurden zahlreiche der vorstehend erwähnten Mängel bereits 


vor dem Inkrafttreten des neuen Transparenzregimes in der Vernehmlassung und in 


der Literatur19 kritisiert, was vom Gesetzgeber allerdings ignoriert wurde. 


 


Knapp drei Jahre nach dessen Inkrafttreten sollen nun die mit dem GAFI-Gesetz 


eingeführten Art. 697i–697m OR durch das Global Forum-Gesetz entweder gestri-


chen oder verschärft, aber nicht geklärt werden. Dies unter anderem auch zwecks 


Umsetzung der von der GAFI in ihrem vierten Länderbericht zur Schweiz vom 7. 


Dezember 2016 gemachten zusätzlichen Empfehlungen zur Verbesserung der 


Transparenz bei juristischen Personen.20 Vor diesem Hintergrund erstaunt es, dass 


die Überarbeitung der Transparenzvorschriften nicht zum Anlass genommen wird, 


die bekannten Probleme in den weiterhin bestehen bleibenden Vorschriften auszu-


merzen. Dies ist erst recht bedenklich, da gewisse dieser Pflichten nun auch noch 


strafrechtlich sanktioniert werden sollen.  


 


II. REGELUNGEN DES VORENTWURFS 


1. Abschaffung der Inhaberaktie mit Ausnahmen 


1.1 Vorgeschlagene Regelung 


Der Vorentwurf sieht vor, dass die Inhaberaktie vorbehaltlich gewisser Ausnahmen 


abgeschafft wird. In Art. 622 Abs. 1 VE-OR wird stipuliert, dass bei Gesellschaften 


mit börsenkotierten Aktien die Aktien entweder auf den Namen oder auf den Inhaber 


lauten können. Dies wird in Art. 622 Abs. 2 VE-OR wiederholt, wo festgelegt wird, 


dass bei Gesellschaften ohne börsenkotierte Aktien die Aktien nur auf den Namen 


lauten können. In Art. 622 Abs. 2bis VE-OR wird sodann das Verfahren beschrieben, 


das Anwendung finden soll, wenn eine Gesellschaft den Börsenhandel ihrer Aktien 


einstellt, bevor in Art. 622 Abs. 2ter VE-OR festgelegt wird, dass als Bucheffekten 


                                                      


17  Vgl. bereits GLANZMANN/SPOERLÉ, 18 f. 


18  Vgl. hierzu SPOERLÉ, Inhaberaktie, N 1041 f. 


19  GLANZMANN/SPOERLÉ, passim. 


20  Vgl. die Publikation «Anti-money laundering and counter-terrorist financing measures», Switzerland, Mutual Evalua-


tion Report, December 2016, zugänglich im Internet unter <http://www.fatf-gafi.org/media/fatf/content/images/mer-


switzerland-2016.pdf> (zuletzt aufgerufen am 19. März 2018). 
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ausgestaltete Aktien entweder als Namen- oder als Inhaberaktien ausgestaltet wer-


den können. 


 


Die grundsätzliche Abschaffung der Inhaberaktie würde über Art. 764 Abs. 2 OR 


auch für die Kommandit-AG und über Art. 110 Abs. 1 KAG für die SICAF gelten. Ei-


ne analoge Regelung wäre schliesslich auch für die SICAV vorgesehen, die ihre Un-


ternehmeraktien vorbehaltlich einer Börsenkotierung nur noch als Namenaktien 


ausgestalten könnte.21 


 


Die nachfolgenden Abschnitte widmen sich zum einen der Frage, ob als Bucheffek-


ten ausgestaltete Aktien generell als Inhaberaktien ausgegeben werden können o-


der ob dies nur der Fall ist, wenn die Gesellschaft börsenkotiert ist. Zum anderen 


soll die weiterhin vorgesehene Möglichkeit der Wahl von Inhaberaktien bei börsen-


kotierten Gesellschaften näher beleuchtet werden. 


1.2 Inhaberaktien in Form von Bucheffekten 


Gemäss Art. 622 Abs. 2ter VE-OR werden als Bucheffekten ausgegebene Aktien ak-


tienrechtlich entweder als Namenaktien oder als Inhaberaktien ausgestaltet. Diese 


Bestimmung entspricht dem heutigen Art. 622 Abs. 1 Satz 2 OR, der mit dem Erlass 


des BEG eingeführt worden ist. Mit dieser Bestimmung sollte klargestellt werden, 


dass die aktienrechtliche Ausgestaltung der Aktien durch das System der Verwah-


rung der Aktien nicht präjudiziert wird.22  


 


Aufgrund der in Art. 622 VE-OR vorgeschlagenen Neuordnung muss davon ausge-


gangen werden, dass Inhaberaktien in Form von Bucheffekten nur noch dann be-


stehen können, wenn die Ausgabe von Inhaberaktien aktienrechtlich ohnehin zuläs-


sig ist. Dies scheint auch die im Begleitbericht vertretene Meinung zu sein,23 


widerspricht jedoch der bisherigen Auffassung, wie das Problem der Anonymität des 


Inhaberaktionärs angegangen werden kann:  


 


Nach den geltenden Art. 697i und 697j OR entfallen die Meldepflicht beim Erwerb 


von Inhaberaktien sowie die Meldepflicht in Bezug auf die an Inhaberaktien wirt-


schaftlich berechtigten Personen immer dann, wenn die Inhaberaktien als Buchef-


fekten ausgestaltet sind.24 Begründet werden diese Ausnahmen damit, dass bei 


Bucheffekten der jeweilige Berechtigte über die Verwahrungskette identifiziert wer-


                                                      


21  Art. 40 Abs. 1 VE-KAG. Für die Einstellung des Börsenhandels in Bezug auf von einer SICAV ausgegebene Aktien 


soll Art. 622 Abs. 2
bis


 VE-OR anwendbar sein. 


22  Botschaft zum Bucheffektengesetz sowie zum Haager Wertpapierübereinkommen vom 15. November 2006, 


BBl 2006 9390.  


23  Vgl. den Erläuternden Bericht zur Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum über die Transparenz juristi-


scher Personen und den Informationsaustausch im Bericht zur Phase 2 der Schweiz vom 17. Januar 2018 (zit. BE-


GLEITBERICHT), 7 f.  


24  Art. 697i Abs. 4 bzw. Art. 697j Abs. 3 OR sowie GLANZMANN, Transparenzvorschriften, 288 und SPOERLÉ, Inhaberak-


tie, N 832–836.  
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den kann.25 Diese Regelung wurde im Peer Review Report des Global Forum nicht 


kritisiert und soll für die Befreiung von der Meldepflicht der an (Namen-)Aktien wirt-


schaftlich berechtigten Personen weiterhin bestehen bleiben. 


 


Es ist davon auszugehen, dass seit Einführung der GAFI-Bestimmungen am 1. Juli 


2015 einige Gesellschaften ihre Inhaberaktien als Bucheffekten ausgestaltet haben, 


um sich von den Meldepflichten zu befreien. Umso mehr erstaunt es, dass der Be-


gleitbericht die Auffassung vertritt, dass dies kein gangbarer Weg mehr sei, weil 


dadurch die Inhaberklausel ausgehöhlt werde und die Übertragung der Inhaberaktie 


komplizierter sei, als die Übertragung von Namenaktien.26 Es mag zwar sein, dass 


eine obligatorische Schaffung von Bucheffekten nicht angemessen wäre. Doch wes-


halb es denjenigen Gesellschaften, die ihre Inhaberaktien freiwillig als Bucheffekten 


ausgestalten wollen bzw. schon ausgestaltet haben, nicht mehr möglich sein soll, 


dies zu tun, ist nicht nachvollziehbar. Wie noch zu zeigen sein wird, gibt es ver-


schiedene aktienrechtliche Unterschiede zwischen Namen- und Inhaberaktien, die 


durchaus relevant sein können.27  


 


Aufgrund dieser Überlegungen ist zu fordern, dass die Ausgabe von Inhaberaktien 


auch in Zukunft vorbehaltslos zulässig sein soll, sofern diese als Bucheffekten aus-


gestaltet sind. Die vorgeschlagene Bestimmung ist entsprechend anzupassen. 


1.3 Inhaberaktien bei börsenkotierten Gesellschaften 


Die im Vorentwurf vorgesehene Ausnahme vom Verbot der Inhaberaktie gilt aus-


schliesslich für Gesellschaften mit börsenkotierten Aktien. Bei diesen Gesellschaften 


«können die Aktien auf den Namen oder den Inhaber lauten»28 und beide Arten von 


Aktien in einem durch die Statuten bestimmten Verhältnis nebeneinander beste-


hen.29 


 


Der Wortlaut der Bestimmung scheint sich an den schon bestehenden Regelungen 


für die Befreiung von den Pflichten zur Meldung des Erwerbs von Inhaberaktien so-


wie zur Meldung der an Aktien wirtschaftlich berechtigten Personen zu orientieren.30 


Beide Meldepflichten bestehen nicht für Gesellschaften, deren Aktien an einer Börse 


kotiert sind. Der Vorentwurf sieht nun vor, dass bei solchen Gesellschaften Inhaber-


aktien auch in Zukunft noch zulässig sein sollen und zwar ohne irgendwelche aktien-


rechtliche Meldepflicht. 


 


                                                      


25  GLANZMANN, Transparenzvorschriften, 288; SPOERLÉ, Inhaberaktie, N 832–836. 


26  BEGLEITBERICHT, 7. 


27  Vgl. unten Ziff. II.2.2. 


28  Art. 622 Abs. 1 Satz 1 VE-OR.  


29  Art. 622 Abs. 1 Satz 2 VE-OR.  


30  Art. 697i OR und Art. 697j OR. 
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Im Begleitbericht wird die Zulässigkeit von Inhaberaktien bei Gesellschaften mit bör-


senkotierten Aktien damit begründet, dass die Transparenz dieser Gesellschaften 


«aufgrund der im Börsengesetz (BEHG) verankerten Meldepflichten gewährleistet» 


sei.31 Abgesehen davon, dass die börsenrechtlichen Meldepflichten schon seit über 


zwei Jahren im Finanzmarktinfrastrukturgesetz (FinfraG) und nicht mehr im BEHG 


enthalten sind, vermag die Begründung des Begleitberichts auch sonst nicht zu 


überzeugen. Dies deshalb, weil die börsenrechtliche Meldepflicht erst bei einer Akti-


enbeteiligung einsetzt, die drei Prozent der Stimmrechte vermittelt.32 Inhaberaktionä-


re mit einer Beteiligung an einer börsenkotierten Gesellschaft unterliegen damit kei-


nerlei Meldepflichten, wenn ihre Beteiligung weniger als drei Prozent der 


Stimmrechte beträgt. 


 


Bis anhin war strittig, ob die Ausnahme von der Meldepflicht nur dann angerufen 


werden kann, wenn die Inhaberaktien selber kotiert sind.33 Der Begleitbericht stellt 


nun klar, dass es genügt, wenn die Gesellschaft auch nur einen Teil ihrer Aktien ko-


tiert hat, weil dann die geforderte Transparenz gewährleistet sei.34 Diese Klarstel-


lung geht zwar in die richtige Richtung, allerdings zu wenig weit: Die börsenrechtli-


che Transparenz ist immer gegeben, wenn die Gesellschaft irgendeine Art von 


Beteiligungspapieren ganz oder teilweise an einer Börse kotiert hat.35 Somit muss im 


Einklang mit der herrschenden Lehre die Ausnahme immer dann gelten, wenn eine 


Kategorie von Aktien, Partizipationsscheinen oder Genussscheinen der Gesellschaft 


ganz oder teilweise an einer Börse kotiert ist.36 Die vorgeschlagene Bestimmung ist 


deshalb entsprechend anzupassen. 


 


In der Literatur ebenfalls diskutiert wird, wann überhaupt eine Börse im Sinne der 


gesellschaftsrechtlichen Transparenzbestimmungen vorliegt. Grundsätzlich gelten 


als Börsen die in der Schweiz zugelassenen Börsen und börsenähnlichen Einrich-


tungen.37 Basierend auf der Begründung für die Ausnahme vom Verbot von Inha-


beraktien bei Publikumsgesellschaften muss aber eine Kotierung an einer ausländi-


schen Börse ebenfalls ausnahmebegründend sein, sofern dadurch ein 


gleichwertiges Transparenzniveau gewährleistet wird.38 Ob dies der Fall ist, ist im 


                                                      


31  BEGLEITBERICHT, 18. 


32  Art. 120 Abs. 1 FinfraG. 


33  Vgl. z.B. GLANZMANN, Transparenzvorschriften, 289. 


34  BEGLEITBERICHT, 18. 


35  Art. 120 Abs. 1 FinfraG. 


36  GLANZMANN, Transparenzvorschriften, 289; GLANZMANN/SPOERLÉ, Inhaberaktie, 11; GERICKE/KUHN, 858. 


37  JEAN NICOLAS DRUEY/EVA DRUEY JUST/LUKAS GLANZMANN, Gesellschafts- und Handelsrecht, 11. Aufl., Zürich 2015, 


§ 16 N 5. 


38  Vgl. hierzu im Zusammenhang mit Art. 697i und Art. 697j OR SPOERLÉ, Inhaberaktie, N 943 i.V.m. N 807; GLANZ-


MANN, Transparenzvorschriften, 280; ähnlich bereits GLANZMANN/SPOERLÉ, 10; gl.M. GERICKE/KUHN, 858; BSK-


HESS/DETTWILER, Art. 697i OR N 71; MARTIN FREY/TIMO LEIS, Offenlegungspflichten nach GAFI und Private Equity – 


Wie, wer, was oder die Quadratur des Kreises, in: Gericke Dieter (Hrsg.), Private Equity V, Zürich 2016, 183–204, 


194 f.; a.M. NICOLAS FACINCANI, Die GAFI-Transparenzbestimmungen im Gesellschaftsrecht – Pflichten für Aktionä-
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konkreten Einzelfall basierend auf dem ausländischen Transparenzniveau zu beur-


teilen, wobei kleinere Unterschiede, namentlich das Abstellen auf andere Schwel-


lenwerte, einer Anwendung der Ausnahme nicht entgegenstehen sollten.39 Diese 


Meinung wird zwar auch im Begleitbericht vertreten,40 schlägt sich jedoch nicht im 


vorgesehenen Gesetzestext nieder. Der Gesetzeswortlaut wäre demnach entspre-


chend anzupassen. 


2. Zwangsweise Umwandlung bestehender Inhaberaktien 


2.1 Struktur der Regelung  


Nachdem aufgezeigt worden ist, unter welchen Voraussetzungen Inhaberaktien 


noch zulässig sind, stellt sich die Frage, wie mit Inhaberaktien umzugehen wäre, die 


bei Inkrafttreten der Gesetzesnovelle noch existieren. Selbstredend besteht bezüg-


lich derjenigen Inhaberaktien kein Handlungsbedarf, die auch nach dem neuen 


Recht noch bestehen dürfen.41 


 


Der Vorentwurf stellt für die Lösung dieses Problems zwei unterschiedliche Rege-


lungsregime zur Verfügung: Einerseits bestimmen die Art. 2–4 VE-ÜbBest. OR, wie 


mit Inhaberaktien umzugehen ist, die beim Inkrafttreten der Gesetzesnovelle noch 


ausstehend sind. Anderseits regelt Art. 622 Abs. 2bis VE-OR den Fall, in dem eine 


Gesellschaft nach Inkrafttreten der neuen Regelungen den Börsenhandel ihrer Ak-


tien einstellt.42 


 


Als Grundsatz sieht Art. 2 Abs. 1 VE-ÜbBest. OR vor, dass Inhaberaktien von Ge-


sellschaften ohne börsenkotierte Aktien im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Ände-


rungen von Gesetzes wegen in Namenaktien umgewandelt werden, und zwar unab-


hängig davon, ob Aktientitel ausgegeben worden sind oder nicht. Demgegenüber 


verlangt Art. 622 Abs. 2bis VE-OR von Gesellschaften, die im Zeitpunkt des Inkraft-


tretens der Gesetzesnovelle börsenkotiert waren, dass sie bei Einstellung des Bör-


senhandels die Inhaberaktien innert einer Frist von sechs Monaten in Namenaktien 


umwandeln.43 In diesem Fall soll eine automatische Umwandlung der Inhaberaktien 


nur bei unbenutztem Ablauf dieser Frist erfolgen.44 Weshalb der Vorentwurf zwei 


verschiedene Regime zur Verfügung stellt, ist nicht ersichtlich und wird auch im Be-


gleitbericht nicht näher erörtert. 


 


                                                                                                                                                                    
re und Verwaltungsräte, in: Mathis Andrea/Nobs Rolf (Hrsg.), Treuhand und Revision, Jahrbuch 2017, Zürich 2017, 


177–206, 186, gemäss dem diese Anforderung nicht aus dem Gesetz abgeleitet werden könne. 


39  SPOERLÉ, Inhaberaktie, N 943 i.V.m. N 807; CHK-SPOERLÉ, Art. 697j N 47; gl.M. GERICKE/KUHN, 858. 


40  BEGLEITBERICHT, 18. 


41  Vgl. dazu Ziff. II.1.3. 


42  Vgl. dazu unten Ziff. II.2.7. 


43  Art. 622 Abs. 2
bis


 Satz 1 VE-OR. 


44  Art. 622 Abs. 2
bis


 Satz 3 VE-OR. 
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Der Begleitbericht begründet die automatische Umwandlung nach Art. 2 Abs. 1 VE-


ÜbBest. OR damit, dass das Verfahren einfach und kostensparend sei. Zudem die-


ne das Fehlen einer Übergangsfrist der Vorhersehbarkeit und der Rechtssicherheit. 


Schliesslich geht der Begleitbericht davon aus, dass durch die Umwandlung die 


Rechte und Pflichten der Aktionäre faktisch nicht verändert würden.45 Dazu Folgen-


des: 


 


̶ Da die Statuten früher oder später ohnehin an die neue Rechtslage angepasst 


werden müssten,46 dürften die Kosten am Ende etwa gleich hoch sein, ob die 


Umwandlung automatisch erfolgt oder eine Übergangsfrist gewährt wird. 


 


̶ Weshalb die Vorhersehbarkeit bei einer automatischen Umwandlung grösser 


sein soll als bei Einräumung einer Übergangsfrist ist nicht nachvollziehbar. 


Dies insbesondere auch deshalb, weil es sich beim Gesetzgebungsprojekt um 


eine dringende Angelegenheit handelt,47 und die Gesellschaften kaum über 


das Inkrafttreten der betreffenden Bestimmungen informiert werden dürften. 


Mit einer Übergangsfrist könnte dieses Problem gelöst werden. 


 


̶ Unzutreffend ist auch die Behauptung, dass durch das vorgeschlagene Kon-


zept die Rechtssicherheit erhöht wird. Grundsätzlich ergibt sich die Kapital-


struktur der Gesellschaft aus den Statuten. Bei einer automatischen Umwand-


lung stimmen ab dem Inkrafttreten der Gesetzesnovelle die in den Statuten 


verfasste Kapitalstruktur und die tatsächlich existierende Kapitalstruktur nicht 


mehr überein, was der Rechtssicherheit nicht förderlich, sondern im Gegenteil 


klar abträglich ist. Hinzu kommt, dass für einen Dritten nur schwer ersichtlich 


ist, ob eine Gesellschaft börsenkotiert ist oder nicht.48 Damit weiss ein solcher 


Dritter auch nicht, ob bestimmte "Inhaberaktien" rechtmässig bestehen oder ob 


es in Tat und Wahrheit Namenaktien sind. 


 


̶ Schliesslich stimmt es auch nicht, dass durch die Umwandlung die Rechte und 


Pflichten der Aktionäre faktisch nicht verändert würden. Wie noch zu zeigen 


sein wird, gibt es auch im Verhältnis zur Gesellschaft einige Unterschiede zwi-


schen Inhaber- und Namenaktien.49 Besondere Probleme stellen sich zudem 


immer dann, wenn eine Gesellschaft bereits (eine oder mehrere Kategorien 


von) Namenaktien hat. In diesem Fall ist zu entscheiden, in welche Art von 


Namenaktien die Inhaberaktien umgewandelt werden sollen.50 


 


                                                      


45  BEGLEITBERICHT, 23. 


46  Vgl. Art. 4 VE-ÜbBest. OR. 


47  Vgl. auch BEGLEITBERICHT, 5. 


48  Vgl. dazu Ziff. II.2.6 i.V.m. Ziff. II.1.3. 


49  Vgl. hierzu Ziff. II.2.2. 


50  Vgl. dazu Ziff. II.2.2. 
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Aus all diesen Gründen ist es nach der hier vertretenen Meinung zwingend, dass 


den Gesellschaften eine Frist zur Umwandlung ihrer Inhaberaktien eingeräumt und 


die Umwandlung durch die Gesellschaft selbst vorgenommen wird. Dennoch werden 


wir im Folgenden die Probleme skizzieren, die mit einer automatischen Umwandlung 


von Inhaberaktien in Namenaktien verbunden sind. Konkret sind folgende Fragen zu 


analysieren: 


 


̶ In welche Art von Namenaktien werden die Inhaberaktien umgewandelt? 


̶ Was geschieht mit ausgegebenen Aktientiteln? 


̶ Wie werden unbekannte Inhaberaktionäre behandelt? 


̶ Wie werden Statuten, Handelsregister und Aktienbuch angepasst? 


̶ Kann eindeutig festgestellt werden, ob eine Gesellschaft börsenkotiert ist? 


2.2 Umwandlung in eine eigene Aktienkategorie 


Die Bestimmung von Art. 2 Abs. 1 VE-ÜbBest. OR hält lapidar fest, dass Inhaberak-


tien von Gesetzes wegen in Namenaktien umgewandelt werden. Hingegen enthält 


sie keine Vorgaben, zu welcher Art Namenaktien die Inhaberaktien werden sollen.51 


Eine entsprechende Regelung ist insbesondere dann relevant, wenn vor dem In-


krafttreten der Gesetzesnovelle nebst den Inhaberaktien schon Namenaktien be-


standen.  


 


Erstens ist davon auszugehen, dass die Inhaberaktien zu Namenaktien mit gleichem 


Nennwert sowie gleichen Vermögens- und Mitwirkungsrechten werden. Damit wer-


den die Inhaberaktien zu einer eigenen Kategorie von Namenaktien, wenn die Ge-


sellschaft z.B. Namenaktien mit einem anderen Nennwert, Stimmrechts- oder ande-


re Vorzugsaktien ausgegeben hat. 


 


Zweitens müssen die neuen Namenaktien auch die gleiche Liberierungsquote auf-


weisen wie die ehemaligen Inhaberaktien. Dies bedeutet, dass teilliberierte Inhaber-


aktien zu teilliberierten Namenaktien werden.52 Damit einher geht eine gesetzliche 


Vinkulierung dieser neuen Namenaktien.53 Dies führt zu einer Modifikation der Rech-


te und Pflichten der Gesellschafter, denn Inhaberaktien sind selbst bei einer Teillibe-


rierung nicht vinkuliert. Zwar können teilliberierte Inhaberaktien nur mittels Zession 


übertragen werden, da etwaige für diese ausgegebene Aktientitel nichtig wären,54 


doch kann gleichzeitig die Liberierungspflicht bei Inhaberaktien selbst mit Zustim-


mung der Gesellschaft nicht übertragen werden.55 Demgegenüber können teillibe-


rierte Namenaktien übertragen werden, wobei die Gesellschaft die Zustimmung zur 


                                                      


51  BEGLEITBERICHT, 23. 


52  Vgl. zur Zulässigkeit von teilliberierten Inhaberaktien SPOERLÉ, Inhaberaktie, N 237–276. 


53  Art. 685 Abs. 1 OR.  


54  Art. 683 Abs. 2 OR; vgl. SPOERLÉ, Inhaberaktie, N 273–276. 
55


  BGE 86 II 89 E. 4; bestätigt in BGer 4C.229/2004 vom 9. August 2004 E. 2.2. Vgl. dazu auch DRUEY/DRUEY 


JUST/GLANZMANN, § 8 N 23; SPOERLÉ, Inhaberaktie, N 277–288. 
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Übertragung von Gesetzes wegen verweigern kann, wenn die Zahlungsfähigkeit des 


Erwerbers zweifelhaft ist und die von der Gesellschaft geforderte Sicherheit nicht ge-


leistet wird.56 Zusätzlich haftet der Zeichner der veräusserten Namenaktie für den 


nicht einbezahlten Betrag, wenn die Gesellschaft binnen zwei Jahren seit Eintragung 


ins Handelsregister in Konkurs gerät und gegen den Erwerber erfolglos ein Kaduzie-


rungsverfahren durchgeführt worden ist.57 Diese Regelung für Namenaktien dürfte in 


ihrer Gesamtheit für einen ehemaligen Inhaberaktionär nicht nachteilig sein, weshalb 


sie auch auf die umgewandelten Namenaktien angewendet werden kann. 


 


Weiter können aber auch die Statuten bestimmen, dass Namenaktien nur mit Zu-


stimmung der Gesellschaft übertragen werden dürfen.58 Eine solche – bei Namenak-


tien übliche – Statutenbestimmung ist für Inhaberaktien nicht möglich. Aus diesem 


Grund ist zu fordern, dass die Inhaberaktien zu nicht vinkulierten Namenaktien wer-


den, da andernfalls die Rechte der ehemaligen Inhaberaktionäre beschnitten wer-


den. Dies gilt nicht nur für die statutarischen Vinkulierungsgründe, sondern auch für 


die sog. Escape Clause, wonach die Gesellschaft die Übertragung ablehnen kann, 


wenn sie dem Veräusserer der Aktien anbietet, die Aktien für eigene Rechnung, für 


Rechnung anderer Aktionäre oder für Rechnung Dritter zum Wirklichen Wert im 


Zeitpunkt des Gesuches zu übernehmen.59 Auch aus diesem Grund werden die 


ehemaligen Inhaberaktien zu einer eigenen Kategorie Namenaktien, falls die Statu-


ten der Gesellschaft für bereits bestehende Namenaktien eine Vinkulierungsbe-


stimmung enthalten. 


2.3 Vernichtung der Aktientitel 


Nach Art. 2 Abs. 2 VE-ÜbBest. OR müssen Aktientitel, die für Inhaberaktien ausge-


geben wurden, vernichtet oder durch den Verwaltungsrat angepasst werden. Ob-


wohl aus dieser Bestimmung nicht klar hervorgeht, wer die Pflicht hat, die Aktien 


vernichten zu lassen,60 besteht gemäss Begleitbericht eine Obliegenheit des Verwal-


tungsrats, sich zu vergewissern, dass die Aktientitel vernichtet werden.61 Nach der 


im Begleitbericht vertretenen Ansicht kann die Gesellschaft die Aktientitel anlässlich 


der nächsten Generalversammlung oder bei Vorlage zum Zweck der Eintragung in 


das Aktienbuch einziehen.62 Dazu ist Folgendes zu bemerken: 


 


Wenn der Inhaberaktionär seiner Meldepflicht nachgekommen ist, soll er aufgrund 


von Art. 3 Abs. 1 VE-ÜbBest. OR ohne Weiteres in das Aktienbuch eingetragen 


                                                      
56


  Art. 685 Abs. 2 OR.  


57  Art. 687 Abs. 2 OR.  


58  Art. 685a Abs. 1 OR.  


59  Art. 685b Abs. 1 OR. 


60  Anders wäre es, wenn es z.B. hiesse: «…müssen durch den Verwaltungsrat vernichtet oder angepasst werden.»  


61  BEGLEITBERICHT, 23. 


62  BEGLEITBERICHT, 23.  
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werden.63 Demnach muss er dafür auch keine Aktientitel vorlegen. Das Gleiche gilt 


für die Teilnahme an der Generalversammlung, da nach der Konzeption des Vor-


entwurfs die Inhaberaktien automatisch in Namenaktien umgewandelt werden. In 


diesem Fall sind die Aktientitel für die Legitimationsprüfung nicht mehr erforderlich. 


 


Wenn der Inhaberaktionär seiner Meldepflicht nicht nachgekommen ist, aber der 


Gesellschaft bekannt ist, dann wird das Gleiche passieren, was in tausenden von 


Gesellschaften schon heute passiert: Der Aktionär wird zur Generalversammlung 


zugelassen und wohl auch in das Aktienbuch eingetragen werden. Dafür braucht es 


nämlich keinen expliziten Nachweis der Aktionärseigenschaft wie dies bei den Inha-


beraktien der Fall ist.64  


 


Weiter stellt sich die Frage, wie mit den Aktientiteln derjenigen Inhaberaktionäre um-


zugehen ist, die weder ihrer Meldepflicht nachgekommen sind noch der Gesellschaft 


bekannt sind. Eine Vernichtung dieser Titel durch die Gesellschaft wäre nur möglich, 


wenn die Gesellschaft die Titel hätte, was ja gerade nicht der Fall ist. Für ein Ge-


such um Kraftloserklärung fehlt der Gesellschaft die Aktivlegitimation, denn dieses 


kann nur der Rechtsinhaber selbst stellen.65  


 


Die vorgeschlagene Bestimmung dürfte also wenig dazu beitragen, dass ausgege-


bene Inhaberaktien aus dem Verkehr gezogen werden. Nebst der Erteilung der Be-


rechtigung für die Einleitung eines Kraftloserklärungsverfahrens wäre es unter Um-


ständen sinnvoll, wenn die Aktionäre dazu verpflichtet würden, ihre Aktientitel bei 


der Gesellschaft einzuliefern. 


 


Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass neu ausgegebene Titel sachenrechtlich 


als Surrogat zu den vernichteten Titeln gelten. Damit bezieht sich z.B. eine Option 


auf einen Inhaberaktientitel ohne weiteres auf den ihn ersetzenden Namenaktienti-


tel. Wenn die Aktientitel zu Gunsten Dritter hinterlegt, verpfändet oder sicherungs-


übereignet sind, dann ist sicherzustellen, dass die neuen Titel gleich fungibel sind 


wie die zu vernichtenden Inhaberaktien. Dies ist nur der Fall, wenn bezüglich der 


neuen Namenaktien keine Vinkulierung besteht66 und die Aktientitel blanko indos-


siert sind. Zwar wird der Aktientitel auf den Aktionär ausgestellt sein, doch muss der 


Dritte einen gesetzlichen Anspruch haben, dass der Aktionär die neuen Titel blanko 


indossiert. Gleichzeitig ist gesetzlich klarzustellen, dass die Anbringung des Blan-


koindossaments keine paulianisch anfechtbare Rechtshandlung des Aktionärs ist. 


Nur so kann sichergestellt werden, dass ein besicherter Dritter durch die Umwand-


lung nicht schlechter gestellt wird. 


                                                      


63  Vgl. dazu Ziff. II.2.4. 


64  BSK-PÖSCHEL, Art. 689a OR N 4–7a; BSK-DU PASQUIER/WOLF/OERTLE, Art. 686 OR N 6 f. 


65  Art. 981 Abs. 1 OR. 


66  Vgl. dazu oben Ziff. II.2.2. 
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2.4 Anpassung des Aktienbuchs 


Art. 3 Abs. 1 VE-ÜbBest. OR verpflichtet die Gesellschaft, alle Personen in das Ak-


tienbuch einzutragen, die bei Inkrafttreten der Gesetzesnovelle Inhaberaktien halten 


und ihrer Meldepflicht nach Art. 697i OR nachgekommen sind. Da der Aktionär sei-


ner Meldepflicht nachgekommen ist, hat die Gesellschaft alle für die Eintragung in 


das Aktienbuch notwendigen Angaben.67 


2.5 Annullierung nicht gemeldeter Aktien 


2.5.1 Vorgeschlagene Regelung 


Zentral ist die Frage, wie mit Inhaberaktionären umgegangen wird, die ihrer Melde-


pflicht nicht nachgekommen sind, da es hiervon erfahrungsgemäss Tausende geben 


dürfte. Die entsprechenden Regelungen finden sich in Art. 3 Abs. 2 und 3 VE-


ÜbBest. OR. Konkret wird darin folgendes Vorgehen vorgeschlagen: 


 


Zuerst soll den Aktionären, die sich nicht nach Art. 697i Abs. 2 OR gegenüber der 


Gesellschaft identifiziert haben, eine Frist von 18 Monaten gewährt werden, um dies 


nachzuholen.68 Nach unbenutztem Ablauf dieser Frist sollen die entsprechenden Ak-


tionäre ihre Rechtsansprüche endgültig verlieren.69 Dabei sollen die nicht gemelde-


ten Aktien nichtig werden und die Einlagen an die Gesellschaft fallen.70 Der Verwal-


tungsrat soll sodann die Möglichkeit haben, anstelle der nichtigen Aktien neue 


Aktien als eigene Aktien der Gesellschaft auszugeben.71  


2.5.2 Kritik an der vorgeschlagenen Regelung 


Die vorgeschlagene Bestimmung sieht im Grund nichts anderes als eine Enteignung 


derjenigen Aktionäre vor, die ihrer Meldepflicht nicht nachgekommen sind. Dazu ist 


zu bemerken, dass ein Grossteil dieser Aktionäre ihre Inhaberaktien zu einem Zeit-


punkt gezeichnet oder erworben haben, als dies vollkommen legal und legitim war 


und die Aktionäre keine andere gesellschaftsrechtlichen Pflichten hatten, als den 


Liberierungsbetrag einzubezahlen.72 Hinzu kommt, dass sehr viele, wenn nicht gar 


die meisten Gesellschaften von der Einführung der GAFI-Bestimmungen im Jahre 


2015 keine Kenntnis genommen haben.73 Dies ist auch nicht weiter überraschend, 


da die meisten Gesellschaften über keine Revisionsstelle verfügen (welche die Ge-


sellschaft allenfalls auf die Meldepflichten hätte aufmerksam machen könnten) und 


                                                      


67  Vgl. dazu auch Ziff. II.2.5.2. 2. Spiegelstrich. 


68  Art. 3 Abs. 2 VE-ÜbBest. OR. 


69  Art. 3 Abs. 3 Satz 1 VE-ÜbBest. OR. 


70  Art. 3 Abs. 3 Satz 2 VE-ÜbBest. OR. 


71  Art. 3 Abs. 3 Satz 3 VE-ÜbBest. OR. 


72  Art. 680 Abs. 1 OR. 


73  Diese Befürchtung wurde schon geäussert in GLANZMANN, Transparenzvorschriften, 311.  
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den GAFI-Bestimmungen in den Medien kaum Aufmerksamkeit zugekommen ist.74 


Aus diesen Gründen ist es rechtsstaatlich nicht vertretbar, wenn nun die nicht ge-


meldeten Inhaberaktien plötzlich nichtig werden sollen. Dies kann auch nicht durch 


eine Übergangsfrist von 18 Monaten gerechtfertigt werden, denn die meisten Aktio-


näre und Gesellschaften werden auch nach Ablauf dieser Nachfrist noch nichts von 


den neuen Bestimmungen wissen. 


 


Hinzu kommt, dass einige der nach dem vorgeschlagenen Konzept nichtig werden-


den Inhaberaktien aufgrund eines Pfand- oder anderen Sicherungsverhältnisses bei 


Dritten liegen. Diese Dritten haben in der Regel keine Meldepflicht, da kein melde-


pflichtiger Erwerb vorlag. Mit der vorgeschlagenen Regelung würde auch das Siche-


rungsrecht solcher Dritter vereitelt. 


 


Der Vorschlag einer Enteignung von Aktionären, die ihrer Meldepflicht nicht nachge-


kommen sind, ist auch vor dem Hintergrund der aktuellen Entwicklungen im Zu-


sammenhang mit dem Umtausch von alten Banknoten mehr als erstaunlich. So hat 


der Bundesrat im Einvernehmen mit der SNB am 5. April 2018 vorgeschlagen, die 


Aufhebung der Umtauschfrist für alte Banknotenserien aufzuheben.75 Dadurch soll 


verhindert werden, dass jemand Banknoten besitzt, die plötzlich ihren Wert verloren 


haben, wodurch insbesondere ausländische Gastarbeiter geschützt werden sollen. 


Es besteht kein Grund, bei Inhaberaktien genau das Gegenteil vorzusehen und un-


wissende Aktionäre die Folgen einer Enteignung tragen zu lassen.  


 


Die Bestimmung ist aber nicht nur grundsätzlich verfehlt, sondern auch im Detail 


mangelhaft, da diverse Punkte widersprüchlich oder überhaupt nicht geregelt sind: 


 


̶ Zuerst stellt sich die Frage, ob nicht an die Unterlassung der Meldepflicht an-


geknüpft werden sollte, statt daran, dass sich ein Aktionär gegenüber der Ge-


sellschaft nicht identifiziert hat.76 


 


̶ Weiter steht die Regelung im Widerspruch zu den Bestimmungen zur Namen-


aktie. Weil die Inhaberaktien nach der Konzeption des Gesetzes ohne weiteres 


zu Namenaktien werden, ist nicht nachvollziehbar, weshalb die ehemaligen In-


haberaktionäre immer noch die höheren Meldeanforderungen gemäss 


Art. 697i OR erfüllen müssen. Richtig wäre, dass die Anforderungen an die 


Meldung des Erwerbs von Namenaktien erfüllt werden müssten. Damit würde 


kein Aktionär seiner Aktien enteignet, nur weil er sich z.B. nicht mittels eines 


amtlichen Ausweises identifiziert hat. 


                                                      


74  Vgl. auch Ziff. I. oben. 


75  Vgl. die Medienmitteilung des Bundesrats vom 5. April 2018 «Bundesrat will Umtauschfrist für alte Banknotenserien 


aufheben», erhältlich unter <www.admin.ch => Dokumentation => Medienmitteilungen> (zuletzt aufgerufen am 


23. April 2018). Das Eidg. Finanzdepartement wurde beauftragt, bis Ende August 2017 eine Vernehmlassungsvor-


lage mit den erforderlichen Gesetzesänderungen auszuarbeiten. 


76  So ist auch der BEGLEITBERICHT, 23, zu verstehen.  
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̶ Nach der vorgeschlagenen Konzeption soll der Verwaltungsrat für die annul-


lierten Aktien neue Aktien als eigene Aktien der Gesellschaft ausgeben. Übli-


cherweise würden diese neuen Aktien aus dem Bilanzgewinn liberiert, der bei 


der Annullation entsteht. Damit stellt sich die Frage, wie zu verfahren ist, wenn 


das Aktienkapital nicht mehr gedeckt ist. In diesem Fall würde die Schaffung 


der gleichen Anzahl Aktien zu einer unterpari-Emission führen. Sollte es sich 


eher um eine "Vindikation" und Neuzuteilung dieser Aktien handeln, ohne dass 


neue Aktien liberiert werden müssten, dann wäre dies entsprechend klarzu-


stellen. 


 


̶ Weiter ist unklar, wie zu verfahren ist, wenn die annullierten Aktien teilliberiert 


waren. Konkret stellt sich die Frage, ob durch die Nichtigkeit der Aktien auch 


die Nachliberierungspflicht des ehemaligen Inhaberaktionärs entfällt.  


 


̶ Ein weiteres nicht adressiertes Problem ist, was passiert, wenn die Gesell-


schaft nach der Neuausgabe der Aktien über zehn Prozent eigene Aktien hält. 


Nach Auffassung des Begleitberichts müssen die eigenen Aktien, soweit sie 


den Schwellenwert von zehn Prozent überschreiten, veräussert oder durch ei-


ne Kapitalherabsetzung vernichtet werden.77 Der vorgeschlagene Gesetzes-


text enthält jedoch keine entsprechenden Hinweise.  


 


̶ Im Extremfall hat die Gesellschaft gar keine Aktionäre mehr und hält 100 Pro-


zent eigene Aktien. Damit stellt sich die Frage, wie vorzugehen ist, wenn in 


dieser Zeit ein Beschluss der Generalversammlung erforderlich wird. 


 


̶ Bemerkenswert ist, dass nach Auffassung des Begleitberichts die Neuausgabe 


der Aktien durch den Verwaltungsrat keiner öffentlichen Beurkundung bedarf. 


Eine Schaffung von Aktien erfordert ansonsten nur bei der Ausübung von Op-


tionen auf ein bedingtes Kapital keinen öffentlich beurkundeten Verwaltungs-


ratsbeschluss.78 Damit steht diese Auffassung im Widerspruch zu den 


Grundsätzen des Aktienrechts. 


 


̶ Nach Auffassung des Begleitberichts ist das Nichtigkeitsverfahren der Kadu-


zierung nachgebildet, weshalb im Wesentlichen nichts Neues eingeführt wer-


de.79 Diese Auffassung stimmt aus folgenden Gründen nicht: Erstens ist bei 


der Kaduzierung der Aktionär seiner Pflicht zur Liberierung der Aktien nicht 


nachgekommen, zu der er sich schriftlich verpflichtet hat.80 Im Gegensatz dazu 


                                                      


77  BEGLEITBERICHT, 24. 


78  Vgl. dazu Art. 653e OR i.V.m. Art. 652e OR und Art. 652g OR. 


79  BEGLEITBERICHT, 24. 


80  Art. 630 OR; siehe auch GUIDO E. URBACH/CÉCILE S. MAIER, Schweizer Bankkontopflicht für Gesellschaften – Aspek-


te des Gesetzesentwurfs zur Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum, in Jusletter vom 9. April 2018, Rz. 2. 
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handelt es sich im vorliegenden Fall um völlig andere, dem Aktionär unter Um-


ständen nicht bekannte Pflichten. Zweitens muss der Verwaltungsrat beim 


Kaduzierungsverfahren den Aktionär durch Publikation im SHAB sowie in der 


in den Statuten vorgesehen Form mindestens drei Mal zur Liberierung der Ak-


tien aufgefordert und ihm eine Nachfrist angesetzt haben. Demgegenüber hat 


der Verwaltungsrat unter den vorgeschlagenen Bestimmungen überhaupt kei-


ne Pflicht, den Aktionär auf seine Versäumnisse aufmerksam zu machen. Falls 


die Gesellschaft den Aktionär überhaupt kennt, ist es gut möglich, dass der 


Aktionär von der Gesellschaft nichts hört, bis ihm mitgeteilt wird, dass seine 


Aktien annulliert worden sind.81 Schliesslich liegt es bei der Kaduzierung im 


Ermessen des Verwaltungsrats, wann er dieses Verfahren einleiten will. Aus 


all diesen Gründen haben das vorgeschlagene Verfahren und die Kaduzierung 


ziemlich wenig gemeinsam. Wenn sich die Regelung an eine bestehende Ord-


nung anlehnen soll, dann käme eher das Verfahren bei nachrichtenlosen Ver-


mögen in Betracht. In diesem Fall beträgt die Frist bis zur Verwirkung der 


Rechtsansprüche jedoch 50 Jahre.82 


 


̶ Der Begleitbericht rechtfertigt die Nichtigkeitsfolge sodann mit Argumenten, die 


einerseits sachfremd und anderseits schlicht unzutreffend sind. So wird argu-


mentiert, dass das Verfahren Gesellschaften auch ermöglichen soll, Phantom-


aktionäre loszuwerden, da diese zu einer Blockade führen können, wenn sta-


tutarische Beschlussquoren in der Generalversammlung nicht erreicht werden 


oder die Genehmigung einer Fusion oder Umwandlung der Gesellschaft nicht 


eingeholt werden kann.83 Dazu ist zu bemerken, dass dieses Problem ohnehin 


nur bei Präsenzquoren oder absoluten Quoren entsteht.84 Die Nichterfüllung 


solcher Quoren hat aber überhaupt nichts mit unbekannten Inhaberaktionären 


zu tun, denn auch ein der Gesellschaft bekannter Namenaktionär ist nicht ge-


halten, an der Generalversammlung teilzunehmen oder einem Beschluss zu-


zustimmen. Hinzu kommt, dass Gesellschaften mit solchen Quorumsregelun-


gen keines besonderen Schutzes bedürfen, da jede dieser Gesellschaften das 


Quorum im vollen Bewusstsein der möglichen Konsequenzen freiwillig einge-


führt hat. Weshalb eine Fusion oder Umwandlung nicht möglich sein soll, kann 


schliesslich gar nicht nachvollzogen werden. 


 


̶ Weiter wird im Begleitbericht behauptet, dass wenn der Anteil nicht gemeldeter 


Aktien 25 Prozent des Aktienkapitals erreicht oder übersteigt, die wirtschaftlich 


                                                      


81  Nach Auffassung des BEGLEITBERICHTS, 23, haben die Gesellschaften keine Pflicht, den Aktionär über die Umwand-


lung zu informieren. 


82  Art. 37m Abs. 2 BankG. 


83  BEGLEITBERICHT, 24. 


84  Das Gesetz kennt ein absolutes Quorum (jeweils Zustimmung aller bzw. aller betroffenen Aktionäre) nur für folgende 


Beschlüsse: Zusammenlegung von Aktien (Art. 623 Abs. 2 OR), Aufgabe der Gewinnstrebigkeit (Art. 706 Abs. 2 


Ziff. 4 OR) und Opting-out (Art. 727a Abs. 2 OR).  
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berechtigten Personen nicht mehr identifiziert werden können.85 Auch dieses 


Argument stimmt so nicht, denn die Aktien könnten ja bei mehreren Aktionären 


liegen, womit diese gar keiner Meldepflicht unterlägen. 


2.5.3 Würdigung 


Aus all den vorstehend genannten Gründen ist die Nichtigkeitsfolge eines Rechts-


staates unwürdig. Es handelt sich um eine in den Übergangsbestimmungen ver-


steckte Bombe, auf die interessanterweise in der Medienmitteilung des Bundesrats 


mit keinem Wort hingewiesen wird.86 Die Folge davon wird sein, dass tausende von 


Aktionären enteignet werden, da sie keine Kenntnis von den Meldepflichten und den 


neuen Vorschriften haben. Zusätzlich wird diese Rechtsfolge eine Vielzahl Pfand-


gläubiger und andere Sicherungsnehmer treffen. 


 


Die Nichtigkeitsfolge dürfte zudem in zahlreichen Fällen missbraucht werden. Man 


braucht sich nur den Fall vorzustellen, wo eine Schwester und ein Bruder eine Ge-


sellschaft geerbt haben, der Verwaltungsrat vom Bruder beherrscht wird und die 


Geschwister untereinander Streit haben. Sollte die Schwester keine Kenntnis von 


der Meldepflicht haben, dann kann der Bruder die 18 Monate und damit die Nichtig-


keit der Aktien abwarten und dann die neuen Aktien an sich selber oder an eine ihm 


nahestehende Person neu ausgeben. Dies insbesondere dann, wenn die im Be-


gleitbericht vertretene Auffassung stimmt, dass die Gesellschaft über die neuen Ak-


tien frei verfügen kann.87 Gleich könnte übrigens ein beherrschender Aktionär ver-


fahren, der keine Meldung vorgenommen hat und seine Aktien verpfändet hat. In 


diesem Fall könnte der Pfandgeber alles Interesse haben, dass die verpfändeten 


Aktien nichtig werden. Ob die von der Gesellschaft neu ausgegebenen Aktien als 


Pfandsurrogat anzusehen sind, kann an dieser Stelle offen bleiben. Schliesslich 


würde auch gewissen Verwaltungsräten Tür und Tor geöffnet, sich von ihren Aktio-


nären zu emanzipieren. 


 


Schliesslich wäre auch zu prüfen, dass die vorgeschlagenen Bestimmung keine von 


der Schweiz abgeschlossene Investitionsschutzabkommen verletzt. Es ist davon 


auszugehen, dass ausländische Aktionäre besonders von der Nichtigkeitsfolge be-


troffen sein werden, da sie noch viel weniger Kenntnis über die neuen Regelungen 


haben werden als in der Schweiz domizilierte Aktionäre. 


2.6 Anpassung der Statuten und Eintragung in das Handelsregister 


Da die Umwandlung von Inhaber- in Namenaktien automatisch erfolgen soll, werden 


die Statuten bis zu deren Anpassung nicht die wirklichen Verhältnisse abbilden. Aus 


diesem Grund verlangt Art. 4 Abs. 1 VE-ÜbBest. OR, dass die Gesellschaften ihre 


                                                      


85  BEGLEITBERICHT, 24. 


86  Vgl. die Internetseite <https://www.efd.admin.ch/efd/de/home/dokumentation/nsb-news_list.msg-id-69518.html> 


(zuletzt aufgerufen am 9. April 2018).  


87  BEGLEITBERICHT, 24. 
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Statuten bei der nächsten Statutenänderung, jedoch bis spätestens zwei Jahre nach 


Inkrafttreten der Gesetzesänderung an die neue Rechtslage anpassen müssen. Der 


Vorentwurf enthält keine Regelung darüber, in welcher Form diese Anpassung erfol-


gen soll. Sachgerecht wäre, dass der Verwaltungsrat die Anpassungen in öffentli-


cher Urkunde vornimmt.88 


 


Nach Art. 4 Abs. 2 VE-ÜbBest. OR soll das Handelsregisteramt jede Anmeldung zur 


Eintragung einer anderen Statutenänderung in das Handelsregister zurückweisen, 


solange die oben erwähnte Anpassung der Statuten nicht vorgenommen worden ist. 


Es ist zu befürworten, dass eine Rückweisung nur bei Statutenänderungen vorge-


nommen werden kann, nicht jedoch bei anderen Eintragungen, wie z.B. der Ände-


rung von Zeichnungsberechtigungen. Fraglich ist hingegen, ob diese Rückwei-


sungspflicht bei anderen deklarativen Statutenänderungen Sinn macht. So dürfte 


z.B. bei der Berichtigung des Aktienkapitals infolge Ausübung von Wandel- oder Op-


tionsrechten aus bedingtem Kapital ein überwiegendes öffentliches Interesse daran 


bestehen, dass diese Änderung aus den beim Handelsregister hinterlegten und ein-


sehbaren Statuten hervorgeht.89 Zusätzlich wird sich die Frage stellen, wie das Han-


delsregisteramt überhaupt feststellen soll, ob die Gesellschaft eine Statutenände-


rung machen muss oder nicht: Wie bereits erläutert, ist eine Statutenänderung nicht 


notwendig, wenn die Inhaberaktien rechtmässig bestehen bleiben. Dies ist bei einer 


Börsenkotierung der Gesellschaft der Fall. Es wurde bereits aufgezeigt, dass nicht 


nur unklar ist, was unter Börsenkotierung zu versehen ist, sondern dass diese auch 


nicht leicht zu verifizieren ist. Dem Handelsregisteramt dürfte kaum bekannt sein, ob 


eine bestimmte Gesellschaft börsenkotiert ist oder nicht.90  


 


Schliesslich statuiert Art. 4 Abs. 3 VE-ÜbBest. OR, dass das Handelsregisteramt 


nach Ablauf der Frist die erforderlichen Änderungen der Eintragung von Amtes we-


gen vornehmen muss. Abgesehen davon, dass das Handelsregister kaum beurteilen 


kann, ob eine Anpassung der Statuten notwendig ist, geht aus dem Gesetzestext 


auch nicht hervor, ob das Handelsregisteramt nur die Eintragungen im Handelsre-


gister anpassen soll oder auch die Statuten. Letzteres wäre jedoch geradezu sys-


temwidrig und auch kaum machbar. Aus diesem Grund werden die Statuten auch 


nach der Bereinigung des Handelsregisters immer noch von den tatsächlichen Ge-


gebenheiten abweichen, was der Rechtssicherheit nicht dienlich ist. Vielmehr ist es 


ein weiterer Grund, keine automatische Umwandlung von Inhaber- in Namenaktien 


einzuführen.91 


                                                      


88  Vgl. dazu oben Ziff. II.2.5.2 und unten Ziff. II.2.7. 


89  Art. 653g–653i OR. 


90  Vgl. oben Ziff. II.1.3. 


91  Vgl. Ziff. II.2.5. 
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2.7 Umwandlung bei Dekotierung 


Wie bereits erwähnt, können börsenkotierte Gesellschaften auch nach dem Inkraft-


treten der Gesetzesnovelle noch Inhaberaktien haben. Aus diesem Grund ist zu re-


geln, was die Folgen einer allfälligen Dekotierung sind. Die entsprechenden Regeln 


sind nicht in den Übergangsbestimmungen enthalten, sondern in Art. 622 Abs. 2bis 


VE-OR. Danach soll eine Gesellschaft, die den Börsenhandel ihrer Aktien einstellt, 


die bestehenden Inhaberaktien innerhalb von sechs Monaten in Namenaktien um-


wandeln müssen.92 Der Beschluss über die Umwandlung und die Anpassung der 


Statuten obliegt dem Verwaltungsrat.93 Nur wenn die Umwandlung nicht innerhalb 


dieser Frist vorgenommen wird, sollen die Inhaberaktien von Gesetzes wegen in 


Namenaktien umgewandelt werden.94 Sodann muss der Verwaltungsrat die Um-


wandlung feststellen und die Statuten anpassen.95 Auch in diesem Fall soll das 


Handelsregister jede Anmeldung einer Statutenänderung in das Handelsregister zu-


rückweisen, solange die Statuten nicht angepasst worden sind.96  


 


Die Regelung bei Einstellung des Börsenhandels weicht interessanterweise von der 


Regelung gemäss den Übergangsbestimmungen ab. So erfolgt die Umwandlung 


z.B. nicht in jedem Fall automatisch, was zu begrüssen ist. Dies zeigt auch, dass es 


überhaupt nicht notwendig ist, einen Automatismus für die Umwandlung vorzuse-


hen. 


 


Weiter ist bemerkenswert, dass die Bestimmungen weit weniger detailliert sind, als 


jene des Übergangsrechts. Vermutlich ging man von der falschen Vorstellung aus, 


dass es bei Aufgabe des Börsenhandels weder einzureichende Aktientitel noch un-


bekannte Inhaberaktionäre gibt. Wie schon erwähnt wurde, ist dem aber nicht so, da 


Aktionäre mit einer Beteiligung von weniger drei Prozent der Stimmen nach Art. 120 


FinfraG nicht offengelegt werden müssen.97 Zudem gibt es auch bei börsenkotierten 


Gesellschaften Aktionäre, die Aktientitel halten, selbst wenn die Inhaberaktien ge-


handelt werden (sog. Heimverwahrer). Konsequenterweise wären diese Fälle gleich 


zu regeln, wie im Rahmen der Übergangsbestimmungen. Am effektivsten wäre es, 


wenn ein diesbezüglicher Verweis in das Gesetz aufgenommen würde. 


 


Ein weiterer Unterschied ist, dass bei Aufgabe des Börsenhandels das Handelsre-


gister die erforderlichen Änderungen der Eintragung nicht von Amtes wegen vor-


nehmen muss, wenn der Verwaltungsrat dies unterlässt.98 


 


                                                      


92 Art. 622 Abs. 2
bis


 Satz 1 VE-OR. 


93 Art. 622 Abs. 2
bis


 Satz 2 VE-OR. 


94 Art. 622 Abs. 2
bis


 Satz 3 VE-OR. 


95 Art. 622 Abs. 2
bis


 Satz 4 VE-OR. 


96 Art. 622 Abs. 2
bis


 Satz 5 VE-OR. 


97 Vgl. dazu Ziff. II.1.3. 


98 Vgl. dazu aber Ziff. II.2.6. 
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Nebst all den nicht geregelten Problemen wirft die Bestimmung selbst diverse Fra-


gen auf: So ist primär einmal unklar, wann und wie lange eine Gesellschaft als bör-


senkotiert gilt.99 Dies sollte solange der Fall sein, als die börsenrechtlichen Melde-


pflichten bestehen.100 Ein etwaiger Nachhandel der Aktien wäre demnach nicht zu 


berücksichtigen. Die Umwandlungspflicht würde zudem nicht ausgelöst durch eine 


temporäre Handelseinstellung bzw. die zeitweilige Aussetzung der Kotierung auf-


grund der Nichterfüllung von börsenrechtlichen Pflichten. Hat die Gesellschaft meh-


rere Kategorien von Beteiligungstiteln an einer Börse kotiert oder ein Zweitlisting, 


würde die Pflicht zur Umwandlung schliesslich nicht bereits durch die Dekotierung 


nur einer Kategorie oder eine Aufhebung des Dual Listings ausgelöst. Sodann ist 


fraglich, wie ein Handelsregister erfahren soll, ob eine Gesellschaft börsenkotiert ist. 


Diese Kenntnis wäre aber erforderlich, um eine etwaige Anmeldung zu Statutenän-


derungen abzulehnen.101 Weiter stellen sich bei der Anpassung der Statuten durch 


den Verwaltungsrat die gleichen Probleme, wie bei der automatischen Umwandlung. 


Es ist insbesondere zu entscheiden, in welche Kategorie von Namenaktien die Inha-


beraktien umgewandelt werden sollen.102 Dies gilt umso mehr bei der Umwandlung 


von Gesetzes wegen infolge Ablauf der Frist. Schliesslich erwähnt der Gesetzestext 


auch nicht, in welcher Form der Verwaltungsrat die Statuten ändern muss. In Über-


einstimmung mit den aktienrechtlichen Grundsätzen muss dies durch eine öffentli-


che Urkunde geschehen, wovon offenbar auch der Begleitbericht ausgeht.103 


2.8 Inhaberpartizipationsscheine, Genussscheine und Inhaberobligationen  


Die Regelung für die Inhaberaktien wird aufgrund von Art. 656a Abs. 2 OR auch für 


Inhaberpartizipationsscheine gelten. Dies bedeutet, dass Gesellschaften mit börsen-


kotierten Aktien oder anderen Beteiligungspapieren auch Inhaberpartizipations-


scheine ausgeben dürfen. Diese Gleichbehandlung ist zur Sicherstellung der 


Rechtssicherheit gerechtfertigt, obwohl der Erwerb von Partizipationsscheinen nicht 


unter die Offenlegungspflicht nach Art. 120 Abs. 1 FinfraG fällt.104  


 


Nicht unter diese Regelung fallen hingegen Genussscheine (Art. 657 Abs. 1 OR) 


und Forderungsrechte wie z.B. Inhaberobligationen.105 Diese sind somit auch nicht 


vom Verbot betroffen. 


 


                                                      


99  Vgl. dazu aber Ziff. II.1.3. 


100  Vgl. auch BEGLEITBERICHT, 19, wo von der «Dekotierung» die Rede ist. 


101  Vgl. hierzu Ziff. II.2.6. 


102 Vgl. hierzu Ziff. II.2.2.  


103 BEGLEITBERICHT, 19. 


104  GLANZMANN, Transparenzvorschriften, 289 f.; SPOERLÉ, Inhaberaktie, N 819–822; DERS., Offenlegungspflichten, 


736 f. und 740 f. 


105  GLANZMANN, Transparenzvorschriften, 287; GLANZMANN/SPOERLÉ, 9; SPOERLÉ, Inhaberaktie, N 731–733; DERS, 


Offenlegungspflichten, 734 und 737. 
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3. Einsichtnahme in Register und Verzeichnisse der Gesellschaft und Zugriff auf 


Informationen 


3.1 Einsichtnahme in Gesellschafterregister und Verzeichnisse über die 


wirtschaftlich berechtigten Personen 


Art. 686 Abs. 6 VE-OR sieht vor, dass Behörden und bestimmte Finanzintermediäre 


in das Aktienbuch sowie in die von AG und GmbH zu führenden Verzeichnisse über 


die wirtschaftlich berechtigten Personen Einsicht nehmen dürfen, soweit dies der Er-


füllung ihrer gesetzlichen Aufgaben dient.106 Analoge Regelungen sind für das An-


teilbuch107 und das Genossenschafterverzeichnis108 vorgesehen.109  


 


Das Einsichtsrecht stellt gemäss dem Begleitbericht eine indirekte Massnahme dar, 


mit der die wirksame Aufsicht über AG und Kommandit-AG sichergestellt werden 


kann.110 Es handle sich um eine logische Folge des geltenden Regelungsregimes, 


nämlich der gesellschaftsrechtlichen Registerführungspflichten und der gesetzlichen 


Pflicht der Finanzintermediäre zur Erhebung von Informationen, die in solchen Ge-


sellschaftsregistern enthalten sind.111 


 


Das Recht zur Einsichtnahme soll einerseits den Behörden zustehen. Dabei ist un-


klar, welche Behörden zur Einsichtnahme berechtigt sein sollen. Der Begleitbericht 


nennt diesbezüglich die Behörden nach dem Spielbankengesetz (SBG)112, dem 


Bundesgesetz über den Erwerb von Grundstücken im Ausland (BewG)113 und dem 


Luftfahrtgesetz (LFG)114 und scheint dies im Sinne einer abschliessenden Aufzäh-


                                                      


106  Art. 697l Abs. 5 VE-OR. 


107  Art. 790 Abs. 4 VE-OR. 


108  Art. 837 Abs. 3 VE-OR. 


109  Im Übrigen soll das Einsichtsrecht auch in Bezug auf das Aktienbuch sowie das Verzeichnis über die wirtschaftlich 


berechtigten Personen bei der SICAV bestehen (Art. 46 Abs. 3
bis


 VE-KAG). 


110  BEGLEITBERICHT, 10 f. 


111  BEGLEITBERICHT, 11. 


112  Art. 12 Abs. 1 lit. a SBG sieht vor, dass die Eidgenössische Spielbankenkommission (ESBK) eine Konzession zur 


Errichtung einer Spielbank erteilen kann, wenn die Gesuchstellerin und die wichtigsten Geschäftspartner sowie die 


an ihnen wirtschaftlich Berechtigten sowie die Inhaber von Anteilen und die an ihnen wirtschaftlich Berechtigten über 


genügend Eigenmittel verfügen, einen guten Ruf geniessen und Gewähr für eine einwandfreie Geschäftstätigkeit 


bieten. 


113  Gemäss Art. 2 Abs. 1 BewG bedürfen Personen im Ausland für den Erwerb von Grundstücken einer Bewilligung der 


zuständigen kantonalen Behörde. Als Personen im Ausland gelten unter anderem juristische Personen oder vermö-


gensfähige Gesellschaften ohne juristische Persönlichkeit, die ihren statutarischen und tatsächlichen Sitz in der 


Schweiz haben und in denen Personen im Ausland eine beherrschende Stellung innehaben (Art. 5 Abs. 1 lit. c 


BewG) und gewisse natürliche und juristische Personen sowie vermögensfähige Gesellschaften ohne juristische 


Persönlichkeit, wenn sie ein Grundstück für Rechnung von Personen im Ausland erwerben (Art. 5 Abs. 1 lit. d 


BewG). 


114  Nach Art. 27 Abs. 1 LFG benötigen Unternehmen mit Sitz in der Schweiz, die mit Luftfahrzeugen gewerbsmässig 


Personen oder Güter befördern, eine Betriebsbewilligung des Bundesamtes für Zivilluftfahrt (BAZL). Diese wird ge-


mäss Art. 103 Abs. 1 lit. b der Luftfahrtverordnung einem Unternehmen mit Sitz in der Schweiz erteilt, wenn sich 


dieses unter tatsächlicher Kontrolle und mehrheitlich im Eigentum von Schweizer Bürgern befindet. 
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lung zu verstehen.115 Dies geht aber nicht aus den Regelungen des Vorentwurfs 


hervor. Ebenfalls wird nicht zwischen kantonalen Behörden und Bundesbehörden 


unterschieden. Damit könnten z.B. auch die kantonalen und eidgenössischen Steu-


erbehörden sowie Einwanderungsbehörden auf die Verzeichnisse zugreifen. 


Schliesslich könnte sogar argumentiert werden, dass die Bestimmung auch auslän-


dische Behörden erfasst. Um eine ausufernde staatliche Zugriffsmöglichkeit auf die 


Gesellschaftsregister zu verhindern, wäre es angezeigt, das Einsichtsrecht auf kon-


krete schweizerische Behörden zu beschränken und nicht im Sinne einer General-


klausel im OR zu regeln, sondern eine spezifische gesetzliche Grundlage in den je-


weiligen Spezialgesetzen zu schaffen. 


 


Neben Behörden sollen auch Finanzintermediäre nach Art. 2 Abs. 2 und 3 GwG in 


die Gesellschafterregister und die Verzeichnisse über die wirtschaftlich Berechtigten 


Einsicht nehmen dürfen. Aufgrund des Verweises auf den zweiten und dritten Ab-


satz von Art. 2 GwG soll das Einsichtsrecht nicht nur Banken, sondern z.B. auch 


Versicherungen, Fondsleitungen, Zahlungsverkehrsdienstleistern, Leasing- und Fac-


toring-Unternehmen oder Effektenhändlern, Vermögensverwaltern und Anlagebera-


tern zustehen. 


 


Sowohl die behördliche Einsicht als auch die Einsichtnahme durch Finanzintermedi-


äre soll immer dann möglich sein, wenn dies «der Erfüllung der gesetzlichen Aufga-


ben dient». Weder in den – diesbezüglich deckungsgleichen – Bestimmungen des 


Vorentwurfs für die einzelnen Gesellschaftsformen noch im Begleitbericht wird fest-


gelegt, wann dieses Erfordernis als erfüllt gilt. Basierend auf dem Gesetzeswortlaut 


wäre aber klar, dass die Einsichtnahme für die Erfüllung der gesetzlichen Aufgabe 


nicht erforderlich, sondern lediglich nützlich sein muss. Damit wird die Türe für eine 


beliebige (behördliche) Einsichtnahme weit aufgestossen, zumal kein objektiver 


Massstab besteht, wann eine Einsichtnahme die Tätigkeit einer Behörde oder eines 


Finanzintermediärs erleichtert. Dies ist nicht sachgerecht und ebnet den Weg zu ei-


nem nicht zu rechtfertigenden Schnüfflerstaat. Deshalb sollte die Einsichtnahme auf 


Fälle beschränkt werden, in welchen hierfür ein Erfordernis besteht und sich das 


Einsichtsrecht auf ein Spezialgesetz stützen kann.  


 


Gemäss dem Begleitbericht soll es den Behörden und Finanzintermediären durch 


das Einsichtsrecht ermöglicht werden, zu prüfen, ob das Aktienbuch korrekt geführt 


wird und die darin enthaltenen Informationen den Angaben entsprechen, die ihnen 


von der Gesellschaft mitgeteilt worden sind oder von denen sie anderweitig Kenntnis 


erlangt haben. Sei dies nicht der Fall, könnten die «erforderlichen Massnahmen» er-


griffen werden.116 In Bezug auf das Einsichtsrecht der Behörden scheint der Gesetz-


geber in erster Linie Fälle im Blick zu haben, bei denen geprüft werden soll, ob die 


Voraussetzungen zur Erteilung von (Polizei-)Bewilligungen erfüllt sind. Gleichzeitig 


                                                      


115  BEGLEITBERICHT, 19. 


116 BEGLEITBERICHT, 19. 
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könnte das Einsichtsrecht aufgrund der offenen Regelung aber auch dazu verwen-


det werden, allgemeine Regelverstösse z.B. im Steuerbereich aufzudecken und zu 


ahnden oder anderweitige Abklärungen zu machen. Bei Finanzintermediären steht 


offenbar die Erfüllung der Sorgfaltspflichten gemäss den Art. 3–8 GwG im Vorder-


grund. Finanzintermediäre sind nach diesen Bestimmungen unter gewissen Voraus-


setzungen verpflichtet, ihre Vertragspartei zu identifizieren und die wirtschaftlich be-


rechtigten Personen festzustellen. Dies soll durch die Zugriffsmöglichkeit auf die 


Verzeichnisse erleichtert werden, wobei die Finanzintermediäre nicht verpflichtet wä-


ren, die Register zu konsultieren.117 


 


Das vorgeschlagene Einsichtsrecht zugunsten von Finanzintermediären zwecks Er-


füllung deren Sorgfaltspflichten ist nicht nachvollziehbar, steht es diesen im privat-


rechtlichen Verkehr doch frei, eine Geschäftsbeziehung zu beenden oder gar nicht 


aufzunehmen, wenn die andere Vertragspartei die erforderlichen Informationen nicht 


offen legt. Eine eigentliche «Eingriffsbefugnis» ist deshalb weder notwendig noch 


angezeigt. Im Übrigen würde die Nichtoffenlegung des Verzeichnisses über die wirt-


schaftlich Berechtigten auch unter dem neuen Regime lediglich mit einem Abbruch 


oder der Nichtaufnahme der Geschäftsbeziehung sanktioniert. Weiter ist auch nicht 


ersichtlich, weshalb einem Finanzintermediär Einblick in die Gesellschafterregister118 


gewährt werden soll. Die Sorgfaltspflichten gemäss GwG beziehen sich nämlich 


ausschliesslich auf die Person des wirtschaftlich Berechtigten. Schliesslich ist frag-


lich, ob es einem Finanzintermediär aufgrund einer Einsichtnahme in das Verzeich-


nis über die wirtschaftlich berechtigten Personen überhaupt möglich wäre, seine 


Pflichten gemäss Art. 4 und 5 GwG zu erfüllen: Wie bereits dargelegt119 sind die Be-


griffe der wirtschaftlich berechtigten Person gemäss Art. 697j/790a OR und Art. 2a 


Abs. 3 GwG nicht deckungsgleich, womit die der Gesellschaft gemeldeten Personen 


gegebenenfalls nicht die wirtschaftlich Berechtigten gemäss GwG sind.120 Aus all 


diesen Gründen sollte von der gesetzlichen Aufnahme eines Einsichtsrechts für Fi-


nanzintermediäre abgesehen werden. 


 


Daneben wirft das vorgeschlagene Einsichtsrecht für Behörden und Finanzinterme-


diäre einige weitere Fragen auf. So ist z.B. unklar, ob unter den Begriff der Einsicht 


lediglich eine «Vor-Ort-Einsichtnahme» fällt oder ob die Gesellschaft auch dazu ver-


pflichtet werden kann, die Gesellschaftsregister dem Anfragenden physisch zur Ver-


fügung zu stellen. Sodann stellt sich die Frage, ob die neuen Einsichtsrechte auf-


grund der Änderung des Randtitels von Art. 686 OR (Eintragung, Einsicht) eine 


abschliessende Neuordnung des Einsichtsrechts zur Folge hätten. Dies dürfte nicht 


                                                      


117  BEGLEITBERICHT, 20. 


118  Aktienbuch, Stammanteilsbuch und Genossenschafterregister. 


119  Vgl. Ziff. I. 


120  Gl.M. URBACH/MAIER, RZ. 31. Die im BEGLEITBERICHT, 20 FN 64, aus der BOTSCHAFT GAFI zitierte Aussage, wonach 


die wirtschaftlich berechtigten Personen bei operativ tätigen Gesellschaften im Sinne von Art. 2a Abs. 3 GwG ge-


stützt auf das Verzeichnis der wirtschaftlich berechtigten Personen festgestellt werden können, trifft entsprechend 


nicht in sämtlichen Fällen zu. 
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der Fall sein. Die von der Lehre entwickelten Grundsätze betreffend Einsicht in das 


Aktienbuch und das Verzeichnis über die wirtschaftlich berechtigten Personen soll-


ten nach wie vor Gültigkeit haben.121 Schliesslich ist zu beachten, dass eine Gesell-


schaft auch nach der Einführung der neuen Einsichtsrechte weder berechtigt noch 


verpflichtet wäre, selbstständig, d.h. ohne zugrunde liegende Meldungen, Eintra-


gungen in das Verzeichnis über die wirtschaftlich berechtigten Personen gemäss 


Art. 697l OR vorzunehmen.122 In Fällen, in welchen aufgrund der Grandfathering-


Regelung von Art. 3 ÜbBest. GAFI 2014 noch gar keine Meldungen bei der Gesell-


schaft eingegangen sind123 oder kein Gesellschafter den massgeblichen Schwellen-


wert für die Meldepflicht erreicht oder überschreitet, wird deshalb eine Einsichtnah-


me nicht möglich sein.124 


3.2 Zugriff auf Eigentümerinformationen bei Zweigniederlassungen ausländischer 


Unternehmen 


Schweizerische Zweigniederlassungen von ausländischen Unternehmen sind in das 


Handelsregister einzutragen. Weiter muss für diese nach geltendem Recht ein Be-


vollmächtigter mit Wohnsitz in der Schweiz und mit dem Recht der geschäftlichen 


Vertretung bestellt werden.125 Art. 935 Abs. 3 VE-OR verlangt neu zusätzlich, dass 


der Bevollmächtigte Zugriff auf die Namen, Vornamen und Adressen der Aktionäre 


oder Gesellschafter der Hauptniederlassung im Ausland sowie der wirtschaftlich be-


rechtigten Personen haben und in der Lage sein muss, diese Informationen den Be-


hörden und Finanzintermediären nach Art. 2 Abs. 2 und 3 GwG weiterzuleiten. Mit 


dieser Bestimmung soll die Forderung des Global Forums erfüllt werden, wonach die 


Eigentums- und Identitätsinformationen von ausländischen Gesellschaften mit tat-


sächlicher Verwaltung und Niederlassung in der Schweiz erhältlich sein müssen.126 


 


Das Zugriffserfordernis soll gemäss Begleitbericht dann als erfüllt gelten, wenn der 


Bevollmächtigte Kopien von etwaigen am Sitz der ausländischen Hauptniederlas-


sung geführten Verzeichnissen anfordern kann.127 Eine direkte bzw. unabhängige 


                                                      


121  Vgl. zum Aktienbuch BSK-OERTLE/DU PASQUIER, Art. 686 OR N 8; HANS CASPAR VON DER CRONE, Aktienrecht, Bern 


2014, § 3 N 51; PETER BÖCKLI, Schweizer Aktienrecht, mit Fusionsgesetz, Börsengesellschaftsrecht, Konzernrecht, 


Corporate Governance, Recht der Revisionsstelle und der Abschlussprüfung in neuer Fassung, unter Berücksichti-


gung der angelaufenen Revision des Aktien- und Rechnungslegungsrechts, 4. Aufl., Zürich/Basel/Genf 2009, 


§ 6 N 365–377; CR-TRIGO TRINDADE, Art. 686 CO N 36–43. Vgl. zum Verzeichnis über die wirtschaftlich berechtigten 


Personen SPOERLÉ, Inhaberaktie, N 1011–1020; BSK-HESS/DETTWILER, Art. 697l OR N 15–17; PETER/DE ROSSA GI-


SIMUNDO, 329 f. 


122  SPOERLÉ, Inhaberaktie, N 1001 und 1004; gl.M. BSK-HESS/DETTWILER, Art. 697l OR N 11; SHK-MEYER, Art. 697l 


N 2. 


123  Vgl. hierzu CHK-SPOERLÉ, Art. 1–3 OR ÜbBest. OR 2014, N 7. 


124  Entsprechend ist auch die Aussage im BEGLEITBERICHT, 20, wonach Gesellschaften, die aufgrund einer Dekotierung 


keine Aktien mehr an einer Börse kotiert haben, das Verzeichnis über die wirtschaftlich berechtigten Personen auf 


den Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Dekotierung erstellen müssen, unzutreffend. 


125  Art. 935 Abs. 2 OR. 


126  BEGLEITBERICHT, 12. 


127  BEGLEITBERICHT, 22. 
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Zugriffsmöglichkeit ist demnach nicht erforderlich. Sodann dürften elektronische Ko-


pien einer «Hardcopy» gleichzustellen sein. Sind die Informationen über die Gesell-


schafter und/oder die wirtschaftlich berechtigten Personen in einem ausländischen 


öffentlichen Register128 eingetragen, soll der Zugriff in jedem Fall als gewährleistet 


gelten und sich die Pflicht des Bevollmächtigten darauf beschränken, einen um Aus-


kunft ersuchenden Einsichtsberechtigten auf die öffentliche Verfügbarkeit der Infor-


mationen hinzuweisen.129 Schliesslich geht der Begleitbericht davon aus, dass der 


Bevollmächtigte die fraglichen Verzeichnisse über die Gesellschafter und die wirt-


schaftlich berechtigten Personen auch selber führen und sie mit den dazugehörigen 


Belegen in der Zweigniederlassung aufbewahren kann.130 Unklar bleibt in diesem 


Zusammenhang, was unter den «dazugehörigen Belegen» zu verstehen ist, dürften 


doch bei der Zweigniederlassung direkt keine Meldungen über die Eigentümerver-


hältnisse bzw. die am ausländischen Unternehmen wirtschaftlich berechtigten Per-


sonen eingehen. 


 


Bedauerlicherweise wurde bei der Erstellung des Vorentwurfs nicht berücksichtigt, 


dass Art. 935 OR mit der Revision des Handelsregisterrechts131 in seiner bisherigen 


Fassung wegfallen wird. Stattdessen wird neu in Art. 931 Abs. 2 E-OR nunmehr ge-


regelt, dass Zweigniederlassungen in das Handelsregister des Ortes einzutragen 


sind, an dem sie sich befinden.132 Die Notwendigkeit der Vertretung der Zweignie-


derlassung durch eine zur Vertretung befugte Person mit Wohnsitz in der Schweiz 


findet sich in Art. 160 Abs. 2 IPRG. Diese Bestimmung stellt allerdings nicht auf den 


Begriff des «Bevollmächtigten» ab. Damit fällt der Anknüpfungspunkt für das Zu-


griffserfordernis gemäss Art. 935 Abs. 3 VE-OR weg. 


 


Daneben wirft die Bestimmung verschiedene Fragen auf, die sowohl praktischer als 


auch konzeptioneller Natur sind: 


 


Die Vorschrift scheint davon auszugehen, dass es gemäss dem Recht am Ort der 


Hauptniederlassung in jedem Fall möglich und zulässig ist, auf die Eigentümer- und 


Beneficial Ownership-Informationen zuzugreifen. Dies wird aber oftmals nicht zutref-


fen. Zudem dürfte es zahlreiche Fälle geben, in welchen solche Informationen bei 


der Hauptniederlassung nicht verfügbar sind, weil diese keiner entsprechenden 


                                                      


128  Fraglich ist dabei, wann ein Register als «öffentlich» gilt. So ist das deutsche elektronische Transparenzregister 


(§§ 18–26 D-GwG), das die Personalangaben zu den an juristischen Personen und eingetragenen Personengesell-


schaften wirtschaftlich berechtigten Personen enthält, für bestimmte Behörden, nach dem Geldwäschegesetz zur 


Verhinderung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung Verpflichtete sowie sonstige Personen, die ein berech-


tigtes Interesse an der Einsichtnahme nachweisen können, zugänglich. Auch wenn keine generelle Öffentlichkeit 


besteht, wäre in diesem Fall davon auszugehen, dass der Zugriff im Sinne von Art. 935 Abs. 3 VE-OR als gewähr-


leistet gilt. 


129  BEGLEITBERICHT, 22. 


130  BEGLEITBERICHT, 22. 


131  BBl 2017 2433. 


132  Die bisherigen Bestimmungen zur Eintragungspflicht von Zweigniederlassungen in Art. 641 OR, Art. 778a OR und 


Art. 836 OR werden im Rahmen der Revision des Handelsregisterrechts aufgehoben. 
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Pflicht unterliegen. Es stellt sich die Frage, ob sich die zur Vertretung berechtigte 


Person in solchen Konstellationen selbstständig um die Erhältlichkeit der Informatio-


nen bemühen müsste, um ihre Pflicht zu erfüllen. Dies würde zu weit gehen. Immer-


hin wird diese Problematik dadurch abgeschwächt, dass es sich bei der Regelung 


gemäss Begleitbericht um eine blosse Ordnungsvorschrift handelt, deren Nichtbe-


achtung keine weiteren Sanktionen nach sich zieht.133 


 


Eine weitere konzeptionelle Schwäche der Bestimmung besteht darin, dass im Aus-


land regelmässig nicht dasselbe Verständnis in Bezug auf die Person des Gesell-


schafters sowie die wirtschaftlich berechtigte Person gelten wird, wie in der Schweiz. 


Sodann dürften die über diese Personen verfügbaren Informationen oftmals nicht mit 


denjenigen gemäss der schweizerischen Konzeption134 übereinstimmen. Sollte die 


Zugriffsnorm in der vorgeschlagenen Weise umgesetzt werden, müssten die in 


Art. 935 Abs. 3 VE-OR verwendeten Begriffe «Aktionäre», «Gesellschafter» und 


«wirtschaftlich berechtigte Personen» im Sinne einer pragmatischen Herangehens-


weise gemäss dem ausländischen Begriffsverständnis interpretiert werden und sollte 


das gemäss ausländischem Regime erforderliche Informationsniveau ausreichend 


sein. Besser wäre es jedoch, wenn das Zugriffserfordernis in Bezug auf diese As-


pekte neutral ausgestaltet würde. 


 


Aufgrund des Wortlauts der Norm ist weiter unklar, ob der Bevollmächtigte verpflich-


tet wäre, die Informationen über die Beteiligungsverhältnisse an der Hauptniederlas-


sung an einen Auskunftsberechtigten weiterzuleiten. Hiervon scheint der Begleitbe-


richt auszugehen.135 Dies wäre allerdings nicht sachgerecht. So würde eine 


Weiterleitung von Personendaten durch eine schweizerische Zweigniederlassung an 


Finanzintermediäre und/oder Behörden in vielen Fällen ausländischem (Daten-


schutz-)Recht zuwiderlaufen. Würde Art. 935 Abs. 3 VE-OR als Grundlage für eine 


Verpflichtung zur Herausgabe dieser Informationen gesehen, sähen sich zahlreiche 


Unternehmen mit Zweigniederlassungen in der Schweiz einer Pflichtenkollision aus-


gesetzt. Wie beim Einsichtsrecht in Gesellschaftsverzeichnisse136 stellt sich sodann 


auch hier die Frage, weshalb es erforderlich sein soll, einem Finanzintermediär In-


formationen über die direkten Gesellschafter der Hauptniederlassung weiterzuleiten. 


Dies ist für die Erfüllung der Sorgfaltspflichten gemäss GwG nicht erforderlich. 


3.3 Pflicht zum Unterhalt eines Bankkontos bei einer Schweizer Bank 


Nach Art. 958g VE-OR müssen Einzelunternehmen mit mindestens 100'000 Fran-


ken Umsatzerlös im letzten Geschäftsjahr sowie Personengesellschaften, juristische 


                                                      


133  BEGLEITBERICHT, 22. 


134  Name, Vorname und Adresse der Gesellschafter sowie der wirtschaftlich berechtigten Personen. 


135  Vgl. BEGLEITBERICHT, 12: «[Die Zweigniederlassungen] müssen diese Informationen den Behörden und Finanzin-


termediären weiterleiten können, die von Gesetzes wegen Anspruch auf die Informationen haben […].»  


136  Vgl. hierzu Ziff. II.3.1. 
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Personen und Zweigniederlassungen von Unternehmen mit Hauptsitz im Ausland 


über ein Konto bei einem dem BankG unterstellten Institut verfügen. 


 


Auch diese Pflicht soll dazu dienen, die vom Global Forum verlangte Erhältlichkeit 


von Eigentums- und Identitätsinformationen von ausländischen Gesellschaften mit 


tatsächlicher Verwaltung und Niederlassung in der Schweiz sicherzustellen.137 So-


dann wird die Pflicht zum Unterhalt eines Bankkontos bei einer Schweizer Bank als 


zusätzliche indirekte Massnahme gesehen, mit der die wirksame Aufsicht über AG 


und Kommandit-AG sichergestellt werden kann,138 da die Adressaten dadurch in den 


Anwendungsbereich der Pflichten gemäss Art. 3 f. GwG gelangen.139  


 


Von der Pflicht zum Unterhalt eines Bankkontos sollen alle Einzelunternehmen, die 


die Mindestumsatzschwelle erreichen, sowie sämtliche Personengesellschaften, ju-


ristischen Personen und Zweigniederlassungen von ausländischen Unternehmen er-


fasst sein. Der vorgeschlagene Adressatenkreis ist aus verschiedenen Gründen 


problematisch: 


 


Zwar scheint der Begleitbericht davon auszugehen, dass die Pflicht nur für im Han-


delsregister eingetragene Einheiten gilt.140 Dies geht allerdings nicht aus dem Ge-


setzeswortlaut hervor. Vielmehr wären von der Pflicht auch einfache Gesellschaften 


(bei welchen es sich ebenfalls um Personengesellschaften handelt)141, (noch) nicht 


im Handelsregister eingetragene Kollektiv- und Kommanditgesellschaften142 sowie 


Vereine, die keinen wirtschaftlichen Zweck verfolgen143, erfasst. Dies ist klar über-


schiessend und widerspricht auch der Argumentation im Begleitbericht, in dem die 


Nichterfassung von Einzelunternehmen mit einem Umsatzerlös von weniger als 


100'000 Franken damit begründet wird, dass eine Unterstellung dieser nicht eintra-


gungspflichtigen Unternehmen (Art. 36 HRegV) unverhältnismässig wäre.144 


 


Die Ausweitung der Pflicht auf sämtliche der genannten Gesellschaften ist auch 


nicht auf eine konkrete Empfehlung des Global Forums zurückzuführen. Diese be-


                                                      


137  Vgl. BEGLEITBERICHT, 12. 


138  BEGLEITBERICHT, 9 f. 


139  BEGLEITBERICHT, 9. 


140  BEGLEITBERICHT, 22. 


141  Vgl. DRUEY/DRUEY JUST/GLANZMANN, §3 N 1–64. 


142  Kollektiv- und Kommanditgesellschaften, die kein nach kaufmännischer Art geführtes Gewerbe betreiben, erlangen 


ihre Existenz erst mit der Eintragung in das Handelsregister (konstitutive Eintragungswirkung; Art. 553 und 595 OR). 


Kaufmännisch geführte Kollektiv- und Kommanditgesellschaften entstehen bereits vor der Eintragung in das Han-


delsregister, sind aber zu einer Eintragung in das Handelsregister verpflichtet (deklaratorische Eintragungswirkung; 


Art. 552 Abs. 2 und 594 Abs. 3 OR). 


143  Nach Art. 52 Abs. 2 OR bedürfen Vereine, die nicht wirtschaftliche Zwecke verfolgen, keiner Eintragung in das 


Handelsregister. Ein Verein ist gemäss Art. 61 Abs. 2 OR zur Eintragung verpflichtet, wenn er (a) für seinen Zweck 


ein nach kaufmännischer Art geführtes Gewerbe betreibt und (b) revisionspflichtig ist. 


144  BEGLEITBERICHT, 22. 
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ziehen sich nur auf die Aufsicht über AG und Kommandit-AG.145 Im Begleitbericht 


wird der weite Adressatenkreis mit einem Verweis auf das in den Global Forum 


Terms of Reference 2016 erwähnte Erfordernis der Erhältlichkeit von Informationen 


über die wirtschaftlich berechtigten Personen «of all relevant entities and arrange-


ments» begründet.146 Unseres Erachtens ist die Einführung eines faktischen Kontra-


hierungszwangs mit einer Schweizer Bank für sämtliche Gesellschaftsformen auf 


dieser Basis fragwürdig. Dies insbesondere wenn man bedenkt, dass es sich hierbei 


um einen sehr weitgehenden Eingriff in die Vertragsfreiheit und keineswegs – wie im 


Begleitbericht erwähnt – um eine «minimal invasive» Massnahme handelt.147 Viele 


Gesellschaften, insbesondere nicht nach kaufmännischer Art geführte Personenge-


sellschaften, haben kaum das Bedürfnis, eine Kontoverbindung mit einer Bank ein-


zugehen. Der blosse Umstand, dass der Schweiz die Einführung dieser Pflicht in der 


anstehenden Länderprüfung durch das Global Forum «von Nutzen» sein könnte, 


rechtfertigt deren Einführung auf jeden Fall nicht.148 Schliesslich wäre es unseres 


Erachtens auch problematisch, bei Einzelunternehmen für die Anwendbarkeit der 


Pflicht auf den Umsatzerlös abzustellen. Es handelt sich hierbei um eine Grösse, die 


kaum überprüfbar ist. Sodann wäre unklar, ab welchem Zeitpunkt ein Einzelunter-


nehmen von der Pflicht betroffen wäre. Der genaue Umsatzerlös wird regelmässig 


erst nach der Erstellung des Jahresabschlusses bekannt sein. Eine Pflicht zur kauf-


männischen Buchführung und Rechnungslegung besteht bei Einzelunternehmen 


erst ab einem Umsatzerlös von 500'000 Franken.149 


 


Auch aus konzeptioneller Sicht und mit Blick auf die internationalen Tendenzen ist 


die Begründung für die Einführung einer Kontrahierungspflicht mit einer Schweizer 


Bank wenig überzeugend:  


 


Die Regelung von Art. 958g VE-OR hätte gemäss Begleitbericht zur Folge, dass die 


Adressaten von den Regeln zur Geldwäschereibekämpfung erfasst werden. Es ist 


die Idee, dass die Finanzintermediäre eine indirekte Kontrolle über die Einhaltung 


der Verpflichtungen zur Führung der Gesellschafterregister sowie der Verzeichnisse 


über die wirtschaftlich berechtigten Personen ausüben.150 Dabei scheint übersehen 


zu werden, dass z.B. Einzelunternehmen, Personengesellschaften151, Vereine und 


Stiftungen gar nicht dazu verpflichtet sind, solche Verzeichnisse zu führen und dass 


bei der Kollektiv- und Kommanditgesellschaft die Gesellschafter aus dem HR-


                                                      


145  Vgl. Ziff. II.3.1. 


146  BEGLEITBERICHT, 10 FN 35. 


147  BEGLEITBERICHT, 10. 


148  BEGLEITBERICHT, 10. Dies umso weniger, als dass der Begleitbericht selbst davon ausgeht, dass die Umsetzung der 


Empfehlung zur Verbesserung der Erhältlichkeit von Eigentums- und Identitätsinformationen bei ausländischen Ge-


sellschaften mit tatsächlicher Verwaltung und Niederlassung in der Schweiz vom Global Forum weniger stark ge-


wichtet wird als die Umsetzung der weiteren Empfehlungen. 


149  Art. 957 Abs. 1 Ziff. 1 OR. 


150  BEGLEITBERICHT, 22; vgl. auch URBACH/MAIER, Rz. 33. 


151  D.h. Kollektivgesellschaften, Kommanditgesellschaften und einfache Gesellschaften. 
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Eintrag hervorgehen.152 Bei Genossenschaften gibt es zudem nach der Auffassung 


des Gesetzgebers keine wirtschaftlich berechtigten Personen.153 Dasselbe gilt beim 


Verein und zumindest bei der gemeinnützigen Stiftung.154 Damit läuft die mit der Be-


stimmung bezweckte «indirekte Kontrolle» bei diesen Rechtseinheiten von vornhe-


rein ins Leere. 


 


Da die geplante Vorschrift nur eine einseitige Kontrahierungspflicht stipuliert, stellt 


sich im weiteren die Frage nach den Konsequenzen, wenn – aus welchen Gründen 


auch immer – keine Schweizer Bank bzw. keine schweizerische Zweigniederlassung 


einer ausländischen Bank155 gewillt ist, eine Vertragsbeziehung mit der verpflichte-


ten Rechtseinheit einzugehen. Diesfalls ist die Erfüllung der Verpflichtung schlicht-


weg nicht möglich. Immerhin sieht der Vorentwurf weder straf- noch gesellschafts-


rechtliche Sanktionen bei einer Nichterfüllung der Pflicht vor. 


 


Sodann bestehen unseres Erachtens keine Gründe dafür, eine Beschränkung auf 


schweizerische Banken einzuführen. Da auch ausländische Banken unter dem auf 


sie anwendbaren Recht zumindest ähnliche Pflichten in Bezug auf die Geldwä-


schereibekämpfung erfüllen müssen, wäre die geforderte Transparenz auch bei ei-


ner Kontobeziehung mit einem ausländischen Institut geschaffen. 


 


Im Begleitbericht wird die vorgeschlagene Einführung von Art. 958g VE-OR im Wei-


teren damit begründet, dass damit ein Bezug zwischen Gesellschaftsrecht und Fi-


nanzmarktrecht (Geldwäschereiprävention) geschaffen werden könne, was zur Ko-


härenz des Rechtssystems beitrage. Dieses Argument erweist sich bei näherem 


Hinsehen als wenig stichhaltig: Wie bereits erwähnt156, hat der Gesetzgeber in Be-


zug auf die Person des wirtschaftlich Berechtigten im OR und im GwG keine de-


ckungsgleichen Konzepte gewählt.157 Da dieser Missstand auch durch die vorgese-


hene Gesetzesnovelle nicht behoben werden soll, ist die Schaffung von Kohärenz 


(die ohnehin nicht blosser Selbstzweck sein kann) schon aufgrund der bestehenden 


gesetzlichen Grundlagen nicht möglich. 


 


Abschliessend ist festzuhalten, dass eine Pflicht zur Unterhaltung eines Bankkontos 


bei einer inländischen Bank auch im internationalen Vergleich eine exotische Er-


scheinung ist. So hat gemäss dem Begleitbericht nur Indien eine solche Pflicht ein-


geführt.158 Weitere untersuchte Staaten wie etwa Australien, Deutschland, Kanada, 


                                                      


152  Art. 41 Abs. 1 lit. f HRegV und Art. Art. 41 Abs. 2 lit. f und g HRegV. 


153  BOTSCHAFT GAFI, 659 und 665 f.; SPOERLÉ, Offenlegungspflichten, 740. 


154  BOTSCHAFT GAFI, 659; SPOERLÉ, Inhaberaktie, N 930. 


155  Art. 2 BankG. 


156  Vgl. Ziff. II.3.1. 


157  Vgl. auch URBACH/MAIER, Rz. 31. 


158  BEGLEITBERICHT, 18; vgl. auch URBACH/MAIER, Rz. 28. Damit eine Steuerklärung eingereicht werden kann, müssen 


offenbar alle indischen Steuerpflichtigen mindestens ein in ihrem Namen geführtes Bankkonto bei einer indischen 


Bank angeben.  
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Norwegen oder Dänemark sehen keine solche Pflicht vor. In diesen Ländern beste-


hen gemäss dem Begleitbericht jedoch gewisse faktische Zwänge im Geschäftsver-


kehr, die dazu führen, dass Gesellschaften über eine Kontoverbindung bei einer in-


ländischen Bank verfügen.159 Der Gesetzgeber verkennt, dass dies auch in der 


Schweiz der Fall ist. Es ist nur schwer nachvollziehbar, weshalb in der Schweiz ein 


strengeres Regime Anwendung finden sollte als in den meisten anderen vergleich-


baren Jurisdiktionen. 


 


Aus den vorgenannten Gründen ist die vorgesehene Pflicht zum Unterhalt eines 


Bankkontos bei einer Schweizer Bank abzulehnen.160 


4. Sanktionen 


4.1 Organisationsmangel 


Gemäss Vorentwurf soll ein Organisationsmangel im Sinne von Art. 731b OR vorlie-


gen, wenn die Gesellschaft das Aktienbuch oder das Verzeichnis über die ihr ge-


meldeten wirtschaftlich berechtigen Personen nicht rechtmässig führt.161 Diese Be-


stimmung ist sowohl von der Formulierung als auch vom Inhalt her problematisch: 


 


Die Bestimmung sollte nicht daran anknüpfen, ob die betreffenden Verzeichnisse 


«rechtmässig» geführt werden. Korrekt wäre, darauf abzustellen, ob dies «pflicht-


gemäss» oder «vorschriftsgemäss» geschieht. 


 


Weiter ist zu beachten, dass der Begleitbericht gestützt auf Art. 689a Abs. 1 OR 


fälschlicherweise davon ausgeht, dass ein Namenaktionär seine Mitgliedschafts-


rechte nur ausüben darf, wenn er im Aktienbuch eingetragen ist.162 Nach richtiger, 


konstanter und unbestrittener Praxis des Bundesgerichts ist dies jedoch nicht so, 


sondern es gilt gegenüber der Gesellschaft derjenige als Aktionär, der an der Aktie 


materiell berechtigt ist.163 Damit kann das Aktienbuch ohne weiteres von der materi-


ellen Rechtslage abweichen. Dies mag mitunter einer der Gründe sein, weshalb bei 


manchen – wenn nicht bei den meisten – Gesellschaften entweder kein Aktienbuch 


besteht oder dieses mangelhaft ist. Mit der Einführung der vorgeschlagenen Be-


stimmung würden nun all diese Gesellschaften einen Organisationsmangel aufwei-


sen. Dies dürfte insbesondere in Konfliktsituationen genutzt werden, um der Gesell-


schaft, dem Verwaltungsrat oder den anderen Aktionären zu schaden.  


 


Der Begleitbericht behauptet sodann, dass der Aktionär keine Rechte habe, wenn er 


vom Verwaltungsrat nicht in das Aktienbuch eingetragen werde. Dies stimmt eben-


                                                      


159  BEGLEITBERICHT, 18. 


160  Gl.M. URBACH/MAIER, Rz. 39–43. 


161  Art. 731b Abs. 1 Ziff. 4 VE-OR. 


162  BEGLEITBERICHT, 21. 


163  BGE 137 III 460 E. 3.2.2; BGE 90 II 164 E. 3. 
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falls nicht, denn der Aktionär hat gestützt auf Art. 8 DSG das Recht, die ihn betref-


fenden Einträge im Aktienbuch und im Verzeichnis der wirtschaftlich Berechtigten 


einzusehen. Sollten diese Einträge nicht korrekt sein, dann hat er einen klagbaren 


Anspruch, dass das Aktienbuch bzw. das Verzeichnis berichtigt wird.164 


 


Weiter stellt sich die Frage, was das Aktienbuch überhaupt abbilden muss. Ist ein 


Aktienbuch rechtmässig oder eben vorschriftsgemäss geführt, wenn es den aktuel-


len Stand korrekt abbildet, oder muss auch die ganze Historie korrekt wiedergege-


ben sein? Sollte jemand zur Auffassung gelangen, dass Letzteres zutrifft, dann wä-


ren wohl noch mehr Aktienbücher pflichtwidrig geführt. Beim Verzeichnis der 


wirtschaftlich berechtigten Personen kann jedoch davon ausgegangen werden, dass 


dieses nur den aktuellen Stand abbilden muss.  


 


Schliesslich ist bezüglich des Verzeichnisses der wirtschaftlich berechtigten Perso-


nen festzuhalten, dass dieses nur diejenigen Informationen enthalten kann, die der 


Gesellschaft gemeldet werden. Damit reduziert sich der Wert des Organisations-


mangelverfahrens dramatisch, denn diejenigen Fälle, in denen der Aktionär die Mel-


dung vorgenommen hat, aber die Gesellschaft kein Verzeichnis führt, sind wohl eher 


selten. Die häufigen und problematischen Fälle sind hingegen diejenigen, in welchen 


der Aktionär keine Meldung vornimmt. In diesem Fall kann die Gesellschaft auch 


kein Verzeichnis erstellen. Dennoch darf diesfalls kein Organisationsmangel vorlie-


gen, denn die Gesellschaft verhält sich pflichtgerecht. Wäre hingegen mit der For-


mulierung, dass das Verzeichnis «rechtmässig» geführt ist, gemeint, dass dieses die 


materielle Rechtslage wiedergeben muss, dann könnte das Fehlverhalten eines Ak-


tionärs zu einem Organisationsmangel führen. Dies bedeutet, dass ein Aktionär 


letztlich die Auflösung und Liquidation der Gesellschaft provozieren könnte, was ei-


ne völlig unverhältnismässige Massnahme wäre.165 Hinzu kommt, dass die Vorschrift 


über die Meldung der wirtschaftlich berechtigten Personen derart unklar formuliert 


ist, dass in vielen Fällen eine falsche Meldung erfolgt, obwohl der Aktionär in guten 


Treuen seinen gesetzlichen Pflichten nachkommen wollte.166  


 


Aus all diesen Gründen ist die Auffassung, dass bezüglich der Führung des Aktien-


buchs bzw. des Verzeichnisses der wirtschaftlich berechtigten Personen ein Organi-


sationsmangel begründet werden kann, abzulehnen. 


 


                                                      


164  GLANZMANN, Transparenzvorschriften, 278; BÖCKLI, § 6 N 367. 


165  Vgl. Art. 731b Abs. 1 Ziff. 3 VE-OR bzw. Art. 731b Abs. 2 Ziff. 3 VE-OR.  


166  Vgl. hierzu Ziff. I. 
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4.2 Strafbestimmungen 


4.2.1 Allgemeines 


Für den Fall der Verletzung der Pflichten zur Meldung der wirtschaftlich Berechtigten 


sowie zur Führung der Gesellschafterregister und der Verzeichnisse über die wirt-


schaftlich berechtigten Personen sieht der Vorentwurf neben der Möglichkeit der 


Einleitung eines Organisationsmangelverfahrens strafrechtliche Sanktionen vor. 


Damit soll die Kritik des Global Forums adressiert werden, wonach in der Schweiz 


bislang keine klaren Konsequenzen für den Fall der Verletzung dieser Pflichten be-


stehen.167 


 


Die im Vorentwurf enthaltenen Strafbestimmungen entsprechen denjenigen, die im 


ursprünglichen Entwurf des GAFI-Gesetzes vorgesehen waren.168 Nachdem die 


Bestimmungen bereits im Vernehmlassungsverfahren zum GAFI-Gesetz erheblich 


kritisiert worden waren169, wurden sie damals in der parlamentarischen Beratung er-


satzlos gestrichen.170 Trotz gewisser Bedenken des Bundesrats hatte die Nichtauf-


nahme von strafrechtlichen Konsequenzen nicht zur Folge, dass das Schweizeri-


sche Transparenzregime von der GAFI und vom Global Forum als ungenügend 


beurteilt wurde.171 


 


Obwohl das Parlament bis anhin eine strafrechtliche Sanktionierung klar ablehnte, 


schlägt der Vorentwurf eine Strafbestimmung vor und bezeichnet diese als «unab-


dingbares Element» für die Umsetzung der Empfehlungen des Global Forums und 


der GAFI.172 


4.2.2 Verletzung der Pflicht zur Meldung der wirtschaftlich berechtigten Personen 


Nach Art. 327 VE-StGB wird mit Busse bestraft, wer vorsätzlich seinen Meldepflich-


ten nach Art. 697j Abs. 1 bzw. Art. 790a Abs. 1 VE-OR nicht nachkommt. Mit dersel-


ben Strafe bedroht ist die vorsätzliche Verletzung der Pflicht nach Art. 697j Abs. 2 


bzw. Art. 790a Abs. 2 VE-OR zur Meldung der Änderung des Vor- oder Nachna-


mens oder der Adresse der wirtschaftlich berechtigten Person. Nicht von der Be-


stimmung erfasst ist dagegen ein Unterbleiben des Antrags auf Eintragung in das 


Aktienbuch.  


                                                      


167  Vgl. Global Forum Peer Review Report 2016, 71 (Ziff. 206); BEGLEITBERICHT, 8 f. 


168  BBl 2014 712. 


169  BERICHT VERNEHMLASSUNG GAFI 2013, 21 f.  


170  Vgl. Amtl.Bull. SR 2014 172 und Amtl.Bull NR 2014 1186 f. 


171  Der Bundesrat war der Auffassung, dass die gesetzlichen Rahmenbedingungen ohne strafrechtliche Sanktionen zur 


Erfüllung der internationalen Vorgaben nicht ausreichen; vgl. hierzu BOTSCHAFT GAFI, 640 f.; vgl. diesbezüglich 


auch die Voten Widmer-Schlumpf, Amtl.Bull. NR 2014, 1183, SR 2014 172 f.: «Rein zivilrechtliche Konsequenzen 


[…] genügen sicher nicht, um hier wirklich etwas «Abschreckendes», etwas Präventives vorzunehmen. [...]. [Es] 


muss etwas vorgesehen sein, das über die zivilrechtlichen Konsequenzen hinausgeht. Dies muss auch vorhanden 


sein, damit wir GAFI-konform sind.». 


172  BEGLEITBERICHT, 9. 
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Die strafrechtliche Sanktionierung einer unterbliebenen Meldung bei einer Änderung 


des Vor- oder Nachnamens bzw. der Adresse der wirtschaftlich berechtigten Person 


ist problematisch. Für die Vornahme von Änderungsmeldungen sieht das Gesetz 


keine Frist vor. Daraus wird in der Lehre geschlossen, dass solche Meldungen auch 


später als einen Monat nach der Änderung erstattet werden können, ohne dass dies 


eine Sistierung bzw. Verwirkung von Vermögensrechten oder eine Suspendierung 


von Mitwirkungsrechten im Sinne von Art. 697m OR nach sich zieht.173 Würde die 


Nichterstattung von Änderungsmeldungen unter Strafe gestellt, stellt sich die Frage, 


wann diese Pflicht als verletzt zu gelten hätte. Eine analoge Anwendung der 1-


monatigen Frist für die Vornahme von originären Erwerbsmeldungen i.S.v. Art. 697j 


Abs. 1 VE-OR, die den meisten Rechtsanwendern unbekannt wäre, erschiene an-


gesichts der Schwere der Sanktion nicht sachgerecht. Gegen die strafrechtliche 


Sanktionierung dieser Pflicht spricht zudem, dass dem formalen Eigentümer Ände-


rungen der Personen- und Wohnsitzangaben des wirtschaftlich Berechtigten regel-


mässig nicht bekannt sind. Eine Nachforschungspflicht des formellen Gesellschaf-


ters wird unter dem geltenden Regime verneint.174 Unter anderem aus diesem 


Grund wird die Pflicht zur Vornahme von Änderungsmeldungen als blosse Ord-


nungsvorschrift qualifiziert. 


 


Zusätzlich wäre unklar, wie im Zusammenhang mit Art. 327 VE-StGB mit fehlerhaf-


ten Meldungen umgegangen werden müsste. Bei der Einreichung einer mangelhaf-


ten Meldung hat der Gesellschafter seine Meldepflicht grundsätzlich nicht erfüllt.175 


Zumindest dann, wenn es sich um einen untergeordneten Mangel handelt, erschie-


ne die strafrechtliche Sanktionierung einer solchen Falschmeldung aber problema-


tisch. 


 


Schliesslich ist zu beachten, dass beide Tatbestände von Art. 327 VE-StGB nicht 


nur bei direktem Vorsatz, sondern auch bei eventualvorsätzlichem Handeln erfüllt 


sind.176 Es ist nicht auszuschliessen, dass auch unabsichtlich nicht, zu spät oder 


falsch erstattete Meldungen als eventualvorsätzliche Verletzung der Meldepflicht 


ausgelegt würden. Dies ist insbesondere deshalb problematisch, weil basierend auf 


der gesetzlichen Regelung in vielen Sachverhaltskonstellationen unklar ist, wer 


überhaupt als wirtschaftlich berechtigte Person gilt. Darüber hinaus bestehen zahl-


                                                      


173  SPOERLÉ, Inhaberaktie, N 933; gl.M. BSK-HESS/DETTWILER, Art. 697j OR N 59; a.M. OLIVIER THÉVOZ, Transparence 


des personnes morales et publicité des participations, in: Expert Focus 8/2016, S. 574–579, 574 f.  


174  SPOERLÉ, Inhaberaktie, N 936 f. Eine solche kann sich höchstens dann aufdrängen, wenn berechtigte Zweifel daran 


bestehen oder aufgrund der konkreten Umstände bestehen müssten, dass die Angaben (noch) aktuell bzw. korrekt 


sind. 


175  Vgl. auch BSK-HESS/DETTWILER, Art. 697m OR N 23 f. 


176  Vgl. Art. 12 Abs. 2 Satz 2 StGB: «Vorsätzlich handelt bereits, wer die Verwirklichung der Tat für möglich hält und in 


Kauf nimmt.» 
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reiche weitere offene Fragen in Bezug auf die Meldepflichten.177 Damit würde die 


Regelung potentiell zu einer Kriminalisierung von tausenden Personen führen. Es ist 


aufgrund dieser Unklarheiten fraglich, ob die Strafbestimmung mit dem Grundsatz 


«nullum crimen, nulla poena sine lege» vereinbar wäre. Schliesslich besteht wie 


beim Organisationsmangel178 die Gefahr des Missbrauchs bei Streitigkeiten zwi-


schen Gesellschaftern oder der Gesellschaft und ihren Anteilseignern. 


4.2.3 Verletzung der Pflichten zur Führung von Verzeichnissen 


Gemäss Vorentwurf soll zusätzlich derjenige mit Busse bestraft werden, der vorsätz-


lich das Aktien- oder Anteilsbuch, das Genossenschafterverzeichnis oder das Ver-


zeichnis über die wirtschaftlich berechtigten Personen179 nicht korrekt führt.180 


 


Die Bestimmung ist als Unterlassungsdelikt ausgestaltet und bedroht denjenigen mit 


Strafe, der zur Führung der Verzeichnisse verpflichtet ist. Es handelt sich damit um 


ein echtes Sonderdelikt.181 Zu beachten ist, dass eine besondere Pflicht einer juristi-


schen Person, Gesellschaft oder Einzelfirma, deren Verletzung die Strafbarkeit be-


gründet oder erhöht, nach Art. 29 StGB den zuständigen natürlichen Personen zu-


gerechnet werden kann. Bei der AG kämen die für die Führung der Register 


zuständigen Mitglieder des Verwaltungsrats182 als mögliche Täter in Frage. Haben 


diese die Verzeichnisführung an einen Dritten übertragen183, kann sie nur dann ein 


Verschulden treffen, wenn sie nicht die notwendige Sorgfalt in der Aufsicht an den 


Tag gelegt haben.184 


 


Bemerkenswerterweise wird die Verletzung der Führung des Verzeichnisses über 


die wirtschaftlich berechtigten Personen bei der SICAV (Art. 46 Abs. 3 KAG) nicht 


von der Strafnorm erfasst.185 Hierbei dürfte es sich um ein Versehen handeln. 


 


Sodann ist unklar, ob auch die Nichteinhaltung der Pflichten zur Aufbewahrung der 


den Eintragungen in die Gesellschafterregister186 sowie den Meldungen der wirt-


                                                      


177  Vgl. hierzu Ziff. I. Diese betreffen unter anderem die Frage nach den meldepflichtigen Titeln, den Erwerbsbegriff, 


das Ausnahmeregime und die Person des wirtschaftlich Berechtigten selbst. 


178  Vgl. hierzu Ziff. II.4.1. 


179  Art. 697l bzw. Art. 790a Abs. 3 i.V.m. Art. 697l OR. 


180  Art. 327a VE-StGB. 


181  Vgl. in Bezug auf Art. 325 StGB: BSK-NIGGLI/HAGENSTEIN, Art. 325 StGB N 2. 


182  Vgl. für das Verzeichnis über die wirtschaftlich berechtigten Personen BOTSCHAFT GAFI, 661; vgl. auch GLANZ-


MANN/SPOERLÉ, 14; SPOERLÉ, Inhaberaktie, N 986. 


183  Zur Zulässigkeit zur Übertragung der technischen Führung des Verzeichnisses über die wirtschaftlich berechtigten 


Personen an einen Dritten vgl. SPOERLÉ, Inhaberaktie, N 986 m.w.H.; siehe auch Praxismitteilung EHRA I/15, N 12. 


184  Vgl. für die Geschäftsbücher (Art. 325 StGB) BSK-NIGGLI/HAGENSTEIN, Art. 325 StGB N 70. 


185  Dagegen wurde im Rahmen der Einführung des GAFI-Gesetzes mit Art. 149 Abs. 1 lit. f KAG bereits eine Strafnorm 


geschaffen, die die nicht korrekte Führung des Aktienbuches bei der SICAV unter Strafe stellt.  


186  Vgl. Art. 686 Abs. 5 OR (Aktiengesellschaft), Art. 790 Abs. 5 OR (GmbH) und Art. 837 Abs. 2 OR (Genossenschaft). 
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schaftlich Berechtigten187 zugrunde liegenden Belege von der Sanktion erfasst wä-


ren. Der Begleitbericht äussert sich nicht zu dieser Frage. Da Art. 327a VE-OR auch 


Verweise auf Art. 686 Abs. 5 OR, Art. 697l Abs. 3 VE-OR, Art. 790a Abs. 3 OR und 


Art. 837 Abs. 2 OR enthält, könnte aber die Auffassung vertreten werden, dass dies 


der Fall ist. Gegen diese Interpretation spricht, dass sich die Bestimmung nur auf 


das Verzeichnis und die Gesellschafterregister bezieht. Dieselbe Problematik be-


steht in Bezug auf die Pflicht, die Verzeichnisse so zu führen, dass in der Schweiz 


jederzeit darauf zugegriffen werden kann.188 Diesbezüglich würde sich eine Klärung 


aufdrängen. 


 


Klarerweise nicht von der Sanktionsnorm erfasst wäre die Pflicht zur Aufbewahrung 


der Gesellschafterregister sowie der Verzeichnisse über die wirtschaftlich berechtig-


ten Personen bei der Auflösung der Gesellschaft.189 Dies steht konzeptionell in ei-


nem gewissen Widerspruch zu Art. 325 StGB, der die Verletzung der Aufbewah-


rungspflicht für Geschäftsunterlagen ausdrücklich unter Strafe gestellt.190 Ebenfalls 


nicht strafbedroht wäre die Verweigerung des gemäss Vorentwurf zugunsten von 


Behörden und Finanzintermediären eingeräumten Einsichtsrechts.191 Im Begleitbe-


richt wird es als ausreichend betrachtet, dass Behörden die Einsichtnahme mittels 


Bussenandrohung gemäss Art. 292 StGB erzwingen könnten und Finanzintermediä-


re entweder nicht auf das Geschäftsverhältnis eintreten oder dieses auflösen könn-


ten.192 


 


Neben den oben erwähnten Unklarheiten stellen sich sowohl in Bezug auf den Inhalt 


als auch in Bezug auf die Formulierung der Bestimmung ähnliche Probleme wie bei 


Art. 731b VE-OR193: So sollte nicht darauf abgestellt werden, ob die Verzeichnisse 


«korrekt» geführt werden.194 Richtig wäre, an den Begriff «vorschriftsgemäss» oder 


«ordnungsgemäss» anzuknüpfen, wie dies z.B. in Art. 325 StGB für die Führung der 


Geschäftsbücher gemacht wird. Wie bereits erwähnt, ist zudem unklar, ob ein ord-


nungsgemäss geführtes Gesellschafterregister die ganze Historie oder nur den sta-


tus quo wiedergeben müsste.195 Sodann wäre unklar, ob die Pflicht zur korrekten 


bzw. ordnungsgemässen Verzeichnisführung bereits dann verletzt wäre, wenn ein 


                                                      


187  Vgl. Art. 697l Abs. 3 VE-OR (Aktiengesellschaft) und Art. 790a Abs. 3 i.V.m. Art. 697l Abs. 3 VE-OR (GmbH).  


188  Vgl. Art. 686 Abs. 1 OR, Art. 697l Abs. 4 VE-OR, Art. 790 Abs. 1 OR, Art. 790a Abs. 3 i.V.m. Art. 697l Abs. 4 VE-OR 


und Art. 837 Abs. 1 OR. 


189  Vgl. Art. 747 OR (Aktiengesellschaft), Art. 826 Abs. 2 i.V.m. Art. 747 OR (GmbH) und Art. 913 Abs. 1 i.V.m. Art. 747 


OR (Genossenschaft). 


190  Vgl. zudem auch Art. 166 StGB (Konkurs- und Betreibungsverbrechen oder -vergehen. / Unterlassung der Buchfüh-


rung). 


191  Vgl. Ziff. II.3; siehe zudem Art. 686 Abs. 6 VE-OR, Art. 697l Abs. 5 VE-OR, Art. 790 Abs. 4 VE-OR, Art. 837 Abs. 3 


VE-OR und Art. 46 Abs. 3
bis


 VE-KAG. 


192  BEGLEITBERICHT, 25.  


193  Vgl. hierzu Ziff. II.4.1. 


194  Der in Art. 731b VE-OR verwendete Begriff «rechtmässig» ist noch weniger geeignet. 


195  Vgl. hierzu Ziff. II.4.1. 
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Verzeichnis Lücken aufweist, weil sich einzelne Gesellschafter nicht bei der Gesell-


schaft gemeldet haben oder die Gesellschaft gar noch nicht dazu verpflichtet ist, das 


Verzeichnis über die wirtschaftlich berechtigten Personen zu führen, weil mangels 


Erreichung oder Überschreitung des Schwellenwerts oder aufgrund der Grandfathe-


ring-Regelung von Art. 3 ÜbBest. GAFI 2014 noch keine Meldungen bei ihr einge-


gangen sind.196 Wäre dem so, könnten die Gesellschafter die Gesellschaft und ihre 


Organe aktiv dadurch schädigen, dass sie ihre Meldepflichten verletzen bzw. sich 


nicht zur Eintragung in die Register anmelden. Schliesslich sei an dieser Stelle 


nochmals darauf hingewiesen, dass die Vorschriften zur Meldung der wirtschaftlich 


berechtigten Personen in hohem Masse auslegungsbedürftig sind, so dass in vielen 


Fällen eine fehlerhafte Meldung bei der Gesellschaft eingehen wird.197 Dies würde 


dann wiederum zu einer Eintragung führen, welche nicht die korrekte materielle 


Rechtslage wiedergibt. 


III. FAZIT UND EMPFEHLUNGEN  


Die vorstehenden Ausführungen zeigen, dass der Vorentwurf nicht nur technisch 


mangelhaft ist, sondern auch in eine Richtung geht, die eines Rechtsstaates unwür-


dig ist. Es ist zu fordern, dass die Vorlage inhaltlich nochmals überdacht und gege-


benenfalls unter Heranziehung einer Expertenkommission vollständig überarbeitet 


wird, bevor sie dem Parlament zur Beschlussfassung vorgelegt wird. 


 


Akzeptiert man, dass die Inhaberaktie tatsächlich abgeschafft werden soll, dann soll-


te ein Verfahren gewählt werden, das den Verwaltungsrat der betreffenden Gesell-


schaft in die Pflicht nimmt. Auch kann es nicht sein, dass sich der Staat lediglich da-


rauf beschränkt, eine so weitreichende Gesetzesänderung im Bundesblatt zu 


veröffentlichen. Zwar stimmt es, dass man Gesetze kennen muss, doch zeigt die Er-


fahrung mit den seit knapp drei Jahren in Kraft stehenden GAFI-Bestimmungen, 


dass sehr viele Gesellschaften diese noch nicht umgesetzt haben. Der Grund dafür 


ist bei den meisten Gesellschaften kaum böser Wille, sondern schlicht Unkenntnis. 


Dies ist auch durchaus begründbar, haben doch viele Aktionäre ihre Aktien im Glau-


ben gezeichnet, keine anderen Pflichten zu haben als die Leistung des Ausgabebe-


trags.198 Hinzu kommt, dass sich viele Aktionäre im Ausland befinden und nicht ein-


mal eine empörende Berichterstattung der Boulevardpresse mitbekämen. Zwar 


befinden sich auch die Mitglieder des Verwaltungsrats von Schweizer Aktiengesell-


schaften oft im Ausland. Im Gegensatz zu den Aktionären wissen diese aber, dass 


sie einen ganzen Katalog von Pflichten erfüllen müssen und muss ihnen auch be-


wusst sein, dass sich dieser Pflichtenkatalog ändern kann. Schliesslich kann man 


die Verwaltungsratsmitglieder auch über die Adresse der Gesellschaft erreichen und 


sie darauf aufmerksam machen, dass neue Pflichten in Kraft getreten sind. 


 


                                                      


196  SPOERLÉ, Inhaberaktie, N 1001 und 1004; BSK-HESS/DETTWILER, Art. 697l OR N 11; SHK-MEYER, Art. 697l OR N 2. 


197  Vgl. hierzu Ziff. I. 


198  Art. 680 Abs. 1 OR.  
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Aufgrund dieser Überlegungen könnte für die Abschaffung der Inhaberaktie folgen-


des Verfahren vorgesehen werden: 


 


̶ Das zuständige Handelsregisteramt informiert die Gesellschaft über die Ge-


setzesänderung und fordert den Verwaltungsrat auf, die ihm bekannten Inha-


beraktionäre in das Aktienbuch einzutragen und etwaige Aktientitel zur Ver-


nichtung oder Umschreibung einzuziehen. 


 


̶ Hat der Verwaltungsrat davon Kenntnis, dass das Eigentum an den Aktien 


strittig ist, dann hat er sämtliche ihm bekannten, möglichen Aktionäre aufzu-


fordern, die Rechtslage zu klären und gemeinsam die Eintragung eines Aktio-


närs zu beantragen oder ein entsprechendes Urteil vorzulegen. 


 


̶ Kennt der Verwaltungsrat die Aktionäre nicht, dann sollte bezüglich dieser Ak-


tien ein Verfahren durchgeführt werden, das dem Verfahren bei nachrichtenlo-


sen Vermögen nachgebildet ist. Dieses Verfahren würde klarerweise länger 


dauern, doch ist dies der Rechtssicherheit und Rechtsstaatlichkeit geschuldet.  


 


̶ Bringt auch dieses Verfahren keine Klärung der Legitimation an den betreffen-


den Aktien, so sind die entsprechenden Aktientitel kraftlos zu erklären. Gleich-


zeitig sind die Rechte an diesen Aktien zu sistieren bis sich die Legitimations-


lage geklärt hat. Die entsprechenden Entscheide sind in ein öffentliches 


Register aufzunehmen, damit ein späterer Erwerber der Titel Klarheit über die 


Rechtslage erlangen kann. 


 


̶ Der Verwaltungsrat ist sodann verpflichtet, die Statuten und die Eintragung im 


Handelsregister anzupassen.  


 


̶ Wenn der Verwaltungsrat diese Handlungen nicht vornimmt, wären seine Mit-


glieder persönlich für die Versäumnisse verantwortlich.  


 


Wir würden uns freuen, wenn unsere oben stehenden Ausführungen in die weiteren Arbei-


ten im Zusammenhang mit dem Global Forum-Gesetz einfliessen würden. Für die Beant-


wortung etwaiger Fragen stehen wir jederzeit gerne zur Verfügung. 


Mit freundlichen Grüssen 
 


                    
 


Lukas Glanzmann Philip Spoerlé 
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Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum über die Transparenz juristischer Personen und den 
Informationsaustausch im Bericht zur Phase 2 der Schweiz: Vernehmlassungsantwort des 
SwissBoardForum 


 


Sehr geehrter Herr Bundesrat Maurer 
Sehr geehrte Damen und Herren 


Das SwissBoardForum (ehemals Schweizerisches Institut für Verwaltungsräte sivg) vertritt schweizweit die Interessen von 
Verwaltungsräten. Wir fördern die professionelle Verwaltungsrats-Tätigkeit und engagieren uns für Fragen der Corporate 
Governance. Das SwissBoardForum ist ein Verein im Sinne der Artikel 60 ff. des Schweizerischen Zivilgesetzbuches. Die 
meisten unserer Mitglieder sind Verwaltungsräte in privaten, nicht börsenkotierten Gesellschaften. 


Das SwissBoardForum lehnt die Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum über die Transparenz juristischer 
Personen und den Informationsaustausch im Bericht zur Phase 2 der Schweiz ab. 


Die Schweiz hat im Global Forum-Bericht zur Phase 2 mit „weitgehend konform“ die zweitbeste Note erhalten. Selbst wenn 
man ein gewisses Verständnis für den Drang zu Musterschülertum aufbringen könnte, darf die mustergültige Erfüllung der 
Forderungen des Global Forum daher zumindest in Frage gestellt werden. Insbesondere auch vor dem Hintergrund, dass die 
nächsten Forderungen bereits anstehen. 


Unsere hauptsächlichen Bedenken betreffen folgende Grundsatzüberlegungen: 


1. Der regulatorische resp. legislatorische Niederschlag der ständigen Erfüllung verschiedenster Forderungen (GAFI, 
Global Forum, Aktienrechtsrevision etc.) führt bei den rechtsanwendenden Unternehmen und Personen neben dem 
nicht zu unterschätzenden Umsetzungsaufwand vor allem zu grosser Rechtsunsicherheit. 







2. Forderungen, die bei der Umsetzung der GAFI-Umsetzung oder in der laufenden Aktienrechtsrevision klar abgelehnt 
und verworfen wurden, sollen nun durch die Hintertür der Umsetzung der Forderungen des Global Forum eingeführt 
werden (z.B. Abschaffung der Inhaberaktie, Strafbestimmungen). 


3. Bereits bezüglich der geltenden Meldepflichten namentlich des wirtschaftlichen Berechtigten herrschen nach wie vor 
zahlreiche ungeklärte Unsicherheiten. Ohne deren Klärung neue Bestimmungen einzuführen und diese zusätzlich 
noch mit Strafbestimmungen resp. der Rechtsfolge des Organisationsmangels zu verknüpfen, erscheint äusserst 
fragwürdig. 


4. Das nicht rechtmässige Führen der erforderlichen Register mit der Rechtsfolge des Organisationsmangels nach Art. 
731b OR zu versehen, und damit die Gesellschaft derjenigen gleichzustellen, die aufgrund des Fehlens eines Organs 
handlungsunfähig ist, ist nicht nur rechtlich überspannt, sondern auch systematisch falsch. 


5. Dass Inhaberaktionäre, die sich nicht innerhalb von 18 Monaten identifizieren lassen, sämtliche Rechtsansprüche 
endgültig verlieren und ihre Aktien an die Gesellschaft fallen sollen, ist eine inakzeptable Rechtsfolge einer Verletzung 
der Meldepflicht. Diese in Art. 3 der OR-Übergangsbestimmungen (entschädigungslose) Enteignung ist einem 
Rechtsstaat schlecht an. 


6. Obwohl die „Verstrafrechtlichung“ des Privatrechts leider einer allgemeinen Tendenz entspricht, spricht sich das 
SwissBoardForum dezidiert dagegen aus. Die Rechtsfolgen privatrechtlicher Verfehlungen sollen grundsätzlich durch 
das Privatrecht geregelt werden. Es darf sodann bezweifelt werden, dass die vorgeschlagenen Bestimmungen dem 
strafrechtlichen Legalitätsprinzip entsprechen, sind doch die Regeln zur Transparenz des wirtschaftlich Berechtigten 
nicht hinreichend bestimmt. Schliesslich bezweifelt das SwissBoardForum, dass die Einführung von 
Strafbestimmungen für eine wirksame Aufsicht tatsächlich unabdingbar ist. 


 


 Freundliche Grüsse 


 


 SwissBoardForum 
 Stefanie Meier-Gubser, Geschäftsführerin 


 








 


 


Bern, den 24. April 2018 


 


Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 


Herr Bundesrat Ueli Maurer 


Bundesgasse 3 


3003 Bern 


 


Per E-Mail an: 


Vernehmlassungen@sif.admin.ch 


 


 


Sehr geehrter Herr Bundesrat Ueli Maurer 


Sehr geehrte Damen und Herren 


  


Am 17. Januar 2018 haben Sie die Vernehmlassung zur Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum 


über die Transparenz juristischer Personen und den Informationsaustausch im Bericht zu Phase 2 der 


Schweiz eröffnet. Gerne unterbreiten wir Ihnen hiermit unsere Vernehmlassungsantwort zur Stellung-


nahme. 


SwissHoldings, der Verband der Industrie- und Dienstleitungskonzerne in der Schweiz, umfasst 62 der 


grössten Konzerne der Schweiz, welche zusammen rund 70% der gesamten Börsenkapitalisierung der 


SIX Swiss Exchange ausmachen. Auch wenn viele der vorgeschlagenen Bestimmungen unsere Mitglied-


firmen aufgrund ihrer Kotierung nur indirekt betreffen, ist es uns ein Anliegen, zu den für uns relevanten 


Aspekten der Vorlage Stellung zu nehmen. 


  


1. Allgemeine Bemerkungen 


SwissHoldings anerkennt, dass eine schlechte Benotung bei der Länderprüfung des Global Forums di-


rekte Nachteile mit sich bringen kann und dass es sehr wichtig ist, eine solche zu vermeiden. Entspre-


chend wird die Umsetzung der Empfehlungen des Global Forums begrüsst.  


Es muss aber nicht eine Bestnote erzielt werden. Die Schweiz soll nicht in vorauseilendem oder über-


schiessendem Gehorsam Regulierungsmassnahmen ergreifen. 


Vor diesem Hintergrund gehen wir punktuell nur auf die folgenden für unsere Mitgliedfirmen wichtigs-


ten Aspekte ein. 


  


2. Zur Abschaffung der Inhaberaktie und zu den entsprechenden Übergangsbestimmungen 


Die Bestimmungen der Vorlage schaffen die Inhaberaktien für Gesellschaften ohne börsenkotierte Ak-


tien ab und sehen entsprechende Übergangsbestimmungen vor. Dies erfolgt gestützt auf die erste Emp-


fehlung des Global Forum betreffend die Transparenz juristischer Personen, wonach die Schweiz ein 


Meldesystem vorzusehen hat, das die Identifikation von Inhaberaktionären in jedem Fall sicherstellt.  
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Die Abschaffung inklusive der Übergangsbestimmungen ist abzulehnen. Die Revision setzt an einem for-


mellen Punkt an, indem sie ein bewährtes Wertpapier abzuschaffen versucht, anstatt auf die eigentliche 


Problematik der Feststellung der wirtschaftlichen Berechtigten einzugehen. Die Art des Wertpapieres 


gibt primär die Modalitäten für dessen Übertragung vor. Namenaktien können dabei grundsätzlich wie 


Inhaberaktien verwendet werden: Auch Namenaktien können als blankoindossierte Ordrepapiere durch 


blosse Besitzesübertragung übereignet werden. Die Feststellung der wirtschaftlichen Berechtigung kann 


somit nur bei der Geltendmachung von Rechten in bzw. gegenüber der Gesellschaft ansetzen. Die Inha-


beraktie muss der Namenaktie hier in nichts nachstehen: Die Feststellung der wirtschaftlich Berechtig-


ten bei Inhaberaktien kann problemlos sowohl zum Zeitpunkt einer Generalversammlung – und damit 


der Wahrnehmung der Mitbestimmungsrechte – als weitergehend auch aufgrund der eingeführten 


Pflichten im Rahmen der Umsetzung der revidierten Empfehlungen der Groupe d’Action financière 


(GAFI-Gesetz) vorgenommen werden. Mit der Art des Wertpapieres besteht für die Feststellung des 


wirtschaftlichen Berechtigten kein Zusammenhang und die Aufhebung der Inhaberaktie ist für das ange-


strebte Ziel nicht erforderlich. 


Bezüglich Bedenken betreffend Transparenz juristischer Personen ist der Informationenstand einer Ge-


sellschaft mit Inhaberaktien mindestens gleich hoch zu bewerten, wie dies bei amerikanischen Gesell-


schaften mit «registered shares» und «street names» der Fall ist. 


Die von der GAFI in der Vergangenheit gezielt nur gegenüber den Inhaberaktien zum Ausdruck gebrach-


ten Vorbehalte werden – trotz umgesetzter Massnahmen im GAFI Gesetz – durch die vorliegende Revi-


sion undifferenziert weitergeführt. Die zur Vernehmlassung stehende Vorlage mit der vorgeschlagenen 


Abschaffung der Inhaberaktien löst die Grundproblematik insbesondere unter anderem auch in Bezug 


auf Namenaktien als Dispoaktien keinesfalls. 


In der Umsetzung erscheint sie kompliziert und ist unseres Erachtens nicht zielführend. 


  


3. Zur Einsicht in die gesellschaftsrechtlich zu führenden Verzeichnisse 


Die Bestimmungen der Vorlage führen des Weiteren ein Einsichtsrecht in die gesellschaftsrechtlich zu 


führenden Verzeichnisse durch Behörden und Finanzintermediäre ein. Das Einsichtsrecht bildet Teil ei-


nes Massnahmenpakets zur Umsetzung der zweiten Empfehlung des Global Forums zur Transparenz ju-


ristischer Personen, wonach die Schweiz eine wirksame Aufsicht über Aktiengesellschaften und Kom-


manditaktiengesellschaften sicherzustellen hat. 


Das Einsichtsrecht durch Finanzintermediäre lehnt SwissHoldings klar ab; es ist zu weitgehend. Die Ban-


ken würden damit ein weiteres Mal als staatliche Durchsetzungsinstanzen missbraucht, wie dies bereits 


im Geldwäschereibekämpfungsbereich der Fall ist. Besonders stossend wäre ein solches neues Kontroll-


recht der Banken im Kontext von Konzernen. Es wurde doch gerade das GwG für diese entschärft (vgl. 


die im Rahmen der GAFI 2012-Umsetzung in Kraft getretene Anpassung von Art. 4 GwG). 


  


4. Zu weiteren Punkten 


Die Vorlage sieht auch weitere problematische Vorschläge vor: Namentlich zu nennen ist hier die Be-


stimmung, wonach die Verletzung der Pflichten zur Führung des Aktienbuchs und des Verzeichnisses der 


wirtschaftlich Berechtigten neu als Organisationsmangel i.S.v. Art. 731b E-OR gelten soll. Dass die Verlet-


zung dieser Pflichten potentiell zur Auflösung der Gesellschaft führt, ist äusserst weitreichend.  
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Auch erwähnen möchten wir in diesem Zusammenhang Art. 327 und 327a E-StGB: Es erscheint uns we-


nig zielführend, dass in neueren Revisionen des Privatrechts praktisch konsequent auch strafrechtliche 


Bestimmungen vorgesehen werden. Der Weg der «Verstrafrechtlichung» des Privatrechts ist nur mit 


Vorsicht und bei Vorliegen guter Gründe zu wählen. Vor diesem Hintergrund sind Art. 327 und 327a E-


StGB als problematisch zu betrachten.  


Diese Lösungen - wie auch allgemein alle Bestimmungen der Vorlage – sollten nur gewählt werden, 


wenn sie in der Gesamtbetrachtung und in Abwägung mit den anderen in der Vorlage vorgesehenen 


Bestimmungen unbedingt notwendig sind, um eine schlechte Benotung zu vermeiden. So kann die Ein-


führung strafrechtlicher Bestimmungen befürwortet werden, wenn dadurch beispielsweise die Inhaber-


aktien nicht abgeschafft werden müssen. Bei Abschaffung der Inhaberaktien wären hingegen die straf-


rechtlichen Bestimmungen auf das in der Gesamtsicht unbedingt notwendige Mass beschränkt zu hal-


ten.  


Schliesslich möchten wir noch auf das Zusammenspiel der aktuell geltenden zivilrechtlichen Sanktionen 


(Suspendierung bzw. Verwirkung der Mitgliedschafts- bzw. Vermögensrechte) mit den in der Vorlage 


vorgesehenen Bestimmungen hinweisen. Wenn die strafrechtlichen Bestimmungen wie in der Vorlage 


vorgesehen übernommen würden, würde es sich aufdrängen, die geltenden zivilrechtlichen Sanktionen 


ersatzlos aufzuheben.  


  


5. Zudem: Notwendige Klarstellungen in Art. 697j OR 


 


Unabhängig vom Wortlaut der Bestimmungen der Vorlage, aber in Zusammenhang mit der Thematik 


möchten wir schliesslich auf folgende Anpassungsbedürfnisse am bestehenden Art. 697j OR aufmerk-


sam machen:  


 


5.1. Tochtergesellschaften einer börsenkotierten Gesellschaft 


Anlässlich der letzten GAFI 2012-Umsetzung wurde Art. 4 Abs. 1 GwG so formuliert, dass auf die Fest-


stellung der wirtschaftlich berechtigten Person der Vertragspartei verzichtet werden kann, wenn die 


Vertragspartei eine börsenkotierte Gesellschaft ist oder wenn sie eine von einer börsenkotierten Gesell-


schaft mehrheitlich kontrollierte Tochtergesellschaft ist. Dies rechtfertigt sich aufgrund der Offenle-


gungsregeln gemäss Art. 120 FinfraG und Art. 663c OR. 


Art. 697j OR hingegen zur Meldung der wirtschaftlich berechtigten Person sieht zwar in der aktuellen 


Version eine Ausnahme von der Meldepflicht vor, wenn die Gesellschaft, deren Anteile erworben wer-


den, an der Börse kotiert ist. Der Artikel sieht aber, folgt man dem Wortlaut  – anders als Art. 4 GwG - 


keine Regelung vor, wonach eine Ausnahme von der Meldepflicht gilt, wenn der Erwerbende eine bör-


senkotierte Gesellschaft oder Tochtergesellschaft (oder Enkelgesellschaft und dergleichen) einer börsen-


kotierten Gesellschaft ist. Wie bei Art. 4 GwG wird aber dem Transparenzbedürfnis Rechnung getragen, 


wenn der Aktionär oder dessen Muttergesellschaft an der Börse kotiert ist. Entsprechend müsste         


Art. 697j OR zur Erreichung von mehr Rechtssicherheit um eine solche Ausnahme im Gesetzestext er-


gänzt werden. 
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5.2. Probleme der Definition des wirtschaftlich Berechtigten bei gestaffelten Besitzesverhältnissen 


In der Praxis hat sich im Übrigen gezeigt, dass sich bei der Meldepflicht von Art. 697j OR bei gestaffelten 


Besitzesverhältnissen (wenn eine Person Aktien indirekt über eine Gesellschaft oder mehrere Gesell-


schaften erwirbt) Unklarheiten ergeben, ob und für wen eine Meldung zu erstatten ist. Eine explizite ge-


setzliche Regelung etwa, die für diese Fälle die wirtschaftliche Berechtigung über den Kontrollbegriff von 


Art. 963 Abs. 2 OR definieren würde, würden wir begrüssen. 


 


Wir danken Ihnen, sehr geehrter Herr Bundesrat, sehr geehrte Damen und Herren, für die wohlwollende 


Prüfung unserer Anliegen und stehen Ihnen und den zuständigen Stellen in Ihrem Departement selbst-


verständlich jederzeit für Fragen zur Verfügung. 


 


 


 


  


Freundliche Grüsse 


 


SwissHoldings 


Geschäftsstelle 


  
Dr. Gabriel Rumo Dr. Manuela Baeriswyl 


Direktor Bereichsleiterin 


 


 


 


cc – SH-Vorstand 
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Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum: Stellungnahme im Rahmen der Vernehmlassung 


 


Sehr geehrte Damen und Herren 


Bis am 24. April 2018 läuft die Vernehmlassung zur Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum 


über die Transparenz juristischer Personen und den Informationsaustausch im Bericht zur Phase 2 


der Schweiz. Wir möchten zur Vorlage wie folgt Stellung nehmen: 


Die Vorlage sieht verschiedene Massnahmen vor, um die Umsetzungen der Empfehlungen des Glo-


bal Forum on Transparency and Exchange of Information for Tax Purposes (Global Forum) zu garan-


tieren. Setzt die Schweiz die Empfehlungen nicht um, droht in der nächsten Länderüberprüfung eine 


ungenügende Note, welche Defensivmassnahmen nach sich ziehen kann und sich auf den Wirt-


schaftsstandort Schweiz negativ auswirken würde. Die Empfehlungen beschlagen unter anderem 


die erhöhte Transparenz juristischer Personen – ein Anliegen, für das Transparency International 


Schweiz schon lange einsteht. Wir beschränken uns in unserer Stellungnahme auf diesen wichtigen 


Themenbereich.  


Wir begrüssen die vorgeschlagenen Änderungen in ihrer Stossrichtung. Sie tragen zu einer verbes-


serten Transparenz von juristischen Personen bei und helfen damit, inskünftig sowohl Geldwäsche-


rei- und Korruptionsrisiken als auch die Gefahr von Steuerhinterziehung zu vermindern. Insbeson-


dere die formelle Abschaffung der Inhaberaktien ist eine längst überfällige Massnahme und damit 


begrüssenswert. Die Vernehmlassungsvorlage geht aber noch nicht in allen Bereichen weit genug. 


Im Einzelnen nehmen wir wie folgt zur Vorlage Stellung: 


 


1. Umwandlung der Inhaberaktien in Namenaktien (Art. 622 Abs. 1, 2, 2bis und 2ter, Art. 697l, 


Art. 1-4 Übergangsbestimmungen OR; Art. 40 Abs. 1 und 1bis sowie Art. 46 Abs. 3bis und Art. 158f 


bis Art. 158h Kollektivanlagegesetz) 


Die formelle Abschaffung der Inhaberaktien ist ein wichtiger Schritt hin zu transparenteren juristi-


schen Personen. Instrumente wie Inhaberaktien erleichtern illegale Finanzflüsse und Geldwäscherei. 


Ausserdem stellen sie eine Gefahr für die Rechtschaffenheit, Integrität und Reputation des Finanz-


platzes Schweiz dar. Es ist höchste Zeit, dass die Schweiz derartigen Instrumenten den Rücken 


kehrt. Auch in der soeben publizierten Studie von Transparency International zur Umsetzung der 







 


 


G20-Prinzipien zur wirtschaftlichen Berechtigung wird dargelegt, dass sich die Schweiz mit der Aus-


gabe von Inhaberaktien erheblichen Geldwäschereigefahren aussetzt.1  


Es ist deshalb wichtig, dass die Schweiz endlich den internationalen Standard zur Transparenz bei 


den Aktionären erfüllt und damit auch mit anderen bedeutenden Finanzplätzen gleichzieht. Wir be-


grüssen entsprechend die vorgeschlagenen Änderungen der Umwandlung von Inhaberaktien in Na-


menaktien.  


 


2. Wirksame Aufsicht über juristische Personen 


Gesetzliche Verpflichtungen müssen mit einer wirksamen Aufsicht gekoppelt sein, damit der kor-


rekte Vollzug derselben sichergestellt werden kann. Zu Recht steht die Schweiz deshalb seitens des 


Global Forum und der Financial Action Task Force international unter Druck, die Aufsicht über Akti-


engesellschaften und Kommanditaktiengesellschaften zu verbessern. Die vorgeschlagenen Bestim-


mungen gehen entsprechend in die richtige Richtung. Leider fallen sie aber noch ungenügend aus:  


 


2.1 Sanktionssystem (Art. 327, Art. 327a StGB; 731b OR) 


Die Einführung von Strafbestimmungen bei Pflichtverletzungen durch juristische Personen ist eine 


wichtige Neuerung, ebenso die Subsumtion der unrechtmässigen Führung des Aktienbuchs oder des 


Verzeichnisses über die wirtschaftlich berechtigten Personen unter Art. 731b OR. Wir begrüssen 


deshalb die vorgeschlagenen Neuerungen. Es ist jedoch anzufügen, dass ein reines Sanktionssystem 


ohne behördliche Kontrolle keine ausreichende Einrichtung zur Verhinderung und Prävention von 


Pflichtverletzungen bietet (siehe dazu sogleich). 


 


2.2 Pflicht zur Führung eines Kontos bei einer Schweizer Bank und Einsichtsrecht in die gesell-


schaftsrechtlich zu führenden Verzeichnisse (Art. 686 Randtitel und Abs. 6, Art. 697l, Art. 731b, 


Art. 790 Abs. 4, Art. 837 Abs. 3, Art. 935 Abs. 3, Art. 958g OR) 


Gemäss der Vernehmlassungsvorlage soll inskünftig über die Banken die Einhaltung der obligatio-


nenrechtlichen Verpflichtungen zu den Berechtigungsverhältnissen an Aktien indirekt sichergestellt 


werden. Dafür sollen die Gesellschaften verpflichtet werden, über ein Konto bei einer Schweizer 


Bank verfügen zu müssen. Den Banken soll ein Einsichtsrecht in die gesellschaftsrechtlich zu führen-


den Verzeichnisse gewährt werden.  


Eine derartige bloss indirekte Kontrolle ist aus unserer Sicht klar ungenügend und verfehlt. Zunächst 


kann sie niemals einer behördlichen Aufsicht gleichkommen. Ferner mutet es schon vom Prinzip her 


eigentümlich an, eine Aufsichtsaufgabe an eine dritte (Privat-) Partei zu delegieren; die Überprüfung 


der Einhaltung von gesetzlichen Bestimmungen bildet eine Kernaufgabe des Staates.  


Wir lehnen deshalb den Vorschlag ab und beantragen die Einführung eines staatlich zu führenden 


elektronischen Zentralregisters über die wirtschaftlich berechtigten Personen an juristischen Perso-


nen. Transparency International fordert seit langem ein solches Register. Mittlerweile entsprechen 


                                                           
1 Transparency International 2018, G20 Leaders or Laggards?, Reviewing G20 promises on anonymous companies, 
https://transparency.ch/wp-content/uploads/2018/04/TI_G20_report_Leaders-or-Laggards.pdf  
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derartige Register dem internationalen Standard. So verlangt beispielsweise die EU von ihren Mit-


gliedstaaten die Führung von einem zentralen Register2. Entsprechend hinkt die Schweiz leider auch 


in diesem Bereich den internationalen Entwicklungen hinterher. Damit erleichtert sie Geldwäsche-


rei, Korruption und weitere illegale Handlungen. Dies zeigt sich anschaulich am soeben veröffentli-


chen Bericht von Transparency International «G20 Leaders or Laggards?», bei dem die Schweiz in 


diesen Bereichen schlecht abschneidet3. Transparency International verlangt aber auch seit langem, 


dass diese Register öffentlich zugänglich sind. Es ist wichtig, dass auch die Öffentlichkeit, insbeson-


dere die Medien und die Zivilgesellschaft, über die entsprechenden Informationen verfügt und da-


mit die behördliche Kontrollfunktion ergänzt werden kann. Dies könnte beispielsweise dadurch ge-


währleistet werden, indem die Angaben über die wirtschaftlich Berechtigten an juristischen Perso-


nen in das Handelsregister aufgenommen würden. Eine solche, sich bereits auf ein bestehendes öf-


fentlichen Zentralregister stützende Lösung wäre überaus praxistauglich und liesse sich relativ rasch 


und ohne unverhältnismässige Kosten realisieren. 


 


Antrag: 


Wir lehnen die vorgeschlagene Lösung ab und beantragen die Einführung eines elektronisch geführ-


ten und öffentlich zugänglichen Registers über die Eigentümer und die wirtschaftlich Berechtigten 


an juristischen Personen. 


 


 


3. Zugang zu Informationen von ausländischen Gesellschaften mit Verwaltung und Niederlassung 


in der Schweiz (Art. 935 Abs. 3, Art. 958g OR) 


Die Einführung der Pflichten für ausländische Gesellschaften mit Zweigniederlassung in der Schweiz, 


über ein Schweizer Bankkonto zu verfügen sowie Zugriff auf Informationen über Aktionäre und Ge-


sellschafter des Hauptsitzes im Ausland zu haben, sind zu begrüssen. Es ist jedoch zu bedauern, dass 


sich der Vorschlag auf Zweigniederlassungen beschränkt und nicht bereits Betriebsstätten und da-


mit die Geschäftstätigkeit insgesamt erfasst. Damit würden weiterhin wesentliche Schlupflöcher 


und Intransparenz bestehen bleiben.  Für den Einbezug der gesamten Geschäftstätigkeit spricht zu-


dem, dass eine solche Regelung bereits heute für die Steuerpflicht ausländischer Unternehmen in 


der Schweiz besteht und sie sich als praktikabel bewährt hat: Hier wird nicht auf eine Zweignieder-


lassung in der Schweiz abgestellt, sondern auf eine Betriebsstätte (Art. 51 DBG). Auch die Empfeh-


lungen des Global Forum gehen weiter und verlangen ein Abstellen auf die Geschäftstätigkeit insge-


samt von ausländischen Unternehmen. 


 


Antrag 


Wir begrüssen grundsätzlich die vorgeschlagene Lösung, beantragen aber, dass die Informations-


pflichten zu den Eigentumsverhältnissen und zu den wirtschaftlich Berechtigten an juristischen Per-


sonen für alle ausländischen Gesellschaften mit Betriebsstätte in der Schweiz gelten. 


 


                                                           
2 Siehe Richtline (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates, Gründe NR. 14-17, Art. 30, 
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32015L0849&from=EN 
3 Transparency International 2018, G20 Leaders or Laggards?, Reviewing G20 promises on anonymous companies,  
https://transparency.ch/wp-content/uploads/2018/04/TI_G20_report_Leaders-or-Laggards.pdf  
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Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und stehen Ihnen bei Fragen je-


derzeit gerne zur Verfügung. 


 


 


Freundliche Grüsse 


 


 


 
 


Eric Martin       Dr. iur. Martin Hilti, Rechtsanwalt 


Präsident       Geschäftsführer 
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Prise  de  position  de   la  Faculté  de  droit  de   l’Université   de  Genève   concernant   la  mise   en  
œuvre  des  recommandations  du  Forum  mondial  relatives  à  la  transparence  des  personnes  
morales  et  à  l'échange  de  renseignements  émises  dans  le  rapport  de  phase  2  de  la  Suisse  
  
Monsieur  le  Conseiller  fédéral,  Madame,  Monsieur,  
  
Nous  faisons  suite  à  l’ouverture  d’une  procédure  de  consultation  concernant  l’objet  sous  rubrique  et  
avons  l’honneur  de  vous  faire  parvenir  notre  prise  de  position  sur  cet  avant-­projet  de  loi.  
  
I.   En  général  
  
Dans  l’ensemble,  nous  comprenons  la  volonté  des  auteurs  du  projet  de  se  conformer  aux  exigences  
de  transparence  posées  par  le  Forum  mondial  (et  le  GAFI)  relativement  aux  personnes  morales  en  
matière  fiscale.    
  
Il   nous   semble   toutefois   que   l’avant-­projet   sort   largement   des   objectifs   poursuivis   par   le   Forum  
mondial  :  celui-­ci  cherche  à  faciliter  l’accès  aux  données  par  les  autorités  fiscales  et  ne  prétend  pas  
modifier  fondamentalement  le  fonctionnement  des  sociétés  commerciales.  
  
Nous  regrettons  ainsi  que  sur  de  nombreux  points,   le  régime  proposé  aille  substantiellement  au-­
delà  de  ce  qui  est  exigé  par  le  Forum  mondial  (ou  le  GAFI).  On  ne  comprend  pas,  par  exemple,  que  
l’on   ne   permette   pas   aux   sociétés   non   cotées   d’opter   pour   le  maintien   des   actions   au   porteur  
lorsqu’elles  émettent  ces  actions  sous  la  forme  de  titres  intermédiés.  Quant  au  régime  transitoire  
prévu,  il  conduit  à  une  expropriation  pure  et  simple  du  sociétariat  de  certains  actionnaires,  laquelle  
est  à  notre  avis  incompatible  avec  les  principes  généraux  d’un  État  de  droit  et  en  particulier  de  la  
garantie  de  la  propriété  ancrée  à  l’article  26  Cst,  féd.  
  
Nous  sommes  également  d’avis  que  la  règlementation  proposée  (comme  déjà  les  art.  697i  ss  CO  
introduits  par  la  loi  GAFI)  ne  relève  que  marginalement  du  droit  des  sociétés  et  qu’il  se  justifierait  de  
faire  figurer  certaines  des  dispositions  proposées  dans  une  loi  sur  l’assistance  à  des  fins  fiscales  
(p.ex.  la  loi  fédérale  sur  l'assistance  administrative  internationale  en  matière  fiscale  du  28  septembre  
2012  (Loi  sur  l'assistance  administrative  fiscale,  LAAF  ;;  RS  651.1)  ou,  en  tant  que  de  besoin  –  ce  
qui  ne  nous  semble  pas  être  le  cas  -­,  dans  la  LBA  ou  des  codes  de  procédure  civile  ou  pénale.  
  
Par  ailleurs,  la  réglementation  proposée  entraîne  des  coûts  élevés  pour  les  sociétés  concernées  (et  
en   particulier   pour   les   PME   et   les   microentreprises),   qui   nous   paraissent   disproportionnés   par  
rapport  aux  objectifs  visés.  
  
Nous  comprenons  la  nécessité  d’introduire  de  sanctions  pénales  en  cas  de  violation  des  règles  sur  
l’obligation   d’annonce   et   l’obligation   de   tenir   le   registre   des   actions   et   la   liste   des   ayants   droit  
économiques,   mais   nous   regrettons   que   ces   sanctions   viennent   se   superposer   aux   sanctions  
prévues  par  la  loi  GAFI  et  ne  les  remplacent  pas.  
  
Enfin,  nous  regrettons  que  la  réglementation  proposée  –  tout  comme  avant  elle  les  art.  697i  ss  CO  
en  vigueur  –  fasse  l’économie  d’une  définition  claire  de  l’ayant  droit  économique,  qui  est  pourtant  
au  centre  de  la  transparence  recherchée.  
  


Département  fédéral  des  finances  
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CH-­3003  Berne    
  
par  email  :  
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II.   Commentaire  article  par  article  
  


1.   Art.  622  AP-­CO  
  


Art.  622  
  
1  Dans  les  sociétés  qui  ont  des  actions  cotées  en  bourse,  lLes  actions  peuvent  être  nominatives  ou  
au  porteur.  Des  actions  de  ces  deux  espèces  peuvent  exister  les  unes  à  côté  des  autres,  dans  la  
proportion  fixée  par  les  statuts.  
  
1bis  Dans  les  sociétés  qui  ont  des  actions  cotées  dont  les  titres  de  participation  sont  cotés  en  bourse,  
les  actions  au  porteur  peuvent  être  émises  sous  forme  de  titres  au  porteur,  de  droits-­valeur  ou  de  
titres  intermédiés  au  sens  de  la  loi  sur  les  titres  intermédiés  du  3  octobre  2008.  
  
2  Dans  les  sociétés  qui  n'ont  pas  d'actions  cotées  dont  les  titres  de  participation  ne  sont  pas  cotés  
en  bourse,  les  actions  au  porteur  doivent  être  émis  sous  forme  de  titres  intermédiés  au  sens  de  la  
loi  sur  les  titres  intermédiés  du  3  octobre  2008.  La  société  désigne  le  dépositaire  auprès  duquel  les  
actions  sont  déposées  ou  le  registre  principal  doit  être  tenu  ;;  le  dépositaire  doit  être  en  Suisse.  La  
livraison  des  papiers-­valeurs  aux  actionnaires  est  exclue.ne  peuvent  être  que  nominatives.  
  
2bis  Si  une  société  cesse  le  commerce  boursier  de  ses  actionsSi  tous  les  titres  de  participation  sont  
décotés,   la   société   doit   émettre   les   actions   au   porteur   sous   forme   de   titres   intermédiés   ou   les  
convertir  les  actions  au  porteur  existantes  en  actions  nominatives  lors  de  la  décotation.dans  un  délai  
de  six  mois.  Le  conseil  d'administration  décide  la  conversion  et  adapte  les  statuts.  Si  la  conversion  
n'est  pas  effectuée  dans   le  délai,   les  actions  au  porteur  sont  de  par   la   loi   converties  en  actions  
nominatives.  Le  conseil   d'administration  constate   la  conversion  et  adapte   les  statuts.  L'office  du  
registre  du  commerce  rejette  toute  réquisition  d'inscription  d'une  autre  modification  des  statuts  aussi  
longtemps  que  cette  adaptation  n'a  pas  été  faite.  
  
2ter  Les  actions  émises  sous  forme  de  titres  intermédiés  au  sens  de  la  loi  du  3  octobre  2008  sur  les  
titres  intermédiés3  sont  nominatives  ou  au  porteur.  
  
  
  
A  l’art.  622  AP-­CO,  l’articulation  entre  l’al.  2  et  l’al.  2ter  n’est  pas  claire.    
  
Même  s’il  est  vrai  que  la  différence  entre  actions  au  porteur  et  actions  nominatives  s’est  estompée  
avec  l’introduction  des  art.  697i  ss  CO,  il  n’en  reste  pas  moins  que  la  société  peut  avoir  intérêt  à  
émettre  des  actions  dont  la  transmission  n’est  pas  soumise  et  ne  peut  pas  être  soumise  à  l’agrément  
de  la  société.  De  plus,  de  nombreuses  sociétés  disposent  encore  d’actions  au  porteur  et  il  n’est  pas  
évident   pourquoi   ces   sociétés,   après   s’être   conformées   aux   exigences   de   la   révision   de   2014,  
doivent  à  nouveau  supporter  la  charge  d’une  nouvelle  modification  légale.    
  
Il  est  faux  d’affirmer  que  l’abolition  des  actions  au  porteur  est  imposée  par  le  Forum  Mondial  ou  le  
GAFI.   Tous   deux   reconnaissent   la   possibilité   d’émettre   des   titres   aux   porteur   pour   autant   qu’ils  
soient   immobilisés1.  C’est   pourquoi   nous   proposons   d’autoriser   les   actions   au   porteur  dans   les  
sociétés  non  cotées  à  condition  qu’elles  soient  immobilisées,  ce  qui  est  le  cas  si  elles  prennent  la  
forme  de  titres  intermédiés.  La  société  non  cotée  émettrice  des  actions  au  porteur  peut  s’assurer  
que  les  titres  ont  la  forme  de  titres  intermédiés.  L’émission  de  titres  au  porteur  peut  être  empêchée  
au  moyen   d’une   clause   statutaire   excluant   toute   délivrance   d’un   papier-­valeur   pour   les   actions  
(comme  le  prévoient  973b  I  et  973c  I  CO)  voire  par  une  disposition  légale  idoine.  
  


                                                                                                      
1  OECD,  GLOBAL  FORUM  ON  TRANSPARENCY  AND  EXCHANGE  OF  INFORMATION  FOR  TAX  PURPOSES,  
Implementing  the  Tax  Transparence  Standards:  A  Handbook  for  Assessors  and  Jurisdictions,  2.  
éd.  2011,  A.1.2.;;  OECD,  2016  Terms  of  Reference  to  Monitor  and  Review  Progress  Towards  
Transparency  and  Exchange  of  Information  for  Tax  Purposes,  2016,  A.1.2.  







Nous  approuvons  le  fait  que  les  sociétés  cotées  soient  admises  à  émettre  des  actions  au  porteur,  
indépendamment  de  la  forme  qui  est  donnée  à  ces  actions  et  indépendamment  de  la  cotation  des  
actions  au  porteur  elles-­mêmes.  Il  serait  utile  d’employer  la  même  terminologie  que  pour  la  publicité  
des  participations  au  sens  de   l’art.  120  al.  1  LIMF  et  de  viser   les  «  sociétés  dont  au  moins  une  
catégorie   de   titres   de   participation   sont   cotés  ».   Cette   approche   permet   aussi   d’éviter   une  
application  concurrente  de  deux  régimes  visant  à  identifier  l’ayant  droit  économique  d’actionnaires.  
  
Le  changement  de  régime  prévu  par  l’al.  2bis  doit  intervenir  au  moment  de  la  décotation,  et  non  pas  
lorsqu’une   société   «  cesse   le   commerce   boursier  ».   En   effet,   la   société   n’est   pas   directement  
impliquée  dans   le  commerce  boursier   (sous  réserve  des  éventuels  rachats  d’action  propres).  En  
revanche,  c’est  elle  qui  demande  la  décotation  de  ses  titres  (voir  aussi  art.  698  al.  2  ch.  8  AP-­CO,  
FF  2017  625).  
  
Il  serait  plus  cohérent  d’exiger  de  la  société  qui  requiert  sa  décotation  de  déterminer  préalablement  
si   ses   actions   au   porteur   qui   ne   sont   pas   intermédiées,   doivent   être   transformées   en   actions  
nominatives   ou   être   intermédiées.  Un   délai   de   6  mois   ne   nous   paraît   pas   nécessaire.  Dans   ce  
contexte,  il  faut  rappeler  que  le  projet  de  révision  du  droit  de  la  société  anonyme  envisage  de  faire  
de  la  décotation  une  compétence  exclusive  de  l’assemblée  générale  ;;  il  ne  devrait  dès  lors  plus  être  
nécessaire  de  conférer  au  conseil  d’administration  la  tâche  d’adapter  les  statuts.  
  
Il  conviendrait  de  préciser  expressément  que  les  titulaires  d’actions  qui  se  transforment  en  actions  
nominatives  au  moment  de  la  décotation  pourront  seulement  faire  valoir  leurs  droits  après  inscription  
au  registre  des  actionnaires.    
  
  
2.   Art.  686,  art.  790  al.  4  et  art.  837  al.  3  AP-­CO.  
  
686  al.  6,  art.  790  al.  4  et  art.  837  al.  3  AP-­CO.  
  
Biffer  
  
A  notre  avis,  il  y  a  lieu  de  biffer  l’art.  686  al.  6  AP-­CO  (et  de  maintenir  la  note  marginale  actuelle).  
A   titre  préalable,   il   faut   rappeler  qu’en  droit  des  sociétés,   le  droit  de  consultation  du  registre  des  
actions  par  les  actionnaires  eux-­mêmes  est  très  limité  ;;  aussi  est-­il  déjà  peu  satisfaisant  que  l’art.  
686  al.  6  AP-­CO  confère  un  droit  de  consultation  à  des  tiers  externes  à  la  société.    
  
Il  est  encore  plus  insatisfaisant  que  ce  droit  semble  être  octroyé  aux  autorités  (lesquelles  ?)  et  aux  
intermédiaires  financiers  (lesquels  ?),  apparemment  sans  conditions  :  on  pourrait  comprendre  qu’un  
intermédiaire  financier,  qui  a  l’obligation  en  vertu  de  la  LBA  de  connaître  l’ayant  droit  économique  
d’une  société,  puisse  avoir  accès  au  registre  des  actions  ;;  mais  c’est  la  LBA  qui  devrait   le  dire  et  
fixer  les  conditions  du  droit  de  contrôle.    
  
L’art.  686  al.  6  proposé  va  d’ailleurs  bien  au-­delà  de  ce  que  demande  le  Forum  mondial  qui  requiert  
seulement  que  les  autorités  compétentes  saisies  d’une  demande  d’entraide  en  matière  fiscale  soient  
en  mesure  de  répondre  à  l’autorité  requérante.  Le  siège  de  la  matière  n’est  dès  lors  pas  le  droit  des  
sociétés,  mais  le  droit  de  l’entraide  en  matière  fiscale.  Il  suffirait  donc  de  régler  le  droit  d’accès  de  
l’AFC  dans   la   loi   fédérale   sur   l'assistance   administrative   internationale   en  matière   fiscale   du   28  
septembre  2012  (Loi  sur  l'assistance  administrative  fiscale,  LAAF  ;;  RS  651.1).  
  
Dans  cette  optique,  il  n’est  ni  nécessaire  ni  utile  d’étendre  l’accès  au  registre  des  actions  à  d’autres  
acteurs.   En  matière   pénale,   le   droit   d’accès   des   autorités   est   largement   reconnu  moyennant   le  
respect  des  cautèles  fixées  par  le  CPP.  D’ailleurs,  le  rapport  d’évaluation  mutuel  du  GAFI  n’a  pas  
soulevé   de   grief   à   ce   propos2.   Un   droit   d’accès   d’autres   autorités   civiles   ou   pénales   n’est   pas  
recommandé  par  le  Forum  mondial  ou  le  GAFI.  Cette  question  peut  donc  continuer  à  être  réglée  
par  le  droit  de  procédure  administrative  ou  civile  applicable.  
  


                                                                                                      
2  FATF,  Mutual  Evaluation  Report  of  Switzerland,  2016,  S.  127  und  Rz  406  ff.  







S’agissant   du   droit   d’accès   des   intermédiaires   financiers,   il   nous   semble   être   le   résultat   d’une  
confusion  des  genres  :  dans  le  cadre  de  l’évaluation  du  régime  prévalant  en  Allemagne,  le  Forum  
mondial   s’est   effectivement   basé   sur   le   régime   de   lutte   contre   le   blanchiment   d’argent   afin   de  
considérer  que,  grâce  au  contrôle  opéré  par  les  intermédiaires  financiers,  la  transparence  requise  
était  garantie.  Cependant,  cette  approche  était  rendue  nécessaire  par  l’absence  d’un  régime  établi  
d’identification  de  l’ayant  droit  économique  en  droit  des  sociétés  –  l’Allemagne  venait  d’introduire  ce  
régime  à  l’époque  où  l’évaluation  par  les  pairs  avait  été  effectuée3.  Dans  la  mesure  où  le  régime  de  
droit  des  sociétés  est  satisfaisant  et  effectif,  il  n’est  pas  nécessaire  de  conférer  aux  intermédiaires  
financiers  un  droit  d’accès  aux  documents  sociaux.    
  
Cela   étant,   dans   le   cadre   de   leurs   devoirs   de   diligence   étendue,   les   intermédiaires   financiers  
pourront   demander   à   avoir   accès   à   ces   documents.   Si   une   société   leur   refuse   ledit   accès,   ils  
pourront   en   tirer   les   conclusions   qui   s’imposent   et   ne   pas   entretenir   de   relation   d’affaires   voire  
annoncer  le  cas  au  MROS  selon  l’art.  9  LBA.  
  
L’argument  d’un  contrôle  indirect  de  l’exactitude  du  registre  ne  convainc  pas  plus,  parce  qu’on  ne  
voit  pas  comment  ce  contrôle  est  susceptible  d’atteindre  le  but  visé,  à  savoir  garantir  la  justesse  des  
informations  :   à   supposer   même   que   l’intermédiaire   financier   soit   en   mesure   de   vérifier   des  
divergences  entre  le  registre  et  les  autres  informations  en  sa  possession,  il  n’est  pas  en  mesure  de  
faire   corriger   un   registre  mal   établi.   L’intermédiaire   financier   pourra   certes   prendre   note   que   le  
registre  est  mal  tenu,  mais  il  n’a  pas  d’obligation  de  demander  à  son  partenaire  contractuel  (voire  à  
une  personne  dans  la  chaîne  de  contrôle)  de  corriger  ledit  registre.    
  
La  même  réflexion  s’applique  aux  autres  «  autorités  »,  dont  la  tâche  légale  n’est  pas  de  veiller  au  
respect  des  obligations  de  droit.  
  
Les  observations  ad  686  al.  6  AP-­CO  s’appliquent  mutatis  mutandis  à  l’art.  790  al.  4  et  à  l’art.  837  
al.  3  AP-­CO.  
  
3.   Art.  697i  AP-­CO  
  
L’abrogation  de  cette  disposition  se  justifie  aussi  si  l’on  adopte  notre  proposition  d’admettre  que  les  
actions  au  porteur  de  sociétés  non  cotées  prennent  la  forme  de  titres  intermédiés  dès  lors  que  le  
régime   de   l’intermédiation   permet   d’assurer   la   transparence   requise   par   le   GAFI   et   le   Forum  
mondial.    
  
4.   Art.  697j  AP-­CO  
  
1  Quiconque  acquiert,  seul  ou  de  concert  avec  un  tiers,  des  actions  d'une  société  dont  les  titres  de  
participation  ne  sont  pas  cotés  en  bourse  et  dont  la  participation,  à  la  suite  de  cette  opération,  atteint  
ou  dépasse  le  seuil  de  25  %  du  capital-­actions  ou  des  voix  des  droits  de  vote,  est  tenu  d'annoncer  
dans  un  délai  d'un  mois  à  la  société  le  prénom,  le  nom  et  l'adresse  de  la  personne  physique  pour  le  
compte  de  laquelle  il  agit  en  dernier  lieu  (ayant  droit  économique).  
  
2  L'actionnaire  est  tenu  de  communiquer  à  la  société  toute  modification  du  prénom,  du  nom  ou  de  
l'adresse  de  l'ayant  droit  économique.  
  
2bis  Sont  réputés  ayant  droit  économique  d’une  personne  morale  ou  d’une  société  de  personnes,  la  
personne  physique  ou  les  personnes  physiques  agissant  de  concert  qui  contrôle(nt)  la  société  au  
sens  de  l’article  963  alinéa  2  CO  appliqué  par  analogie.  A  défaut  d’un  tel  contrôle,  aucune  annonce  
n’est  requise.  
  
2terAucune  annonce  n’est  requise  si  l’actionnaire  ou  la  personne  qui  le  contrôle  au  sens  de  l’article  
963  alinéa  2  ou  3  CO  est  une  société  dont   les   titres  de  participation  sont   cotés  en  bourse,  une  
fondation  à  but  idéal,  une  association  ou  une  collectivité  publique.  
  
                                                                                                      
3  OECD,  Global  Forum  on  Transparency  and  Exchange  of  Information  for  Tax  Purposes:  Germany  
2017  (Second  Round),  OECD  2017,  p.  9.  







3  L'acquisition  d'actions  émises  sous  forme  de  titres  intermédiés  au  sens  de  la  loi  du  3  octobre  2008  
sur   les   titres   intermédiés   n'est   pas   soumise   à   l'obligation   d'annoncer.   La   société   désigne   le  
dépositaire   auprès   duquel   les   actions   sont   déposées   ou   inscrites   au   registre   principal   ;;   ce  
dépositaire  doit  être  en  Suisse.  
  
L’AP  ne  modifie  pas  l’art.  697j  CO  en  vigueur.  Pourtant,  il  serait  essentiel  de  pourvoir  une  définition  
plus   précise   de  ce   qu’il   y   a   lieu   d’entendre   par   ayant   droit   économique,   notamment   lorsque   les  
actions  sont  détenues  par  une  société,  laquelle  n’est  pas,  en  bout  de  chaîne,  détenue  par  une  seule  
personne  physique  (ou  des  personnes  physiques  agissant  de  concert).    
  
La   doctrine   reconnaît   ainsi   que   l’exception   prévue   par   l’article   697j   al.   1   CO   s’étend   aussi   aux  
sociétés   contrôlées   directement   ou   indirectement   par   une   société   cotée   ou,   plus   précisément,  
qu’une  société  cotée,  ainsi  qu’une  société  anonyme  contrôlée  directement  ou  indirectement  par  une  
telle  société,  ne  doit  pas  procéder  à  l’annonce  de  son  ayant  droit  économique.  Cette  solution  est  
conforme  aux  exigences  du  GAFI  et  est  déjà  reconnue  en  matière  de  LBA  et  CDB  164.  Il  en  va  de  
même  pour  les  sociétés  contrôlées  directement  ou  indirectement  par  une  fondation  à  but  idéal,  une  
association  ou  une  collectivité  publique.  
  
De  même,   la  doctrine,  malgré  certaines  controverses,   tend  à  reconnaître  qu’en  cas  de  détention  
indirecte,   il   importe   que   la   personne   physique   détienne   le   contrôle   sur   la   société   qui   détient   la  
participation  de  25%.  Cette  approche  aurait  l’avantage  d’aligner  le  régime  légal  sur  celui  applicable  
en  matière   de   LBA  et   en   droit   européen5.  Dans   cette   optique,   il   nous   semble   que   la   notion   de  
contrôle  peut  être  définie  par  analogie  avec  celle  du  droit  comptable  (voir  les  art.  963  al.  2  et  3  CO),  
ce  qui  a  l’avantage  de  la  clarté.    
  
Enfin,   il   nous  semblerait  opportun  de  clarifier  que  dans   le  contexte  de   l’art.  697j  CO   il   n’est  pas  
nécessaire   d’identifier   un   ayant   droit   économique   de   dernier   ressort,   puisqu’en  matière   de   lutte  
contre  le  blanchiment,  l’intermédiaire  ne  s’intéresserait  pas,  dans  ce  cas,  aux  organes  dirigeants  de  
l’actionnaire,  mais  aux  organes  de  son  partenaire  contractuel,  c’est-­à-­dire  la  société  anonyme6.  
  
5.   Art.  697l  CO  
  
Art.  697l  AP-­CO  
  
1  Une  société  sans  actions  cotées  dont  les  titres  de  participation  ne  sont  pas  cotés  en  bourse  tient  
une  liste  des  ayants  droit  économiques  qui  lui  ont  été  annoncés.  Elle  n’est  pas  habilitée  à  refuser  
leur  inscription  dans  la  liste,  à  moins  de  pouvoir  apporter  la  preuve  de  l’inexactitude  de  l’annonce  
effectuée.  
  


2  Cette  La  liste  mentionne  le  prénom  et  le  nom  ainsi  que  l'adresse  des  ayants  droit  économiques.  
  
3  Les  pièces  justificatives  de  l'annonce  au  sens  de  l'art.  697j  doivent  être  conservées  pendant  dix  
ans  après  la  radiation  de  la  personne  de  la  liste.  
  
4  La  liste  doit  être  tenue  de  manière  qu'il  soit  possible  d'y  accéder  en  tout  temps  en  Suisse.  


                                                                                                      
4  Art.  4  al.  1  i.f.  LBA;;  art.  63  al.  4  LBA-­FINMA;;  Voir  aussi  le  Commentaire  de  la  Convention  de  
diligence  des  banques  (CDB  16),  2016,  ad  Art.  22,  p.  21-­22.  FATF,  FATF  Recommendations,  
Interpretative  Note  to  Recommendation  10,  Rz  8  :  “Where  the  customer  or  the  owner  of  the  
controlling  interest  is  a  company  listed  on  a  stock  exchange  and  subject  to  disclosure  
requirements  (either  by  stock  exchange  rules  or  through  law  or  enforceable  means)  which  impose  
requirements  to  ensure  adequate  transparency  of  beneficial  ownership,  or  is  a  majority-­owned  
subsidiary  of  such  a  company,  it  is  not  necessary  to  identify  and  verify  the  identity  of  any  
shareholder  or  beneficial  owner  of  such  companies.”  
5  Voir  l’art.  3  al.  6  (a)  (i)  de  la  directive  2015/849  du  20  mai  2015.  
6  Art.  26  Abs.  1  à  4  CDB  16  et  Art.  2  lit.  f  OBA-­FINMA.  Voir  aussi  FATF,  FATF  Recommendations,  
Interpretative  Note  to  Recommendation  10,  Rz  8  (b)(i.iii);;  
  







  
5  Les  autorités  et  les  intermédiaires  financiers  au  sens  de  l'art.  2,  al.  2  et  3,  LBA5  peuvent  consulter  
la  liste  dans  la  mesure  où  cette  consultation  sert  à  l'accomplissement  de  leurs  tâches  légales.  
  
Il  serait  utile  de  préciser,  à  l’art.  697l  CO,  que  le  conseil  d’administration  (ou  toute  autre  organe  à  
qui  cette  compétence  est  attribuée  sur   la  base  du  règlement  d’organisation)  établit   la   liste  sur   la  
base  des  informations  reçues  des  actionnaires  et  qu’il  est  tenu  d’inscrire  les  informations  obtenues  
à  moins  qu’il  dispose  de  la  preuve  du  caractère  inexact  de  l’annonce.  
    
Voir  aussi  les  observations  ci-­dessus  ad  art.  622  (terminologie  alignée  sur  LIFM  120)  ainsi  que  celles  
sur  686  al.  6  (droit  de  consultation  des  autorités  et  intermédiaires  financiers)  qui  s’appliquent  mutatis  
mutandis.  
  
  
6.   Art.  697m  AP-­CO  
  
Art.  697m  AP-­CO  
  
Biffer  
  
L’AP  ne  modifie  pas  l’art.  697m  CO  en  vigueur.  Nous  sommes  cependant  d’avis  qu’il  y  a  lieu  de  
supprimer  cette  disposition  dans  la  mesure  où  l’AP  prévoit  des  sanctions  pénales  en  cas  de  violation  
du  devoir  d’annonce.  Il  nous  apparaît  en  effet  que  cette  disposition  recèle  un  potentiel  d’abus  trop  
important  de  la  part  du  conseil  d’administration,  qui  peut  avoir  intérêt  à  reprocher  à  un  actionnaire  
de   ne   pas   avoir   annoncé   correctement   (le   changement   de)   l’ayant   droit   économique   d’une  
participation  pour  l’exclure  de  l’exercice  de  ses  droits  sociaux  et  patrimoniaux.    
  
En  2014,  cette  approche  semblait  constituer  un  moyen  de  ne  pas  recourir  aux  sanctions  pénales.  
Les  rapports  d’évaluation  mutuelle  témoignent  de  scepticisme  face  aux  instruments  de  droit  civil.  
Nous  ne  voyons  dès   lors  plus   l’intérêt  de  cette  norme  qui,  d’ailleurs,  constitue  un  corps  étranger  
dans  le  droit  des  sociétés  anonymes.  
  
En  outre,  la  péremption  des  droits  prévue  par  697m  conduit  de  fait  à  une  expropriation  automatique  
des  droits  des  actionnaires  sans  que  l’exproprié  ne  bénéficie  d’aucune  garantie  procédurale  et  sans  
qu’il  ne  puisse  d’aucune  faire  valoir  le  caractère  excusable  de  son  omission  :  le  but  poursuivi  par  la  
loi  GAFI  ou   l’AP  en  vigueur  ne   justifie  en  aucun  cas  de  sanctionner  aussi  durement   la  veuve  ou  
l’orphelin  qui,  par  ignorance  des  dispositions  légales,  laissent  passer  le  délai  prévu  par  697m.  
  
7.   Art.  731b  AP-­CO  
  
Art.  731b  AP-­CO  
  
Biffer  (laisser  selon  le  droit  en  vigueur)  
  
La   modification   prévue   de   l’art.   731b   AP-­CO   peine   à   convaincre.   Dans   la   mesure   où   ni   les  
actionnaires,  ni  les  créanciers,  ni  le  préposé  au  registre  du  commerce  n’ont  accès  au  registre  des  
actions  ou  à  la  liste  des  ayants  droit  économiques,  on  ne  comprend  pas  comment  ils  pourraient  de  
bonne  foi  initier  une  action.  D’ailleurs,  d’un  point  de  vue  pratique,  il  faut  se  demander  quel  est  l’intérêt  
d’un   créancier   de   veiller   à   la   bonne   tenue   du   registre   des   actions.   Quant   au   préposé,   il   ne   lui  
appartient   pas   de   vérifier   la   bonne   tenue   du   registre   des   actions   ou   la   liste   des   ayants   droit  
économiques  auquel  il  n’a  pas  accès  dans  le  cours  normal  de  ses  activités.  
  
Au  surplus,  la  sanction  de  la  dissolution  apparaît  comme  manifestement  disproportionnée  en  cas  
d’omission  de  tenue  du  registre,  respectivement  de  la  liste.  Nous  proposons  donc  de  laisser  l’art.  
731b  CO  en  l’état.  
  
  
  







8.   Art.  935  AP-­CO  
  
Art.  935  al.  3  AP-­  CO  
Si  la  société  a  son  administration  effective  en  Suisse,  leLe  fondé  de  procuration  doit  avoir  accès  aux  
noms,  prénoms  et  adresses  des  actionnaires  ou  associés  du  siège  principal  à  l'étranger  ainsi  que  
des   ayants   droit   économiques   et   pouvoir   transmettre   ces   informations   aux   autorités   et  
intermédiaires  financiers  au  sens  de  l'art.  2,  al.  2  et  3,  LBA.  
  
L’art.   935   al.   3   AP-­CO   nous   paraît   insatisfaisant   à   plus   d’un   titre,   raison   pour   laquelle   nous  
proposons  de   restreindre  son  champ  d’application  aux  seules  sociétés  ayant  une  administration  
effective  en  Suisse.  En  premier  lieu,  cette  disposition  vise  autre  chose  que  ce  qui  est  demandé  par  
le  Forum  mondial  :  c’est  une  chose  pour  une  société  étrangère  que  d’avoir  une  administration  de  
fait  en  Suisse  (qui  peut  d’ailleurs  exister  indépendamment  d’une  succursale  en  Suisse),  c’est  tout  
autre   chose   que   d’y   avoir   une   succursale.   Dans   sa   formulation   actuelle,   la   norme   affecterait  
l’ensemble  des  3'626  succursales  de  sociétés  étrangères,  alors  que   la  plupart  d’entre  elles  n’ont  
pas   l’administration  de   fait  de   la  société  en  Suisse7.  Par  exemple,  de  nombreux  établissements  
financiers   de   droit   étranger   disposent   de   succursales   en   Suisse   sans   que   leur   administration  
effective  soit  en  Suisse  (ce  que  la  législation  suisse  ne  permettrait  d’ailleurs  pas).  Il  en  va  aussi  de  
même   pour   les   autres   sociétés   commerciales   dont   le   siège   et   l’administration   effective   est   à  
l’étranger,  mais  qui  disposent  d’une  succursale  en  Suisse.  
  
Par  ailleurs,   l’obligation  du   fondé  de  procuration  de   la  succursale  de  déclarer   les  actionnaires  et  
ayants  droit  économiques  de   la  société  étrangère  posera  problème  dans   tous   les  cas  où   le  droit  
étranger  n’a  pas  prévu  de  possibilité  pour  connaître  ces  informations,  qu’il  a  prévu  un  autre  régime  
de  transparence  ou  qu’il  définit  tout  autrement  la  notion  d’ayant  droit  économique.    
  
Enfin,   les   informations  relatives  à   l’actionnariat  d’une  société  ou  à  ses  ayants  droit  économiques  
sont   des   informations   sensibles,   qu’il   ne   se   justifie   pas   de   confier   à   des   personnes   (fondés   de  
procuration)  qui  n’ont  que  des  fonctions  subordonnées  au  sein  d’une  société.  
  
9.   Art.  958g  AP-­CO  
  
Art.  985g  AP-­CO  
  
Biffer  
  
L’art.  958g  AP-­CO  ne  nous  convainc  pas  davantage  et  semble  aussi  dépasser  de  loin  les  exigences  
du  Forum  mondial.  On   ne   comprend   guère   pourquoi   une   entreprise   individuelle   ou   société,   qui  
exerce  l’essentiel  voire  l’ensemble  de  son  activité  hors  de  Suisse  devrait  impérativement  avoir  un  
compte  auprès  d’une  banque  suisse.    
  
Les  banques  suisses  ont  jusqu’ici  été  libres  de  refuser  de  contracter  avec  des  sociétés  ayant  leur  
siège   en   Suisse,   dont   elles   estiment   ne   pas   pouvoir   suffisamment   apprécier   la   conformité   des  
activités   avec   les   exigences   imposées   par   notre   législation   (LBA,   règles   applicables   en   cas   de  
sanctions  internationales,  etc.).  L’exigence  prévue  par  l’AP  confèrerait-­elle  un  droit  à  ces  sociétés  
de  contracter  avec  une  banque  suisse  ?    
  
La  norme  prévue  risque  par  ailleurs  de  rester   lettre  morte  dans   la  mesure  où  on  ne  voit  pas  qui  
peut/doit  contrôler  son  respect  (sur  la  durée)  et  quelles  seraient  les  sanctions  d’une  non-­conformité.    
  
Last  but  not  least,  cette  norme  n’a  rien  à  voir  avec  les  règles  sur  la  comptabilité.  En  conséquence,  
nous  proposons  aussi  de  biffer  cette  disposition.  
  
  
  
  


                                                                                                      
7  Statistique  de  l’OFRC  au  1.1.2018.  







10.   Art.  2  DT-­CO  
  
Art.  2  
  
1Au   moment   de   plus   tard   six  mois   après   la   fin   de   l’exercice   qui   suit   l'entrée   en   vigueur   de   la  
modification  du  ...,  les  actions  au  porteur  des  sociétés  qui  n'ont  pas  d'actions  cotées  dont  les  titres  
de   participation   ne   sont   pas   cotés   en   bourse   et   qui   n’ont   pas   été   émises   sous   forme   de   titres  
intermédiés   sont   de   par   la   loi   doivent   être   émises   sous   cette   forme   ou   converties   en   actions  
nominatives.  Cela  vaut  indépendamment  du  fait  que  des  titres  ont  été  émis  ou  non  pour  les  actions  
au  porteur.  
2  Les  titres  déjà  émis  pour  des  actions  au  porteur  doivent  être  modifiés  par  le  conseil  d'administration  
échangés  contre  des  titres  représentant  des  actions  nominatives  ou  détruits.    
3   La  Société   requiert   l’annulation   judiciaire   des   titres  qui   ne   lui   sont   pas   soumis   en  vue   de   leur  
échange  ou  destruction.  A  cette  fin,  elle  publie  au  moins  trois  fois  dans  la  Feuille  officielle  suisse  du  
commerce  et,  au  surplus,  en  la  forme  prévue  par  les  statuts,  une  invitation  à  soumettre  les  titres  en  
vue  de   leur  modification  ou  suppression  en   impartissant  aux  actionnaires  un  nouveau  délai  d'un  
mois  au  moins  à  compter  de  la  dernière  publication.  L’annulation  est  publiée  dans  la  Feuille  officielle  
suisse  du  commerce  et,  au  surplus,  en   la   forme  prévue  par   les  statuts.  La  société  consigne   les  
actions  émises  en  remplacement  des  titres  annulés.    
  
  
Si,  comme  nous  le  proposons  ci-­dessus,  les  sociétés  anonymes  peuvent  maintenir  des  actions  au  
porteur   sous   une   forme   immobilisée,   il   est   nécessaire   de   leur   laisser   un   temps   d’adaptation   (et  
l’occasion  de  tenir  une  assemblée  générale  modifiant  les  statuts)  afin  de  se  conformer  au  nouveau  
droit.  
  
L’al.  3  proposé,  inspiré  du  §  73  AktG,  permet  d’éviter  la  circulation  de  titres  au  porteur  qui  ont  été  
transformés  en  titres  intermédiés  ou  en  actions  nominatives.  
  
11.   Art.    3  DT-­CO  
  
Art.  3  al.    2  et  3  AP-­DT-­CO  
  
Biffer  
  
S’agissant  de  l’art.  3  AP-­DT  CO,  nous  comprenons  que  la  transformation  des  actions  au  porteur  en  
actions  nominatives  a  pour  conséquence  que  les  actionnaires  qui  ne  demandent  pas  leur  inscription  
au  registre  des  actions  ne  pourront  pas  faire  valoir  leurs  droits.  Il  est  judicieux  de  prévoir,  comme  le  
fait  l’al.  1er  que  l’annonce  effectuée  en  vertu  de  697i  CO  puisse  valoir  requête  d’inscription  et  que  
la  société  soit  tenue  de  reconnaître  les  personnes  qui  se  sont  ainsi  annoncées  comme  actionnaires.    
  
Cela  étant,  l’obligation  (faite  aux  actionnaires  qui  ne  l’avaient  pas  encore  fait)  de  s’identifier  dans  un  
délai  de  18  mois  à  compter  de  l’entrée  en  vigueur  de   la  modification  de  la   loi  (al.  2)  et  surtout  la  
déchéance  des  droits  en  cas  de  non-­conformité  (al.  3)  sont  inéquitables,  voire  choquantes.  D’une  
part,  l’al.  2  crée  des  différences  entre  des  titulaires  d’actions  nominatives  :  ceux  qui  ne  sont  jamais  
passés  par  la  case  «  actions  au  porteur  »  n’ont  pas  d’obligation  équivalente  à  celle  inscrite  dans  la  
disposition   prévue.   D’autre   part,   et   surtout,   l’al.   3   introduit   encore   un   cas   d’expropriation  
automatique,   sans   aucune   garantie   procédurale   et   sans   aucune   possibilité   de   faire   valoir   le  
caractère   excusable   de   l’omission   de   déclarer.   Celui-­ci   est   encore   plus   rigoureux   que   le   cas  
d’expropriation  qui   figure  aujourd’hui  à   l’art.  697m  CO  dans   la  mesure  où   il  s’étend  d’emblée  au  
sociétariat  dans  son  ensemble.    
  
D’un  point  de  vue  pratique,  il  faut  voir  que  ces  deux  alinéas  sont  la  porte  ouverte  à  des  abus  et  à  
même  de   frapper   lourdement   des   personnes   peu   sophistiquées  :   le   conseil   d’administration   n’a  
aucune  obligation  d’informer  ou  mettre  en  garde  l’actionnaire  avant  l’expiration  du  délai  de  18  mois  
et  l’expropriation  de  l’actionnaire  qui  aurait  omis  de  s’annoncer.    
  
Nous  proposons  donc  de  biffer  l’art.  3  al.  2  et  3  AP-­DT  CO.  







12. Art. 40 et 46 LPCC


Art. 40 AP-LPCC


' Biffer (laisser selon le droit en vigueur)


'
Ibis Si les actions sont émises sous forme d'actions au porteur, l'article 622 al. 2 et 2bis du code des


obligations s'applique.


La réflexion concernant l'admissibilité des actions au porteur pour les sociétés anonymes s'applique


sans autre aux SICAV. Dans ce domaine, il convient toutefois de garder à l'esprit que les SICAV


comme les autres placements collectifs ouverts sont expressément exclus du champ d'application


des recommandations du Forum mondial8. Enfin, nous relevons que la SICAV respectivement sa


direction de fonds est responsable d'identifier le souscripteur et de constater l'identité de l'ayant-


droit économique ou le détenteur du contrôle (art. 40 OBA-FINMA).


S'agissant du droit d'accès, il suffit de renvoyer aux développements concernant l'article 686 al. 6


AP-CO, étant précisé que si une SICAV distribue elle-même ses actions, la SICAV, en sa qualité


d'intermédiaire financier, est tenue de procéder aux devoirs d'annonce de l'art. 9 LBA.


*


Nous vous prions d'agréer, Monsieur le Conseiller fédéral, Madame, Monsieur, l'expression de notre


haute considération.


2L 71--'Ciu)(r


Prof. Rita Trigo Trindade Prof. Rashid Bahar


8 OECD, 2016 Terms of Reference to Monitor and Review Progress Towards Transparency and
Exchange of Information for Tax Purposes, 2016, A.1.3, Fn. 10.












 


 


Zürich, 24. April 2018 


Anhörung zur Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum über die 


Transparenz juristischer Personen und den Informationsaustausch im 


Bericht zur Phase 2 der Schweiz 


 


Sehr geehrte Frau Hofstetter 


Sehr geehrte Damen und Herren 


Wir nehmen Bezug auf Ihr Schreiben an die interessierten Kreise vom 17. Ja-


nuar 2018, mit dem Sie eine Anhörung zur Umsetzung der Empfehlungen des 


Global Forum über die Transparenz juristischer Personen und den Informati-


onsaustausch im Bericht zur Phase 2 der Schweiz eröffnet und interessierte 


Kreise zur Stellungnahme bis am 24. April 2018 eingeladen haben. Nachfolgend 


erlauben wir uns, zum Entwurf Stellung zu nehmen. Wir beschränken uns dabei 


auf einige ausgewählte Punkte, welche nach unserer Erfahrung für die Praxis 


von besonderer Bedeutung sind. 


1. PRÄZISIERUNG DER MELDEPFLICHTEN IM OBLIGATIONEN-


RECHT 


Die Praxis hat gezeigt, dass die Regeln zur Transparenz bei Gesellschaften im 


Obligationenrecht, soweit sie den wirtschaftlich Berechtigten betreffen, viele 


Fragen aufwerfen. Banken können sich bei der Umsetzung der Bestimmungen 


des Geldwäschereigesetzes auf die VSB 2016 und den dazu veröffentlichten of-


fiziellen Kommentar stützen. Gesellschaften müssen demgegenüber einen ein-


zigen Satz im Obligationenrecht interpretieren und auf den jeweiligen Sachver-


halt anwenden. Den Rechtsunterworfenen dient die VSB 2016 nur sehr einge-


schränkt als Hilfestellung bei der Auslegung, weichen doch die Wortlaute der 


relevanten Bestimmungen voneinander ab. Es gibt auch keine Aufsichtsbehör-


de, an welche sich die Gesellschaften und ihre Aktionäre wenden könnten. 


   


Per Email an: 


vernehmlassungen@sif.admin.ch 


Eidgenössisches Finanzdepartement EFD 


Staatssekretariat für Internationale Finanzfragen 


 
 


Dr. Jana Essebier 


Rechtsanwältin 


Tel +41 58 211 34 09 


jana.essebier@vischer.com 


www.vischer.com 


 


Eingetragen im 


Anwaltsregister des 


Kantons Zürich 


 


Dr. Stefan Grieder 
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Wann es jemals erste Gerichtsentscheide zu den umstrittenen Fragen gibt, ist 


nicht absehbar.  


Wir regen daher an, die Revision als Chance zu nutzen, die bestehende Be-


stimmung im Obligationenrecht zu präzisieren. Unseres Erachtens wäre eine 


Präzisierung auf Verordnungsstufe zu begrüssen. Jedenfalls, wenn tatsächlich 


eine Strafbestimmung eingeführt wird, dann ist diese Präzisierung unseres Er-


achtens zwingend, um dem Legalitätsprinzip gerecht zu werden. 


Wenn eine Strafbestimmung eingeführt wird, dann sollte sie von der Einführung 


einer gesetzlichen Definition des wirtschaftlich Berechtigten begleitet sein, die 


dem Legalitätsprinzip gerecht wird.  


2. PFLICHT, EIN SCHWEIZER BANKKONTO ZU ERÖFFNEN 


Zwar kann davon ausgegangen werden, dass die Mehrheit der von der neuen 


Bestimmung erfassten Gesellschaften bereits heute über eine Kontoverbindung 


bei einer schweizerischen Bank verfügt. Dennoch scheint die vorgeschlagene 


Massnahme dem Schweizer Recht wesensfremd und könnte die Kundenbezie-


hung zwischen Banken und Unternehmen belasten.  


Hinzu kommt, dass eine Pflicht, ein Schweizer Bankkonto zu eröffnen, voraus-


setzt, dass für Banken auch grundsätzlich eine Pflicht besteht, solche Konten zu 


eröffnen. Die zunehmenden Compliance-Anforderungen führen dazu, dass es 


für bestimmte Unternehmen immer schwieriger wird, Geschäftskonten zu eröff-


nen oder Banken hierfür erhebliche Gebühren verlangen. Der Gesetzgeber 


müsste daher präzisieren, welche Banken verpflichtet sein sollen, Geschäfts-


konten zu eröffnen, wann diese Banken im Ausnahmefall die Eröffnung verwei-


gern können und welche Gebühren sie für eine Kontoeröffnung verlangen dür-


fen.  


 


Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Vernehmlassung und für die Berück-


sichtigung unserer Überlegungen. Für zusätzliche Erläuterungen und Diskussio-


nen stehen wir gerne zur Verfügung. 


Mit freundlichen Grüssen 


 


Dr. Jana Essebier     Stefan Grieder 


 


 


  


  


  


 








 


 Staatssekretariat für internationale 
Finanzfragen SIF 
Frau Dr. Brigitte Hofstetter 
Bundesgasse 3 
3003 Bern 
vernehmlassungen@sif.admin.ch 


 


Datum  24. April 2018 
Kontaktperson  Lukas Aebi 
Direktwahl  061 206 66 26 
E-Mail  l.aebi@vskb.ch 


 


Stellungnahme des VSKB zur Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum über 
die Transparenz juristischer Personen und den Informationsaustausch 
 


Sehr geehrte Frau Hofstetter 
 
 
Gerne nutzen wir die Gelegenheit, unsere Positionen zur am 17. Januar 2018 eröffneten 
Vernehmlassung zur Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum über die Transparenz 
juristischer Personen und den Informationsaustausch einzubringen. 
 
Vorab fassen wir die aus unserer Sicht besonders wichtigen Anliegen wie folgt zusammen:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Unsere Kommentare sind einerseits thematisch (I. Allgemeine Anmerkungen) und in 
chronologischer Abfolge (II. Zu einzelnen Bestimmungen) gegliedert.  


1. Die durch die geplante Kontopflicht erfolgende Delegation der Durchsetzung der 
Melde- und Verzeichnisführungspflichten betreffend Aktionäre bzw. 
Stammanteilsinhaber sowie der an Aktien oder Stammanteilen wirtschaftlich 
Berechtigten vom Staat an die Banken ist abzulehnen (kein Kontrahierungszwang).  
 
2. Die neuen Strafnormen sind sorgfältig daraufhin zu prüfen, ob sie überhaupt 
notwendig sind. Dabei sind insbesondere die Verhältnisse und Bedürfnisse der KMU zu 
berücksichtigen.   
 
3. Die neuen Regeln zur Steueramtshilfe sind zur Schaffung von Rechtsklarheit und 
Rechtssicherheit verbindlicher zu Lasten der ersuchenden Behörde zu formulieren. 
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I. Allgemeine Anmerkungen 
 
1. Wir begrüssen den gesetzgeberischen Vorstoss zur Schaffung von mehr Transparenz 


von juristischen Personen. 
 
2. Die neue Regelung muss aber etablierte rechtsstaatliche Grundsätze und Eckpfeiler 


einhalten und darf unter anderem nicht die Banken zum Kontrollorgan für die Pflichten 
von natürlichen und juristischen Personen für die Erfüllung ihrer zivilrechtlichen 
Pflichten umfunktionieren. 


 
 
 
II. Zu einzelnen Bestimmungen 
 


A. Obligationenrecht (OR) 


 
Es sind für uns keine zwingenden Gründe ersichtlich, wieso die Inhaberaktie weiterhin 
aufrecht erhalten werden sollte. Eine vollständige Abschaffung wäre folglich der 
konsequenteste Weg. Die Betroffenheit vieler kleiner und mittelgrosser Betriebe ist uns 
bewusst. Aus diesem Grund sollte über eine Milderung auf der Kostenseite während einer 
gewissen Zeit nachgedacht werden (zum Beispiel bei den Gebühren für 
Handelsregisterämter und beamtete Notariate). Dadurch werden die Kosten nicht 
automatisch den Klein- und Mittelbetrieben auferlegt und die kostenmässige Belastung durch 
eine Umwandlung von Inhaber- in Namensaktien abgefedert. Als Überbrückungszeit wären 
etwa drei Jahre denkbar. 
 
Demzufolge ist Art. 622 Abs. 1 neu wie folgt zu formulieren (Streichungen gegenüber der 
gegenwärtig in Kraft stehenden Fassung in rot): 
 
 
 
 
 
 
 
Der neu eingefügte Abs. 2bis wäre bei einer umfassenden Abschaffung der Inhaberaktie 
ebenfalls zu streichen. Der Begriff «Inhaberaktie» müsste zudem in Abs. 2ter gestrichen 
werden. 
 
Zur Verdeutlichung, dass auch Inhaber-Partizipationsscheine von der Abschaffung betroffen 
sind (vgl. Art. 656a Abs. 2 OR), wäre u.E. ein entsprechender Hinweis in den Materialien 
hilfreich. 
 


«1 Die Aktien lauten auf den Namen oder auf den Inhaber. Als Bucheffekten im Sinne des 
Bucheffektengesetzes vom 3. Oktober 2008 ausgegebene Aktien werden aktienrechtlich 
entweder als Namen- oder Inhaberaktien ausgestaltet.» 


Art. 622 Abs. 2 und 3 sind aufzuheben.  
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Zu Art. 697i ff. OR 
 
Mit der Abschaffung von Inhaberaktien bei nicht börsenkotierten Gesellschaften wird die – 
erst vor zwei Jahren eingeführte – Meldepflicht des Erwerbs von Inhaberaktien hinfällig. 
Damals war vorgesehen, dass keine Meldepflicht bestehen soll, wenn die Inhaberaktien als 
Bucheffekten ausgestaltet sind (Art. 697i Abs. 4 OR; vgl. Art. 23a BEG). Die Motivation für 
diese Regelung bestand darin, dass über die Verwahrkette die Identität des Aktionärs in 
Erfahrung gebracht werden kann. Entsprechend wurde in Art. 23a BEG eine Pflicht der 
Zentralverwalterin (SIX) eingeführt, die nachgelagerten Verwahrstellen zu einer Weiterleitung 
der Aktionärsidentität auf Anfrage verpflichtet.  
 
In der Praxis hat diese Meldepflicht regelmässig Schwierigkeiten bereitet. Mit dem 
vorliegenden Gesetzesentwurf würde die Inhaberaktie für nicht börsenkotierte Gesellschaften 
abgeschafft. Sollte nicht wie in dieser Stellungnahme weiter unten vorgeschlagen (siehe die 
Ausführungen zu Art. 958 OR), ein öffentliches Register geschaffen werden um mehr 
Transparenz zu schaffen, soll die Information der Behörden neu dadurch sichergestellt 
werden, dass diese in das Aktienbuch Einsicht nehmen können (Art. 686 Abs. 6 E-OR). 
 
Mit diesen neuen Mechanismen wird das Meldesystem für Inhaberaktien ganz hinfällig. 
Entsprechend sind im Falle der Abschaffung der Inhaberaktie nicht nur Art. 697i und Art. 697k 
OR zu streichen, sondern ebenfalls auch Art. 697j Abs. 3 OR und Art. 23a BEG anzupassen. 
 
Zu Art. 731b Abs. 1 Ziff. 4 OR 


 
Angesichts der potentiell weitreichenden Rechtsfolgen bei «nicht rechtmässiger» Führung der 
Verzeichnisse sollte der Begriff der «nicht rechtmässigen Registerführung» präzisiert werden. 
Dies kann u.E. auch anhand entsprechender Erläuterungen in den Materialien geschehen. 
 
Allenfalls könnte die Klagebefugnis auf weitere Fälle von Organisationsmängeln ausgedehnt 
werden, insbesondere bei mangelnder Umsetzung der Aufhebung der Inhaberaktien (siehe 
Kommentar zu den Übergangsbestimmungen weiter unten). 
 
Zu Art. 958g OR 
 
Die Verpflichtung von Unternehmen, für eine bestimmte Person ein Bankkonto zu führen, 
widerspricht vorab zahlreichen anderweitigen gesetzlichen Pflichten der Banken. So sind 
Finanzinstitute nach bankenaufsichtsrechtlichem Risikomanagement und nach den Regeln 
des Geldwäschereigesetzes verpflichtet, in bestimmten Fällen eine Kundschaftsbeziehung 
gar nicht zu eröffnen oder nachträglich wieder aufzuheben.  
 
Darüber hinaus stellt eine solche «Kontopflicht» aber ganz generell einen 
unverhältnismässigen Eingriff in die verfassungsmässig verankerte Wirtschaftsfreiheit der 
Unternehmen und in die damit in einem untrennbaren Zusammenhang stehende 
privatrechtliche Vertragsfreiheit der Banken dar. Die Einführung eines solchen 
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«Pflichtkontos» würde im Ergebnis dazu führen, dass Banken die Eröffnung einer 
Kundenbeziehung mit Unternehmen nicht mehr verweigern könnten. Somit stellt eine 
Kontopflicht einen sachlich nicht gerechtfertigten Kontrahierungszwang beziehungsweise 
einen mindestens schon mit dem verfassungsmässig zu wahrenden Grundsatz der 
Verhältnismässigkeit nicht zu vereinbarenden Grundrechtseingriff dar. 
 
Letztlich zielt die Bestimmung darauf ab, staatliche Überwachungsfunktionen 
entschädigungslos auf private Rechtssubjekte zu übertragen. Dies ist abzulehnen, zumal es 
hier um privatrechtliche Pflichten privater Rechtssubjekte geht.  
 
Gestützt auf eine solche Kontopflicht hätten die Banken weitgehende Pflichten zur indirekten 
Kontrolle der Melde- und Verzeichnisführungspflichten. Sie könnten diese gegenüber den 
kontoeröffnenden Unternehmen jedoch gar nicht durchsetzen. Gestützt auf die 
uneingeschränkte Kontopflicht wäre sogar fraglich, ob eine Bank in solchen Fällen die 
Kontobeziehung zu einem Unternehmen überhaupt nachträglich auflösen könnte. Die durch 
die geplante Kontopflicht der Banken beabsichtigte indirekte Kontrolle ist somit untauglich 
und schafft Rechtsunsicherheit. Geeigneter sind vielmehr die neu vorgesehenen 
strafrechtlichen Normen unter dem Vorbehalt der untenstehenden Ausführungen (vgl. unten 
Abschnitt zum Strafgesetzbuch). Mit diesen neuen Vorschriften kann die Einhaltung der 
zivilrechtlichen Pflichten nach Art. 697i und 697j OR sowie derjenigen der Gesellschaft nach 
Art. 697l OR (vgl. dazu auch die Parallelnormen für die GmbH etc.) ohne eine Delegation an 
private Rechtssubjekte sichergestellt werden. Dazu braucht es keine Kontopflicht.  
 
 
 
 
Sollte entgegen unserer Forderung dennoch daran festgehalten und die zivilrechtlichen 
Sanktionen sowie die neu geplanten strafrechtlichen Sanktionen zur Durchsetzung der 
Melde- und Verzeichnisführungspflichten als nicht ausreichend erachtet werden, so wäre die 
zusätzliche Kontrolle auf Stufe der Handelsregister, also auf staatlicher Stufe, anzusiedeln. 
Dies würde auch die KMU von einer eigenen Registerführung entlasten, welche neu massiv 
umfangreicher wäre als der bisher gesetzlich geforderte und in der Praxis bewährte Rahmen. 
Die Schweiz als «Land der KMU» (98% aller Schweizer Unternehmen haben weniger als 10 
Mitarbeitende) muss sorgfältig darauf achten, diesen für die Schweizer Volkswirtschaft 
äusserst wertvollen Wirtschaftssektor nicht unnötigerweise mit umfassenden Register- und 
Meldepflichten zu belasten und damit dessen Existenz zu gefährden. Für den Einsatz der 
Handelsregister spricht auch die dadurch erreichte Angleichung an die GmbH in Bezug auf 
die Transparenz. Für grössere, nicht kotierte Unternehmen (AG oder GmbH) könnte die 
Regel eingeführt werden, mittels Opting out-Erklärung die Register selbst zu führen. Der 
Verkehr zwischen Handelsregister und Gesellschaft müsste mit Blick auf die Bedürfnisse von 
KMU vom Prinzip eines vernünftigen Ermessensspielraums geprägt sein. Dies könnte 
bedeuten, dass z.B. mit Bezug auf das Recht des Handelsregisters, mangels Umwandlung 
eine Rückweisung zu verfügen, «Kann»-Vorschriften festgelegt werden.  


Wir fordern, dass Art. 958g OR ersatzlos gestrichen wird. 
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Der Nachweis über ein ordnungsgemäss geführtes Register inklusive Nachweis der 
wirtschaftlich Berechtigten wäre sachlogisch der Revisionsstelle zu übertragen.  
 
Eine Lösung der vorstehend skizzierten Art würde auch der im internationalen Bereich 
vorherrschenden Funktionszuteilung entsprechen. Wie im Erläuterungsbericht ausgeführt, 
führt in rund der Hälfte der europäischen Staaten das Handelsregisteramt ein Verzeichnis 
über das Aktionariat der Gesellschaften (vgl. Erläuternder Bericht, S. 11). Zu den am Ende 
des entsprechenden Abschnitts erwähnten hohen Kosten ist anzumerken, dass dieses 
Problem nicht damit «gelöst» werden kann, dass diese Kosten einfach auf die Privatwirtschaft 
überwälzt werden. 
 
Eine Kontoführungspflicht ist demgegenüber auch im internationalen Vergleich weitestgehend 
unbekannt. Einzig Indien scheint eine ähnliche Rechtsfigur zu kennen (vgl. Erläuternder 
Bericht, S. 18). Gerade die Rechtsordnung Indiens folgt aber in mancherlei Hinsicht ganz 
anderen Regeln als den in Kontinentaleuropa etablierten und bewährten Regeln.  
 
Zu Art. 2 bis 4 ÜBest OR 
 
Die Umwandlung von Inhaberaktien von Gesellschaften ohne börsenkotierte Aktien in 
Namenaktien unmittelbar bei Inkrafttreten des Gesetzes erachten wir als nicht notwendigen 
und entsprechend unverhältnismässigen Eingriff in die Organisationsautonomie der 
Unternehmen.  
 
U.E. wäre den Aktiengesellschaften eine angemessene Übergangsfrist von 2 bis 3 Jahren zu 
gewähren, um ihre Organisation an die neuen Bestimmungen anzupassen. Bei 
Gesellschaften, welche nach Ablauf dieser Frist die erforderlichen Anpassungen nicht 
vorgenommen haben, könnte eine Registersperre, wie sie ähnlich in Art. 4 Abs. 2 ÜBest OR 
des Entwurfs vorgesehen ist, zur Anwendung kommen (wobei u.E. jede Änderung des 
Registers abgelehnt werden sollte, um das Instrument griffiger zu machen). Denkbar wäre 
auch eine Ausweitung der Klagebefugnis des Handelsregisterführers gem. Art. 731b OR auf 
diese Sachverhalte. 
 
Demzufolge ist Art. 2 und Art 3 ÜBest OR zu streichen. Art. 4 ÜBest OR wird entsprechend 
zu Art. 2 ÜBest OR und ist neu wie folgt zu formulieren (Änderungen in rot): 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


«1 Die Gesellschaften, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderung vom … im 
Handelsregister eingetragen sind und deren Statuten dem neuen Recht nicht entsprechen, 
müssen diese bei der nächsten Statutenänderung, jedoch spätestens zwei Jahre bis 
spätestens drei Jahre nach Inkrafttreten des neuen Rechts an dieses anpassen. 


2 Das Handelsregisteramt weist Nach Ablauf der Frist gemäss Abs. 1 weist das 
Handelsregisteramt jede Anmeldung zur Eintragung einer Änderung anderen 
Statutenänderung in das Handelsregister zurück, solange diese Anpassung nicht 
vorgenommen worden ist.  
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B. Strafgesetzbuch (StGB) 
 
Zu Art. 327 StGB  
 
Die Meldepflichten von Art. 697j Abs. 1 und 790a Abs. 1 OR gemäss Art. 327 lit. a StGB 
mit einer Strafandrohung zu versehen, ist ein verständliches Anliegen, da die bisher 
vorgesehenen zivilrechtlichen Sanktionen gemäss Art. 697m und 790a OR offensichtlich 
nicht die ausreichende Wirkung gebracht haben.  
 
Trotz Verständnis für die Einführung der ergänzenden strafrechtlichen Sanktionen im Bereich 
der Melde- und Verzeichnisführungspflichten, erachten wir es als zu weitgehend und 
unverhältnismässig, die Verletzung der Pflicht, Änderungen an der Adresse des wirtschaftlich 
Berechtigten zu melden (Art. 327 lit. b StGB), unter Strafe zu stellen.  
 
 
 
 
 
 
 
Zu Art. 327a StGB 
 
Die Pflicht zur Führung der jeweiligen Verzeichnisse mit einer Strafandrohung zu 
versehen, ist begrüssenswert. Andernfalls bliebe der Verstoss gegen die Regelung 
praktisch ohne Konsequenzen. Die Strafandrohung wird dazu führen, dass diese Pflicht 
flächendeckend eingehalten wird.  
 
Auch mit Blick auf diese aus unserer Sicht im Grundsatz sinnvollen Strafnormen ist es 
weder notwendig noch sinnvoll, den Banken mit der Kontopflicht eine indirekte Kontrolle 
der Melde- oder Verzeichnisführungspflichten aufzuerlegen (vgl. oben die Ausführungen 
zur Konto- und Überwachungspflicht unter Abschnitt Obligationenrecht).  
 


C. Steueramtshilfegesetz (StAHiG) 


 
Zu Art. 15 Abs. 3 StAHiG 
 
Die neu vorgeschlagenen Regeln zur Steueramtshilfe würden einen bedeutenden Rückschritt 
in Bezug auf die Rechte der Betroffenen darstellen. Insbesondere die Tatsache, dass der 
anfragende Staat die Einsicht in sein Amtshilfeersuchen verweigern könnte, stellt eine 


3 Nach Ablauf der Frist nimmt das Handelsregisteramt die erforderlichen Änderungen der 
Eintragung von Amtes wegen vor gemäss Abs. 1 können beim Gericht gemäss Art. 731b 
Abs. 1 Ziff. 5 OR die erforderlichen Massnahmen beantragt werden.» 


Wir fordern, dass diese Bestimmung gestrichen wird. Dies nicht zuletzt auch mit Blick auf 
die Risiken für betroffene KMU beziehungsweise für die Mitarbeitenden dieser KMU, die 
sich mit unverhältnismässigen Haftungsrisiken, etwa in arbeitsrechtlicher Hinsicht, 
konfrontiert sehen würden. 
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entscheidende Schwächung des Rechtsschutzes der Betroffenen dar – das 
verfassungsmässige Recht auf Akteneinsicht wird damit u.E. unzulässig eingeschränkt. Die 
betroffene Person ist die einzige Partei, welche die Leistung von Amtshilfe im Lichte des 
jeweils anwendbaren Doppelbesteuerungsabkommens genau beurteilen und einer 
richterlichen Prüfung zuführen kann. Zum Zwecke der umfassenden Überprüfung ob erstens 
das Amtshilfeersuchen dem anwendbaren Doppelbesteuerungsabkommen entspricht und 
zweitens, ob das Amtshilfeersuchen in der an die Informationsinhaberin gerichteten 
Editionsverfügung korrekt umgesetzt wird, muss die betroffene Person zwingend in das 
Ersuchen Einblick nehmen können. Das rechtliche Gehör muss gewahrt bleiben. 
 
Für die Korrespondenz zwischen den Behörden ist die Sachlage anders zu gewichten, weil 
dieser Austausch von Beginn weg einen informellen Charakter hat und das öffentliche 
Geheimhaltungsinteresse grundsätzlich hier etwas höher zu gewichten ist. 
 
Wir schlagen zur Stärkung des rechtlichen Gehörs der betroffenen Person für Art. 15 Abs. 3 
StAHiG folgende Streichung vor (Änderungen in rot): 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Art. 18a StAHiG 


 
Die Systematik dieser Bestimmung ist aus unserer Sicht missglückt. Gerade im 
strengrechtlichen, vom Legalitätsprinzip geprägten Steueramtshilferecht müssen klare 
Begriffe verwendet und eindeutige Regeln statuiert werden. Dies ist im Entwurf leider nicht 
der Fall.   
 
Die Aufzählung «Personen, einschliesslich Verstorbener, Sondervermögen oder andere 
Rechtseinheiten (Parteien)» in Abs. 1 ist inhaltlich auslegungsbedürftig und ausufernd. 
Wegen dem sehr breiten Feld der aufgezählten «Rechtseinheiten» fehlt letztlich jede 
sachliche Eingrenzung. Eine sachliche Eingrenzung muss mindestens dahingehend 
stattfinden, dass die Rechtseinheit nach dem Recht des ersuchenden Staates 
Rechtspersönlichkeit aufweist.  
 
Der in Abs. 2 statuierte Grundsatz zur Partei- und Prozessfähigkeit ist zwar im Kern richtig. 
Dieser bleibt aber ohne operationalisierbare Regelung im Raum stehen.  
 
Gestützt auf die gewählten Formulierungen in Abs. 1 und 2 könnte die ersuchende 
ausländische Behörde in jedem einzelnen Fall behaupten, die fragliche «Rechtseinheit» 
weise nach dem Recht des ersuchenden Staates Rechtspersönlichkeit auf und sei 
vertretungsfähig. Weder den Schweizer Behörden noch den betroffenen Schweizer Parteien 


«3 Einsicht in das Ersuchen und in die Korrespondenz mit der ausländischen Behörde 
gewährt die ESTV nur, wenn die ausländische Behörde damit einverstanden ist. 
Andernfalls informiert sie die beschwerdeberechtigte Person über deren wesentlichen 
Teile.» 
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ist es zumutbar, dies anstelle der ersuchenden Behörde abzuklären. Denn je nach 
Rechtsordnung können bspw. die Verhältnisse durchaus unklar oder äusserst kompliziert 
sein. So könnten solche Anfragen mangels ausdrücklicher und eindeutiger gesetzlicher 
Regelung von hoher Rechtsunsicherheit geprägt sein. Demzufolge ist die Regelung 
dahingehend zu präzisieren, dass der ersuchende Staat selbst nachzuweisen hat, dass die 
betroffene «Rechtseinheit» nach dem Recht des ersuchenden Staates sowohl 
Rechtspersönlichkeit aufweist als auch vertretungsberechtigt ist. 
 
Demzufolge sind Art. 18a Abs. 1 und 2 StAHiG mit einem zusätzlichen Abs. 3 wie folgt zu 
präzisieren: 
 
 
 
 
 
 
 


 
Der aktuelle Abs. 3 des Entwurfes wird demzufolge neu zu Abs. 4.  
 
 
Wir bedanken uns für die wohlwollende Prüfung unserer Kommentare und Anliegen. 
 
Für allfällige Rückfragen oder eine vertiefte Erörterung unserer Stellungnahme, auch im 
Rahmen einer Sitzung, stehen wir Ihnen selbstverständlich jederzeit gerne zur Verfügung.  
 
 
 
 
Freundliche Grüsse 
 
Verband Schweizerischer Kantonalbanken 
 
 
 
 
 
 
 
Hanspeter Hess     Dr. Adrian Steiner 
Direktor     Leiter Public Affairs 


«3 Die ersuchende Behörde hat in ihrem Begehren nachzuweisen, dass die betroffene 
Rechtseinheit nach dem Recht des ersuchenden Staates sowohl Rechtspersönlichkeit im 
Sinne von Abs. 1 aufweist als auch im Sinne von Abs. 2 vertretungsberechtigt ist. Ohne 
diese Nachweise ist auf das Begehren nicht einzutreten.» 
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Zürich, 24. April 2018 


 


Vernehmlassung zur Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum über die Trans-
parenz juristischer Personen und den Informationsaustausch im Bericht zur Phase 2 
der Schweiz vom 17. Januar 2018 


 


Sehr geehrter Herr Bundesrat Maurer 
Sehr geehrte Damen und Herren 


 


Gerne erlauben wir uns, Ihnen hiermit unsere Stellungnahme zum vorgesehenen Erlass 
des Bundesgesetzes zur Umsetzung von Empfehlungen des Global Forum über die Trans-
parenz juristischer Personen und den Informationsaustausch für Steuerzwecke einzu-
reichen. Für Ihre wohlwollende Entgegennahme bedanken wir uns im Voraus. 


Die nachfolgenden Ausführungen geben nicht die offizielle Meinung der Walder Wyss AG 
wieder, sondern entsprechen in erster Linie den Ansichten der Verfasser. Sie reflektieren 
jedoch auch Gespräche mit Partnern und Anwälten der Walder Wyss AG und anderen 
praktizierenden Spezialisten auf dem Gebiet des Gesellschaftsrechts. 


Für Ihren grossen Arbeitsaufwand und Ihr Bemühen, zeitgemässe Rechtsgrundlagen zu 
schaffen, möchten wir vorab bestens danken. Ihre ausserordentliche Leistung verdient 
Anerkennung. 


Nach Sichtung des Entwurfs (d. h. insbesondere des Entwurfs zur Revision des Obligatio-
nenrechts [E-OR] sowie des Strafrechtgesetzbuchs [E-StGB]) möchten wir einerseits 
zentrale Änderungsvorschläge zu ausgewählten aktuellen Gesetzesbestimmungen im 
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Obligationenrecht (zu Art. 697j und Art. 697m OR) aufgreifen, andererseits das vorge-
schlagene Revisionsvorhaben (beschränkt auf ausgewählte Vorschläge) gerne wie folgt 
kommentieren: 


 


Ad Art. 327 und Art. 327a E-StGB bzw. Art. 697j und Art. 697m OR 


A. Einleitung / Problemstellung 


Die Vernehmlassungsvorlage sieht vor, dass die Verletzung der Pflicht zur Meldung der 
wirtschaftlich berechtigten Person gemäss Art. 697j Abs. 1 OR (SR 220) oder der Ände-
rungsmeldungspflicht gemäss Art. 697j Abs. 2 OR mit Busse bestraft wird (Art. 327 lit. a   
E-StGB). 


Neu soll gemäss Vernehmlassungsvorlage auch der Verwaltungsrat der Aktiengesell-
schaft, welcher das Verzeichnis über die der Aktiengesellschaft gemeldeten wirtschaftlich 
berechtigten Personen «nicht korrekt führt», mit Busse bestraft werden (Art. 327a lit. a  
E-StGB). Das Ausgeführte und die folgenden Ausführungen gelten mutatis mutandis auch 
für Erwerber von GmbH-Stammanteilen und die Geschäftsführer der GmbH, da diese 
ebenfalls von den Strafbestimmungen erfasst sind (Art. 327 lit. b und Art. 327a lit. b E-
StGB). 


Die Revisionsbestrebungen sind in der gegenwärtig geplanten Form unserer Auffassung 
nach klar abzulehnen. 


Hervorzuheben ist in erster Linie, dass die Verfehlungen nicht strafwürdig sind. Die Unter-
lassung einer zivilrechtlich begründeten Meldepflicht und Buchführung kann ohne Weite-
res auch mit zivilrechtlichen Mitteln sanktioniert werden. Das entspricht bereits heute der 
Rechtslage bei den allermeisten gesellschaftsrechtlichen Pflichten (z. B. Art. 753 oder 
Art. 754 OR). Bereits die aktuellen Rechtsfolgen bei Nichteinhaltung der Meldepflichten 
gemäss Art. 697i f. OR (festgehalten in Art. 697m Abs. 1-3 OR) gehen sehr weit und entfal-
ten ihre gewünschte abschreckende Wirkung (insbesondere die Verwirkung der Vermö-
gensrechte nach Art. 697m Abs. 3 OR). Die Ausdehnung des Tatbestands (Art. 697m 
Abs. 1-3 OR) und insbesondere die Erweiterung der Sanktionsmittel erscheinen daher 
bereits aus grundsätzlichen Überlegungen als unverhältnismässig. 


Darüber hinaus sind wir der Auffassung, dass die Revisionsvorschläge das Prinzip nulla 
poena sine lege certa verletzen. Strafrechtliche Normen müssen bestimmt sein, so dass 
der Bürger sein Verhalten danach richten und die Folgen eines bestimmten Verhaltens 
mit einem den Umständen entsprechenden Grad an Gewissheit erkennen kann (vgl. dazu 
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z. B. BGE 138 IV 13 E. 4.1 S. 20). Zwar dürften Art. 327 und Art. 327a E-StGB hinreichend 
bestimmt sein. Nur: Die Handhabung der beiden strafrechtlichen Artikeln zugrundelie-
genden privatrechtlichen Norm (Art. 697j OR) ist seit deren Inkraftsetzung am 1. Juli 2015 
unklar geblieben und es besteht grosse Unsicherheit in der Praxis, wie die Bestimmung 
anzuwenden ist. So ist unklar, was unter Erwerb i. S. v. Art. 697j Abs. 1 OR zu verstehen 
ist, wer als wirtschaftlich berechtigte Person an den erworbenen Aktien i. S. v. Art. 697j 
Abs. 1 OR zu melden ist und welches die Pflichten des Verwaltungsrats gemäss Art. 697m 
Abs. 4 OR im Zusammenhang mit der Ausübung von Aktionärsrechten sind. 


Fazit: Die Einführung einer Strafbestimmung ist im Bereich von Art. 697j OR unnötig und 
unverhältnismässig. 


Ungeachtet dessen müsste Art. 697j OR überarbeitet und die offenen Fragen der Praxis 
und Doktrin beseitigt werden. Die Überarbeitung von Art. 697j OR könnte im Rahmen 
dieser Gesetzesrevision erfolgen. Nachstehend werden einige der ungeklärten Punkte 
aufgegriffen und Vorschläge für eine Revision von Art. 697j OR gemacht. 


B. Ungeklärte Fragen im Zusammenhang mit Art. 697j OR 


1. Was ist ein «Erwerb» i. S. v. Art. 697j OR? 


a. Problemstellung 


Unserer Ansicht nach ist die aktuelle Fassung von Art. 697j OR betreffend den Er-
werbsbegriff konkretisierungsbedürftig. Gegenwärtig sind in der juristischen Literatur 
und in der Beratungspraxis betreffen den Erwerbsbegriff nach Art. 697j OR insbeson-
dere folgende Punkte ungeklärt: 


Es besteht Rechtsunsicherheit darüber, ob unabhängig von einem Eigentumserwerb 
auch (i) Nutzniessungen, (ii) Kauf- und Verkaufsoptionen, (iii) Wandelrechte, (iv) 
Pfandrechte und (v) asymmetrische Kapitalherabsetzungen eine Meldepflicht nach 
Art. 697j OR auslösen können. 


b. Stellungnahme 


Unserer Auffassung nach ist im Einklang mit der Mehrheit der juristischen Literatur 
(v. a. unter anderem GNOS/HOHLER, Gesellschaftsrecht – Entwicklungen 2015, njus.ch, 
S. 22; GERICKE/KUHN, Neue Meldepflichten bezüglich Aktionären, Gesellschaftern und 
wirtschaftlich Berechtigten – die «société anonyme» ist Geschichte, AJP 2015, S. 849-
867, S. 854; VISCHER/GALLI, Praxisorientierter GAFI-Leitfaden, WEKA Business Dossier, 
S. 5 und 8 ff.; FACINCANI/SUTTER, Meldepflichten des Aktionärs bei privaten Aktienge-
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sellschaften – Auf dem Weg zum gläsernen Aktionär?, S. 216-219, S. 218) rein auf den 
sachenrechtlichen Eigentumserwerb abzustellen. Entsprechend sollte unseres Erach-
tens nur der Eigentumserwerb, d. h. der Erwerb des dinglichen Vollrechts, eine Mel-
depflicht gemäss Art. 697j OR auslösen können. Die Errichtung von Nutzniessungen 
und die Einräumung von Kauf- und Verkaufsoptionen, Wandelrechten, Pfandrechten 
usw. stellen hingegen mangels Erwerbs der Eigentümerstellung an den erworbenen 
Aktien keinen meldebegründenden Erwerb i. S. v. Art. 697j OR dar. 


2. Was ist ein Erwerb «in gemeinsamer Absprache»? 


a. Problemstellung 


Wann genau Personen in gemeinsamer Absprache i. S. v. Art. 697j OR handeln, ist in 
der juristischen Doktrin weitgehend ungeklärt. Einerseits ist der Kreis der an der Ab-
sprache beteiligten Personen umstritten, andererseits sind die Anforderungen an die 
Art und Weise der Absprache (anders als im Börsenrecht in Art. 12 Abs. 1 FinfraV-
FINMA [SR 958.111]) unbestimmt:  


‒ Der Gesetzeswortlaut impliziert, dass eine Absprache zwischen den Aktionären 
stattfinden muss, wohingegen das börsenrechtliche Verständnis desselben Be-
griffs auch Absprachen zwischen wirtschaftlich berechtigten Personen umfasst, 
welche keine Aktionäre sind. 
 


‒ In der Beratungspraxis stellt sich zudem die Frage, ob sich die Absprache auf 
den Erwerb von Aktien beziehen muss, oder (ebenfalls in Anlehnung an das 
Börsenrecht) auch im Hinblick auf die gemeinsame Kontrolle getroffen werden 
kann. 
 


‒ Weiter ist ungeklärt, ob der Erwerb in gemeinsamer Absprache mittels dessel-
ben Rechtsgeschäfts erfolgen muss oder ob – wie die Mehrzahl der Autoren in 
der juristischen Literatur der Auffassung ist (vgl. unter anderem CHK-SPOERLÉ, 
Personengesellschaften und Aktiengesellschaft – Vergütungsverordnung, 
3. Aufl, Zürich/Basel/Genf 2016, Art. 697j N 21 f.; BSK OR II-DETTWILER/HESS, 
5. Aufl., Basel 2016, Art. 697j N 26 ff.) – betreffend die Art und Weise der Ab-
sprache grundsätzlich auf den börsenrechtlichen Begriff abzustellen ist und 
somit eine bewusste Verhaltensabstimmung von gewisser Intensität bezogen 
auf den Erwerb, sei es ausdrücklich oder konkludent, genügt, um eine Melde-
pflicht auszulösen. 
Das Bundesgericht statuiert in seiner in BGE 130 II 530 begründeten Rechtspre-
chung für das börsenrechtliche Verständnis dieses Begriffs, dass für eine abge-
stimmte Handlungsweise entscheidend ist, «dass die Aktionäre zwecks Errei-
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chen eines gemeinsamen Ziels zusammenwirken, hierfür gemeinsam Mittel und 
Kräfte zur Verfügung stellen und ihre Einzelinteressen dem Gesamtinteresse der 
Gruppe unterordnen» (E. 6.4.2, Hervorhebung durch die Autoren hinzugefügt). 
Damit legt das Bundesgericht die unbestimmten Rechtsbegriffe Handeln «in 
gemeinsamer Absprache» oder als «organisierte Gruppe» mittels der Struktur-
merkmale der einfachen Gesellschaft aus, so dass auch Aktionärbindungsver-
träge mit Stimmbindungen als Absprachen gelten. 


b. Stellungnahme 


In Übereinstimmung mit dem Wortlaut von Art. 697j Abs. 1 OR ist eine Gruppenbil-
dung gemäss dieser Bestimmung nur zwischen Aktionären möglich, d. h. jeder an der 
Absprache Beteiligte muss nach dem Erwerb mindestens eine (1) Aktie an der Gesell-
schaft, deren Aktien erworben wurden, halten, um der Meldepflicht nach Art. 697j 
Abs. 1 OR zu unterliegen. Diese Lösung ist deshalb stringent, weil die Aktionäre (nicht 
etwa die wirtschaftlich Berechtigten) der Meldepflicht nach Art. 697j OR unterliegen. 


Im Einklang mit der einhelligen Lehre ist nur von einer gemeinsamen Absprache i. S. v. 
Art. 697j Abs. 1 OR auszugehen, wenn diese im Zusammenhang mit dem Erwerb von 
Aktien getroffen wird. 


Darüber hinaus (insbesondere, weil das Börsenrecht Fragestellungen wie die oben ge-
nannten adressiert und zusätzlich in der Beratungspraxis auf die entsprechende 
Rechtsprechung Bezug genommen werden kann) bietet sich ein Gesetzesverweis auf 
Art. 12 Abs. 1 FinfraV-FINMA zur Konkretisierung von Art. 697j Abs. 1 OR an. In diesem 
Zusammenhang ist jedoch gesetzlich zu präzisieren, dass die Absprache bei Art. 697j 
Abs. 1 OR auf den Erwerb beschränkt ist und die zukünftige Kontrolle somit nicht um-
fasst. Entsprechend ist auch die Anlehnung an die Praxis zur offenlegungsrechtlichen 
Gruppe zu begrenzen: Ausschlaggebend ist einzig der gemeinsame Erwerb; Gruppen-
bildungen erst nach dem Erwerb lösen keine Meldepflicht nach Art. 697j OR aus. 


Bei der Gründung der Aktiengesellschaft ist zu unterscheiden: Vorbehältlich qualifizie-
render Umstände erwerben Minderheitsaktionäre (wobei solche Minderheitsaktionä-
re im Kontext von Art. 697j OR eine Beteiligung unter der 25 Prozent-Schwelle originär 
erwerben) nicht in gemeinsamer Absprache mit anderen Aktionären i. S. v. Art. 697j 
Abs. 1 OR Aktien, nur weil gemeinsam eine Aktiengesellschaft gegründet wird. Es 
müssen vielmehr zusätzliche, qualifizierende Umstände vorliegen. Die Aktionäre müs-
sen daher bereits bei der Gründung zwecks Erreichens eines gemeinsamen Ziels konk-
ret zusammenwirken und ihre Einzelinteressen dem Gesamtinteresse aller zeichnen-
den Aktionäre unterordnen wollen. Solche Umstände liegen unseres Erachtens 
beispielsweise dann vor, wenn die Aktionäre bereits im Zeitpunkt der Gründung einen 
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Aktionärbindungsvertrag mit Stimmbindungen eingehen oder zumindest konkret ein-
zugehen planen. Keine gemeinsame Absprache im Sinne von Art. 697j Abs. 1 OR liegt 
anlässlich einer Gründung vor, wenn die Gründer – ungeachtet der hierfür notwendi-
gen Koordination – gleichzeitig zeichnen, jedoch ihre Mitwirkungsrechte in der Gesell-
schaft (einschliesslich die Besetzung des Verwaltungsrats) darauffolgend rein nach ge-
sellschafrechtlichen Regeln und insbesondere nach Massgabe der jeweiligen 
Stimmkraft festzulegen planen. 


3. Kreis der meldebegründenden Anteile gemäss Art. 697j OR 


a. Problemstellung 


Weiter ist unklar, ob gestützt auf Art. 656a Abs. 2 OR (Anwendbarkeit der Bestimmun-
gen über Aktien auf Partizipationsscheine) auch der Erwerb von Partizipationsschei-
nen meldepflichtig ist. Falls dies bejaht wird, müsste konsequenterweise auch der Er-
werb von Genussscheinen (Art. 657 OR) eine Meldepflicht auslösen. 


b. Stellungnahme 


Da Inhaber von Partizipations- und Genussscheinen keine Kontrolle ausüben, sind sie, 
in Anlehnung an Artikel 2a Abs. 3 GwG (SR 955.0), von der Meldepflicht nach Art. 697j 
OR auszuschliessen. 


4. Wer ist die wirtschaftlich berechtigte Person gemäss Art. 697j OR? 


a. Problemstellung 


Art. 697j Abs. 1 OR auferlegt den Erwerbern von Inhaber- oder Namenaktien die 
Pflicht zur Meldung der an den erworbenen Aktien wirtschaftlich berechtigten natürli-
chen Person, wenn sie den Grenzwert von 25 Prozent des Aktienkapitals oder der 
Stimmen erreichen oder überschreiten. Das eigentliche Herzstück dieser Bestimmung, 
nämlich der Begriff der wirtschaftlich berechtigten Person, ist unklar. Dies hat in der 
Praxis zu Unsicherheiten geführt. Soweit ersichtlich besteht dazu auch keine Recht-
sprechung. 


Art. 697j Abs. 1 OR definiert die wirtschaftlich berechtigte Person als jene natürliche 
Person, für die der Erwerber letztendlich handelt. Unbestritten ist, dass an den er-
worbenen Aktien der Aktionär selbst oder ein Dritter wirtschaftlich berechtigt sein 
kann. Strittig resp. unklar ist, ob es sich bei der wirtschaftlich berechtigten Person 
gemäss Art. 697j OR lediglich um die sog. «Vermögensträgerin» ohne jegliche Kon-
trollmöglichkeit handelt, in dessen Vermögen sich der Erwerb letztlich auswirkt, oder 
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um diejenige Person, der letztlich die Kontrolle über die erworbenen Aktien zusteht. 
Zuweilen wird in der Lehre sogar die Ansicht vertreten, dass die beiden Kriterien ku-
mulativ erfüllt sein müssen (siehe dazu z. B. VISCHER/GALLI, Wer ist die wirtschaftlich 
berechtigte Person gemäss Art. 697j OR?, SJZ 2016, S. 481-492, 483). 


Im Lichte dieser Ausführungen erstaunt es nicht, dass in der Praxis die Feststellung der 
wirtschaftlich berechtigten Person grosse Mühe bereitet. Denn solange die theoreti-
schen Grundlagen nicht klar sind, können die in der Praxis tätigen Personen auch kei-
ne Empfehlungen zur Feststellung der wirtschaftlich berechtigten Person abgeben. 
Nur gerade in direkten Beteiligungsstrukturen, d. h. wenn natürliche Personen mel-
debegründende Aktien gemäss Art. 697j OR erwerben, lässt sich vergleichsweise ein-
fach feststellen, wer als wirtschaftlich berechtigte Person gemeldet werden muss. Es 
kann nämlich von der Annahme ausgegangen werden, dass der Erwerber zugleich 
auch wirtschaftlich berechtigt ist. Ausnahmsweise, z. B., wenn der Erwerber an den 
erworbenen Aktien eine Nutzniessung errichtet hat, ist eine andere natürliche Person 
als der Erwerber als wirtschaftlich berechtigte Person zu melden. 


In indirekten Beteiligungsstrukturen (auch Schachtelverhältnisse genannt) – also in 
Konstellationen – in denen juristische Personen meldebegründende Aktien erwerben, 
ist in der Praxis hingegen unklar, wer als wirtschaftlich berechtigte Person gemeldet 
werden muss. Im Kern dreht sich die Diskussion um die Frage, ob – wie der Wortlaut 
von Art. 697j Abs. 1 OR («Person für die er [der Erwerber] letztendlich handelt») nahe-
legt – wirklich alle natürlichen Personen als wirtschaftlich Berechtigte zu melden sind, 
welche direkt oder indirekt – unabhängig von deren Beteiligungshöhe – am Erwerber 
(und somit auch an der Gesellschaft, deren Aktien erworben sind; nachfolgend Zielge-
sellschaft genannt) wirtschaftlich berechtigt sind. 


Nur eine Minderheitsmeinung in der Lehre vertritt diese rein wortgetreue Auffassung. 
Ansonsten besteht in der Doktrin Einigkeit darüber, dass es weder praktikabel noch 
von der ratio legis von Art. 697j OR gedeckt sei, alle irgendwie am meldepflichtigen 
Erwerber beteiligten natürlichen Personen zu melden. Sinn und Zweck von Art. 697j 
OR sei es, jene Personen herauszufiltern, welche den Erwerber (und somit auch die 
Zielgesellschaft) kontrollieren. Diese Auffassung deckt sich mit jener des Bundesrates 
in der GAFI-Botschaft, wird doch darin festgehalten, dass durch Erlass von Art. 697j 
OR die Transparenz bei juristischen Personen erhöht werden soll und somit klar sein 
soll, wer eine juristische Person kontrolliere (Botschaft vom 13. Dezember 2013 zur 
Umsetzung der 2012 revidierten Empfehlungen der Groupe d’action financière [GAFI], 
BBl 2014 605, 607). Um diese kontrollierenden Personen i. S. v. Art. 697j OR herauszu-
filtern, werden in der Lehre drei verschiedene Ansätze vertreten (VISCHER/GALLI, 
a. a. O., SJZ 2016, S. 486 ff.): 
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– Ansatz 1: Nach der sog. De-minimis-Regel sind in Analogie zum Geldwäscherei-
gesetz (Art. 2a Abs. 3 GwG) nur jene Personen als wirtschaftlich Berechtigte zu 
melden, welche am Erwerber oder allen juristischen Personen in den darüber 
liegenden Beteiligungsstufen eine Beteiligung von mindestens 25 Prozent des 
Kapitals oder der Stimmen halten. 


– Ansatz 2: Ein weiterer Ansatz ist, dass nur jene natürlichen Personen gemeldet 
werden, welche den Erwerber und jede weitere übergeordnete Gesellschaft 
mit einer Kapital- oder Stimmbeteiligung von über 50 Prozent beherrschen.  


– Ansatz 3: Der dritte Ansatz basiert im Wesentlichen auf der De-minimis-Regel 
(Ansatz 1). Gemeldet werden sollen, in indirekten Beteiligungsverhältnissen, 
nur jene natürlichen Personen, welche – über die verschiedenen Beteiligungs-
stufen betrachtet – noch eine beherrschende Stellung auf den Erwerber der Ak-
tien (d. h. eine konsolidierte Beteiligung von mindestens 25 Prozent der Stim-
men oder des Kapitals) haben. Dazu werden die verschiedenen Beteiligungen 
miteinander multipliziert. Aus diesem Grund wird der Ansatz 3 Multiplikations-
test genannt. 


b. Stellungnahme 


aa. Indirekte Beteiligungsverhältnisse 


Es wurde bereits erwähnt, dass Sinn und Zweck von Art. 697j OR die Erhöhung der 
Transparenz bei juristischen Personen ist. Es soll künftig klar sein, welche natürlichen 
Personen einen nach Art. 697j OR massgebenden beherrschenden Einfluss auf eine ju-
ristische Person haben. Dies deckt sich auch mit der Auffassung der GAFI (Groupe 
d’Action Financière) also jener Organisation, welche durch ihre 2012 revidierten Emp-
fehlungen den Erlass von Art. 697j OR ausgelöst hat. Nach der GAFI ist jene natürliche 
Person wirtschaftlich berechtigt, welche die endgültige tatsächliche Kontrolle über die 
erworbenen Aktien ausüben kann resp. die Kontrollmöglichkeit (controlling ownership 
interest) an einer juristischen Person besitzt.  


Der in Art. 697j OR ausschlaggebende Massstab bildet die Beteiligung von 25 Prozent 
(des Kapitals oder der Stimmen), womit normativ festgelegt wurde, wie (qua Beteili-
gung an Kapital oder Stimmen) und ab welcher Beteiligungshöhe (ab 25 Prozent) von 
einer Kontrolle auszugehen ist. Auf weitergehende Kontrollmerkmale (faktische Kon-
trolle) wurde bei Erlass von Art. 697j OR zu Recht verzichtet. 


Dieses Prinzip sollte im Interesse der Rechtssicherheit auch Eingang in eine revidierte 
Fassung von Art. 697j OR finden, wobei sich die Frage namentlich bei zwei- und mehr-
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stufigen Beteiligungsverhältnissen im Kontext indirekter Beteiligungsverhältnisse 
stellt, wenn am Erwerber mindestens eine juristische Person beteiligt ist und somit 
mehrere Beteiligungsstufen existieren. Unseres Erachtens sollten bei solchen Sach-
verhalten in Weiterentwicklung der De-minimis-Regel nur jene Personen gemeldet 
werden müssen, welche über eine konsolidierte Beteiligung von 25 Prozent am Er-
werber verfügen (sog. Multiplikationstest).  


Zu diesem Zweck sind die Beteiligungen über die verschiedenen Stufen zu multiplizie-
ren. Sind am Erwerber oder an weiteren zwischengeschalteten Gesellschaften juristi-
sche Personen beteiligt, sind die an ihnen wirtschaftlich berechtigten Personen nur 
dann festzustellen, wenn die juristischen Personen mit mindestens 25 Prozent des 
Kapitals oder des Stimmenanteils an der unteren Zwischengesellschaft beteiligt sind. 
Verfügt die Zielgesellschaft nach diesem formellen Test über keine wirtschaftlich be-
rechtigte natürliche Person, ist eine Ersatzmeldung abzusetzen (dazu sogleich unten).  


Die Funktionsweise des Multiplikationstests soll an nachstehendem Beispiel erläutert 
werden: 


 


 


 


 


 


 


 


 


In diesem Beispiel muss die H AG (Erwerberin einer Beteiligung von 25 Prozent an der 
X AG) lediglich B, C und D als wirtschaftlich Berechtigte melden. Denn B, C und D ver-
fügen je einzeln über eine konsolidierte Beteiligung von über 25 Prozent 
(33.33 Prozent x 80 Prozent = > 25 Prozent). Hingegen ist A – trotz seiner 100 prozen-
tigen Beteiligung an der A AG – nicht als wirtschaftlich berechtigte Person zu melden, 
da er konsolidiert nicht über eine Beteiligung von über 25 Prozent an der H AG verfügt 
(100 Prozent x 15 Prozent = < 25 Prozent). 
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Ersatzmeldung: Da der Begriff der wirtschaftlich berechtigten Person nach OR und 
GwG im Kern eine ähnliche Bedeutung besitzt, muss es dem meldepflichtigen Erwer-
ber – wie auch den Finanzintermediären – möglich sein, wenn keine wirtschaftlich be-
rechtigte Person festgestellt werden konnte, ersatzweise das oberste Mitglied des lei-
tenden Organs zu melden (sog. Ersatzmeldung, vgl. Art. 2a Abs. 3 GwG).  


In der Praxis ist freilich umstritten, wessen Organ ersatzweise gemeldet werden muss. 
Im Wesentlichen werden in der Praxis drei Meinungen vertreten:  


– Ersatzweise Meldung des obersten Mitglieds des leitenden Organs der Zielge-
sellschaft (z. B. PETER/DE ROSSA GISIMUNDO, Réflexions critiques sur l’adoption par 
la Suisse des normes du GAFI en matière de transparence des sociétés: du bri-
colage législatif à l’abolition des actions au porteur?, SZW 2017, S. 322-335, 
S. 327 oder VISCHER/GALLI, a. a. O., SJZ 2016, S. 488); 


– Ersatzweise Meldung des obersten Mitglieds des leitenden Organs der Gesell-
schaft, welche die meldebegründenden Aktien erworben hat (z. B. BETT-


SCHART/FISCHER, Les nouvelles règles de transparence pour les sociétés non 
cotées, S. 101-121, S. 116 f.); 


– Ersatzweise Meldung des obersten Mitglieds des leitenden Organs der Gesell-
schaft, welche am Ende der Kontrollkette steht (z. B. JACQUEMOUD/VIGNIEU, Loi 
fédérale du 12 décembre 2014 sur la mise en oeuvre des Recommandations du 
Groupe d’action financière, révisées en 2012, GesKR 2015, S. 536-546, S. 542). 


Nach der hier vertretenen Auffassung ist ersatzweise das oberste Mitglied des lei-
tenden Organs der Zielgesellschaft zu melden. Diese Regelung geht aus Art. 2a Abs. 3 
GwG hervor. Können nämlich die Finanzintermediäre die an ihren Vertragspartnern 
wirtschaftlich berechtigten Personen nicht feststellen, dürfen sie ersatzweise nur das 
oberste Mitglied des leitenden Organs der Zielgesellschaft, d. h. ihres Vertragspart-
ners feststellen (ebenso Art. 3 Ziff. 6 lit. a Richtlinie [EU] 2015/849 des europäischen 
Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 zur Verhinderung der Nutzung des Fi-
nanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung, zur Än-
derung der Verordnung [EU] Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes und zur Aufhebung der Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates und der Richtlinie 2006/70/EG der Kommission, ABl. L 141/73, «wirtschaftli-
cher Eigentümer: alle natürlichen Personen, in deren Eigentum oder unter deren Kon-
trolle der Kunde letztlich steht, […] wenn […] keine Person […] ermittelt worden ist […], 
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die natürliche(n) Person(en), die der Führungsebene1 angehört/angehören […]»; § 3 
Abs. 2 Gesetz zur Umsetzung der Vierten EU-Geldwäschereirichtlinie, zur Ausführung 
der EU-Geldtransferverordnung und zur Neuorganisation der Zentralstelle für Finanz-
transaktionsuntersuchungen vom 23. Juni 2017, Bundesgesetzblatt Jahrgang 2017 Teil 
I Nr. 39, 1822, «Wenn auch nach Durchführung umfassender Prüfungen […] keine na-
türliche Person ermittelt worden ist […] gilt als wirtschaftlich berechtigter der […] ge-
schäftsführende Gesellschafter […] des Vertragspartners.»). Gleiches muss entspre-
chend auch für meldepflichtige Erwerber von Aktien gelten. Ansonsten wäre das 
Verzeichnis über die der gemeldeten Gesellschaft wirtschaftlich berechtigten Perso-
nen (Art. 697l OR), welches die Basis für die Finanzintermediäre zur Feststellung der 
wirtschaftlich Person dient, nutzlos und die Resultate betreffend die Ersatzmeldung 
nach OR und GwG würden auseinanderklaffen (VISCHER/GALLI, a. a. O., SJZ 2016, 
S. 488). 


bb. Spezialfälle 


Gewisse juristische Gebilde bereiten der Praxis grosses Kopfzerbrechen betreffend die 
Feststellung der wirtschaftlich berechtigten Person. Dazu zählen unter anderem (in- 
und ausländische) Fonds, Trusts und Stiftungen. In diesen Fällen ist oftmals umstritten 
und unklar, ob und falls ja, wer als wirtschaftlich berechtigte Person zu melden ist. 


– Stiftungen: Stiftungen im Sinne von Art. 80 ff. ZGB verfügen über keine Person, 
die effektiv eine Kontrolle ausübt (ähnlich die Botschaft GAFI, 659, betreffend 
gemeinnützige Organisationen). In diesen Fällen ist es unseres Erachtens daher 
angezeigt, ersatzweise das oberste Mitglied des leitenden Organs der Zielge-
sellschaft, als wirtschaftlich berechtigte Person zu melden. In der Praxis existie-
ren jedoch verschiedene Arten von Stiftungen. Viele ausländische Rechtsord-
nungen kennen ähnliche Rechtsgebilde wie Stiftungen, die inhaltlich aber nicht 
tel quel mit der schweizerischen Stiftung übereinstimmen. Insbesondere erlau-
ben gewisse ausländische Rechtsordnungen, das Vermögen nicht unwiderruf-
lich zu widmen. In solchen Fällen kann unseres Erachtens keine Ersatzmeldung 
abgesetzt werden. Vielmehr ist zu prüfen, ob eine Person (häufig der Errichter 
der Stiftung) nicht doch eine Kontrolle ausübt und somit als wirtschaftlich be-
rechtigte Person gemeldet werden muss. 


– Fonds: Bei Fonds ist die Feststellung der wirtschaftlich berechtigten Person 
schwierig, weil unter Umständen – und das in der Praxis relativ häufig – viele 


              
1  Gemeint ist die Führungsebene der «Zielgesellschaft» und nicht des Erwerbers (!), vgl. z. B. VISCHER/GALLI, a. a. O., SJZ 


2016, S. 488. 
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Anleger beteiligt sind. Aus diesem Umstand folgt, dass bei einer Vielzahl von 
Anlegern, der einzelne Anleger wohl kaum noch eine Kontrolle ausüben kann. 
Dies hat auch die Eidgenössische Finanzmarktaufsicht (FINMA) erkannt und 
entsprechend in der GwV-FINMA (Art. 66) festgehalten, dass die Finanzinter-
mediäre die wirtschaftlich berechtigte Person nicht feststellen müssen und er-
satzweise das oberste Mitglied des leitenden Organs melden können. Dies muss 
per analogiam auch für die Meldung der wirtschaftlich berechtigten Person im 
Rahmen von Art. 697j OR gelten. Ergo ist jeweils zu prüfen, ob am Fonds 20  
oder mehr Investoren beteiligt sind. Falls ja, ist ersatzweise das oberste Mit-
glied des leitenden Organs der Zielgesellschaft zu melden (Art. 66 Abs. 2 GwV-
FINMA analog). Sind weniger als 20 Investoren beteiligt, ist an jedem Investor 
die wirtschaftlich berechtigte Person – unter Berücksichtigung der oben skiz-
zierten Regeln (mindestens 25 Prozent des Kapitals oder der Stimmen) – festzu-
stellen (Art. 66 Abs. 1 GwV-FINMA analog). 


– Trust: Erwirbt ein Trust meldebegründende Aktien gemäss Art. 697j OR, ist in 
der Praxis häufig unklar, wer als wirtschaftlich berechtigte Person gemeldet 
werden muss. Dies hängt auch damit zusammen, dass es mannigfaltige Formen 
von Trusts gibt. Unseres Erachtens ist bei allen widerruflichen Trusts (revocable 
trusts) jeweils der Settlor (d. h. der Errichter) als wirtschaftlich berechtigte Per-
son zu melden, da dieser die effektive Kontrolle über den Trust behält. Bei un-
widerruflichen Trusts (irrevocable trusts) ist hingegen keine wirtschaftlich be-
rechtigte Person i. S. v. Art. 697j OR auszumachen, da keine der beteiligten 
Personen (Settlor, Trustee, Beneficiaries und ggf. Protector) eine effektive Kon-
trolle ausübt. Diesfalls ist ersatzweise das oberste Mitglied des leitenden Or-
gans der Zielgesellschaft zu melden. Zu beachten ist immerhin, dass es unseres 
Erachtens nicht auf die Bezeichnung des Trusts ankommen kann. Wird ein Trust 
zwar als irrevocable bezeichnet, kontrolliert der Settlor in Tat und Wahrheit 
aber nach wie vor den Trust und kann er diesen wieder auflösen, ist keine Er-
satzmeldung möglich. In solchen Fällen ist der Settlor als wirtschaftlich berech-
tigte Person zu melden. 


cc. Ausnahmen von der Meldepflicht 


In gewissen Konstellationen sieht bereits Art. 697j OR Ausnahmen von der Melde-
pflicht vor. Zum einen, wenn die Aktien der Zielgesellschaft kotiert sind (Abs. 1) und 
zum anderen, wenn die Aktien der Zielgesellschaft als Bucheffekten ausgestaltet sind 
(Abs. 3). Diesfalls wird nämlich die geforderte Transparenz anderweitig sichergestellt 
(nämlich durch das Finanzmarktinfrastrukturgesetz [SR 958.1] und das Bucheffekten-
gesetz [957.1]). Dieser Ausnahmenkatalog ist jedoch nach der ratio legis von Art. 697j 
OR zu erweitern und zwar auf folgende Konstellationen: 
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– Erwirbt eine Gesellschaft, deren Aktien an der Börse gehandelt werden (oder 
eine ihrer Tochtergesellschaften), die meldebegründenden Aktien, besteht un-
seres Erachtens in Analogie zu Art. 4 Abs. 1 Satz 2 GwG keine Meldepflicht. Die 
Transparenz wird bereits anderweitig sichergestellt. 


– Gleiches gilt, wenn eine Gesellschaft, deren Aktien als Bucheffekten ausgestal-
tet sind (oder eine ihrer Tochtergesellschaften), die meldebegründenden Aktien 
erwirbt. Auch hier ist zufolge anderweitiger Sicherstellung der Transparenz eine 
Meldepflicht abzulehnen (Art. 697j Abs. 3 OR analog). 


– Im Lichte dieser Ausführungen löst auch der fiduziarische meldebegründende 
Erwerb von Aktien für Gesellschaften, deren Aktien an der Börse kotiert oder 
als Bucheffekten ausgestaltet sind, keine Meldepflicht gemäss Art. 697j OR aus.  


In all diesen Konstellationen hat der Erwerber der Aktien eine Ersatzmeldung abzuset-
zen. 


5. Pflichten des Verwaltungsrats nach Art. 697m Abs. 4 OR 


Gemäss Art. 697m Abs. 4 OR hat der Verwaltungsrat sicherzustellen, dass «keine Akti-
onäre unter Verletzung der Meldepflichten ihre Rechte ausüben». Welche konkreten 
Pflichten damit verbunden sind, lässt die Norm offen. Im Rahmen der geplanten Revi-
sion sollte diese Lücke geschlossen werden. 


Der Verwaltungsrat hat nach der hier vertretenen Auffassung keine Pflicht, dafür zu 
sorgen, dass die meldepflichtigen Aktionäre die Meldungen gemäss Art. 697i Abs. 1 
und Art. 697j Abs. 1 OR machen. 


Der Verwaltungsrat hat hingegen die Pflicht, bei der Ausübung von Aktionärsrechten 
von Inhaber- und Namenaktionären zu prüfen, ob die gemachten Meldungen formell 
korrekt sind. Eine Pflicht des Verwaltungsrats, die Meldungen auf ihre materielle Kor-
rektheit, auf ihre Wahrheit, zu überprüfen oder sogar entsprechende Nachforschun-
gen anzustellen, besteht hingegen nicht (ebenso VISCHER, GAFI-Pflichten des Verwal-
tungsrats gemäss Art. 697m Abs. 4 OR, SJZ 2016, S. 113-123, S. 121 f.). Eine solche 
Pflicht besteht selbst dann nicht, wenn der Verwaltungsrat weiss oder wissen müsste, 
dass die Meldung materiell falsch ist. 


Nur sofern die gemachten Meldungen gemäss Art. 697i Abs. 1 OR gar nicht oder die 
Meldungen gemäss Art. 697i Abs. 1 OR oder Art. 697j Abs. 1 OR formell nicht korrekt 
gemacht wurden, muss der Verwaltungsrat gemäss Art. 697m Abs. 4 OR handeln. Das 
bedeutet, dass er den betroffenen Inhaber- und Namenaktionären die Ausübung der 
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Aktionärsrechte untersagen und somit den Rechtsfolgen in Art. 697m Abs. 1-3 OR zum 
Durchbruch verhelfen muss, bis die Meldungen gemäss Art. 697i Abs. 1 und Art. 697j 
Abs. 1 OR formell korrekt gemacht werden (vgl. VISCHER, a. a. O., S. 119). 


 


Formulierungsvorschlag zur Revision von Art. 697j und Art. 697m OR 


Vor dem Hintergrund der vorstehenden Ausführungen schlagen wir folgende Änderungen 
in Art. 697j OR und Art. 697m OR vor: 


Neuer Art. 697j Abs. 1bis  
«Als Erwerb im Sinne von Absatz 1 gilt jeder Erwerb zu Eigentum. Für den Erwerb in ge-
meinsamer Absprache sind die Bestimmungen der Finanzmarktinfrastrukturverordnung-
FINMA vom 3. Dezember 2015 (Art. 12 Abs. 1 FinfraV-FINMA) sinngemäss anwendbar. Die 
Absprache hat im Zusammenhang mit dem Eigentumserwerb zu erfolgen; spätere Abspra-
chen sind unbeachtlich. Bei Gründungen müssen zusätzliche, qualifizierende Umstände 
vorliegen, welche über eine gewöhnliche, gemeinsame Gründung hinausgehen.»  


Neuer Art. 697j Abs. 1ter 
«Die Bestimmungen in Absatz 1 gelten nicht für den Erwerb von Partizipations- und Ge-
nussscheinen.» 
 
Neuer Art. 697j Abs. 1quater  
«Die nur indirekt an der Gesellschaft, deren Aktien erworben wurden, beteiligten natürli-
chen Personen sind als wirtschaftlich berechtigte Personen zu melden, wenn sie über die 
verschiedenen Beteiligungsstufen eine konsolidierte Beteiligung von mindestens 25 Pro-
zent des Kapitals oder der Stimmen am Erwerber halten. Zu diesem Zweck werden die ver-
schiedenen Beteiligungen miteinander multipliziert (Multiplikationstest).» 
 
Neuer Art. 697j Abs. 4 
«Kann keine wirtschaftlich berechtigte Person gemäss Absatz 1 und Absatz 1quater festge-
stellt werden, so ist ersatzweise die Identität des Präsidenten des leitenden Organs der 
Gesellschaft, deren Aktien erworben wurden, zu melden.» 
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Neuer Art. 697j Abs. 5 


«Keine Meldepflicht besteht, und es ist ersatzweise die Identität des Präsidenten des lei-
tenden Organs der Gesellschaft, deren Aktien erworben wurden, zu melden, wenn: 
a. eine Gesellschaft, deren Aktien an der Börse kotiert sind (oder eine ihrer Tochtergesell-


schaften), Aktien erwirbt; 
b. eine Gesellschaft, deren Aktien als Bucheffekten ausgestaltet sind (oder eine ihrer 


Tochtergesellschaften), Aktien erwirbt; 
c. eine Person treuhänderisch für eine unter lit. a und b. fallende Gesellschaft Aktien er-


wirbt; 
d. ein Verein (Art. 60 ff. ZGB) oder eine Stiftung (Art. 80 ff. ZGB) Aktien erwerben; 
e. eine mehrheitlich staatlich kontrollierte Gesellschaft Aktien erwirbt; 
f. ein tatsächlich unwiderruflicher Trust (irrevocable trust) Aktien erwirbt; und 
g. ein Anlagefonds mit mehr als 20 Investoren Aktien erwirbt.» 


 
Neuer Satz in Art. 697m Abs. 4 


«[…]. Eine Pflicht des Verwaltungsrats, die Meldungen auf ihre Wahrheit, d. h. inhaltliche 
Korrektheit, hin zu überprüfen, besteht nicht.» 


Wir hoffen, Ihnen mit der vorstehenden Kommentierung und den konkreten Formulie-
rungsvorschlägen einen nützlichen Beitrag leisten zu können. Dessen Berücksichtigung in 
der geplanten Revision würde insbesondere dem Wunsch nach einer erhöhten Rechtssi-
cherheit nachkommen. Es ist dieser Aspekt, welche unsere Rechtsordnung im internatio-
nalen Vergleich auszeichnet. 


Gerne stehen Ihnen Alex Nikitine (alex.nikitine@walderwyss.com), Dominik Hohler (do-
minik.hohler@walderwyss.com), Dario Galli (dario.galli@walderwyss.com) und Dimitrios 
Berger (dimitrios.berger@walderwyss.com) für die Beantwortung allfälliger Fragen zur 
Verfügung. 


Mit freundlichen Grüssen 


 


 


 


 


 


Alex Nikitine  /  Dominik Hohler  /  Dario Galli  /  Dimitrios Berger  
Walder Wyss AG 





		Unserer Ansicht nach ist die aktuelle Fassung von Art. 697j OR betreffend den Erwerbsbegriff konkretisierungsbedürftig. Gegenwärtig sind in der juristischen Literatur und in der Beratungspraxis betreffen den Erwerbsbegriff nach Art. 697j OR insbesonde...
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Bitcoin Association Switzerland 
Die Bitcoin Association Switzerland wurde 2013 gegründet und ist ein Verein von 
Bitcoin-Enthusiasten. Wir organisieren regelmässig und schweizweit Anlässe zum Thema, 
haben über 5000 Mitglieder in unserer Meetup-Gruppe und über 50 Firmenmitglieder. 
 


 
Zürich, den 3.3.2018 


 
 
An vernehmlassungen@sif.admin.ch  
Eidgenössisches Finanzdepartement 
 
 
 


Stellungnahme zur Vernehmlassung “Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum” 
 
 
 


Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
Zusammenfassung 
Der Gesetzesentwurf zur Umsetzung der Empfehlungen des “Global Forum on Transparency and 
Exchange of Information for Tax Purposes” scheint uns unnötig weit zu gehen. Im Besonderen 
könnte die Umsetzung des vorgeschlagenen Bankkontenobligatoriums unseren Verein zur 
Auflösung zwingen. Die vorherrschende Praxis der Schweizer Banken, keine Kundenbeziehungen 
mit juristischen Personen einzugehen, die etwas mit Kryptowährungen zu tun haben, würde aber 
auch andere Firmen und Startups der prosperierenden Schweizer Kryptobranche treffen. Dies 
kann nicht im Sinn der “Crypto Nation Switzerland” sein. 
 
Problem Bankkontenobligatorium 
Der Gesetzesentwurf sieht mit Artikel 958g ein Bankkontenobligatorium für juristische Personen 
vor. Solange es nicht auch ein Recht auf ein Bankkonto gibt, bedeutet dies, dass die Banken 
beliebige Organisationen in der Schweiz ohne rechtliches Gehör zur Aufgabe ihrer Tätigkeit 
zwingen können. Davon betroffen wäre insbesondere das “Crypto Valley” mit seinen zahlreichen 
Startups im Bereich der Blockchain-Technologie. Schon heute fällt die Gründung solcher Firmen 
schwer, da es nicht einfach ist, eine Bank für ein Gründungskonto zu finden. Aus diesem Grund 
werden in Zug inzwischen Sacheinlagen in Bitcoins anerkannt, so dass man auch ohne die 
Zustimmung einer Schweizer Bank eine Firma gründen kann. Noch schwieriger, als eine Bank für 
ein Gründungskonto zu finden, ist es für diese Startups, eine dauerhafte Kundenbeziehung zu 
einer Bank einzugehen bzw. ein Geschäftskonto zu erhalten. Am Ende klappt dies oft nur nach 
einem längeren Spiessrutenlauf und mit den richtigen Beziehungen. Es gibt Crypto-Startups, die 
bei über 50 Banken ein Konto beantragt haben, und überall abgelehnt wurden. Ein 
Bankkontenobligatorium würde die wirtschaftliche Freiheit aller Firmen und Organisationen des 
Crypto Valley empfindlich einschränken und viele davon zur Aufgabe ihrer Tätigkeit oder zur 
Abwanderung ins Ausland zwingen. Angesichts des grossen Potenzials zur Demokratisierung des 
Finanzsystems, das der Blockchain-Technologie zugeschrieben wird, kann dies nicht im Sinn der 
Schweiz als innovatives und zukunftsgerichtetes Land sein. 
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Alternative zum Bankkontenobligatorium 
Wir stellen fest, dass der Vorschlag des Bankkontenobligatoriums nicht einer konkreten 
Empfehlung des Global Forum folgt, sondern aufgrund der sehr generell gehaltenen Empfehlung 
zur Erhöhung der Transparenz bei Aktiengesellschaften und den selten anzutreffenden 
Kommanditaktiengesellschaften entstanden ist. Hier besteht ein grosses Mass an 
Interpretationsspielraum. Es wäre im Interesse der Schweiz, diesen Interpretationsspielraum für 
eine minimale, und nicht eine maximale Umsetzung der Forderungen des Global Forum zu nutzen. 
Eine mögliche moderate Umsetzung bestünde darin, die 2012 im Rahmen der 
GAFI-Empfehlungen eingeführten Transparenzregeln nach OR 697j (für AGs) bzw. 790a (für 
GmbHs) so zu erweitern, dass auch das Handelsregister benachrichtigt werden muss. Doch auch 
diese moderate Variante geht weiter, als die Empfehlung des Global Forums es verlangt. Dieses 
sieht nämlich nur Handlungsbedarf bei den Aktiengesellschaften (SA) und den 
Kommanditaktiengesellschaften (SCA), nicht aber bei den Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung (SARL). Es kann also davon ausgegangen werden, dass die heute für GmbHs geltenden 
Transparenzregeln aus Sicht des Global Forums genügen und es besteht deshalb auch kein 
Grund, den Aktiengesellschaften höhere Transparenzanforderungen bezüglich der wirtschaftlich 
Berechtigten aufzubürden, als diese heute bei den GmbHs bereits bestehen. Möglicherweise 
genügen damit die anderen vorgeschlagenen Massnahmen den Anforderungen des Global Forum 
bereits, und es könnte ersatzlos auf Artikel 958g verzichtet werden. Falls dies nicht der Fall sein 
sollte, läge es in der Pflicht des Global Forums, dies in einem künftigen Bericht klarer zum 
Ausdruck zu bringen. 
 
Grundsätzliche Anmerkungen 
Wir stellen fest, dass es bei diesem Gesetzesentwurf darum geht, Empfehlungen eines 
internationalen Gremiums ohne unmittelbare demokratische Legitimation umzusetzen. Die Frage, 
ob die vorgeschlagenen Änderungen an sich sinnvoll sind, wird gar nicht erst gestellt. Es erscheint 
uns fragwürdig, das Obligationenrecht nur aufgrund von internationalem Gruppendruck 
umzugestalten, und nicht aus Überzeugung an der Sache selbst. Nicht ausser acht lassen sollte 
man auch, dass die Schweizer Wirtschaft stark von KMUs geprägt ist. Die Schweiz hat fünfmal 
mehr Firmen pro Einwohner als andere europäische Länder. Jede Massnahme, die Firmen 
zusätzliche bürokratische Fixkosten aufbürdet, kostet die Schweizer Wirtschaft also fünfmal soviel 
wie anderen. Die schönste Lösung wäre es aus unserer Sicht, den Gesetzesentwurf als Ganzes 
abzulehnen, und andere Wege zu finden, um mit dem von einigen Ländern ausgeübten Druck 
umzugehen. 
 
Wir danken Ihnen für diese Gelegenheit zur Stellungnahme und würden uns sehr freuen, wenn sie 
dazu beitragen kann, das Endresultat zum Guten zu wenden. 
 
Mit freundlichen Grüssen im Namen des gesamten Vorstands der Bitcoin Association Switzerland, 
 


 
Lucas Betschart Bernhard Müller-Hug Luzius Meisser 
Präsident Vorstandsmitglied Vorstandsmitglied 


Autor und Kontakt in dieser Sache  








Roussel Alexis
Bity SA
2000 Neuchâtel


Concerne: la procédure de consultation de Mise en œuvre des recommandations du Forum mondial 
relatives à la transparence des personnes morales et à l'échange de renseignements émises dans le 
rapport de phase 2 de la Suisse.


Madame, Monsieur,


Je salue tout d’abord le travail effectué par le Conseil Fédéral afin de présenter un projet de révision
de la loi afin d’améliorer la transparence en Suisse dans le cadre de la coopération internationale.


Toutefois il apparaît que ces efforts ne prennent pas en compte certaines réalités économiques, que 
je me dois de vous présenter.


Les actions nominatives
Les modifications du code des obligations, art 622, al 2, prévoit comme mesure phare que les 
actions d’une société non côté en bourse ne puissent être que nominatives.


Cette obligation ne prend pas en compte les évolutions technologiques, qui vont mettre des projets 
dans une situation illégale.


Dans le domaine des Fintechs, des projets se lancent sous de nouvelles formes de société, encore 
non-définies par la loi, comme les DAO (Decentralised Autonomous Organisations) ou les DAICO 
(https://ethresear.ch/t/explanation-of-daicos/465).


Ces nouvelles formes d’entreprises s’apparentent à des sociétés simples dont le nombre de 
participants peut être des milliers de personnes. Le régime juridique des sociétés simples a été 
travaillé dans un contexte ou le nombre de personnes liées à l’entreprise ne dépassait rarement la 
dizaine. Le cadre actuel n’est donc pas adapté.


Ces nouvelles formes d’entreprises rencontrent un intérêt certains car les mécanismes de contrôle 
des avoirs sont exécutés sur des plateformes, comme le blockchain Ethereum, qui garantissent 
cryptographiquement l’exécution des décisions prisent par les détenteurs des jetons contrôlant 
l’entreprise, ou simplement garantissent la preuve de détention de l’action.



https://ethresear.ch/t/explanation-of-daicos/465





En Suisse, il existe de nombreux projets, notamment dans la région de Zoug et Zurich, le plus connu
étant le projet Ethereum lui-même qui a permis de lever des fonds en bitcoin afin de les convertir 
dans un jeton d’une nouvelle forme. 


Face à l’explosion de ce type de projets, la FINMA, son Fintech desk, travaille actuellement pour 
élaborer un cadre pour ces nouvelles formes de jetons.


Il existe donc un développement économique dans ce domaine qui implique de plus en plus de 
projets. Il est important de ne pas prendre de mesures qui viendraient interdire les nouvelles formes 
d’expérimentation dans la création de sociétés.


La Suisse a aujourd’hui les conditions permettant de devenir un acteur fondamental de la nouvelle 
économie numérique à condition qu’elle ne prennent pas des mesures qui iront à l’encontre de 
développements techniques.


Je recommande que le texte soit revu afin de limiter de telles règles aux formes reconnues 
formellement dans le code des obligations comme la Société Anonyme ou la Sarl afin de ne pas
limiter le développement technique des nouvelles formes de sociétés plus adaptées à 
l’économie numérique.


L’obligation d’avoir un compte bancaire
L’article Art. 958G du code des obligations prévoit l’obligation pour les entreprises de disposer d’un
compte bancaire.


Cette règle se heurte à une réalité qui n’a pas été prise en compte.


• Ma société, Bity SA, malgré de nombreux dossiers déposés auprès d’établissements 
bancaires, n’a pas pu obtenir un compte bancaire pendant plus de 1 an et demi. Mon 
entreprise est active dans le négoce de cryptomonnaie et a toujours fonctionnée dans le cadre
de la loi et de la réglementation suisse. Pour autant, aucune banque ne souhaitait accorder 
ses services à notre société. La situation a pu changer uniquement grâce à l’intervention de 
l’Etat de Neuchâtel.


• Il existe également des nouvelles sociétés qui se sont créées dans le canton de Neuchâtel et 
de Zoug avec un apport en crypto-monnaies. Les sociétés ont été inscrites au registre du 
commerce et n’ont aucune utilité à disposer d’un compte bancaire. 


Example: Société Indénodes Sarl: http://hrc.ne.ch/hrcintapp/companyReport.action?
rcentId=2629797000000064531025


• De nombreuses sociétés actives dans le domaine des cryptomonnaies et du blockchain se 
trouvent régulièrement exclues des relations bancaires préexistantes, suite à la concrétisation
de leurs projets. Les banques acceptant facilement une société qui n’a pas d’activité, mais 
lorsque celle-ci commence à réaliser des flux financiers, les comptes se retrouvent fermés. 
Cela touche principalement des sociétés dans le canton de Zurich et de Zoug.


Il y a donc un décalage évidemment entre la réalité économique d’un domaine comme celui de la 
crypto-économie, en plein boum en Suisse, et le texte proposé.



http://hrc.ne.ch/hrcintapp/companyReport.action?rcentId=2629797000000064531025
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Il n’existe donc pas d’obligation pour une banque de fournir un compte bancaire. Si le texte proposé
était en vigueur, ma société se serait donc retrouvée dans une situation illégale par le refus légal de 
tierce personnes de fournir un service bancaire.


Cette situation, si elle se représenterait, présente un risque trop important pour l’économie du pays 
pour qu’il soit ignoré par le Tribunal Fédéral. 


Je recommande l’abrogation pure et simple de cette mesure de l’Art. 958g contraire à la 
réalité économique et qui mettrait des personnes en situation illégale par le refus de tierces 
personnes de vouloir leur fournir un service.


Si le Conseil Fédéral souhaite conserver cette mesure, il doit également introduire l’obligation 
pour une Banque de fournir un compte à toute entreprise le demandant.


En conclusion, il est important que, dans des domaines aussi fondamentaux que le code des 
obligations, les mesures envisagées soient considérées également au regard des développements 
technologiques. Ignorer de tels développement implique généralement soit une perte de marché, soit
des contournements techniques non maitrisés.


Je vous remercie, Madame, Monsieur, de prendre en compte ma contribution.


Neuchâtel, le 14 février 2018
Alexis Roussel
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Vernehmlassung: Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum über die 
Transparenz juristischer Personen und den Informationsaustausch im Bericht zur 
Phase 2 der Schweiz 


 


 


Sehr geehrter Herr Bundesrat 


 


Für Ihre Einladung vom 17. Januar 2018 zur Stellungnahme im oben erwähnten Vernehm-


lassungsverfahren danken wir Ihnen bestens. Wir haben die Vorlage mit Interesse zur Kenntnis 


genommen. 


Das Bundesverwaltungsgericht ist lediglich von den vorgeschlagenen Änderungen zum Steuer-


amtshilfegesetz betroffen. Die drei Änderungen (Partei- und Prozessfähigkeit von Verstorbenen 


und von Nachlässen, keine Einsichtnahme der Parteien in die Amtshilfegesuche) beruhen auf 


den Forderungen des Global Forums. Diesen Forderungen nachzukommen ist eine politische 


Entscheidung, zu der sich das Bundesverwaltungsgericht nicht äussern kann. Die Rechtsauffas-


sung des Bundesverwaltungsgerichts ist in den im erläuternden Bericht zitierten Urteilen enthal-


ten.  


 


Mit vorzüglicher Hochachtung 


 


 


 
Der Vorsitzende der Der stv. Generalsekretär 
Präsidentenkonferenz 


 


 


 


Vito Valenti Bernhard Fasel 


 


 







Seite 2 


Kopie an: 


- Bundesgericht 


- Bundesstrafgericht 


- Bundespatentgericht 








 


  


 
Paudex, le 10 avril 2018 
SHR/sul 


Consultation fédérale – mise en œuvre des recommandations du Forum mondial 
relatives à la transparence des personnes morales et à l’échange de renseignements 
émises dans le rapport de phase 2 de la Suisse 


Monsieur le Conseiller fédéral, 
 
Nous avons pris connaissance de la consultation mentionnée sous rubrique et vous 
transmettons ci-après notre prise de position. 
 


I. Considérations générales 
 
La Suisse est déjà bien engagée dans le processus qui doit la mener à reprendre certains 
standards internationaux en matière de fiscalité ainsi qu’en ce qui concerne l’échange de 
renseignements. Au terme de la phase 2 de l’examen par les pairs, le Forum mondial sur la 
transparence et l’échange de renseignements à des fins fiscales de l’OCDE a attribué à la 
Suisse la note globale « conforme pour l’essentiel » (largely compliant). Dans deux 
domaines seulement, à savoir les actions au porteur et le traitement des données volées, la 
Suisse a obtenu la note de « partiellement conforme » (partially compliant). Cette bonne 
évolution confirme les progrès réalisés par la Suisse au cours des dernières années en 
matière d’échange de renseignements sur demande. Elle montre également que la Suisse 
respecte les normes internationales. 
 
Le projet en consultation concerne les personnes morales et prévoit deux éléments 
principaux : des mesures visant à assurer l'identification des détenteurs de parts au porteur 
et des dispositions visant à accroître la transparence des entreprises et de l’actionnariat. 
 
Nous pouvons comprendre la volonté du Conseil fédéral de rendre le droit suisse compatible 
avec l’évolution du cadre normatif international applicable, mais, de manière générale, il 
nous paraît que toute surréglementation doit être évitée. 
 
Par ailleurs, le sujet étant très technique sur certains aspects, nous nous bornerons à des 
remarques générales et vous renvoyons pour le surplus aux avis exprimés par les branches 
concernées. 
  


Monsieur le Conseiller fédéral Ueli Maurer 
Chef du Département fédéral des finances 
Bundesgasse 3 
3003 Berne 
 
 
 
vernehmlassungen@sif.admin.ch 
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II. Remarques particulières 
 


1. La suppression des actions au porteur dans les sociétés non cotées en 
bourse (art. 622 CO) 


 
Nous avions déjà eu l’opportunité de nous exprimer sur cette question lors de la consultation 
de 2006 sur la révision du droit de la société anonyme (SA) et du droit comptable dans le 
code des obligations (CO). 
 
La question du maintien ou de l’abolition de l’action au porteur est délicate. Force est de 
constater aujourd’hui que les titres se dématérialisent. Si l’action au porteur a été 
historiquement un outil d’accélération des échanges et des transferts, en pratique ce rôle est 
terminé. Selon les estimations de l’Office fédéral de la justice, depuis 2014, la part de 
nouvelles SA dont le capital-actions est composé d’actions nominatives est passée de 73 à 
88%. Parallèlement, plus de mille sociétés ont librement renoncé à leurs actions au porteur 
en les convertissant en actions nominatives. Il n’en demeure pas moins que, selon certaines 
estimations, quelque soixante mille entreprises seraient concernées (soit 30% des sociétés 
anonymes, la majorité des sociétés ayant des actions au porteur étant détenues par un 
actionnaire unique ou un petit nombre d’actionnaires). 
 
Le thème des actions au porteur semble peser fortement dans le cadre de l’examen des 
pairs. Cela étant, le Forum mondial n’en exige pas l’abolition mais des améliorations 
permettant l’identification des détenteurs d’action dans le délai imparti. Ainsi, pour le Forum 
mondial, « la Suisse a pris des mesures pour pallier les manquements identifiés, en ce qui 
concerne la parts au porteur, par la mise en place de nouvelles dispositions visant à 
identifier les propriétaires de parts au porteur émises par des sociétés non cotées en bourse 
sont, le plus souvent, susceptibles de s’identifier eux-mêmes auprès de la société comme 
l’exigent les nouvelles mesures ». Il considère toutefois que « l’absence d’incitations et de 
sanctions suffisantes dans le cadre des dispositions ne garantit pas qu’à compter du 
1


er
 juillet 2015, l’identité des propriétaires de parts de sociétés anonymes non cotées sera 


connue en toutes circonstances ». 
 
La suppression des actions au porteur s’inscrirait dans la continuité des développements 
internationaux et pourrait renforcer la réputation de la place financière suisse ainsi que la 
transparence des structures du capital. En outre, l’action au porteur ne correspond pas 
forcément à l’idéal d’investisseurs impliqués personnellement dans le devenir d’une société. 
D’ailleurs les PME ne privilégient à notre sens pas ce type d’actions car elles préfèrent 
connaître la structure de leur actionnariat. 
 
Nous relevons enfin que l’anonymat que garantissent les actions au porteur est limité. Ainsi, 
depuis le 1


er
 juillet 2015, de nouvelles dispositions relatives aux obligations d’annoncer du 


droit de la SA et aux obligations sur la tenue de livres sont entrées en vigueur dans le code 
des obligations. Ainsi, toutes les sociétés non cotées en bourse doivent établir une liste des 
détenteurs de leurs actions au porteur et de leurs ayants droit économiques. Ces 
modifications ont atténué les caractéristiques essentielles des actions au porteur, à savoir le 
relatif anonymat et les facilités de transfert et ont conduit à un rapprochement des actions au 
porteur et des actions nominatives. 
 
Partant, après réflexion, nous sommes d’avis qu’il ne faut pas abolir l’action au porteur, 
quelque soixante mille sociétés connaissant encore ce système. Nous relevons que ces 
mesures auraient un coût élevé, car les sociétés devraient pour se faire aller devant le 
notaire et s’acquitter des frais qui en découlent (certains les estiment entre fr. 1500.- et 
2000.-). La proposition de suppression s’écarte en outre de manière un peu surprenante de 
la direction prise en 2015. 
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2. Conversion des actions au porteur en actions nominatives et dispositions 
transitoires pour les actions au porteur en circulation 


 
Comme nous l’avons exposé plus haut (ch. 1), nous sommes opposés à l’abolition des 
actions au porteur. 
 
Cela étant, nous formulons également des objections à propos des mesures proposées par 
le Conseil fédéral pour accompagner cette abolition: 
 
Le projet prévoit que les actions au porteur seront de par la loi converties en actions 
nominatives au moment de l’entrée en vigueur de la modification de la loi (art. 2 des 
dispositions transitoires). Il en découle que, pour les sociétés qui n’auraient pas identifié les 
détenteurs de leurs actions au porteur, ceux-ci se verraient déchus de leurs droits sur leurs 
actions, sans pouvoir exiger un dédommagement. La perte, sans dédommagement, des 
droits des détenteurs d’action paraît trop sévère. Nous sommes en outre d’avis que le délai 
de transition en cas d’abolition devrait être porté à 5 ans au moins. 
 
L’art. 697m CO prévoit déjà que les droits patrimoniaux d’un actionnaire s’éteignent s’il omet 
de se conformer à ses obligations d’annoncer dans un délai d’un mois. Dans le projet, les 
détenteurs d’actions au porteur qui ne sont pas identifiés auprès des sociétés conformément 
à l’ancien droit devront réparer cette omission dans un délai de 18 mois à compter de 
l’entrée en vigueur du nouveau droit (art. 3 des dispositions transitoires). Les actions des 
actionnaires ne s’étant pas déclarés deviendront nulles et les apports de ces derniers 
seraient ainsi acquis à la société. La société serait alors libre de les conserver, de les 
distribuer à ses actionnaires, de les vendre ou encore de les annuler par le biais d’une 
réduction de son capital-actions. Le projet ne dit toutefois rien sur les questions de fonds 
propres qui pourraient alors se poser. En effet, une société doit disposer de suffisamment de 
fonds librement disponibles pour constituer la réserve relative à la détention de ses propres 
actions. De plus, la société n’a pas le droit de posséder plus de 10% de son capital. Ces 
questions devraient être examinées plus avant. 
 


3. Surveillance et sanctions 
 
Le rapport de phase 2 du Forum mondial explique que la Suisse doit améliorer la 
supervision de l’obligation des SA et des sociétés en commandite par action de tenir un 
registre des actions ainsi que l’efficacité des mesures d’exécution, car il n’y aurait pas de 
sanctions claires en cas d’infraction des règles. 
 
Nous sommes d’avis que la suspension et l’extinction des droits patrimoniaux de 
l’actionnaire sont suffisantes en cas d’inobservation des obligations d’annoncer 
(art. 697m CO). Il n’y a pas de nécessité de recourir à un système de sanctions sévères, ni à 
des contrôles in situ des registres tenus en vertu du droit des sociétés. En particulier, nous 
relevons que la formulation des articles relatifs à la consultation du registre des actions 
(art. 686 al. 6 CO), de la liste des ayants droit économiques (art. 697l CO) et du registre des 
parts sociales (art. 790 al. 4), est trop large et trop générale ; ainsi les « autorités et les 
intermédiaires financiers » en général ne devraient pas être en mesure de consulter ces 
registres. Un tel système irait trop loin et constituerait une atteinte radicale au système 
existant. 
 
Nous pensons en outre que les dispositions pénales sanctionnant les violations d’annoncer 
les ayants droit économiques et de tenir les registres des actions ou des parts sociales sont 
disproportionnées. Nous sommes dès lors d’avis de supprimer les articles 327 et 327a CP 
du projet. 
  







4 


 
 
 
 
 
 


4. Obligation de la société de disposer d’un compte auprès d’une banque 
suisse 


 
Le projet prévoit que les sociétés ayant atteint un chiffre d’affaires d’au moins 100'000 francs 
devront disposer d’un compte bancaire en Suisse (art. 957 et ss CO). 
 
Il ne nous paraît pas opportun d’insérer une telle obligation dans notre ordre juridique. 
Aucun pays n’a introduit une telle obligation sur le plan international, à l’exception de l’Inde. 
Par ailleurs, une telle mesure reviendrait à demander aux banques de faire office de police 
des sociétés en leur confiant le travail de vérifier que les informations collectées dans le 
cadre de la lutte anti-blanchiment (c’est-à-dire le dossier LBA qui contient l’identité des 
actionnaires ainsi que des ayants droit économiques) correspondent avec les informations 
collectées figurant sur la liste d’actionnaires tenue par la société. Pour le surplus, nous 
signalons aussi que la notion d’ayant droit économique au sens de la LBA ne se confond 
pas avec celle du CO et que cela compliquerait encore plus le rôle de contrôle des banques. 
 


5. Données volées 
 
Le présent projet ne comprend pas les mesures de mise en œuvre des recommandations du 
Forum mondial concernant les données volées, qui ont fait l’objet d’une consultation 
antérieure et ont été incluses par le Conseil fédéral dans le message du 10 juin 2016 sur la 
modification de la loi sur l’assistance administrative (LAAF). Le 24 octobre 2016, la 
Commission de l’économie et des redevances du Conseil national (CER-N) a décidé que le 
projet de révision de la LAAF devait être intégré au projet de révision concernant la mise en 
œuvre des recommandations du Forum mondial émises dans le rapport de phase 2 de la 
Suisse. La question des données volées sera donc regroupée avec le présent projet de 
modification dans le message qui sera élaboré sur la base des résultats de la consultation. 
 
C’est l’occasion de rappeler que le Conseil fédéral est revenu plusieurs fois à la charge sur 
cette question, les dernières fois en 2016 et en 2013 notamment, en proposant d’admettre 
les demandes étrangères basées sur les données volées. En 2013, la proposition avait été 
finalement abandonnée en raison de vives critiques formulées dans le cadre de la 
consultation. Comme nous l’avions déjà affirmé lors des premières consultations relatives à 
la LAAF en 2011 et 2013, nous continuons de penser que les données confidentielles volées 
ne peuvent servir de fondement à une demande de renseignements et que la Suisse doit, 
dans ce cas, refuser l’entraide. En ce sens, la Suisse doit refuser d’entrer en matière lorsque 
la demande d’entraide viole le principe de la bonne foi, notamment lorsqu’elle se fonde sur 
des renseignements obtenus par des actes punissables au regard du droit suisse, par 
exemple lors de vol de données bancaires. Le fait que les données volées aient été 
acquises activement ou passivement ne devrait jouer aucun rôle, les données volées restant 
dans tous les cas des données volées et violant à la fois le principe de l’état de droit et le 
principe de la bonne foi. 
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III. Conclusion 


 
En conclusion, nous sommes opposés à la suppression des actions au porteur et formulons 
également des objections à propos des mesures proposées pour accompagner cette 
abolition : ainsi, la perte, sans dédommagement, des droits des détenteurs d’action paraît 
trop sévère, le délai de transition en cas d’abolition devrait être porté à 5 ans au moins et les 
dispositions pénales sanctionnant les violations d’annoncer les ayants droit économiques et 
de tenir les registres des actions ou des parts sociales sont disproportionnées. 
 


* * * 


 
En vous remerciant de l’attention que vous porterez à la présente prise de position, nous 
vous prions de croire, Monsieur le Conseiller fédéral, à l’assurance de notre haute 
considération. 
 
 
Centre Patronal 
 
 
 
Sandrine Hanhardt Redondo 
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Stellungnahme zum Entwurf des Bundesgesetzes zur Um setzung von Empfehlungen 


des Global Forum über die Transparenz juristischer Personen und den Informations-


austausch für Steuerzwecke 


 


Sehr geehrte Frau Hofstetter, sehr geehrte Damen und Herren 


 


Wir beziehen uns auf das Schreiben von Herrn Bundesrat Ueli Maurer vom 17. Januar 2018 


betreffend das Vernehmlassungsverfahren in rubrizierter Angelegenheit und bedanken uns für 


die Möglichkeit, zur Vorlage Stellung nehmen zu können. 


 


1. Einleitung 


 


Unserem Verband gehören neben den grossen Wirtschaftsprüfungsunternehmen rund 850 


mittelgrosse und kleine Treuhand- und Revisionsunternehmen an. Unsere Mitglieder sind 


durch die vorgesehenen Gesetzesänderungen in ihrer Tätigkeit unmittelbar betroffen, da der 


überwiegende Teil der geprüften Gesellschaften als Aktiengesellschaften und Gesellschaften 


mit beschränkter Haftung von der Pflicht zur Führung von Gesellschafterverzeichnissen be-


troffen ist und zudem zahlreiche Prüfkunden Inhaberaktien führen. 


 


Wir anerkennen grundsätzlich das Bedürfnis zur Vornahme der vorgeschlagenen Gesetzes-


anpassungen, um den internationalen Anforderungen bzw. insbesondere auch den Empfeh-


lungen des Global Forum on Transparency and Exchange of Information for Tax Purposes zu 


entsprechen. Wir halten es allerdings ebenfalls für massgeblich, dass anerkannte und berech-
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tigte Grundsätze und Gepflogenheiten der Schweizerischen Gesetzgebung und Praxis be-


rücksichtigt werden und Änderungen sich auf das notwendige bzw. sinnvolle Mass beschrän-


ken. So gilt es etwa zu beachten, dass sich eine Gesellschaft aus verschiedenen legitimen 


und sachlichen Gründen (insbesondere etwa zur Vereinfachung von Aktienübertragungen) zur 


Führung von Inhaberaktien entschliessen kann. Eine generelle Verdächtigung von Gesell-


schaften mit Inhaberaktien, Missbrauch zu betreiben, ist daher fehl am Platz. 


 


 


2. Umwandlung der Inhaberaktien in Namenaktien 


 


Gemäss Gesetzesentwurf sollen die bestehenden Inhaberaktien per Inkrafttreten der neuen 


gesetzlichen Regelungen von Gesetzes wegen in Namenaktien umgewandelt werden. 


 


Es trifft zu, dass mit dem per 1. Juli 2015 in Kraft getretenen "GAFI-Gesetz" Inhaberaktien 


derart umfassend an Namenaktien angeglichen worden sind, dass die früher mit der Führung 


von Inhaberaktien verbundenen Vorteile weitgehend eliminiert worden sind. Die Abschaffung 


der Inhaberaktien ist gemäss unserer Beurteilung daher nachvollziehbar und sinnvoll. 


 


Die automatische Umwandlung bestehender Inhaberaktien per Inkrafttreten des neuen Ge-


setzes in Namenaktien halten wir für zweckmässig; sie liegt im Interesse der betroffenen Ge-


sellschaften, lassen sich dadurch doch mit einer ansonsten notwendigen Statutenänderung 


verbundene Rechtskosten und Handelsregistergebühren vermeiden. 


 


 


3. Verlust der Rechtsstellung als Aktionär bei ausb leibender Meldung 


 


Gemäss heutiger Gesetzeslage (Art. 697m OR) ruhen die Mitgliedschafts- und Vermögens-


rechte eines Aktionärs, solange er seinen Meldepflichten nicht nachgekommen ist. Die Ver-


mögensrechte können erst nach Erfüllung der Meldepflichten geltend gemacht werden. Ver-


mögensrechte der Aktionäre, welche aus der Zeit vor Erfüllung der Meldepflicht resultieren, 


sind verwirkt. Diese Rechtsfolge gilt gleichermassen für Gesellschaften mit Namenaktien wie 


mit Inhaberaktien. Diese Rechtsfolgen stellen einschneidende Massnahmen gegenüber den 


Inhabern von Beteiligungsrechten dar, gehen diese doch für die Dauer der unterlassenen 


Meldung(en) jeglicher Vermögens- und Mitwirkungsrechte verlustig. 
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Es mag zutreffen, dass in seltenen Fällen eine Meldung des Aktionärs an die Gesellschaft 


zwecks Wahrung seiner Anonymität bewusst unterbleibt. Es greift aus unserer Sicht allerdings 


zu kurz, sämtliche Fälle des Ausbleibens einer solchen Meldung ausschliesslich unter dem 


Missbrauchsfokus zu betrachten, bestehen doch in der Praxis zahlreiche Fälle, in welchen 


eine Meldung aus anderen (in keinerlei Zusammenhang mit einem Missbrauch bzw. einer 


bewussten Verschleierung der Eigentumsverhältnisse stehenden) Fällen unterbleibt: Inhaber-


aktien werden von Erben im Rahmen einer Erbteilung bei der Liquidation des Haushalts des 


Erblassers gefunden; gesundheitlich beeinträchtigte bzw. allenfalls dement gewordene Inha-


beraktionäre haben Aktien bei sich zu Hause aufbewahrt, welche bei der Aufhebung des 


Haushalts von der Betreuungsperson aufgefunden werden etc. Sofern solche Aktien bei der 


Steuererklärung der verstorbenen, erkrankten oder dementen Person nicht korrekt deklariert 


worden sind, wird eine Nachbesteuerung vorgenommen und allenfalls eine entsprechende 


Steuersanktion verhängt.  


 


Der endgültige Verlust von Aktionärsrechten bei aus gebliebender Meldung ist in diesen 


Fällen in keiner Weise gerechtfertigt und kommt ein er (entschädigungslosen!) staatli-


chen Enteignung von Vermögenswerten nahe. Ein solcher massiver Eingriff in Vermögens-


rechte der betroffenen Personen ist gemäss heutiger und künftiger Regelung für Gesellschaf-


ten mit Namenaktien zu Recht nicht vorgesehen.   


 


Bei den Erläuterungen zu den einzelnen Artikeln auf Seiten 18 ff. des Erläuternden Berichts 


wird diesbezüglich übersehen, dass bei Namenaktien nicht eingetragene Aktionäre über keine 


Mitwirkungsrechte verfügen (Art. 689a Abs. 1 OR), weshalb es auch nicht zutrifft, dass nach 


einer Umwandlung der Inhaberaktien in Namenaktien Gesellschaften "zu rechtswidrigem 


Handeln" gezwungen seien (Übergangsbestimmungen Art. 3 Abs. 3 in fine). Vielmehr haben 


die nicht eingetragenen Aktionäre keine Stimme, weshalb ihre Aktien bei der Stimmenzählung 


an der Generalversammlung auch nicht zu berücksichtigen sind. 


 


Anstelle der vorgeschlagenen bedingungslosen Verwirkung bzw. in Ergänzung des Verlusts 


der Aktionärsrechte wäre zu prüfen, ob nicht in Fällen, in welchen nicht gemeldete Beteili-


gungsrechte von Gesetzes wegen an die Gesellschaft zurückgefallen sind, eine Entschädi-


gungspflicht der Gesellschaft  an frühere Beteiligungsinhaber vorgesehen werden sollte, 


falls die Erfüllung der Meldepflichten ohne eigenes Verschulden unterlassen worden war (wie 


dies etwa in den oben genannten Fällen einer Erbschaft, Erkrankung oder Demenz) sehr häu-


fig der Fall sein dürfte. Die früheren Aktionäre könnten zwar auch in einem solchen Fall ihre 


Aktionärsstellung nicht mehr zurück erlangen, würden allerdings für den Verlust ihrer Beteili-
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gungsrechte entsprechend entschädigt, wobei die Entschädigung zu Lasten der Gesellschaft 


gehen würde, welcher ja auch das entsprechende Vermögen durch Zuweisung der Beteili-


gungsrechte als eigene Aktien zugefallen war. 


 


In jedem Falle wäre zudem die Frist zur Meldung , welche mit den vorgeschlagenen 18 Mo-


naten insbesondere auch in den vorgenannten Fällen einer Erbschaft, Erkrankung oder De-


menz deutlich zu kurz ist, erheblich zu verlängern  (z.B. auf zehn Jahre bzw. – für Erben – 


auf zwei Jahre seit Versterben des Aktionärs und Erblassers). Es gilt bei diesen Regelungen 


dem Umstand Rechnung zu tragen, dass – wie einleitend dargelegt –eine Gesellschaft aus 


verschiedenen legitimen und sachlichen Gründen Inhaberaktien führen kann und Miss-


brauchsfälle auch im Bereich der Inhaberaktien nur Ausnahmen darstellen. 


 


 


4. Sanktionierung der Unterlassung der Führung von Verzeichnissen der Gesell-


schafter 


 


Wie im Erläuternden Bericht vom 17. Januar 2018 zu Recht festgestellt wird, stellt die Einfüh-


rung eines strafrechtlichen Sanktionssystems für den Fall von Pflichtverletzungen bei der Füh-


rung von Verzeichnissen der Gesellschafter einen "radikale(n) Eingriff in das bestehende Sys-


tem" dar (Seite 8). Obwohl eine entsprechende Regelung beim Erlass des "GAFI-Gesetzes" 


ausdrücklich abgelehnt worden war, sehen die vorgeschlagenen Gesetzesänderungen nun 


wiederum eine strafrechtliche Sanktionierung der Verletzung der gesellschaftsrechtlichen 


Pflichten zur Führung von Verzeichnissen bzw. zur Erfüllung der Meldepflichten der Gesell-


schafter vor. Diese vorgeschlagenen Änderungen verkennen gemäss unserer Beurteilung die 


Realitäten – gerade auch im KMU-Bereich – und führen zu einer Pönalisierung von Verhal-


ten, welches in sehr vielen Fällen ohne jegliches U nrechtsbewusstsein erfolgt. Die vor-


geschlagene Sanktionierung ist daher in aller Deutlichkeit abzulehnen . Sie ist – wie 


schon anlässlich des Erlasses des "GAFI-Gesetzes" festgestellt worden ist – unverhältnis-


mässig (Erläuternder Bericht, Seite 9). Diese massive Unverhältnismässigkeit zeigt sich etwa 


auch darin, dass in geradezu stossender und nicht nachvollziehbarer Weise gemäss Geset-


zesentwurf gar auch die Pflicht zur Meldung der Änderung des Vor- oder des Nachnamens 


wie auch der Adresse mit Busse bestraft werden soll, wofür selbst aus der Optik des Global 


Forum keinerlei Veranlassung bestehen kann. 


 


Die Unverhältnismässigkeit der angedrohten strafrechtlichen Sanktionen ändert sich auch 


nicht dadurch, dass nur die vorsätzliche Pflichtverletzung unter Strafe gestellt werden soll. 
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Gemäss unserer Beurteilung besteht das erhebliche Risiko, dass in der Praxis Gesellschaften 


und Gesellschaftern der Einwand, ihre Pflichten nicht gekannt zu haben, verwehrt sein dürfte, 


da die gesetzlichen Regelungen als allgemein bekannt vorausgesetzt würden. Damit könnte 


letztlich praktisch jede Unterlassung der Führung von Verzeichnissen durch die Gesellschaft 


wie auch der Meldung der Gesellschafter als vorsätzliches Verhalten taxiert werden. Da im 


Gesetzesentwurf jedes weitergehende, das Verhalten präziser umschreibende Tatbestands-


element (wie etwa: Unterlassung der Meldung "zwecks Verschleierung der wirklichen Verhält-


nisse") fehlt, würde eine solche Strafbestimmung – wie oben dargelegt – wohl zahlreiche Un-


ternehmen und Gesellschafter erfassen, bei welchen jegliche Missbrauchs- bzw. Verschleie-


rungsgefahr fehlt, sondern wegen der Einfachheit und Übersichtlichkeit der Verhältnisse (Ein-


mannbetriebe etc.!) Verzeichnisse allenfalls nicht geführt bzw. Meldungen unterlassen wer-


den. Solches Verhalten kann und darf gemäss unserer Überzeugung nicht strafbar sein. 


 


Mit der bereits bestehenden Verwirkungsfolge bezüglich der Aktionärsrechte bei ausgebliebe-


ner Meldung, der neuen Pflicht, über ein Konto bei einer schweizerischen Bank zu verfügen 


sowie der Möglichkeit, bei fehlender Führung des Verzeichnisses über die Gesellschafter ein 


Verfahren betreffend Organisationsmängel einzuleiten, bestehen gemäss unserer Überzeu-


gung bereits ausreichende und wirksame Mittel und Massnahmen, ein Fehlverhalten von Ge-


sellschaft und Gesellschaftern wirksam zu sanktionieren. Eine weitergehende strafrechtliche 


Sanktionierung ist nicht notwendig, überschiessend und zielt am Sinn und Zweck der Geset-


zesänderung vorbei, indem sie aufgrund vereinzelter Missbrauchsfälle sämtliche Gesellschaf-


ten und Gesellschafter mit Strafe bedroht. 


 


 


5. Weitere Bemerkungen 


 


Die übrigen im Gesetzesentwurf vorgeschlagenen und im Erläuternden Bericht dargelegten 


Regelungen sind gemäss unserer Beurteilung nachvollziehbar und sinnvoll. Es bestehen 


diesbezüglich seitens von EXPERTsuisse keine Einwendungen und Bemerkungen. Wir unter-


stützen aus den im Erläuternden Bericht dargelegten Gründen insbesondere auch das Ver-


werfen der Massnahme "Prüfung der Verzeichnisse durch Revisor, Bestätigung der Prüfung 


gegenüber dem Handelsregisteramt, Prüfung der Pflichterfüllung durch Handelsregisteramt" 


(Erläuternder Bericht, Ziffer 2.2.2.3. (3), Seite 12). Allerdings halten wir die im Erläuternden 


Bericht zitierte Einschätzung des Global Forum bezüglich innergesellschaftlicher Pflichten und 


Unabhängigkeit der Revisoren (Seite 12) für unberechtigt und verfehlt. Sie steht auch im kla-


ren Widerspruch zu den geltenden, konsequent umgesetzten sowie gerade im Bereich der 
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Missbrauchsbekämpfung erfolgreichen Regelungen und Gepflogenheiten des Schweizer 


Rechts. 


 


Abschliessend möchten wir uns nochmals für die Möglichkeit bedanken, uns zum Entwurf des 


Bundesgesetzes zur Umsetzung von Empfehlungen des Global Forum über die Transparenz 


juristischer Personen und den Informationsaustausch für Steuerzwecke vernehmen zu lassen. 


Für Rückfragen oder ergänzende Auskünfte in diesem Zusammenhang stehen wir Ihnen ger-


ne zur Verfügung. 


 


 


Freundliche Grüsse 


 


EXPERTsuisse 


       


   


   


 


 


Dr. Thorsten Kleibold    Sergio Ceresola 


Mitglied der Geschäftsleitung  Mitglied der Geschäftsleitung 
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Eingaben im Rahmen der Vernehmlassungsverfahren 
zur Umsetzung der Empfehlungen des Global Forum -  
Informationsaustausch auf Ersuchen [39] 
 
 
5. Weitere interessierte Kreise [39] 


 Alliance Sud  


 Bär & Karrer AG  


 Baker McKenzie  


 Bitcoin Association Switzerland 


 Bity SA  


 Schweizerisches Bundesverwaltungsgericht  


 Centre Patronal CP 


 EXPERTsuisse  


 Fédération des entreprises romandes  


 Konferenz der kantonalen Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren FDK  


 Forum Schweizer Selbstregulierungsorganisationen (Forum-SRO) 


 Homburger AG  


 IndéNodes Sàrl  


 KMU-Forum  


 Lenz & Staehelin  


 MCE Avocats  


 Moving Media GmbH  


 Organismo di Autodisciplina dei Fiduciari del Cantone Ticino OAD FCT 


 Kohli & Urbach  


 Swiss Association of Trust Companies SATC  


 Schweizerischer Anwaltsverband SAV 


 Schellenberg Wittmer AG  


 Schweizerischer Baumeisterverband SBV 


 scienceindustries  


 Schweizerischer Notarenverband SNV 


 Selbstregulierungsorganisation des Schweiz. Leasingverbandes SRO-SLV 


 Selbstregulierungsorganisation des SVV SRO-SVV  


 Städtische Steuerkonferenz  


 Schweizerischer Verband der Investmentgesellschaften SVIG 


 SWISSBOARDFORUM  


 SwissHoldings  


 Transparency International Schweiz  


 Université de Genève, Faculté de droit  


 VISCHER AG  


 Verband Schweizerischer Kantonalbanken VSKB 


 Verein zur Qualitätssicherung von Finanzdienstleistungen VQF 


 Vereinigung Schweizerischer Privatbanken VSPB 


 Verband Schweizerischer Vermögensverwalter VSV 


 Walder Wyss AG  





